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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Bericht des Bundeskartellamtes für 1963 


L 

Die wettbewerbspolitisdie Entwicklung im Jahre 
1963 war durch das Bemühen des Bundesministers 
für Wirtschaft und des Bundeskartellamtes gekenn- 
zeichnet, dem Bedürfnis der kleinen und mittleren 
Unternehmen nach mehr zwischenbetrieblicher Zu- 
sammenarbeit („Kooperation") in verstärktem Maße 
entgegenzukommen. 

Unter dem 29. Oktober 1963 hat das Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft eine Zusammenstellung über 
„Zwischenbetriebliche Zusammenarbeit im Rahmen 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen" 
veröffentlicht, die unter der Bezeichnung „Koopera- 
tionsfibel" bekanntgeworden ist und insbesondere 
den kleinen und mittleren Unternehmen zeigen soll, 
welche Möglichkeiten zur zwischenbetrieblichen Zu- 
sammenarbeit nach dem Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen bestehen. Auf dem Gebiet der Ge- 
setzgebung hat der Bundesminister für Wirtschaft 
seine Vorstellungen über eine Novellierung des § 5 
Abs. 1 und 2 GWB (Normen-, Typen- und Speziali- 
sierungskartelle) weiter entwickelt. Großunterneh- 
men sind meistens in der Lage, Spezialisierungsvor- 
haben innerhalb ihres eigenen unternehmerischen 
Bereichs ohne Verträge oder Beschlüsse im Sinne 
des § 1 GWB zu verwirklichen. Dagegen haben 
kleine und mittlere Unternehmen diese Möglichkeit 
häufig nicht; sie sind vielfach auf eine gemeinschaft- 
liche Spezialisierung unter Beteiligung mehrerer 
Unternehmen und damit regelmäßig auf Kartellver- 
träge oder -Beschlüsse nach § 1 GWB angewiesen. 
Auch mit Rücksicht darauf schlägt die Bundesregie- 
rung im Rahmen einer Novelle zum Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen u. a. vor, Normen-, 
Typen- und Spezialisierungskartelle soweit wie 
sinnvoll zu erleichtern. 

Auf das Bedürfnis der kleinen und mittleren 
Unternehmen, sich durch Rationalisierung ihrer Be- 
triebe wettbewerbsfähig zu erhalten, weist auch das 
Bundeskarteliamt hin (Seite 7). Schon vor der Ver- 
öffentlichung der „Kooperationsfibel" hat es Ver- 
waltungsgrundsätze bekahntgegeben, durch die das 
Erlaubnisverfahren bei Spezialisierungskartellen 
(§ 5 Abs. 2 GWB) erleichtert und beschleunigt wer- 
den soll (Seite 12). Dem gesamtwirtschaftlichen In- 
teresse an der Stärkung der Marktposition kleiner 
und mittlerer Unternehmen kommt auch die' neuere 
Praxis des Bundeskartellamtes entgegen, eine Er- 
laubnis für Rationalisierungskartelle in geeigneten 
Fällen über die regelmäßige Frist von drei Jahren 
(§11 Abs. 1 GWB) hinaus zu erteilen. Dadurch wird 
den Unternehmen gerade auch bei Spezialisierungs- 
kartellen eine langfristige Planung erleichtert. Es ist 
zu hoffen, daß davon ein weiterer Anreiz zu derar- 
tigen Formen der Kooperation ausgeht. 


In diesem Zusammenhang ist ferner die Frage 
nach dem zulässigen Inhalt von Wettbewerbsregeln 
(§§ 28 bis 33 GWB) wichtig. Die verschärfte Konkur- 
renz kann in einzelnen Wirtschaftsbereichen zu For- 
men des Wettbewerbs führen, die über die Grenzen 
des erwünschten Leistungswettbewerbs hinaus- 
gehen. Der Möglichkeit, durch Aufstellung und Ver- 
einbarung von Wettbewerbs regeln derartigen Prak- 
tiken vorzubeugen, wird daher eine wachsende Be- 
deutung zukommen. Die Bundesregierung begrüßt 
es, daß das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum 
Gelegenheit hatte, in einer Reihe von Entscheidun- 
gen die Vorschriften über Wettbewerbsregeln näher 
auszulegen und dabei den Schutz des Leistungswett- 
bewerbs stärker zu berücksichtigen (Kraftfahrzeug- 
handel, Seite 28/29; Bauindustrie, Seite 53; Immobi- 
lienmakler, Seite 54/55). Sie erwarfet, daß das Bun- 
deskartellamt auf diesem Wege fortschreitet und 
dabei der Zusammenarbeit zwischen kleinen und 
mittleren Unternehmen, die den Leistungswett- 
bewerb fördert, besondere Aufmerksamkeit widmet 
(siehe dazu auch die „Kooperationsfibel", Ab- 
schnitt 9). 

In einer Entscheidung über die Zulassung von 
Wettbewerbsregeln (Kraftfahrzeughandel, Seite 28) 
hat sich das Bundeskartellamt mit der gegenwärtig 
umstrittenen Frage befaßt, ob es sittenwidrig ist, 
wenn ein Unternehmer in seiner Werbung auf An- 
gebote eines Mitbewerbers Bezug nimmt (sog. ver- 
gleichende Werbung). Das Bundeskartellamt hat — 
abweichend von der Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofs zu § 1 des Gesetzes gegen den unlau- 
teren Wettbewerb — die Auffassung vertreten, daß 
Preis vergleiche in der Werbung grundsätzlich nicht 
sittenwidrig sind. Mit den gleichen Rechtsfragen be- 
faßt sich der Bundesminister der Justiz in seinem 
Bericht „Uber die Möglichkeit einer wahrheitsge- 
mäßen vergleichenden Werbung" vom 25. März 
1963. Der Bundesminister der Justiz spricht sich in 
seinem Bericht dagegen aus, daß die vergleichende 
Werbung durch Gesetz ausdrücklich geregelt wird; 
vielmehr soll es den Gerichten überlassen bleiben, 
ihre Zulässigkeit zu beurteilen. Die Bundesregie- 
rung hat den Bericht zusammen mit einer Entschlie- 
ßung dem Präsidenten des Bimdestages am 24. Fe- 
bruar 1964 zugeleitet — Drucksache IV/1976. In 
ihrer Entschließung hat die Bundesregierung u. a. 
erklärt, daß eine grundsätzliche Auseinandersetzung 
des Bundesgerichtshofs mit den in Literatur und 
Rechtsprechung vertretenen Auffassungen zur ver- 
gleichenden Werbung noch aussteht. 

11 . 

Nachdem die erste Welle der Anträge auf Zulas- 
sung von Kartellen abgeklungen ist, stehen im Vor- 
dergrund der Tätigkeit des Bundeskartellamtes Ver- 
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fahren, die dem Schutz kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen vor dem Mißbrauch der Marktmacht ande- 
rer Unternehmen dienen. Hierher sind z. B. Verfah- 
ren gegen preisbindende Unternehmen zu rechnen, 
die durch sachlich nicht gerechtfertigte unterschied- 
liche Rabatte kleine Abnehmer gegenüber Großab- 
nehmern diskriminieren (Flechtartikel, Strumpf- 
waren, Seite 48). Das Bundeskartellamt hat auch 
erreicht, daß unzulässige Liefersperren oder andere 
Formen eines verbotenen Zwanges aufgegeben wur- 
den (Bücher, Seite 57; Hüte, Seite 49). 

Ferner führte die Mißbrauchsaufsicht gegenüber 
preisbindenden Unternehmen zu Preissenkungen 
(Waschmittel, Seite 43/44; Süßwaren, Seite 50/51). 
Die Bundesregierung erwartet, daß das Bundeskar- 
tellamt seine Bemühungen in dieser Richtung fort- 
führt. 

Die gleichen Erwartungen knüpft die Bundesregie- 
rung an die Mißbrauchsaufsicht des BundeskartelU 
amtes im Bereich der Versorgungswirtschaft, soweit 
diese dem Kartellverbot entzogen ist. 


III. 

Verglichen mit der Zahl der Mißbrauchsverfahren 
kommen Verfahren, in denen das Bundeskartellamt 
verbotene Kartellabsprachen aufdeckt und im Ord- 
nungswidrigkeitenverfahren verfolgt, seltener vor. 
Von Ausnahmefällen abgesehen, in denen das Bun- j 
deskartellamt von sich aus oder durch Anzeigen 
Dritter auf unzulässige Absprachen gestoßen ist, 
setzt es sich vor allem dann mit dem Kartellverbot 
auseinander, wenn es um kartellrechtliche Aus- 
künfte gebeten wird. Wettbewerbspolitisch sind 
aber gerade diejenigen Absprachen bedenklich, die 
von den Beteiligten nicht an das Bundeskartellamt 
herangetragen werden. 

Zu einigen Bußgeldverfahren, die das Bundeskar- 
tellamt eingestellt hat (Kondensmilch, Seite 51; 
Zeitschriften, Seite 56; Fernsprechnebenstellen, 
Seite 62) ist in diesem Zusammenhang folgendes zu 
bemerken: Nach § 81 Abs. 2 GWB können die Kar- 
tellbehörden schon dann einen Bußgeldantrag beim 
Gericht stellen, wenn der Betroffene nach dem Er- 
gebnis der Ermittlungen hinreichend verdächtig er- 
scheint, eine Ordnungswidrigkeit begangen zu 
haben. Die Kartellbehörde setzt im Bußgeldverfah- 


ren die Geldbuße nicht selbst fest, sondern hat nur 
die Funktion einer Anklagebehörde. Sie braucht da- 
her einen Bußgeldantrag nicht von dem Nachweis 
eines Gesetzesverstoßes abhängig zu machen; es 
genügt insoweit ein hinreichender Tatverdacht. 


IV. 

Im Hinblick auf einige Äußerungen des Bundes- 
kartellamtes zum Empfehlungsverbot des § 38 Abs. 2 
Satz 2 GWB (gebrauchte Kraftfahrzeuge, Seite 29; 
Uhren, Seite 37; Modellkleidung, Seite 48; Industrie- 
filme, Seite 59) ist zu bemerken, daß diese Vor- 
schrift nach ihrem Wortlaut, Sinn und Zweck ein 
Umgehungstatbestand ist. Ein Verstoß gegen § 38 
Abs. 2 Satz 2 GWB setzt außer der Empfehlung und 
dem darauf beruhenden gleichförmigen Verhalten 
voraus, daß der Empfehlende vorsätzlich ein im Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorgese- 
henes Verbot umgeht (vgl. dazu BGHSt. 14,55 = 
BGHZ 32,123). 

V. 

Das Bundeskartellamt führt aus (Seite 71), es habe 
seit Inkrafttreten der Ersten Durchführungsverord- 
nung zu den Artikeln 85 und 86 des EWG-Vertrages 
(Verordnung Nr. 17 des Rates) noch keinen Anlaß 
gehabt, das Kartellverbot des Artikels 85 Abs. 1 
EWG-Vertrag anzuwenden. Gleichwohl prüft das 
Bundeskartellamt in Verfahren über die Zulassung 
eines Kartells, ob der Kartellvertrag gegen Artikel 
85 Abs. 1 EWG-Vertrag verstößt; trifft das nach 
seiner Ansicht zu, dann veranlaßt es die Beteiligten, 
den Kartellvertrag entsprechend abzuändern, bevor 
es ihn zuläßt (Seite 71; Heizungsumwälzpumpen, 
Seite 25/26; Glühlampen, Seite 33; Schleifscheiben, 
Seite 45; Kraftfahrzeugreifen, Seite 46/47). Diese 
Praxis bedarf nach Ansicht der Bundesregierung der 
weiteren Prüfung. Kommen nämlich die Vertragspar- 
ner der Aufforderung zur Änderung des Kartellver- 
trages nach, dann begeben sie sich dadurch unter 
Umständen der Möglichkeit, für ihren Vertrag auch 
eine Freistellung vom Kartellverbot des EWG-Ver- 
trages zu beantragen (Artikel 85 Abs. 3; Artikel 9 
Abs. 1 der Verordnung Nr. 17). Das gilt auch dann, 
wenn nach der Verordnung Nr. 17 „eine rückwir- 
kende Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 durch die 
Kommission" (Seite 71) nicht möglich ist. 
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Bericht des Bundeskartellamtes 
über seine Tätigkeit im Jahre 1963 
sowie über Lage und Entwicklung auf seinem Aufgabengebiet 

(§ 50 GWB) 
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— Geschäftsübersicht für das Jahr 1963 — 85 


Hinweise für den Leser 

Der Tätigkeitsbericht für das Jahr 1963 ist, außer bei Lizenzverträgen, Verfah- 
rensfragen und Anwendung des EWG-Vertrages, nur nach Wirtschaftszweigen 
gegliedert worden. Um jedoch dem Leser ein rasches Auffinden der Ausführungen 
zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes zu ermöglichen, sind dem Bericht 
im Anschluß an den Textteil ein Stichwortverzeichnis und ein Paragraphen- 
nachweis angefügt worden. Die zahlenmäßige Entwicklung der Kartelle ist aus 
den Tabellen A und B, ihre Verteilung auf die Wirtschaftszweige und die Fund- 
stellen der Bekanntmachungen im Bundesanzeiger aus der Tabelle C zu ersehen. 
Eine Übersicht über die Preisbindungen, Lizenzverträge und Wettbewerbsregeln 
sowie über Zahl und Sachstand der Verwaltungs- und Bußgeldsachen enthalten 
die Tabellen D ff. 

Soweit im Bericht Paragraphen ohne Gesetzesnennung aufgeführt sind, beziehen 
sie sich auf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Die Zitate 
WuW/E in dem Bericht beziehen sich auf die Entscheidungssammlung zum Kar- 
tellrecht der Zeitschrift „Wirtschaft und Wettbewerb". Die entsnrechenden Fund- 
stellen aus der amtlichen Sammhina der Entsrheidunaen des Bundesgerichtshofes 
sind im Anschluß an den Paragraphennachweis aufgeführt. 

Die in dem Bericht aufaeführten vorhergehenden Tätigkeitsberichte des Bundes- 
kartellamtes sind als folgende Bundestagsdrucksachen erschienen: 

Tätigkeitsbericht 1958: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, Drucksache 1000 
Tätigkeitsbericht 1959: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, Drucksache 1795 
Tätigkeitsbericht 1960: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, Drucksache 2734 
Tätigkeitsbericht 1961: Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/378 
Tätigkeitsbericht 1962: Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/1220 

Die Tätigkeitsberichte 1958, 1959 und 1960 sind außerdem gesammelt als Heft 8 
der Schriftenreihe Wirtschaft und Wettbewerb veröffentlidit worden. 

Die in den Teilüberschriften des Ersten Abschnittes in Klammern beigefügten 
Zahlen bezeichnen von 21 bis 69 die Warengruppen nach dem Systematischen 
Warenverzeichnis für die Industriestatistik und von 70 bis 82 die Wirtschafts- 
bereiche nach dem Aktenplan des Bundeskartellamtes. Bei den im Bericht nicht 
genannten Warengruppen und Wirtschaftsbereichen war kein Anlaß gegeben, 
zu berichten. 
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VORWORT 


Für die Wirtschaft der Bundesrepublik erhält der zunehmende 
Waren- und Leistungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) immer grö- 
ßere Bedeutung. Sie hat sich dabei mit einer Reihe von Schwie- 
rigkeiten auseinanderzusetzen. Zwischen den einzelnen Mit- 
gliedstaaten weichen die Kaufkraftparitäten in unterschiedlich 
zunehmendem Maße von den festen Wechselkursen ab; offene 
und versteckte staatliche Subventionen verschieben in vielen 
Branchen die Ausgangslage im Wettbewerb auf dem euro- 
päischen Markt ebenso wie unterschiedliche Regelungen auf 
den verschiedensten Rechtsgebieten; insbesondere sind die Vor- 
schriften gegen rechtliche und faktische Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in den einzelnen Mitgliedstaaten nicht gleich wirksam. 

Wie schon im Tätigkeitsbericht 1962 S. 15 dargelegt, können 
nach Sinn und Zweck des EWG-Vertrages die nationalen Wett- 
bewerbsgesetze nur in der Weise angeglichen werden, daß in- 
nerhalb der Mitgliedstaaten und über die Grenzen hinweg ein 
echter Leistungswettbewerb gefördert wird. Es gilt, die Wett- 
bewerbsverzerrungen abzubauen, die zu einer Fehlsteuerung 
der Waren- und Leistungsströme führen. Solange dies nicht 
gelingt, muß damit gerechnet werden, daß offen oder versteckt 
mit privaten wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen ver- 
sucht wird, sich gegen als leistungsfremd empfundene Vorteile 
von Konkurrenten oder Konkurrentengruppen aus anderen 
Ländern zu schützen. Dabei ist an Export- oder Import-Kartelle 
zu denken, an internationale Quotenvereinbarungen und Ge- 
bietsschutzabkommen — für beide Arten von Vereinbarungen 
liegen Anzeichen vor — und überhaupt an Abwehrkartelle aller 
Art. Bei Aufrechterhaltung der grundsätzlichen Bedenken, die 
im Tätigkeitsbericht 1962 S. 14 in bezug auf Abwehrkartelle 
dargelegt wurden, kann es so doch nötig werden, im Rahmen 
der Möglichkeiten des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen solche Schutzgesichtspunkte in einzelnen Fällen zu be- 
rücksichtigen. 

Die Schwierigkeiten gerade kleiner und mittlerer Unterneh- 
men, sich auf den Gemeinsamen Markt umzustellen, der Zwang, 
im Wettbewerb mit Großunternehmen zu bestehen, und die sich 
aus beiden ergebende Notwendigkeit, alle Möglichkeiten der 
Rationalisierung und Leistungssteigerung auszunutzen, haben 
die Diskussionen über die unternehmerische Zusammenarbeit 
verstärkt. Das grundlegende Kartellverbot in § 1 wurde weiter 
präzisiert und abgegrenzt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat — wie in der Regie- 
rungserklärung vom 18. Oktober 1963 angekündigt — eine 
Zusammenstellung von Möglichkeiten zwischenbetrieblicher Zu- 
sammenarbeit im Rahmen des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen (Kooperationsfibel) der Öffentlichkeit über- 
geben. Diese Zusammenstellung soll kleinen und mittleren 
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Unternehmen helfen, bei denen oft keine klaren Vorstellungen 
über die Möglichkeiten zur Kooperation bestanden. Sie konkre- 
tisiert frühere Erklärungen der Bundesregierung (Stellung- 
nahme der Bundesregierung zum Tätigkeitsbericht 1962 S. 3) 
und des Bundeskartellamtes (z. B. im Tätigkeitsbericht 1961 
S. 10), mit denen deutlich gemacht wurde, daß das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen „einer Zusammenarbeit der Wirt- 
schaft, die auf Rationalisierung und Leistungswettbewerb aus- 
gerichtet ist", nicht entgegensteht und daß solche Zusammen- 
arbeitsformen sogar „in bestimmtem Rahmen als erstrebens- 
wert" zu bezeichnen sind. 

Zur Frage der Auslegung des § 1 sind folgende Überlegungen 
und Entscheidungen zu erwähnen: 

Im vergangenen Jahr hat sich das Bundeskartellamt in ver- 
stärktem Maße nüt der Tätigkeit der Preismeldestellen befaßt 
und untersucht, ob Preismeldestellen auf oligopolistischen 
Märkten dazu geeignet sind, die Marktverhältnisse durch Be- 
schränkung des Wettbewerbs zu beeinflussen (Tätigkeitsbericht 
1962 S. 21). 

Theoretische Analyse und empirische Untersuchungen haben 
ergeben, daß Preismeldestellen auf oligopolitischen Märkten 
mit nahezu homogenen Gütern dazu geeignet sind, durch Ver- 
vollkommnung der Markttransparenz künstlich Marktbedingun- 
gen zu schaffen, die ein bewußt gleichförmiges Verhalten er- 
möglichen (vgl. Ausführungen zur Preismeldestelle des Stahl- 
rohrhandels auf Seite 37). 

Der Bundesgerichtshof hat sich im Urteil vom 6. Dezember 
1962 (WuW/E BGH 519) zum Verhältnis des § 1 zu den Wett- 
bewerbsverboten der Gesellschafter einer offenen Handelsge- 
sellschaft geäußert. In dem zur Entscheidung stehenden Fall 
wurde § 1 für anwendbar gehalten, weil der dem behaupteten 
Wettbewerbsverbot unterliegende Gesellschafter mit der Ge- 
sellschaft im wesentlichen nur kapitalistisch verbunden war. Bei 
Gesellschaften dieser Art sei ein Wettbewerbsverbot gegen- 
über den kapitalistisch beteiligten Gesellschaftern für den Be- 
stand und die Erhaltung der Gesellschaft nicht notwendig. Der 
Bundesgerichtshof führte hierbei aus, es sei die Gefahr nicht 
von der Hand zu weisen, daß eine uneingeschränkte Anwen- 
dung des § 1 auf das Verhältnis der offenen Handelsgesellschaft 
zu ihren Gesellschaftern die Grundlagen dieser volkswirtschaft- 
lich besonders erwünschten Unternehmensform erschüttere, weil 
dadurch die tätige und gesellschaftstreue Mitarbeit in Frage ge- 
stellt werden könne. 

Das Oberlandesgericht Stuttgart (Urteil vom 21. Februar 1963 
— WuW/E OLG 545 — ) hatte die Frage zu entscheiden, ob das 
Verbot, mittelbar oder unmittelbar Rabatte nach dem Rabatt- 
gesetz an Kunden zu gewähren, das sich aus behauptetem Stan- 
desrecht für Apotheker ergebe, von einer Landesapotheker- 
kammer gegenüber ihren Mitgliedern durchgesetzt werden 
dürfe. Die Landesapothekerkammer hatte eine dementspre- 
chende Regelung in die Berufsordnung für Apotheker aufneh- 
men wollen. Die zuständige Aufsichtsbehörde hatte die Geneh- 
migung versagt, weil ein solches Verbot gegen § 1 verstoße. 
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Das Oberlandesgericht Stuttgart hat in seiner Entscheidung 
die Apotheken als Unternehmen und die Landesapothekerkam- 
mer als Vereinigung von Unternehmen angesehen. Die Rabatt- 
gewährung selbst sei nach dem Rabattgesetz zulässig. Damit sei 
zum Ausdruck gebracht, daß keinem Rechtsunterworfenen der 
Vorwurf der Unlauterkeit gemacht werden könne, wenn er 
diese Rabatte gewähre. Dies gelte auch für den Fall, daß das 
Gewähren von Rabatten nach Auffassung der Mehrheit der 
Standesangehörigen nicht standesüblich sei. Der Beschluß der 
Mitgliederversammlung der Landesapothekerkammer, ein Ver- 
bot der Rabattgewährung in die Berufsordnung aufzunehmen, 
schränke daher den lauteren und nicht den unlauteren Wett- 
bewerb ein. Er sei deshalb nach § 1 unwirksam. 

Anläßlich von zwei Zivilprozessen vor dem Landgericht 
Frankfurt am Main, an denen das Bundeskartellamt gemäß § 90 
Abs. 2 teilnahm, sind im Zusammenhang mit der Tätigkeit von 
Beschaffungsstellen der öffentlichen Hand weitere Überlegun- 
gen zum Unternehmensbegriff im Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen angestellt worden. Entsprechend dem Willen 
des Gesetzgebers und nach in der Fachliteratur vertretenen 
Meinungen -) dürften grundsätzlich alle Rechtssubjekte mit Aus- 
nahme der privaten Haushalte als Unternehmen im Sinne des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen anzusehen sein, 
wenn sie auf dem Markt als Anbieter von und/oder Nachfrager 
nach Gütern oder gewerblichen Leistungen auftreten und sich 
der Form privater Rechtsgeschäfte bedienen. 

Das Bundeskartellamt hat seine Auffassung über den Wett- 
bewerbsbegriff im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
weiter konkretisiert. Es hat drei grundsätzlich mögliche Stra- 
tegien im Marktverhalten unterschieden*^): 

1. Die Verhandlungsstrategie, bei der die Wettbewerbsmittel 
Preis, Rabatte, Konditionen, Qualität, Service oder Menge 
im Wege von Verhandlungen fixiert werden. Eine solche 
Verhandlungsstrategie erfüllt den Tatbestand des § 1, sofern 
sie in die Form von Verträgen (auch als „gentlemen's agree- 
ments") oder Beschlüssen gekleidet ist; 

2. Die Kampfstrategie, bei der die verschiedenen Wettbewerbs- 
mittel gezielt eingesetzt werden, um andere Anbieter vom 
Markt zu verdrängen, zu vernichten oder gefügig zu machen 
(= gezielter Vernichtungswettbewerb im Sinne von § 1 
UWG); eine solche leistungsfremde Kampfstrategie kommt 
auf oligopolistischen Märkten heute kaum noch vor, dage- 
gen gelegentlich in den Marktformen des Teilmonopols und 
Teiloligopols; 


ß Amtliche Begründung zu § 1 Nr. 3 c) Drucksache 1158 Anlage 1, 2. Wahl- 
periode 

ß Forsthoff, Emst, „Der Staat als Auftraggeber" Stuttgart 1963; Gandenber- 
ger, Otto, „Was ist ein Unternehmen? — Volkswirtschaftliche Überlegun- 
gen zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen", Heidelberg 1963; 
Weiter, Erich, „Der Staat als Kunde", Heidelberg 1960, S. 44 
•’) Vergleiche Schneider, Erich, „Einführung in in die Wirtschaftstheorie", 
Band 2, 7. Aufl., Tübingen 1961, S. 68; Gutenberg, Erich, „Grundlagen der 
Betriebswirtschaftslehre", Band 2, 5. Aufl., Berlin-Göttingen-Heidelberg 
1962, S. 248 
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3. Die friedliche Verhaltensweise (als Gegensatz zur Kampf- 
strategie), unter der Erich Schneider alle übrigen Verhaltens- 
weisen zusammenfaßt, so daß begrifflich sowohl ein funk- 
tionsfähiger Wettbewerb als auch die faktischen Wett- 
bewerbsbeschränkungen im Sinne des § 22 Abs. 1 und 2 
darunter fallen: monopolistische Verhaltensweise, bewußte 
Parallelpolitik und Marktführerschaft, 

Zum Begriff des Wettbewerbs auf unvollkommenen Märkten 
hat das Bundeskartellamt in Übereinstimmung mit der moder- 
nen Nationalökonomie und dem Willen des Gesetzgebers 
ausgeführt, daß unter Wettbewerb eine Verhaltensweise im 
Zeitablauf zu verstehen ist. Diese Verhaltensweise der Wirt- 
schaftssubjekte hängt von den subjektiven Wirtschaftsplänen 
ab, die Abgrenzungskriterium für die verschiedenen Marktfor- 
men und zugleich für das tatsächliche Verhalten am Markt 
sind ^). 

Ob es zu einer wettbewerbsgerechten Verhaltensweise 
kommt oder im Sinne des § 22 Abs. 1 und 2 faktisch kein Wett- 
bewerb besteht, wird von verschiedenen Faktoren bestimmt, 
wie z. B. der Zahl der Anbieter (oder Nachfrager) und ihrer 
Marktanteile, der Produkthomogenität bzw. -heterogenität, dem 
Grad der Markttransparenz und nicht zuletzt dem Willen der 
beteiligten Unternehmer, ihre Wettbewerbsmittel tatsächlich 
einzusetzen, um ihren Marktanteil zu vergrößern oder zu be- 
haupten. 

Die Frage, ob Wettbewerb im Sinne einer Verhaltensweise 
vorliegt, läßt sich mit hinlänglicher Genauigkeit beantworten, 
wenn man feststellt, wie oft, in welchem Ausmaß und zu wel- 
chen Zeitpunkten die verschiedenen Wettbewerbsmittel einge- 
setzt werden; hilfsweise sind die Entwicklung der Marktanteile 
und der Ausnutzungsgrad der Kapazität im Konjunkturverlauf 
sowie die Veränderungen der Preis- oder Qualitätsabstände zu- 
einander im Zeitablauf zu untersuchen. Einer Untersuchung der 
Verhaltensweise sind Zeiträume von mehreren Jahren zugrunde 
zu legen. 

Mit Beschluß vom 24. Oktober 1963 hat der Bundesgerichts- 
hof in dem Verwaltungsverfahren betreffend das Gesamt- 


9 Hayek, F. A., „Individualismus und wirtschaftliche Ordnung", Erlenbadi- 
Zürich 1952, S. 125 und S. 139 — 40; Lutz, F. A., „Bemerkungen zum Mono- 
polproblem", in: Ordo, Bd. 8 (1956), S. 30 — 31 und S. 34; 

Röpke, Wilhelm, „Wettbewerb (11), Ideengeschichte und ordnungspoliti- 
sche Stellung", in: Handwörterbuch der Sozialwissenschaften, 41. Liefe- 
rung, Pkt. 3 (3), S. 33; Clark, J. M. „Competition as a Dynamic Process", 
Washington D. C. 1961, S. 13 

“) Amtliche Begründung zu § 1, Punkt 3 d), in Drucksache 1158, 2. Wahl- 
periode, Anlage 1: Als Wettbewerb ist „das Streben zu betrachten, durch 
eigene Leistung, die nadi Qualität oder Preis besser ist als die Leistung 
anderer Unternehmen, den Verbraucher zum Abschluß eines Vertrages zu 
veranlassen." ; 

Bericht des Bundestagsausschusses für Wirtschaftspolitik zu § 1 in: Bun- 
destagsdrucksache 3644, 2. Wahlperiode: Als Wettbewerb ist „jede Art 
wirtschaftlicher Handlung zu verstehen, die darauf gerichtet ist, sich im 
Wirtschaftskampf auf Kosten eines Wettbewerbers einen Vorteil zu ver- 
schaffen." 

Machlup, Fritz, Artikel „Oligopol", in Handwörterbuch der Sozialwissen- 
schaften, 38. Lieferung, S. 83, Punkt I 2; Willike, Rainer J., Artikel „Markt- 
formen", in HdSW Bd. 7, Punkt II 5, S. 143 
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leichtern (reines Anmeldeverfahren wie in § 6 Abs. 1, Gebüh- 
rensenkung, Zulassung von Normen- und Typenempfehlungen; 
Bericht der Bundesregierung über Änderungen des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 22. August 1962, Bun- 
destagsdrucksache IV/617; Tätigkeitsbericht 1960 S. 11). Auch 
der Vorschlag, die Vorschriften über Spezialisierungskartelle 
erheblich zu mildern, wird wiederholt. 

Die zweckmäßige Bereinigung des Produktionsprogramms ist 
eine ständige Aufgabe rationaler Unternehmertätigkeit. Viele 
Beobachtungen deuten darauf hin, daß sehr wesentliche Spe- 
zialisierungen schon bei den einzelnen Unternehmen unter dem 
Druck verschärften Wettbewerbs entstehen; auch bei äußerster 
Erleichterung der Spezialisierungskartelle werden viele Spe- 
zialisierungsvorhaben auch ohne Kartellierung durchgeführt 
werden. 

Das Bundeskartellamt hat Verwaltungsgrundsätze bekannt- 
gemacht (Bekanntmachung 49/63 vom 31. Juli 1963, Bundes- 
anzeiger Nr. 149 vom 14. August 1963), nach denen schon jetzt 
über Erlaubnisanträge nach § 5 Abs. 2 für Spezialisierungsabre- 
den in der Regel innerhalb von drei Monaten entschieden wer- 
den soll. Spezialisierungskartelle erfüllen dem ersten Anschein 
nach die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2. Nur in 
den Fällen, in denen es möglich ist, daß die Abrede zu einer 
marktbeherrschenden Stellung führt oder eine solche Markt- 
stellung verstärkt wird, wird das Bundeskartellamt die Voraus- 
setzungen des § 5 Abs. 2 ausdrücklich prüfen. Das beschleunigte 
Verfahren ist jedoch nur möglich, sofern dem Erlaubnisantrag 
bestimmte Angaben beigefügt werden, die die Feststellung der 
Marktstellung der beteiligten Unternehmen erleichtern sollen. 

Mit einer Reihe von Entscheidungen hat das Bundeskartell- 
amt weitere Leitsätze für die Auslegung des § 5 Abs. 2 und 3 
aufgestellt. 

In der Entscheidung über das Fleurop-Kartell ist festgestellt, 
daß nicht jede einzelne vereinbarte Wettbewerbsbeschränkung 
zu einer Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge führen muß, 
sondern daß auch eine Zusammenfassung mehrerer Wettbe- 
werbsbeschränkungen eine Rationalisierungsregelung im Sinne 
von § 5 Abs. 2 Satz 1 ergeben kann. Voraussetzung ist jedoch, 
daß jede dieser Wettbewerbsbeschränkungen allein die Ratio- 
nalisierung in den Betrieben nicht oder nur unvollkommen er- 
reichen könnte, daß dieses Ziel vielmehr nur durch das Zusam- 
menwirken der einzelnen Wettbewerbsbeschränkungen erreicht 
wird. Im gleichen Verfahren wurde zum ersten Male die Dauer 
der Erlaubnis über den für den Regelfall nach § 11 Abs. 1 vor- 
gesehenen Zeitraum von drei Jahren hinaus auf sechs Jahre er- 
streckt. Es wurde festgestellt, daß es Wettbewerbsbeschränkun- 
gen zum Zwecke der Rationalisierung gibt, die ihrem Wesen 
nach auf dauernde Geltung gerichtet sind, weil bei Beseitigung 
der Regelung der Rationalisierungserfolg wieder entfallen 
würde. 

Auch in der ablehnenden Entscheidung zum Antrag der Su- 
perphosphat-Industrie auf Erlaubnis für ein Syndikat sind 
grundsätzliche Stellungnahmen des Amtes zur Auslegung des 
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Umsatzrabattkartell der „Interessengemeinschaft Deutscher 
Fensterglashütten" den vom Bundeskartellamt mit der Rechts- 
beschwerde angefochtenen Beschluß des Kammergerichts (Tätig- 
keitsbericht 1962 S. 42) aufgehoben und die Sache zur ander- 
weitigen Verhandlung und Entscheidung an das Kammergericht 
zurückverwiesen. In seiner Entscheidung führt der Bundes- 
gerichtshof aus, daß die Kartellbehörde einem Rabattkartellver- 
trag widersprechen kann, wenn der Vertrag einen Mißbrauch 
darstellt. Ein Mißbrauch könne darin liegen, daß durch einen 
Kartellvertrag auf einem oligopolistischen Markt der letzte 
noch wirksame Wettbewerb ausgeschaltet wird. Durch den Ein- 
satz rechtlicher Gestaltungsmittel dürfe nicht auf die Fortdauer 
eines faktisch wettbewerbslosen Zustandes hingewirkt werden. 
Der Bundesgerichtshof hat auch zu erkennen gegeben, daß er 
die Auffassung teilt, daß in einem engen Oligopol mit nahezu 
homogenen Gütern, großer Markttransparenz und hoher An- 
passungsgeschwindigkeit der Preiswettbewerb faktisch ausge- 
schaltet ist. Es entspreche der allgemeinen Lebenserfahrung, daß 
sich auf solchen Märkten das Wettbewerbsstreben auf den 
Nichtpreiswettbewerb verlagere. Mit den Leitsätzen der Ent- 
scheidung hat der Bundesgerichtshof die Rechtsauffassung des 
Bundeskartellamtes bestätigt. 

Im Zusammenhang mit dem § 3 ist ferner die Entscheidung 
der Einspruchsabteilung über das Rabattkartell der Linoleum- 
hersteller hervorzuheben. Danach ist die Rechtmäßigkeit der 
Nichterhebung des Widerspruchs gegen ein angemeldetes Ra- 
battkartell dann im Einspruchsverfahren nachprüfbar, wenn 
Marktbeteiligte im Anmeldeverfahren vor der Beschlußabtei- 
lung den Diskriminierungseinwand nach § 3 Abs. 3 Nr. 3 gel- 
tend gemacht haben. An der Auffassung, daß die Nichterhebung 
des Widerspruchs kein anfechtbarer Verwaltungsakt ist, wird 
zwar festgehalten. Andererseits wird jedoch anerkannt, daß § 3 
Abs. 3 Nr. 3 ein Antragsrecht beinhaltet. Dies hat zur Folge, daß 
Marktbeteiligte, die sich auf diese Bestimmung berufen, auch 
einen Anspruch auf den Erlaß einer anfechtbaren Verfügung 
haben, um die behördliche Beurteilung des geltend gemachten 
Diskriminierungseinwandes und damit die Richtigkeit der Ent- 
scheidung über den unterlassenen Widerspruch nachprüfen zu 
lassen. Enge Grenzen sind dieser Möglichkeit zur Anfechtung 
des unterlassenen Widerspruchs insofern gezogen, als nach 
§ 3 Abs. 3 Nr. 3 der Nachweis für die Diskriminierung von den 
Betroffenen innerhalb einer Frist von einem Monat nach Be- 
kanntmachung der Anmeldung des Rabattkartells erbracht wer- 
den muß. — Nach der gleichen Entscheidung ist davon auszuge- 
hen, daß eine unterschiedliche Behandlung von Mitwettbewer- 
bern im Sinne des § 3 Abs. 3 Nr. 3 vorliegt, wenn ein Gesamt- 
umsatz-Rabattkartell nur die Bezüge bei Kartellmitgliedern, 
nicht jedoch bei Außenseitern auf den rabattierfähigen Gesamt- 
umsatz der Abnehmer anrechnet. 

Die Probleme des § 5 spielen bei dem herrschenden Zwang 
zu immer stärkeren Rationalisierungsanstrengungen weiter eine 
große Rolle. In der Kooperationsfibel des Bundeswirtschafts- 
ministeriums werden die Vorschläge wiederholt, Abreden über 
Normen und Typen im Sinne von § 5 Abs. 1 wesentlich zu er- 
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§ 5 Abs. 2 und 3 enthalten. Es sind dies einmal Überlegungen 
zur Quotierung des Absatzes in einem Syndikatsvertrag. Bei 
Überkapazität wird die Absatzquotierung als rationalisierungs- 
hemmend und damit nicht als eine nach § 5 Abs. 2 zu rechtferti- 
gende Regelung angesehen, weil in einem solchen Fall einge- 
hende Aufträge nicht mehr in erster Linie nach Fracht- oder 
Köstengunst, sondern nach den vertraglich festgelegten Absatz- 
quoten auf die einzelnen Kartellmitglieder verteilt werden. Zum 
anderen werden nach dieser Entscheidung Vereinbarungen über 
den Ausgleich von unterschiedlichen Erlösen und Frachtkosten 
nicht als eine der Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge 
dienende Regelung (§ 5 Abs. 2) angesehen. Der Syndikatsver- 
trag bestimmt, daß die durch die Standortverschiedenheiten der 
einzelnen Mitgliedswerke bedingten Kostenunterschiede beim 
Bezug von Rohphosphat und beim Absatz von Superphosphat 
sowie die wegen unterschiedlicher Belastung mit Rabatten, 
Skonti und Frühbezugsprämien verursachten Erlösunterschiede 
je Tonne Vertragsware ausgeglichen werden. Nach Auffassung 
des Bundeskartellamtes wird mit einer solchen Regelung nur 
eine Umverteilung von Erlösen und Frachtkosten erzielt, jedoch 
keine Verbesserung des betriebswirtschaftlichen Aufwand-Er- 
trag-Verhältnisses bei den einzelnen kartellbeteiligten Unter- 
nehmen. 

Ein Syndikat forderte in einem Teir seines Absatzgebietes 
höhere Preise als im übrigen Gebiet. Im Zusammenhang mit 
einer Mißbrauchsverfügung gegen diese räumliche Preisdiffe- 
renzierung wurde ein Leitsatz aufgestellt, der für alle Rationali- 
sierungskartelle nach § 5 Abs. 2 und 3 grundsätzliche Bedeutung 
hat. Danach darf die Zulassung von Syndikaten nicht dazu füh- 
ren, daß der Syndikatspreis über dem Wettbewerbspreis für 
gleiche Erzeugnisse oder Leistungen liegt; angesichts der Be- 
stimmung des § 5 Abs, 2 und 3 werde sogar zu fordern sein, daß 
der Preis eines Syndikats — wenn nicht besondere wirtschaft- 
liche Rechtfertigungsgründe vorliegen — nicht den Preis er- 
reicht, der bei Wettbewerb bestehen würde. 

Im Jahre 1963 wurden nach den anderen fünf Zementsyndika« 
ten (Tätigkeitsberichte 1961 S. 9, 1962 S. 13) auch die beiden 
letzten Anträge aus der Zement Industrie nach § 5 Abs. 2 und 3 
abgelehnt i). Im Fall der im Montanzement- Verband zusammen- 
geschlossenen sieben Hüttenzementwerke wurde der Erlaubnis- 
antrag im wesentlichen darauf gestützt, daß die gemeinschaft- 
liche Verwertung eines Nebenproduktes in jedem Falle zu Ra- 
tionalisierungserfolgen führe und ein Nebenprodukt nur durch 
gemeinschaftlichen Verkauf wirtschaftlich abgesetzt werden 
könne. Die eingehende Prüfung des Erlaubnisantrages hat er- 
geben, daß diese Auffassung nicht in jedem Falle zutrifft und 
gerade das Kartell der Antragsteller die gesetzlichen Voraus- 
setzungen nicht erfüllt. Auch die Zementvertrieb Berlin GmbH, 
ein Zusammenschluß von 36 Unternehmen der niedersächsi- 
schen, unterelbischen und westfälischen Portlandzement-Indu« 
strie führt nicht zu einer Rationalisierung im Sinne des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 


Gegen beide Entscheidungen ist Einspruch eingelegt worden. 
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In einer Reihe von Branchen haben bestimmte Methoden der 
Preisempfehlung ein unerfreuliches Wettbewerbsklima geschaf- 
fen. Es werden hohe Bruttolistenpreise („Mondpreise") nur zu 
dem Zweck bekanntgegeben, dem einzelnen Händler den An- 
schein hoher Rabattgewährung zu ermöglichen. Es ist für das 
Bundeskartellamt oft schwierig, solche Empfehlungspraktiken 
entweder bei angemeldeten Preisempfehlungen in analoger An- 
wendung von § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 zu unterbinden oder 
gegen nicht angemeldete Empfehlungen im Wege eines Ord- 
nungswidrigkeitenverfahrens vorzugehen. Denn die Kartellbe- 
hörde könnte — abgesehen von den Fällen der analogen An- 
wendung des § 17 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 — nur eingreifen, wemi 
ihr der Nachweis gelingt, daß die Voraussetzungen des § 38 
Abs. 2 Satz 2 gegeben sind, insbesondere, daß tatsächlich ein 
Verbot des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen um- 
gangen worden ist. Diese Täuschungs versuche selbst und ihre 
Wirkungen aber legen nahe, dieses Verhalten als unlauteren 
Wettbewerb anzusehen. 

Der Bundesgerichtshof hat in einem Grundsatzurteil vom 
14. Juni 1963 (WuW/E BGH 551 — Trockenrasierer — ) an der 
ständigen höchstrichterlichen Rechtsprechung festgehalten, daß 
ein Außenseiter in der Regel sittenwidrig im Sinne des § 1 UWG 
handelt, wenn er sich Ware zu Wettbewerbszwecken durch Ver- 
leitung eines gebundenen Händlers zum Vertragsbruch oder 
durch Ausnutzung des Vertragsbruchs eines gebundenen Händ- 
lers beschafft und dazu weitere die Beurteilung als sittenwidrig 
rechtfertigende besondere Umstände hinzutreten. Zur Bedeu- 
tung der Lückenlosigkeit eines Preisbindungssystems für die 
Unterlassungsklage gegen einen Außenseiter und zur Beweis- 
last für die Lückenlosigkeit des Bindungssystems hat der Bun- 
desgerichtshof ausgeführt: Im Rechtsstreit gegen einen Außen- 
seiter hat das bindende Unternehmen zu beweisen, daß es sein 
Bindungssystem gedanklich lückenlos errichtet hat und prak- 
tisch lückenlos durchführt. Das Unternehmen hat also zunächst 
zu beweisen, daß es alle Abnehmer seiner Ware in rechtlich 
wirksamer Weise zur Einhaltung der Bindung verpflichtet hat 
und bei Pflicht der Abnehmer zur Weitergabe der Bindung von 
Stufe zu Stufe die Einhaltung dieser Verpflichtung überwacht. 
Für den Beweis der praktisch lückenlosen Durchführung genügt 
es zunächst, wenn das Unternehmen die Einhaltung seines Bin- 
dungssystems so überwacht, daß es nach dem gewöhnlichen 
Verlauf der Dinge zu erwarten ist, daß vorkommende Verstöße 
gegen die Bindung alsbald erkannt und abgestellt werden. Die- 
sen Beweis des ersten Anscheins kann der Außenseiter entkräf- 
ten, indem er trotzdem vorgekommene Verstöße, die nicht ent- 
deckt und/oder nicht verfolgt wurden, nachweist. Das bindende 
Unternehmen kann sich dann nicht mehr auf den ersten An- 
schein berufen und muß beweisen, daß die Bindung in dem er- 
forderlichen Maß tatsächlich eingehalten worden ist, wobei ver- 
einzelte Fehlschläge die Lückenlosigkeit des Bindungssystems 
nicht beeinträchtigen, wenn sie nur alsbald verfolgt werden. 

Der Bundesgerichtshof hat die Entscheidung des Bundes- 
kartellamtes bestätigt, soweit hiernach Preisempfehlungen durch 
Anmeldung nur unter der Voraussetzung legalisiert werden 
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können, daß die Empfehlung ausdrücklich als unverbindlich 
gekennzeichnet und daß kein wirtschaftlicher, gesellschaftlicher 
oder sonstiger Druck zu ihrer Durchsetzung angewandt wird 
(Beschluß vom 6. Juni 1963, WuW/E BGH 563). Damit ist ge- 
klärt, unter welchen Voraussetzungen vertikale Preisempfeh- 
lungen erlaubt sind und nach welchen rechtlichen Gesichtspunk- 
ten die Mißbrauchsaufsicht über angemeldete Preisempfehlun- 
gen zu handhaben ist. Deshalb ist das Bundeskartellamt in 
einer größeren Zahl von Fällen nachdrücklicher als in den vor- 
angegangenen Berichtsjahren gegen nicht angemeldete und da- 
her ordnungswidrige Preisempfehlungen eingeschritten. Dabei 
ist mehrfach darauf hingewiesen worden, daß Unternehmen, die 
Preise empfehlen, Unkenntnis des gesetzlichen Empfehlungsver- 
botes und der Möglichkeit, die Empfehlung durch Anmeldung 
zu legalisieren, nicht mehr zugute gehalten werden kann, nach- 
dem das Gesetz seit sechs Jahren und die Verwaltungsgrund- 
sätze über die Anmeldung seit vier Jahren in Kraft sind. Bei 
nicht angemeldeten Preisempfehlungen, die nicht reine Handels- 
empfehlungen sind, oder bei deren Handhabung dem Erforder- 
nis der Unverbindlichkeitskennzeichnung nicht genügt ist oder 
Druck ausgeübt wird, muß künftig grundsätzlich damit gerech- 
net werden, daß das öffentliche Interesse an der Verfolgung 
(§81 Abs. 2) bejaht wird. 

Auf Antrag des Bundeskartellamtes ist erstmals ein Bußgeld- 
bescheid des Kammergerichts, und zwar nach § 25 Abs. 1 und 
§ 38 Abs, 1 Nr, 8 ergangen wegen Androhung einer Liefersperre, 
mit der ein Handelsunternehmen veranlaßt werden sollte, den 
Verkauf zu niedrigeren als den vom Hersteller angegebenen 
Bruttopreisen zu unterlassen. 

Die Probleme der Konzentration sind unverändert akut. Be- 
ruhigung der Konjunkturlage in einzelnen Bereichen, die damit 
einhergehende Wandlung von Verkäufermärkten zu Käufer- 
märkten und der allgemein nach wie vor bestehende Arbeits- 
kräftemangel führen neben den ständig wirksamen, wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Konzentrationsursachen zu wachsender 
Bereitschaft mittlerer und kleinerer Unternehmen, die Selbstän- 
digkeit aufzugeben und sich an Großunternehmen anzuschlie- 
ßen. Diese Bereitschaft kommt Bestrebungen kapitalkräftiger 
Großunternehmen entgegen, ihr Produktionsprogramm abzu- 
runden, freiwerdende Arbeitskräfte aufzunehmen und ihre 
Marktstellung zu sichern. Die Vorschläge der Bundesregierung 
(Bericht der Bundesregierung über Änderungen des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 22. August 1962, 

Drucksache IV/617) zur Verstärkung der Aufsichtsmöglichkeiten 
über marktbeherrschende Unternehmen und der Publizität der 
Fusionsvorgänge sind darauf gerichtet, die notwendige wett- 
bewerbliche Struktur besser zu erhalten als dies gegenwärtig 
der Fall sein kann. 

Der Bundesgerichtshof hatte in einem Rechtsstreit (Urteil vom 
16. Oktober 1962 — WuW/E BGH 509 — ) über das Verhältnis 
des § 18 zu § 26 zu entscheiden. Zu befinden war über ein 
System von Ausschließlichkeitsbindungen für Kraftfahrzeug- 
Ersatz- und Austauschteile in den Verträgen eines Kraftfahr- 
zeug-Herstellers mit seinen Vertragshändlern und -Werkstätten, 
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durch das sogenannte freie Nachbauersatzteile-Hersteller von 
der Belieferung der Vertragshändler und -Werkstätten ausge- 
schlossen wurden (§ 26 Abs. 1 oder 2). Der Bundesgerichts- 
hof bestätigte die von den Kartellbehörden vertretene Auffas- 
sung, daß ungeachtet des § 18 Ausschließlichkeitsbindungen 
dahin geprüft werden können, ob sie die Tatbestände der Sperre 
oder der Diskriminierung (§ 26 Abs, 1 oder 2) erfüllen. 

Die Eintragung einer der Wettbewerbsregeln des Zentralver- 
bandes des Kraftfahrzeughandels und -gewerbes e. V. ist abge- 
lehnt worden, weil diese Regel jede Bezugnahme auf Listen- 
preise in der Werbung für unlauter erklärt. Die Beschlußabtei- 
lung hatte die Auffassung vertreten, nicht jeder Vergleich des 
eigenen Preises mit dem von Mitbewerbern sei unlauter, wäh- 
rend die Einspruchsabteilung die Ablehnung der Eintragung da- 
mit begründet hat, daß eine solche Bezugnahme, wenn sie in der 
Form, der einfachen Gegenüberstellung des empfohlenen und 
des Händlerpreises erfolgt, nicht als Vergleich mit den Preisen 
. von Mitbewerbern angesehen werden könne ^). 

In den Wirtschaftsbereichen, in denen das Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen nicht oder nur beschränkt Anwendung 
findet, haben sich neue Möglichkeiten und neue Notwendigkei- 
ten ergeben, den Wettbewerb wirksamer werden zu lassen. 

Im Bereich der Verkehrswirtschaft besteht eine besondere 
Kollision zwischen dem dem Schutz des Wettbewerbs dienenden 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen einerseits und den 
Verkehrsgesetzen andererseits. Nach § 99 Abs. 1 Halbsatz 1 
findet das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf Ver- 
träge, durch die Verkehrsunternehmen Entgelte und Bedingun- 
gungen für Verkehrsleistungen und Verkehrsnebenleistungen 
regeln, dann keine Anwendung, wenn und soweit die auf diesen 
Verträgen beruhenden Entgelte oder Bedingungen aufgrund 
eines Gesetzes oder einer Rechtsverordnung genehmigt werden. 
Die bisher gewonnenen Erfahrungen haben gezeigt, daß diese 
Kollision durch die Verwaltungspraxis der Verkehrsbehörden 
noch verstärkt werden kann, wenn die Behörden zu einer 
extensiven Auslegung der in den Verkehrsgesetzen vorhan- 
denen Vorschriften über die Genehmigung von wettbewerbs- 
beschränkenden Verträgen neigen (z. B. § 1 des Gesetzes über 
den gewerblichen Binnenschiff ahrts verkehr und § 21 des Luft- 
verkehrsgesetzes), Die Folge dieser Verwaltungspraxis ist, 
daß auch Maßnahmen der Verkehrswirtschaft, die bei restrikti- 
ver Auslegung der Verkehrsgesetze der Kontrolle durch die 
Kartellbehörden unterliegen würden, wegen der Bestimmung 
des § 99 Abs, 1 der Anwendbarkeit des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen entzogen werden. Dadurch wird der 
Anwendungsbereich der Kartellvorschriften weiter eingeengt. 
Eine stärkere Berücksichtigung des Wettbewerbsprinzips bei der 
Genehmigungspraxis würde die hier auftretenden Schwierigkei- 
ten möglicherweise verringern. 

Die vom Bundesministerium für Wirtschaft durchgeführte Un- 
tersuchung von Wettbewerbsverschiebungen im Kreditgewerbe 
wird wertvolle Aufschlüsse über die Wettbewerbssituation er- 


Gegen diese Entscheidung ist Beschwerde eingelegt worden, 
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bringen. Wenn sich die Enquete auch nur auf die Prüfung be- 
schränkt, ob durch Gesetze oder Verwaltungspraxis bestimmte 
Gruppen von Kreditinstituten begünstigt werden, berechtigt 
dieser erste Schritt doch zu der Hoffnung, daß in absehbarer Zeit 
auch jene Begünstigungen untersucht werden, die sich ergeben, 
weil einzelne Gruppen des Kreditgewerbes durch abgestimmtes 
Verhalten (gemeinsames Vorgehen aufgrund von Vereinbarun- 
gen oder Empfehlungen) sich Vorteile im Leistungswettbewerb 
gegenüber anderen Konkurrenzgruppen verschaffen können. 

Aufgrund der beim Vollzug der Sondervorschriften zugunsten 
der Versorgungs Wirtschaft gesammelten Erfahrungen vertritt 
das Bundeskartellamt die Auffassung, daß die Freistellung der 
Demarkationsverträge in § 103 Abs. 1 Nr. 1 beseitigt werden 
sollte. Diese Sondervorschrift ist nach Ansicht des Bundeskartell- 
amtes sachlich nicht mehr gerechtfertigt. Die Versorgungsunter- 
nehmen haben von der Möglichkeit, durch derartige Verträge 
den gegenseitigen Wettbewerb auszuschließen, so weitgehend 
Gebrauch gemacht, daß nur noch in wenigen Ausnahmefällen 
ein Wettbewerb zwischen Versorgungsunternehmen des glei- 
chen Versorgungszweiges festzustellen ist. Durch die Auf- 
hebung der Freistellung soll erreicht werden, daß die Unterneh- 
men bei ihrer Preisgestaltung auch die Preise benachbarter 
Unternehmen berücksichtigen müssen, da diese sonst mit niedri- 
geren Preisen in das Versorgungsgebiet eindringen. Durch die 
Aufhebung der Freistellung der Demarkationsverträge würde 
die sichere und möglichst billige Versorgung nicht beeinträchtigt 
werden. 

Das Bundeskartellamt hat auch in diesem Berichtszeitraum 
eng mit den Landeskartellbehörden zur gemeinsamen Erfüllung 
der im Gesetz den Kartellbehörden übertragenen Aufgaben 
zusammengearbeitet. Die Landeskartellbehörden sind im Rah- 
men ihrer Zuständigkeit Wettbewerbsbeschränkungen auf Lan- 
desebene entgegengetreten. Dabei ist auch von ihnen wiederum 
in erheblichem, z. T. verstärktem Umfange formlose Verwal- 
tungstätigkeit, insbesondere durch Erteilung von Auskünften, 
Abgabe gutachtlicher Äußerungen und durch Beratung der Wirt- 
schaft in kartellrechtlichen Fragen, geleistet worden. Durch diese 
bereits seit 1958 geübte Praxis konnte in zahlreichen Fällen der 
Entstehung wettbewerbsbeschränkender Praktiken vorgebeut 
werden. 
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ERSTER ABSCHNITT 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nadi Wirtschaftsbereidien 


Bergbaulidie Erzeugnisse (21) 


1. Kali (21 50 00) 

Das Bundeskartellamt hat die Erlaubnis zu dem 
Kartellvertrag der Gemeinschaft Deutscher Kali- 
erzeuger (GDK) in der Fassung vom 8. Mai 1958 (Tä- 
tigkeitsbericht 1959 S. 59) bis zum 31. Dezember 1965 
verlängert, nachdem bereits durch einstweilige An- 
ordnung die ursprünglich nur bis zum 31. Dezember 
1962 erteilte Erlaubnis bis zur endgültigen Entschei- 
dung verlängert worden war. 

In dem Verlängerungsbeschluß konnte teilweise 
auf den Erlaubnisbeschluß zurückgegriffen werden. 
Die in dem Erlaubnisbeschluß bejahte Eignung des 
Kartellvertrages zur wesentlichen Hebung der Lei- 
stungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der an ihm 
beteiligten Unternehmen ist während der vergan- 
genen drei Jahre durch die Praxis des Kartells be- 
stätigt worden. Die Verkaufsgemeinschaft hat auf 
Anforderung des Bundeskartellamtes umfangreiches 
Zahlenmaterial beigebracht. Auf Grund dieser Unter- 
lagen und eigener Ermittlungen ist das Bundeskar- 
tellamt zu dem Ergebnis gekommen, daß die an 
dem Kartellvertrag der GDK beteiligten Unterneh- 
men mit Hilfe des gemeinsamen Vertriebes erheb- 
lich wirtschaftlicher gearbeitet haben und noch wei- 
terhin arbeiten werden als dies ohne Kartellvertrag 
der Fall sein würde. Die Antragsteller haben Auf- 
stellungen eingereicht, wonach die Kosten für Ver- 
trieb, Forschung, Werbung und landwirtschaftliche 
Beratung ohne Zusammenschluß im Durchschnitt 
mehr als doppelt so hoch kein würden. Wenn es 
sich dabei audi um hypothetische Zahlen handelt, 
weil faktische Vergleichszahlen nicht vorhanden 
sind, da der Vertrieb schon seit Jahrzehnten über 
das Syndikat erfolgt, so hat die betriebswirtschaft- 
liche Überprüfung der angegebenen Zahlen selbst 
bei Einbeziehung etwaiger Fehlerquellen doch er- 
geben, daß durch die gemeinschaftliche Betätigung 
erhebliche Kostenersparnisse eingetreten sind und 
auch weiterhin eintreten werden. 

Darüber hinaus konnte das Kartell für die vergan- 
genen drei Jahre, für welche die Erlaubnis erteilt 
worden war, auf Grund gestiegener Arbeitsproduk- 
tivität einen erheblichen Rationalisierungseffekt 
nachweisen. Auf diese Weise ist es dem Kalisyndi- 
kat gelungen, die nicht unerheblichen Lohnerhöhun- 
gen der letzten Jahre weitgehend aufzufangen und 
trotz des hierdurch sowie durch höhere Material- 
und Dienstleistungskosten bedingten Mehraufwan- 


des Kalisalze zu unveränderten Preisen zu verkau- 
fen. 

Auf Grund der bisherigen Entwicklung ist das 
Bundeskartellamt zu der Überzeugung gelangt, 
daß der Kaftellvertrag der GDK geeignet ist, auch 
weiterhin, jedenfalls in den nächsten 2 V 2 Jahren, 
die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der 
beteiligten Unternehmen wesentlich zu heben und 
die Befriedigung des Bedarfs zu verbessern, daß 
ferner die Rationalisierungserfolge, jedenfalls ins- 
gesamt gesehen, nicht ohne den Kartellvertrag er- 
reichbar wären und daß die Rationalisierung weiter- 
hin im Interesse der Allgemeinheit erwünscht ist. 

Die Erlaubnis ist neben den gleichen Auflagen 
und Beschränkungen wie zuvor mit weiteren Auf- 
lagen verbunden worden, nach denen Änderungen 
des Kartellvertrages, der Verkaufs- und Zahlungs- 
bedingungen und der Preise sowie die Bilanzen, die 
Gewinn- und Verlustrechnungen und die Geschäfts- 
berichte dem Bundeskartell amt anzuzeigen bzw. vor- 
zulegen und jährlich die erzielten Rationalisierungs- 
erfolge nachzuweisen sind. 


2. Torf (21 85 15) 

In einem Gesellschaftsvertrag war ursprünglich 
die Verpflichtung der Gesellschafter zur ausschließ- 
lichen Benutzung einer gemeinsamen Verkaufsstelle 
für ihre Torferzeugnisse enthalten (Tätigkeitsbericht 
1960 S. 16). Diese Verpflichtung wurde nach Inkraft- 
treten des GWB aufgehoben. Da die Verkaufsstelle 
aufrechterhalten blieb und über sie Erzeugnisse der 
Gesellschafter weiterhin abgesetzt wurden, hat das 
Bundeskartell amt geprüft, ob die Gesellschafter 
trotz Streichung der obengenannten Vertragsbe- 
stimmung anderweitig nach § 1 gebunden sind. Die 
tatsächlichen Feststellungen haben ergeben, daß die 
Verkaufsstelle praktisch ein Großhandelsimterneh- 
men ist, das die benötigte Ware von den Gesell- 
schaftern kauft und sie auf eigene Rechnung weiter- 
verkauft. Es ist ferner festgestellt worden, daß nur 
etwa die Hälfte der Gesellschafter sich der Verkaufs- 
stelle zum Absatz ihrer Torferzeugnisse ausschließ- 
lich bedient, während die übrigen Gesellschafter die 
Verkaufsstelle entweder überhaupt nicht oder nur 
zum Teil in Anspruch nehmen. Bei diesem Ermitt- 
lungsergebnis lag eine nach § 1 unzulässige Bindung 
unter den Gesellschaftern nicht vor. 
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3. überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen berg- 
bauliche Erzeugnisse (21), Mineralölerzeugnisse 
und Kohlenwertstoffe (22) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

bis 

1960 

1961 Ein Unternehmen des Kali-Bergbaus er- 

warb eine Beteiligung an einem Hersteller 
von Düngemitteln. 

1962 Ein Unternehm.en des Eisenerzbergbaus er- 

warb eine Beteiligung an einem Hersteller 
von Lastkraftwagen. 

1963 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 


Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe (22) 

1. Erzeugnisse der Mineralölverarbeitung und Hy- 
drierung (22 14 00) 

Ein Unternehmen der Mineralölwirtschaft hat den 
größten Teil seines Tankstellennetzes an ein ande- 
res Mineralölunternehmen verpachtet; außerdem hat 
es gemeinsam mit diesem eine Vertriebsgesellschaft 
gegründet und in sie den wesentlichen Teil seines 
Großhandelsgeschäfts eingebracht. Die nach § 18 zu 
beurteilenden Konkurrenzabreden in den Pachtver- 
trägen waren nicht zu beanstanden. Die im Grün- 
dungsvertrag enthaltene Verpflichtung des Gemein- 
schaftsunternehmens, von den Gesellschaftern inner- 
halb bestimmter Quoten zu beziehen, ist nicht als 
Wettbewerbsbeschränkung nach § 1 angesehen wor- 
den. Denn die Gesellschafter untereinander haben 
keine Beschränkung ihrer wettbewerblichen Hand- 
lungsfreiheit auf sich genommen. Die im Gründungs- 
vertrag nur dem Gemeinschaftsunternehmen aufer- 
legte Beschränkung in der Freiheit des Einkaufs von 
Treib- und Schmierstoffen beruht auf der Ausübung 
von Gesellschafterrechten der Gründerunternehmen, 
die nicht in den Anwendungsbereich des § 1 fällt. 

Eine Vereinigung von Mineralöl-Großhändlern 
hatte vor Inkrafttreten des GWB beschlossen, die 
Bewerbungen interessierter Mitglieder um das Be- 
lieferungsrecht von Autobahntankstellen nur im 
Einvernehmen zwischen Vorstand und örtlicher Ver- 
bandsgruppe an die Gesellschaft für Nebenbetriebe 
der Bundesautobahnen mbH (GfN) zu leiten. In der 
Praxis wurde in der Verbandsversammlung des Be- 
zirks, in dem eine Autobahntankstelle ausgeschrie- 
ben wurde, über die Auswahl der Bewerber abge- 
stimmt; der Vorstand der Vereinigung gab sodann 
den Vorschlag der Bezirksversammlung mit seiner 
Stellungnahme an die GfN weiter. Die Vergabe von 
Belieferungs- und Betriebsrechten für Autobahn- 
tankstellen ist nicht auf einen bestimmten Kreis von 
Mineralölunternehmen beschränkt (Tätigkeitsbericht 
1961 S. 13). Demgegenüber mußten die beim Ab- 
stimmungsverfahren nicht berücksichtigten Mitglie- 
der der Vereinigung auf ihre Belieferungschancen 
verzichten, weil der GfN nur die gemäß dem Ver- 
bandsbeschluß jeweils ausgewählten Bewerber zur 
Kenntnis kamen. Der Beschluß war deshalb geeig- 


net, die Verhältnisse auf dem Markt für Beliefe- 
rungsrechte von Autobahntankstellen durch Be- 
schränkung des Angebotswettbewerbs zu beeinflus- 
sen (§ 1). Auf Hinwirken des Bundeskartellamtes 
hat die Vereinigung auf ihrer letzten Generalver- 
sammlung beschlossen, der GfN zur Auswahl geeig- 
neter Lieferunternehmen nicht nur einige, sondern 
sämtliche Bewerber aus ihrem Kreis zu benennen, 
um auf diese Weise die durch das bisher geübte 
Auswahlsystem möglichen Benachteiligungen aus- 
zuschließen. 

2. Flüssiggas (22 14 10) 

In den Preisbindungsverträgen eines Flüssiggas- 
Großverteilers war eine Bestimmung enthalten, nach 
der das Recht zur Belieferung von Großverbrauchern 
beim Erreichen einer bestimmten Liefermenge auf 
den Preisbinder übergehen sollte. Das Bundeskar- 
tellamt hat darauf hingewiesen, daß hierbei die 
Möglichkeit eines Mißbrauchs gegeben sei, weil da- 
durch die durch die Preisbindung in ihrem Wettbe- 
werbsverhalten ohnehin schon eingeschränkten Ab- 
nehmer auch noch in ihren Bemühungen nach Um- 
satzausweitung behindert werden. Das Unternehmen 
hat wegen dieser und anderer Beanstandungen die 
Preisbindung aufgehoben. 

Der Verband der Flüssiggas-Großvertriebe e. V. 
hat nach vorbereitender Erörterung mit dem Bun- 
deskartellamt beantragt, die von ihm im Mai 1963 
beschlossenen Wcttbewerbsregeln einzutragen. 
Durch die Wettbewerbsregeln sollen die Grundsätze 
lauteren Wettbewerbs gefördert und einem ihnen 
zuwiderlaufenden Verhalten entgegengewirkt wer- 
den. Jeder Flüssiggas-Großverteiler soll seine Ver- 
kaufspreise unter voller Berücksichtigung des Wett- 
bewerbs und in eigener Verantwortung festlegen. 
Mißbilligt wird in den Wettbewerbsregeln das plan- 
mäßige Anbieten von Flüssiggas, wenn die Preis- 
gestaltung nach Beweggrund, Mittel und Zweck als 
sittenwidrig angesehen werden muß und dadurch 
gesunde kaufmännische Grundsätze mißachtet wer- 
den. Es widerspreche auch den Grundsätzen lauteren 
Wettbewerbs, die Angebote bestimmter Mitbewer- 
ber mit der Absicht oder der in Kauf genommenen 
Wirkung planmäßig zu unterbieten, sie vom Markt 
zu verdrängen oder dem Unterbieter eine monopol- 
artige Stellung zu verschaffen, sofern dieses Vor- 
gehen sittenwidrig ist. Ferner richten sich die Wett- 
bewerbsregeln gegen unrichtige oder irreführende 
Angaben bei der Werbung, gegen Verletzungen des 
Rabattgesetzes oder anderer Rechtsnormen, gegen 
die Ausnutzung fremden Vertragsbruchs u. a. Das 
Anhörungsverfahren nach § 30 ist inzwischen einge- 
leitet worden. 

3. Heizöl (22 17 00) 

Ein überregionaler Verband gibt seit Anfang 1959 
Informationen für den von ihm betreuten Heizöl- 
handel heraus. Die ersten drei Veröffentlichungen 
enthielten Empfehlungen zur Anwendung von Lie- 
fer- und Zahlungsbedingungen, Kalkulationsbei- 
spiele unter Anführung von Mindest- und Durch- 
schnittszahlen und mit festbezifferten Kostenfakto- 
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ren, sowie die Empfehlung bestimmter Handelsspan- 
nen. Derartige Empfehlungen sind unzulässig. 
Würde die Empfehlung z. B. von Liefer- und Zah- 
lungsbedingungen von den Empfehlungsempfängern 
befolgt, so käme dies praktisch der Wirkung eines 
Konditionenkartells gleich. Auch gegen Kalkula- 
tionsbeispiele mit Angaben über Mindest- oder feste 
Kostenziffern bestehen Bedenken, da auch sie zur 
Umgehung von § 1 führen können (Tätigkeitsbe- 
richte 1958 S. 57, 1962 S. 21, 63). Unzulässig sind 
vor allem zur Ermittlung des Verkaufspreises aus- 
gesprochene Kalkulationsempfehlungen des Inhalts, 
bestimmte, prozentual angegebene Spannenzu- 
schläge zu den Einkaufspreisen zu erheben. Daß die 
Verbandsempfehlungen in der Tat wettbewerbsbe- 
schränkende Wirkungen herbeiführen sollten, zeig- 
ten die in den Veröffentlichungen enthaltenen Aus- 
führungen über eine „begrüßenswerte Marktord- 
nung" u. ä. Das Bundeskartellamt hat den Verband 
auf die Rechtslage hingewiesen und verlangt, die In- 
formationen aus dem Verkehr zu ziehen. Die Ver- 
öffentlichungen werden nicht mehr vertrieben; der 
Verband hat zugesichert, bei künftigen Veröffent- 
lichungen die ihm mitgeteilten Grundsätze zu be- 
achten. 

4. Teererzeugnisse (22 53 00) 

Im Jahre 1923 haben Gaswerke die Verwertung 
des bei der Gaserzeugung aus Steinkohle anfallen- 
den Rohteers gemeinsam einer Aktiengesellschaft 
übertragen. Mit Einführung der Teerbewirtschaftung 
im. Jahre 1939 mußte die gemeinsame Teerverwer- 
tung eingestellt werden. Nach Aufhebung der Be- 
wirtschaftungsvorschriften forderte die Aktienge- 
sellschaft die beteiligten Gaswerke auf, den anfal- 
lenden Rohteer wiederum ausschließlich zur gemein- 
samen Verwertung zur Verfügung zu stellen. Da 
aber die Fortgeltung der entsprechenden Verträge 
aus zivilrechtlichen Gründen fraglich war, hat die 
Aktiengesellschaft allerdings diejenigen Gaswerke 
auf Erfüllung der Verträge gerichtlich nicht in An- 
spruch genommen, die den anfallenden Rohteer trotz 
der Anforderung seitens der Aktiengesellschaft ganz 
oder teilweise selbst verarbeiteten oder verkauften. 
Da die ausschließliche Anlieferungspflicht jedenfalls 
seit dem 1. Juli 1958 nach § 1 unwirksam ist, hat 
das Bundeskartellamt darauf bestanden, daß die 
Aktiengesellschaft gegenüber den weiterhin liefern- 
den Gaswerken einen angeblichen Anspruch auf aus- 
schließliche Anlieferung des Rohteers in keiner 
Weise mehr geltend macht, also auch nicht durch 
einfache Aufforderung. Dadurch wird vermieden, 
daß sich die Gaswerke in Unkenntnis der tatsäch- 
lichen Rechtslage an die frühere ausschließliche An- 
lieferungspflicht weiterhin gebunden fühlen. 

Im Jahre 1905 haben neun Bergwerks- und Hüt- 
tenunternehmen, die Kokereien betrieben, die Ge- 
sellschaft für Teerverwertung mbH, Düsseldorf- 
Meiderich, zur gemeinsamen Verwertung des Roh- 
teers gegründet, der bei der Verkokung von Stein- 
kohle zwangsläufig als Nebenprodukt zusammen 
mit Kokereigas, Rohbenzol und Ammoniakwasser 
anfällt. Heute gehören 24 Unternehmen dieser Ge- 
sellschaft an. Nach dem Gcsellschaftsvertrag sind 


sie verpflichtet, Rohteer sowie Teererzeugnisse aus- 
schließlich an die Gesellschaft zu liefern, die ihrer- 
seits zur Abnahme verpflichtet ist. Sie verarbeitet 
den Rohteer zu mehr als 200 Teererzeugnissen, die 
sie im eigenen Namen absetzt, soweit sie nicht von 
den Gesellschaftern in den eigenen Betrieben be- 
nötigt werden. Für die Verpflichtung zur Andienung 
von Rohteer hat die Gesellschaft eine Erlaubnis nach 
§ 5 Abs. 2 beantragt. Zur Begründung hat sie ange- 
geben, sie könne als Gemeinschaftsunternehmen den 
Rohteer rationeller verarbeiten als die angeschlos- 
senen Kokereien, deren Rohteeranfall für den Ein- 
satz kostensparender Großanlagen zu gering sei. 
Außerdem sei es den einzelnen Kokereien nicht mög- 
lich, den Rohteer so weitgehend aufzuarbeiten wie 
in den Anlagen der Gesellschaft. Zahlreiche Teer- 
inhaltsstoffe, die nur in kleinen Mengen im Rohteer 
enthalten seien, würden deshalb verlorengehen, 
wenn jede Kokerei den Rohteer selbst aufarbeiten 
würde. Da die Gesellschaft für die Teerverarbeitung 
umfangreiche Anlagen unterhalte, die nur bei einer 
kontinuierlichen Rohteeranlieferung wirtschaftlich 
betrieben werden könnten, sei die den Gesellschaf- 
tern auferlegte Ablieferungsverpflichtung erforder- 
lich, damit die Gesellschaft die ihr im Interesse der 
Gesellschafter zugewiesenen Aufgaben erfüllen 
könne. Die rechtliche und wirtschaftliche Prüfung 
ist noch nicht abgeschlossen^). 


Steine und Erden (25) 

1. Basalt (25 11 00) 

Der Basalt-Union GmbH, Bonn, deren Gesell- 
schaftsvertrag im Jahre 1960 für die Dauer von drei 
Jahren nach § 5 Abs. 2 und 3 erlaubt worden war 
(Tätigkeitsbericht 1960 S. 27, 66), ist die Erlaubnis 
zu Änderungen des Gesellschaftsvertrages (Mitglie- 
derwechsel) und dessen Fortsetzung bis zum 
31. März 1966 erteilt worden. Ferner wurde die Er- 
laubnis zu dem Gesellschaftsvertrag der Nordbaye- 
rischen Basalt-Union GmbH, Würzburg, bis zum 
31. Mai 1966 verlängert. Auch für dieses Rationali- 
sierungskartell war im Jahre 1960 die Erlaubnis 
nach § 5 Abs. 2 und 3 erteilt worden (Tätigkeitsbe- 
richt 1960 S. 27, 66). 

Die Voraussetzungen für eine Verlängerung der 
Erlaubnis beider Gesellschaftsverträge hat das Bun- 
deskartellamt als gegeben angesehen, weil sich 
beide Gesellschaftsverträge nach wie vor als Instru- 
mente zur rationalisierenden Steuerung der Pro- 
duktion und Förderung des Absatzes der Gesell- 
schaftswerke darstellen. Die mineralogischen Unter- 
schiede der Gesteinsvorkommen, die Ausrüstung 
der einzelnen Betriebe und die hohen Anforderun- 
gen des modernen Straßenbaues lassen die zeit-, 
mengen- und qualitätsgerechte Ausführung von häu- 
fig erteilten Großaufträgen durch ein einzelnes 
Werk unzweckmäßig, wenn nicht mitunter unmög- 
lich erscheinen. Diese Schwierigkeiten sind im Er- 
laubniszeitraum durch die zentrale Steuerung von 
Produktion und Transport überwunden worden. 


^) Die Erlaubnis wurde inzwischen erteilt. 
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Durdi die Verteilung der zum weitaus überwiegen- 
den Teil von Bauunternehmern für den Bedarf der 
öffentlichen Hand erteilten Aufträge erreichten die 
Syndikate ferner eine gleichmäßigere Beschäftigung 
der Werke. Diese Auftragsverteilung erspart den 
Gesellschaftern die Errichtung überdimensionierter 
Anlagen zur Herstellung aller Korngrößen, verrin- 
gert die Lagerung vorübergehend nicht absetzbarer 
Kuppelprodukte, gewährt ihnen eine möglichst ste- 
tige Beschäftigung und bewirkt dadurch eine Sen- 
kung der Produktionskosten. Eine Analyse der Ver- 
triebskosten der Syndikate hat ergeben, daß sie 
besonders niedrig sind. Ohne die Verkaufsgemein- 
schaft würden die Kosten für die Finanzierung der 
Außenstände und auch die Abschreibungen auf 
dubiose Forderungen bei den einzelnen Unterneh- 
men steigen. Die bei der ersten Erlaubnis der Kar- 
tellverträge ausgesprochene Erwartung, daß durch 
die Tätigkeit der Syndikate zumindest der Bezug 
der Basalt-Produkte erleichtert wird, hat sich be- 
stätigt. Die angehörten Abnehmer und Behörden 
haben Bedenken gegen die Verlängerung der Er- 
laubnis nicht erhoben. 

2. Terrazzo (25 27 90) 

Den in der deutschen Terrazzo- Verkaufsgesell- 
schaft Ulm zusammengeschlossenen drei Unterneh- 
men war im Jahre 1960 auf die Dauer von drei 
Jahren die Erlaubnis zu einem Kartellvertrag nach 
§ 5 Abs. 2 und 3 erteiilt worden, durch den sie sich 
zu ausschließlichem Verkauf ihrer Terrazzo-Erzeug- 
nisse über die Verkaufsgesellschaft verpflichtet hat- 
ten (Tätigkeitsbericht 1960 S. 66). Ein Antrag auf 
Verlängerung der Erlaubnis wurde nicht gestellt, 
sondern der Kartellvertrag aufgehoben, weil die 
Kartellmitglieder auf kartellrechtliche Bindungen 
glauben verzichten zu können. 

3. Zement (25 31 00) 

Der Erlaubnisantrag von slieben Werken der Hüt- 
tenzement-Industrie (Tätigkeitsbericht 1960 S. 30,68) 
ist nach § 5 Abs. 2 und 3 abgelehnt worden ^). 

Bei diesem Erlaubnisantrag war zu berücksich- 
tigen, daß es sidi bei Hüttenzemient um ein Produkt 
vorwiegend aus granulierter Hochofenschlacke han- 
delt. Der Auffassung der Antragsteller, daß schon 
diese Tatsache für die Notwendigkelit und uneinge- 
schränkte Zulässigkeit der Syndizierung spreche, 
ist das Bundeskartellamt nicht gefolgt. Weder aus 
der Entstehungsgeschichte noch aus dem Wortlaut 
des § 5 ergibt sich, daß unter § 1 fallende Verträge 
oder Beschlüsse über Verwertung und Absatz von 
Nebenerzeugnissen von vornherein die Vorausiset- 
zungen der Ausnahmevorschrift des § 5 Abs 2 und 3 
erfüllen. Da der Gesetzeswortlaut keine Unterschei- 
dung in dieser Hinsicht macht, gelten für derartige 
Vereinbarungen dieselben Voraussetzungen wie für 
die Erteilung einer Erlaubnis wettbewerbsbeschrän- 
kender Vereinbarungen von Herstellern anderer Er- 
zeugnisse. Es mag zwar zutreffen, daß ein nicht auf 

9 Gegen diese Entscheidung ist Einspruch eingelegt wor- 
den. 


Nebenerzeugnisse beziehendes Syndikat leichter die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Erlaubnis 
erfüllt als ein Syndikat für andere Erzeugnisse, weil 
der gemeinschaftliche Absatz gerade von Kuppel- 
produkten oder Nebenerzeugnissen zu einer erheb- 
lichen Rationalisierung führen kann. Daraus kann 
aber keinesfalls hergeleitet werden, daß die gemdin- 
schaftlidie Verwertung eines Nebenproduktes in 
jedem Falle zu Rationalisierungsierfolgen führt oder 
daß eiin Nebenerzeugnis nicht anders als durch 
gemeinischaftlichen Verkauf wirtschaftlich abgesetzt 
werden kann. Da ein solcher Erfahrungssatz nicht 
besteht, muß in jedem Falle geprüft werden, ob die 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 und 3 erfüllt sind. 

Die Prüfung des Erlaubnisantrages, insbesondere 
eine eingehende Kostenuntersuchung haben erge- 
ben, daß die von den Antragstelliern behaupteten 
Rationalisierungserfolge auf dem Gebiet der Pro- 
duktion und des Vertriebes für eines der dem Syn- 
dikat angeschlossenen Unternehmen überhaupt 
nicht festzustellen sind. Da der Vertrag somit nicht 
für sämtliche Antragsteller Rationalisierungserfolge 
i. S. des Gesetzes zur Folge hat, mußte der Erlaub- 
nisantrag schon aus diesem Grunde abgelehnt wer- 
den (Tätigkeitsbericht 1962 S. 18). 

Für die übrigen Antragsteller führt der Kartell- 
vertrag zwar zu gewissen Rationalisierungsvor- 
teilen; sie bestehen aber lediglich in einer Senkung 
der Vertriebskosten, der Lagerkosten und der Silo- 
kosten in einer Höhe von insgesamt 0,65 DM/t; das 
kann nicht als wesentlich i. S. des Gesetzes ange- 
sehen werden. Das ergab sich schon aus den Begrün- 
dungen der ablehnenden Beschlüsse über die Erlaub- 
nisanträge der Süddeutschen Zementindustrie, der 
Zementverkaufsstelle Niedersachsen, des Zement- 
kontors Unterelbe (Tätigkeitsbericht 1961 S. 13) 
und des Verkaufsbüros Westfälischer Zementwerke 
(Tätigkeitsbericht 1962 S. 18), in denen die jeweils 
anerkannten, bis um das Dreifache höheren als die 
im vorliegenden Falle festgestellten Rationalisie- 
rungserfolge nicht als wesentlich i. S. des Gesetzes 
angesehen worden sind. 

Eine Rationalisiierung durch gemeinsame Bezu- 
schussung sog. ertragsschwächerer Hüttenzement- 
sorten, damit das Syndikat ein umfassendes Sorti- 
ment anbieten kann, und eine Verbilligung der 
Produktion durch Sortenspezialisierung konnten 
nicht festgestellt werden. Die Prüfung des Erlaubnis- 
antrages hat ergeben, daß auch im Wettbewerb ein 
breites Sortiment angeboten werden kann und hier- 
für keinesfalls ein Syndikat und eine gemeinsame 
Bezuschussung notwendig sind. Ferner wurde nicht 
anerkannt, daß das Syndikat zu ieiner Kostenein- 
sparung durch Steuerung des Zukaufs von Hoch- 
ofenschlacke und Klinker und im vorliegenden Fall 
zu einer größeren Einsatzbereitschaft der Werke 
zur Ausführung von Großaufträgen führt. Die im 
Kartellvertrag aufgeführten und von den Antrag- 
stellern selbst als „genehmigungsfrei" bezeichneten 
weiteren Maßnahmen zur Rationalisierung von Er- 
zeugung und Vertrieb von Hüttenzement, wie ge- 
meinsame Forschung, gemeinsame Entwicklung von 
Zementsorten für Spezialzwecfee, Erfahrungsaus- 
tausch unter den Mitgliedern über Produktion und 
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Verwendung der Vertragserzeugnisse, gemeinsame 
Werbung und tedinisdie Beratung der Abnehmer 
hinsdditlich der Verwendung der Vertragserzeug- 
nisse, Aufstellung von Qualitätsvorsdiriften und 
Kontrolle ihrer Einhaltung, Kostenvergleich und 
Erwerb von Sdiutzrediten und Warenzeichen kön- 
nen nach Auffassung des Bundeskartellamtes jeden- 
falls so gestaltet werden, daß es einer Wettbewerbs- 
beschränkung, zumindest aber eines Syndikats nicht 
bedarf. Diese ohne Wettbewerbsbeschränkungen 
durchführbaren Maßnahmen konnten entgegen der 
Auffassung der Antragsteller zur Begründung des 
Erlaubnis antrages nicht herangezogen werden; denn 
da nach § 5 Abs. 2 zwischen Rationalisierungserfolg 
und Wettbewerbsbeschränkung Kausalzusammen- 
hang bestehen muß, können Rationalisierungs- 
erfolge, die ohne Wettbewerbsbeschränkung erreich- 
bar sind, Wettbewerbsbeschränkungen nicht recht- 
fertigen. 

Davon abgesehen führt der Kartell vertrag auch 
nicht zu einer Verbesserung der Befriedigung des 
Bedarfs. Die Antragsteller erblicken sie zwar darin, 
daß nur das Syndikat in der Lage sei, ein umfang- 
reiches Sortiment anzuMeten. Wie schon ausgeführt 
wurde, würde im Wettbewerb ein nicht weniger 
großes Angebot an Hüttenzement am Markt sein 
als es das Syndikat darbringt. Außerdem folgen die 
Antragsteller mit ihren Preisen den Preisbewegun- 
gen der Westfälischen Porti andzement-Industrie 
unabhängig von ihrer eigenen Kostenlage stets lim 
gleichen Preisabstand. Auch aus diesem Grunde 
sind sie nicht in der Lage, Rationalisierungserfolge 
an die Abnehmer weiterzugeben. 

Auch der Antrag der Zementvertrieb Berlin GmbH 
auf Erlaubnis eines Rationalisierungskartells ist ab- 
gelehnt worden ^). Die Zementvertrieb Berlin GmbH 
ist eine Gemeinschaftsgründung der Zementver- 
kaufsstelle Niedersachsen GmbH, Hannover, der 
Zementkontor Unterelbe GmbH, Hamburg, und von 
23 westfälischen Unternehmen der Zementindustrie, 
die der Verkaufsstelle westfälischer Zementwerke, 
Neubeckum/Westf., angehören. Diesen drei Regio- 
nalkartellen hat das Bundeskartellamt bereits in den 
Jahren 1961/62 die Erlaubnis versagt (Tätigkeits- 
berichte 1961 S. 13 ff., 1962 S. 18 ff.), über die hier- 
gegen eingelegten Einsprüche ist noch nicht ent- 
schieden worden. 

Auch wenn es sich bei der Zementvertrieb Berlin 
GmbH um eine gemeinsame Verkaufsstelle von drei 
Regionalkartellen handelt, soll durch den Kartell- 
vertrag und elinen gesondert gefaßten Quoten- 
beschluß Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit 
der in den Regionalkartellen zusammengeschlas- 
senen einzelnen Unternehmen, das sind acht nieder- 
sächsische, fünf unterelbische und 23 westfälische, 
gehoben werden. Für diese 36 Unternehmen bringt 
der Kartellvertrag aber keine Rätionallisiierungs- 
vorteile im Sinne des GWB, weil zwölf von ihnen 
überhaupt nicht nach Berlin liefern und bei den 
anderen Leistungsfähigkeit oder Wirtschaftlichkeit 
nicht wesentlich gehoben werden. Für die ausrei- 
chende Belieferung des Berliner Marktes mit Zement 

Gegen diese Entscheidung ist Einspruch eingelegt wor- 
den. 


bedarf es keines Syndikates, weil sie ohne Schwie- 
rigkeiten vom Baustoffhandel gewährleistet werden 
kann. Dem Hinweis der Antragsteller auf politische 
Gründe für die Kartellerlaubnis hat das Bundes- 
kartellamt nicht folgen können. Im Falle einer 
Behinderung des Verkehrs auf dem Lande oder auf 
dem Wasserwege kann das Syndikat für die Ver- 
sorgung Berlins mit Zement ebenso wenig tun wie 
der Handel. Ein etwaiges Risiko für Lieferungen 
nach Berlin tragen nicht die Werke, nlicht die drei 
Regionalkartelle und auch nicht die Zementvertrieb 
Berlin GmbH, sondern die Käufer oder Spediteure, 
denen ein Beschlagnahmerisiko aber durch die 
Öffentliche Hand abgenommen werden kann. Schließ- 
lich konnte nicht anerkannt werden, daß gerade 
Zementlieferungen einem politischen Risiko unter- 
liegen, dem nur durch Syndikatsbildung abzuhelfen 
sei. Es gibt keine andere Ware, für die aus diesen 
Gründen die Belieferung des Berliner Marktes über 
ein Syndikat für notwendig gehalten wird, ob- 
wohl sehr viele Güter lebensnotwendig oder für dlie 
Versorgung Berlins mindestens ebenso wichtig wie 
Zement sind. 

Der Einspruch der Zement-Kontor-Unterelbe 
GmbH gegen den Beschluß, wonach diesem Zement- 
syndikat aufgegeben war, die Preise aller Zement- 
sorten für Lieferungen in das rechtselbische Gebiet 
einschließlich der Freien und Hansestadt Hamburg 
zu senken (Tätigkeitsbericht 1962 S. 19), ist zurück- 
gewiesen worden. Auch nach Auffassung der Ein- 
spruchsabteilung stellt das Verlangen unterschied- 
licher Preise links und rechts der Elbe eine Zuwider- 
handlung gegen das Diskriminierungsverbot des 
§ 26 Abs. 2 dar, weil die Zemientverbraucher sachlich 
ungerechtfertigt unterschiedlich behandelt werden, 
und erfüllt deshalb die Voraussetzungen für eine 
Mißbrauchsverfügung nach § 11 Abs. 5 Nr. 4. Zu- 
gleich liegt in der unterschiedlichen Preisstellung 
des Syndikats eine unmittelbare Diskriminierung 
des Handels. Für die unterschiedliche Preisstellung 
des Syndikats ist ein sachlich gerechtfertigter Grund 
nicht ersichtlich. Die höheren rechtselbischen Preise 
können insbesondere weder unter Kostengesichts- 
punkten noch mit der vom Syndikat behaupteten 
Markt- und Wettbewerbssituation gerechtfertigt 
werden. Die Mißbrauchsaufsicht der Kartellbehörden 
nach § 11 Abs. 5 kann auch gegenüber Uberläufer- 
kartellen im Sinne von § 106 Abs. 2 ausgeübt wer- 
den. In der Entscheidung wurde ausgeführt, daß bei 
einem Kartell (im Sinne des § 5 Abs. 2 und 3 ein 
Mißbrauch (§11 Abs. 5 Nr. 2) u. a. dann vorliegt, 
wenn der Zusammenschluß dazu benutzt wird, 
einen Vorteil zu erlangen, den die Ausnahmevor- 
schrift nicht bezweckt und der nur durch das Kartell 
zu erreichen ist. Der Zusammenschluß zu einem 
Syndikat nach § 5 Abs. 2 und 3 ist nur unter der 
Voraussetzung zulässig, daß er auch Vorteile für 
die Abnehmer und die Allgemeinhe'it bringt. Des- 
halb darf die Erlaubnis nicht dazu führen, daß der 
Syndikatspreis den Wettbewerbspreis für gleiche 
Erzeugnisse oder Leistungen übersteigt, wie im ent- 
schiedenen Falle festgestellt worden ist. Wenn nicht 
besondere wirtschaftliche Rechtfertigungsgründe 
vorliegen, ist sogar zu fordern, daß der Preis des 
Syndikats nicht den Preis erreicht, der bei 
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Wettbewerb bestehen würde. Gegen die Entschei- 
dung hat das Kartell Beschwerde eingelegt^). 

4. Kalk (25 32 00) 

Den in der Liefergemeinschaft Niedersächsischer 
Kalkwerke, Hannover, zusammengeschlossenen zehn 
Unternehmen,' deren Gesellschaftsvertrag im Jahre 
1960 nach § 5 Abs. 2 und 3 erlaubt worden war 
(Tätigkeitsbericht 1960 S. 26, 27, 28, 69), ist die 
Erlaubnis zur Fortsetzung des Kartellvertrages bis 
zum 31. Juli 1966 erteilt worden. Die Voraussetzun- 
gen für eine Verlängerung der Erlaubnis hat das 
Bundeskartellamt als gegeben angesehen, weil in 
den letzten drei Jahren wesentliche Rationalisie- 
rungserfolge im Sinne des Gesetzes erzielt worden 
sind. Die Tätigkeit des Syndikats trägt nachweislich 
zu einer gleichmäßigeren Beschäftigung der ange- 
schlossenen Unternehmen bei und hebt deren Wirt- 
schaftlichkeit. Die bei der ersten Erlaubnis des 
Liefergemeinschaftsvertrages ausgesprochene Er- 
wartung, daß durch die Tätigkeit des Syndikats der 
Bezug der dem Kartellvertrag unterliegenden Er- 
zeugnisse erleichtert wird, hat sich bestätigt. 

Die Prüfung der Kosten- und Ertragslage, die das 
Bundeskartellamt vorgenommen hat, weil einzelne 
Gesellschafter in den Jahren 1961 und 1962 die 
Preise für einige Vertragsprodukte erhöht hatten, 
hat Beanstandungen nicht ergeben. 

Die Gesellschafter einer gemeinsamen Verkaufs- 
stelle für Kalk aller Art, deren Gesellschaftsvertrag 
nicht unter § 1 fällt, hatten im Jahre 1949 zusätzlich 
zu diesem Gesellschaftsvertrag untereinander ver- 
einbart, für den Fall, daß die gesetzlichen Bestim- 
mungen es zuließen, sich zum Absatz ihrer Erzeug- 
nisse ausschließlich der gemeinsamen Verkaufsstelle 
zu bedienen. Ferner war vereinbart, daß bei etwa 
künftig eintretenden Absatzschwierigkeiten der Ver- 
sand nach Quoten erfolgen solle. Im Hinblick auf 
die vom Bundeskartellamt ausgesprochenen Beden- 
ken gegen die Wirksamkeit dieser bisher nicht 
praktisch gewordenen Zusatzvereinbarung haben die 
Gesellschafter sie aufgehoben und ihren Eventual- 
antrag auf Erlaubnis dieser Vereinbarung nach § 5 
Abs. 2 und 3 zurückgenommen. 

Die Kalkverkaufsstelle Ibbenbüren, Ibbenbüren/ 
Westf., der sieben im nördlichen Westfalen gelegene 
Kalkwerke angehören, hat ihren Antrag auf Erlaub- 
nis eines Rationalisierungskartells nach § 5 Abs. 2 
und 3 (Tätigkeitsbericht 1959 S. 63) zurückgenom- 
men, nachdem die Gesellschafterversammlung die 


0 über die Beschwerde hat das Kammergericht am 28. Ja- 
nuar 1964 entschieden. Es hat die Auffassung des Bun- 
deskartellamtes bestätigt, wonach das Kartell keinen 
regional unterschiedlichen Preis fordern darf; hingegen 
hat es den Einspruchsentscheid des Bundeskartellamtes 
aufgehoben, soweit darin dem Kartell zur Beseitigung 
von Diskriminierungs- und Mißbrauchstatbeständen 
die Senkung der Kartellpreise bis auf eine bestimmte 
Höhe vorgeschrieben worden war. 

Das Syndikat hat daraufhin einen einheitlichen Preis 
in seinem gesamten Syndikatsgebiet eingeführt. Das 
Bundeskartellamt hat gegen die Entscheidung des 
Kammergerichts Rechtsbeschwerde eingelegt. 


Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages über einen 
ausschließlichen Verkauf von Kalkerzeugnissen über 
die Kalkverkaufsstelle und die Beschlüsse über ein- 
heitliche Preise, Rabatte und Konditionen aufgeho- 
ben hatte. Es ist beabsichtigt, die Verkaufsstelle zu 
liquidieren und für die Zukunft lediglich eine 
Werbe- und Abrechnungsstelle ohne kartellrecht- 
liche Verpflichtungen zu errichten. 

5. Keramische Spaltplatten (25 41 34) 

Dem vom Rabatt- und Konditionenverband Bau- 
keramik (Tätigkeitsbericht 1959 S. 64) angemeldeten 
Beitritt zweier Unternehmen und der Änderung des 
Beschlusses für die Gewährung von Mengenrabatten 
und der Durchführungsbestimmungen sowie des 
Meldesystems zur Feststellung des Gesamtumsatzes 
eines jeden Abnehmers wurde nicht widersprochen, 
da auch nach dieser Änderung die Voraussetzungen 
der §§ 2 und 3 erfüllt blieben. 

6. Steinzeug (25 42 00) 

Der Verkaufsgemeinschaft Deutscher Steinzeug- 
werke, der bisher 31 Steinzeughersteller angehörten 
(Tätigkeitsbericht 1962 S. 19), sind zwei weitere Un- 
ternehmen, die die Steinzeugproduktion neu aufge- 
nommen haben, beigetreten. Das Bundeskartellamt 
hat hierzu die Erlaubnis erteilt, da sich an den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen durch den Beitritt dieser 
beiden Unternehmen mit einem sehr kleinen Um- 
satzanteil nichts geändert hat. Ein anderes Unter- 
nehmen ist aus dem Kartell ausgeschieden, das 
Werk aber von einem bisherigen Kartellmitglied 
übernommen worden. 

7. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Steine und 
Erden (25) seit 1958 

1958 Ein Hersteller von feuerfesten Erzeugnissen 
erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an einem 
Hersteller der gleichen Warenart. 

1959 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 
bis 

1961 

1962 Ein Hersteller von Baumaterialien erwarb 
eine Mehrheitsbeteiligung an einem Her- 
steller der gleichen Warenart. 

1963 1. Ein Hersteller von Baumaterialien er- 

warb eine Beteiligung an einem Her- 
steller von Kunststoffrohren. 

2. Ein Hersteller von Asphaltplatten er- 
warb eine Beteiligung an einem weite- 
ren Hersteller der gleichen Warenart. 


Eisen und Stahl (27), Gießereierzeugnisse (29) 

Da die Eisen- und Stahlindustrie mit dem größten 
Teil der Erzeugnisse den Bestimmungen des Ver- 
trages über die Gründung der Europäischen Ge- 
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meinschaft für Kohle und Stahl unterliegt, kann der 
Bericht keine vollständige Übersicht über die Wett- 
bewerbsbeschränkungen in diesem Bereich geben. 

1. Stahlrohre (27 15 60) 

Schon im Jahre 1960 haben Unternehmen des 
Stahlrohrhandels eine Preismeldestelle eingerichtet, 
die jedoch nach der Einleitung eines Ermittlungs- 
verfahrens des Bundeskartellamtes im Jahre 1961 
wieder aufgelöst worden ist (Tätigkeitsbericht 1961 
S. 18). Im Berichtszeitraum hatten sich wiederum 
fast alle UiiLernehmen des Stahlrohrhandels der frü- 
heren Gruppen I, II und III verpflichtet, alle Ab- 
weichungen von ihren hinterlegten „Geschäftsgrund- 
lagen'' einem gewählten Vertrauensmann unverzüg- 
lich zu melden, der seinerseits den beteiligten Un- 
ternehmen auf Anfrage Mitteilung von den für be- 
stimmte Abnehmer vorliegenden Abweichungsmel- 
dungen zu machen hatte. Bei den sogenannten Ge- 
schäftsgrundlagen handelte es sich im wesentlichen 
um eine Rabattliste auf der Basis der Werksbrutto- 
preise, die von den beteiligten Unternehmen ge- 
meinsam aufgestellt und von den einzelnen Unter- 
nehmen ausnahmslos übereinstimmend bei der 
Meldestelle hinterlegt worden war. Nach den Anga- 
ben des Vertrauensmannes erhofften sich die Be- 
teiligten von dem Meldeverfahren eine Verringe- 
rung des Rabattwettbewerbs, der u. a. wegen billi- 
ger Importröhren und wegen der Übersetzung des 
Röhrenhandels, verbunden mit einem witterungs- 
bedingten Absatzrückgang, zu nicht mehr kosten- 
deckenden Verkaufspreisen geführt habe. Schon zu 
Beginn des Meldeverfahrens haben sich aber ins- 
besondere die mittleren Unternehmen des Röhren- 
handels trotz der vereinbarten Vertragsstrafen nicht 
an die Meldepflicht gehalten. Außerdem waren 
einige Unternehmen, die laufend Importröhren mit 
erheblich höheren Rabatten angeboten haben, an 
dem Meldeverfahren nicht beteiligt. Das hat dazu 
geführt, daß auch die beteiligten Unternehmen 
trotz des Meldeverfahrens in einem steigenden Um- 
fang von den Sätzen der gemeinsamen Rabattliste 
abgewichen sind; schließlich haben immer mehr 
Unternehmen die vorgeschriebenen Meldungen ein- 
gestellt oder wenigstens in wichtigen Fällen unter- 
lassen. Die Meldestelle ist deshalb schon nach nicht 
ganz vier Monaten wieder aufgegeben worden, 
nachdem inzwischen auch Ermittlungen des Bundes- 
kartellamtes eingeleitet worden waren. Das Ermitt- 
lungsverfahren ist eingestellt worden, da weder die 
Festlegung einer gemeinsamen Rabattliste noch das 
Preismeldeverfahren in diesem besonderen Fall ge- 
eignet waren, die Marktverhältnisse spürbar zu be- 
einflussen. 

2. Radsätze und Radreifen (27 47 00) 

Die Deutsche Radsatz- und Radreifengemein- 
schaft e. V., in der mit Ausnahme eines Unterneh- 
mens mit geringfügigem Marktanteil alle deutschen 
Hersteller von Radsätzen und deren Einzelteilen zu- 
sammengeschlossen sind, hat beantragt, die am 
22. Dezember 1963 abgelaufene Erlaubnis zu 
dem Rationalisierungskartell (Tätigkeitsbericht 1960 


S. 25, 71) um mindestens weitere drei Jahre zu ver- 
längern. Zur Begründung hat die Gemeinschaft vor- 
geiragen, der schwankende und oft kurzfristig zu 
deckende Bedarf der Deutschen Bundesbahn könne 
nur dann fristgerecht gedeckt werden, wenn die Ver- 
teilung der Aufträge im Rahmen des zentralen Be- 
stellverfahrens von der Gemeinschaft vorgenommen 
werde. Dieses Verfahren führe bei den Herstellern 
durch kontinuierliche Beschäftigung und durch Ver- 
größerung der Fertigungslose zu einer Rationalisie- 
rung; außerdem könnten die einzelnen Hersteller 
die Kapazitätsreserven für den zeitweiligen Spit- 
zenbedarf der Bundesbahn gering halten. Die er- 
zielte Rationalisierung werde in Zukunft wegfallen, 
wenn das Kartell seine Tätigkeit nicht fortsetzen 
könne. Die rechtliche und wirtschaftliche Prüfung 
des Verlängerungsantrages ist noch nicht abge- 
schlossen. Durch einstweilige Anordnung ist der 
Deutschen Radsatz- und Radreifengemeinschaft e. V. 
gestattet worden, das Rationalisierungskartell bis 
zur Entscheidung über den Verlängerungsantrag 
fortzusetzen. 

3. Gießereierzeugnisse (29 00 00) 

Ein Exportkartell für bestimmte Gießereierzeug- 
nisse hat in die internen Preislisten die Bestimmung 
aufgenommen, daß bei Lieferungen für einige euro- 
päische Märkte deutsche Exporteure nicht einge- 
schaltet werden dürfen. Die Ermitllungen ergaben, 
daß diese Bestimmung, für die eine Erlaubnis nach 
§ 6 Abs. 2 nicht beantragt worden war, auf ein 
Übereinkommen aus der Zeit vor dem 2. Weltkrieg 
zurückgeht. Die Mitgliederversammlung des Export- 
kartells hat auf Veranlassung des Bundeskartell- 
amtes dieses Übereinkommen ausdrücklich aufge- 
hoben; die Vermerke in den Preislisten über die 
Ausschaltung der deutschen Exporteure wurden ge- 
strichen. 

4. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Eisen 
und Stahl (27), NE-Metalle und Metallhalbzeug 
(28), Gießereierzeugnisse (29), Erzeugnisse der 
Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahl- 
verformung (30), Stahlbauerzeugnisse (31) seit 
1958 

1958 1. Ein Hersteller von Bleihalbzeug schloß 

einen Betriebsführungsvertrag mit einem 
weiteren Hersteller der gleichen Waren- 
art. 

2. Ein Hersteller von Metall-Legierungen 
erwarb sämtliche Anteile an einem Her- 
steller von Feinzinklegierungen. 

3. Ein Hersteller von Stahlmasten erwarb 

eine Beteiligung an einem Hersteller 

der gleichen Warenart. 

1959 Ein Hersteller von Eisengußerzeugnissen 

erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an einem 
Hersteller der gleichen Warenart. 

1960 Ein Hersteller von NE-Metallen erwarb 

eine Mehrheitsbeteiligung an einem weite- 
ren Hersteller der gleichen Warenart. 
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1961 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

1962 Ein Hersteller von NE-Metallen erwarb 
Beteiligungen an einem Kohlensäureher- 
steller, einem Stahlbau- und einem Tank- 
schiffahrtsunternehmen. 

1963 1. Ein Hersteller von NE-Metallhalbzeug 

erwarb sämtliche Anteile an einem wei- 
teren Hersteller der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von NE-Metallen erwarb 
sämtliche Anteile an einem weiteren 
Hersteller der gleichen Warenart. 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke 
und der Stahl Verformung (30), 
Stahlbauerzeugnisse (31) 

1» Schrauben, Norm- und Fassondrehteile aus Stahl 
und NE-Metallen (30 23 00) 

Ein deutsches und ein französisches Unternehmen 
hatten im Jahre 1959 eine Gebietsaufteilung für die 
Erzeugung und den Vertrieb von Siche rheitsmuttern 
vereinbart. Das Bundeskartellamt sah in dieser Ver- 
einbarung einen Verstoß gegen § 1 und Artikel 85 
Abs. 1 EWG-Vertrag und forderte das deutsche 
Unternehmen auf, von einer weiteren Praktizierung 
des Vertrages Abstand zu nehmen. Das deutsche 
Unternehmen hat dieser Aufforderung entsprochen. 
Zu seiner Verteidigung hatte es sich darauf berufen, 
es habe irrtümlich angenommen, daß der Vertrag 
nicht unter § 1 falle, weil es einen ausländischen 
Konkurrenten, mit dem es vor Vertragsschluß auf 
einem Teilgebiet der Produktion nicht im Wettbe- 
werb gestanden habe, vom deutschen Markt habe 
fernhalten wollen. Diese Auffassung sei in gleich- 
gelagerten Fällen auch von anderen deutschen Un- 
ternehmen vertreten worden. 

2. Hauer (30 24 44) 

Von der Exportgemeinschaft der Hauer-Werke, 
der das Bundeskartellamt im Jahre 1960 eine auf 
drei Jahre befristete Erlaubnis zu einem Export- 
kartellvertrag erteilt hatte (Tätigkeitsbericht 1960 
S. 31,73), wurde vor Ablauf der Erlaubnisfrist ein 
Verlängerungsantrag nach § 11 Abs. 2 nicht gestellt. 
Nach Ablauf der Erlaubnisfrist hielt das Bundes- 
kartellamt eine Verlängerung der Erlaubnis nicht 
für zulässig, weil die Verlängerung der Laufzeit 
eines Kartells nur bis zum Ablauf dieser Zeit mög- 
lich ist. Die Exportgemeinschaft hatte daher zwecks 
Fortsetzung des Exportkartells eine neue Erlaubnis 
nach § 6 Abs. 2 beantragt. Der Erlaubnisantrag ist 
zurückgenommen worden, da sich die Kartellmit- 
glieder entschlossen haben, das Kartell nicht fort- 
zusetzen. 

3. Behälter für flüssige Stoffe (31 55 11) 

Eine dem Bundeskartellamt zur Prüfung vorgelegte 
Satzung einer Gütezeichengemeinschaft sieht vor, 
daß die Höhe der Beiträge von der Mitgliederver- 


sammlung festgesetzt wird. Das Bundeskartellamt 
hat die Gütezeichengemeinschaft, der zahlreiche 
Kleinbetriebe angehören, darauf aufmerksam ge- 
macht, daß die Art der Bemessung der Beiträge 
keine Wettbewerbsbeschränkung bewirken darf. 
Dementsprechend hat die Mitgliederversammlung 
die Höhe der Beiträge nach der Zahl der Beschäftig- 
ten gestaffelt und eine Beitragsermäßigung für Un- 
ternehmen vorgesehen, die Güteschutzerzeugnisse 
nur in geringem Umfang herstellen. 


Maschinenbauerzeugnisse (32) 

1. Drehbänke (32 11 20) 

Dem Spezialisierungskartell der Vereinigten 
Drehbankfabriken (VDF) Tätigkeitsbericht 1962 
S. 25) ist die Erlaubnis erteilt worden. Die Voraus- 
setzungen des § 5 Abs. 2 sind gegeben. Durch die 
Aufteilung der Produktion werden Überschneidun- 
gen in der Herstellung vermieden und die Voraus- 
setzungen für die Fertigung großer Stückzahlen 
gleicher Typen geschaffen. Die Typenbeschränkung 
erlaubt jedem Vertragsbeteiligten, seinen Maschi- 
nenpark auf relativ wenige und gleichartige Pro- 
dukte abzustellen. Die gemeinsame Konstruktions- 
arbeit und Entwicklung weniger einheitlicher Rei- 
hen, die ein in sich abgerundetes Angebot darstel- 
len, wirken kostensparend. 

Die Einheitskonstruktionen erlauben die Spezia- 
lisierung der Herstellung von Einzelteilen. Die Her- 
stellung einheitlicher Baugruppen, Anbauteile und 
Bedienungselemente durch nur ein Unternehmen 
bringt den Nutzen großer Serien. Der gemeinsame 
Vertrieb erhält und erhöht den Spezialisierungs- 
nutzen. Eine Andienungspflicht besteht nicht. Ein 
angemessener Nutzen des Kartells für die Allge- 
meinheit liegt in einer Verbesserung der Qualität, 
im Angebot eines in sich geschlossenen breiten Pro- 
gramms und in niedrigen Preisen, die durch die 
Rationalisierung ermöglicht und durch ausreichen- 
den Wettbewerb einer großen Zahl zum Teil be- 
deutender Außenseiter erzwungen werden. An den 
einheitlichen Konstruktionen geschulte Monteure 
der Hersteller und ihrer Verkaufsorganisationen er- 
möglichen ortsnahen und deshalb schnellen und bil- 
ligen Kundendienst. Die einheitlichen Konstruktio- 
nen erleichtern ferner eine Schulung des Personals 
der Abnehmer. 

Abweichend von der Regel des § 1 1 Abs. 1 ist die 
Erlaubnis für fünf Jahre erteilt worden. Ein nur bei 
langer Lebensdauer sinnvolles Spezialisierungskar- 
tell, das den Beteiligten relativ große individuelle 
Entscheidungsfreiheit läßt, bereits nach drei Jah- 
ren von neuem zu prüfen, ist nicht erforderlich. 

2. Heizungsumwälzpumpen (32 34 50) 

Das Gesamtumsatzbonuskartell dreier Hersteller 
von Heizungsumwälzpumpen mit Naßläufermotor 
(Tätigkeitsbericht 1962 S. 25) ist zu Beginn des 
Berichtsjahres nach mehreren Änderungen des Kar- 
tellvertrages und der Bonusliste wirksam geworden. 
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Gegenstand des Vertrages ist jetzt die Gewährung 
eines für Großhändler und Installateure einheit- 
lichen Jahresumsatzbonus an alle inländischen Kun- 
den auf Grund des bei den Mitgliedern und Außen- 
seitern des EWG-Bereidies erzielten Gesamtumsat- 
zesr während ursprünglich für Installateure günsti- 
gere Gesamtumsatzrabatte vorgesehen waren. An 
die Stelle der Treuhandbüros ist der Geschäftsfüh- 
rer des Kartells mit der Aufgabe getreten, die Höhe 
der jährlichen Gesamtbezüge zu ermitteln. Die Kar- 
tellmitglieder sind in der Gewährung sonstiger Ra- 
batte frei. Der Vertrag gilt bis zum 31. Dezember 
1965 und enthält die übliche VerlängerungsklauseL 
Der Marktanteil der Vertragsbeteiligten beträgt 50 
bis 60 V. H. 

3. Armaturen (32 73 00) 

Einem Spezialisierungsvertrag von fünf Herstel- 
lern von Armaturen aus Eisen und Stahl ist die Er- 
laubnis auf die Dauer von drei Jahren erteilt wor- 
den. Die Hersteller dürfen damit die auf Grund der 
Unbedenklichkeitserklärung einer Landeskartell- 
behörde im Jahre 1949 begonnene und seit 1957 vol- 
lendete Spezialisierung fortführen und neuen For- 
derungen des Marktes entsprechend auch weiter 
entwickeln sowie sich zum Vertrieb ausschließlich 
der Vereinigten Armaturengesellschaft mbH (VAG) 
bedienen. 

Die zum Teil in den Betrieben getroffenen tat- 
sächlichen Feststellungen ergaben eine wesentliche 
Hebung der Wirtschaftlichkeit der beteiligten Un- 
ternehmen infolge Schmälerung der Fertigungspro- 
gramme der einzelnen Unternehmen und folgender 
dadurch bedingter einzelner Betriebsmaßnahmen; 
Übergang zur Fließband- und Straßenfertigung in 
günstigen Fällen; Verkleinerung und Vereinfachung 
der Fabriklager; beschleunigter Materialdurchfluß 
und damit Vereinfachung des Einkaufs und Ver- 
minderung der Kapitalbindung; Verringerung der 
Ausschußquoten. Ein angemessener Nutzen für die 
Allgemeinheit liegt in der Verkürzung der Liefer- 
zeiten, in durch die Rationalisierung ermöglichten 
und durch ausreichenden Wettbewerb erzwungenen 
niedrigeren Preisen und in schneller Anpassung an 
neue Forderungen des Marktes. 

Die gemeinsame Vertriebsstelle hat bei der 
Preisgestaltung ein erhebliches Mitspracherecht. 
Darin sah das Bundeskartell amt eine zusätzliche 
Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 5 Abs. 3. 
Der Zweck der Spezialisierung kann ohne gemein- 
samen Vertrieb nicht erreicht werden. Denn mit 
Ausnahme von Ersatzteillieferungen ist häufig ein 
Sortiment von Armaturen Gegenstand eines Liefer- 
vertrages, da Teile einer Fabrikationsreihe sich 
nicht verkaufen lassen. Der gemeinsame Vertrieb 
ist im Interesse der Allgemeinheit erwünscht; neben 
den bereits genannten Vorteilen dienen ihr das An- 
gebot voller Programmbreite, gemeinsame Ausliefe- 
rungslager, kurzfristige Belieferung mit Normal- 
armaturen und ein technischer Beratungsdienst in 
einem Umfang, den jedes einzelne der beteiligten 
Unternehmen nicht gewähren könnte. Der Export 
.wird durch die VAG wirksam gefördert. 


Der Ansicht eines beigeladenen Unternehmens, 
nach § 26 Abs. 2 sei dem Kartell Preiswettbewerb 
durch Unterbieten nicht gestattet, diese Beschrän- 
kung müsse durch eine Auflage gesichert werden, 
ist das Bundeskartellamt nicht beigetreten. Auch ein 
Kartell kann sich des Preises als eines Wettbewerbs- 
mittels bedienen. Außenseiter haben keinen An- 
spruch darauf, im Schatten eines durch ein Verbot 
des Preisunterbietens schwerfällig gewordenen Kar- 
tells dem Preiswettbewerb nur noch gedämpft aus- 
gesetzt zu sein (Fikentscher WuW 1958 S. 257 ff., 
Gentz WuW 1961 S. 587 ff., Tätigkeitsbericht 1960 
S. 53). Nur gezielte Behinderung oder unterschied- 
liche Behandlung durch Kartelle, die weder einen 
zu billigenden Grund für sich haben noch durch wirt- 
schaftlich vertretbare Erwägungen getragen werden, 
soll § 26 Abs. 2 verhindern. 

4. Metallbalgregler ohne Hilfsenergie (32 73 38) 

Ähnlich wie drei Hersteller von Heizungsum- 
wälzpumpen (Tätigkeitsbericht 1962 S, 25) hatten 
drei Hersteller von Metallbalgreglern ohne Hilfs- 
energie seit Jahren mit einer Preisbindung ein Ge- 
samtumsatzrabatt-Verfahren verbunden. Die Rabatt- 
liste der drei Unternehmen enthielt die gleiche 
Jahresbonusstaffel. Die dem einzelnen Abnehmer 
zu gewährenden Jahresmengennachlässe wurden 
nach den Lieferungen der preisbindenden Unterneh- 
men und aller übrigen inländischen industriellen 
Hersteller bemessen. Zur Ermittlung des gesamten 
Umsatzes unterhielt jedes der drei Unternehmen 
eine gesonderte Meldestelle; die drei Meldestellen 
stimmten ihre Ergebnisse untereinander ab. 

Nach Erörterung der Rechtslage haben die drei 
Hersteller ein Gesamtumsatzrabattkartell angemel- 
det. Gegen dieses Kartell haben zwei Importeure, 
deren Lieferungen aus Ländern außerhalb des EWG- 
Bereiches nicht mitgezählt werden, den Einwand 
einer nicht gerechtfertigten unterschiedlichen Be- 
handlung und unbilligen Behinderung erhoben, bis- 
her jedoch ohne ausreichende tatsächliche Darle- 
gung 1). 

5. ölhydraulik (32 73 95) 

Die Erlaubnis für das von drei Unternehmen der 
Maschinenbauindustrie geschlossene Rationalisie- 
rungskartell für Hydraulik-Anlagen, das durch Be- 
schluß vom 3. November 1960 für drei Jahre erlaubt 
worden war (Tätigkeitsbericht 1960 S. 24), ist um 
fünf Jahre verlängert worden. Gegenstand des Kar- 
tells ist eine gemeinsam zu entwickelnde und auf 
möglichst hohem technischem Stand zu haltende Ein- 
heits-Hydraulik, welche die Unternehmen grund- 
sätzlich in ihr Produktions- und Vertriebsprogramm 
aufzunehmen haben. Nicht nur Kundenwünsche, 
sondern auch sonstige besondere wirtschaftliche 
Gründe gestatten jedoch die Entwicklung und Her- 
stellung einer Eigen-Hydraulik. 

Seit 1960 haben die Beteiligten eine Reihe von 
Bauelementen vereinheitlicht. Für weitere Teile lie- 


^) Das Kartell ist wirksam geworden. 
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gen Einheits-Konstruktionen vor. Von Jahr zu Jahr 
hat sich die Herstellung der Einheitselemente ge- 
steigert. Serienfertigung ist möglich geworden. 
Hierauf und auf die Gemeinschaftsarbeit führen die 
Beteiligten eine günstige Kostenentwicklung zu- 
rück, die sich zum Teil in der Entwicklung der 
Preise spiegelt. 

Abgeschlossen sind die Entwicklungsarbeiten 
nicht. Wesentliche Gruppen von Bauteilen befinden 
sich noch in der Konstruktion. Für bereits verein- 
heitlichte Teile werden auf Grund neuer Fertigungs- 
kenntnisse und praktischer Erfahrungen laufend 
weitere Verbesserungen gesucht. 

Eine Verlängerung der Erlaubnis ist jedenfalls 
statthaft, wenn, wie hier, die an den Vertrag ge- 
knüpften Erwartungen zu einem erheblichen Teil 
verwirklicht sind, die vertragliche Bindung jedoch 
noch benötigt wird, weil die Rationalisierung noch 
nicht beendet ist. 

Die bisherige Entwicklung zeigt, daß eine Frist 
von drei Jahren, die § 11 Abs. 1 für den Regelfall 
einer Erlaubnis vorsieht, sehr kurz ist. Eine große 
Zahl von Bauelementen wird nicht auf einmal ge- 
plant, sondern im Laufe von Jahren. Ausarbeitung, 
Abstimmung, Entwicklung und Erprobung bedürfen 
langer Zeit. Die Vollendung dieser Arbeiten be- 
deutet keinen Abschluß des betreffenden Bauvor- 
habens; Verbess erungs arbeiten schließen sich an. 
Das Ende einer solchen Gemeinschaftsarbeit ist von 
vornherein nicht abzusehen. Deshalb ist die Erlaub- 
nis um fünf Jahre verlängert worden. 

§ 11 Abs. 1 steht dem nicht entgegen. Die Vor- 
schrift dient dazu, der Kartellbehörde eine Über- 
prüfung des Kartells zu ermöglichen. Von Zeit zu 
Zeit sollen die Kartellbeteiligten darlegen, daß die 
gesetzlichen Voraussetzungen für eine Erlaubnis 
noch vorhanden sind. In welchen Abständen diese 
Prüfung erforderlich ist, richtet sich u, a. nach dem 
Gewicht der dem Kartell innewohnenden Wett- 
bewerbsbeschränkungen. Hier reicht eine Prüfung 
nach fünf Jahren aus. 


6. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Maschinenbau- 
erzeugnisse (32) seit 1958 

1958 Ein Hersteller von Büromaschinen erwarb 
eine Mehrheitsbeteiligung an einem wei- 
teren Hersteller der gleichen Warenart. 

1959 Ein Hersteller von Büromaschinen erwarb 
sämtliche Anteile an einem weiteren Her- 
steller der gleichen Warenart. 

1960 1. Ein Hersteller von Flüssigkeitspumpen 

erwarb den Teilbetrieb für Pumpenferti- 
gung eines Herstellers von elektrischer 
Kraftfahrzeug-Ausrüstung. 

2. Ein Hersteller von Verkaufsautomaten 
erwarb sämtliche Anteile an einem Her- 
steller von Gasreglern. 

3. Ein Hersteller von Verkaufsautomaten 
erwarb eine Beteiligung an einem wei- 
teren Hersteller der gleichen Warenart. 


1961 1. Ein Hersteller von Nähmaschinen schloß 

einen Betriebsführungsvertrag mit einem 
weiteren Hersteller der gleichen Waren- 
art. 

2. Ein Hersteller von Wälzlägern erwarb 
eine Beteiligung an einem weiteren 
Hersteller der gleichen Warenart. 

3. Ein Hersteller von Groß-Turbinen er- 
warb sämtliche Anteile an einem Her- 
steller von kleineren Turbinen. 


1962 1. Ein Hersteller von Registrierkassen er- 

warb eine Beteiligung an einem Her- 
steller von Maschinen für die Büroorga- 
nisation. 

2. Ein Hersteller von Ackerschleppern er- 
warb eine Beteiligung an einem weite- 
ren Hersteller der gleichen Warenart. 


1963 1. Ein Hersteller von Wälzlägern erwarb 

eine Mehrheitsbeteiligung an einem 
weiteren Hersteller der gleichen Waren- 
art. 

2. Ein Hersteller von Wälzlägern erwarb 
eine Beteiligung an einem Hersteller 
von Feinmeßzeugen. 


Landfahrzeuge (33) 

1. Kraftfahrzeuge (33 10 00) 

Die Wettbewerbsregeln des Zentralverbandes des 
Kraftfahrzeughandels und -gewerbes (ZDK), in dem 
die Landesverbände dieses Wirtschaftsbereiches zu- 
sammengeschlossen sind, hat das Bundeskartellamt 
mit Ausnahme der Regel über den Preisvergleich in 
das Register für Wettbewerbsregeln eingetragen 
(WuW/E BKartA 609). Die ursprüngliche Fassung 
der Regeln (BAnz. Nr. 52 vom 15. März 1962) war 
mehrfach geändert worden, um kartellrechtliche Be- 
denken auszuräumen. Auf die Bedenken betroffener 
Wirtschaftskreise ist darüber hinaus in der Begrün- 
dung des Eintragungsbeschlusses bescmders hervor- 
gehoben worden, daß eine Nichtbeachtung der zu- 
grunde gelegten Auslegungsgesichtspunkte zu einer 
Überschreitung des Rahmens in § 28 Abs. 2 und da- 
mit zu einer Löschung der Regeln führen könne. 

Von den eingetragenen Regeln ist für den Ver- 
braucher besonders von Interesse, daß die Ankündi- 
gung eines Kreditgeschäfts entweder den Barpreis 
und den Aufschlag oder den Kreditpreis (Barpreis 
und Kreditkosten) erkennen lassen muß. Außerdem 
werden einige typische Fälle irreführender Wer- 
bung, wie z. B. die Chiffre-Werbung ausgeschlossen. 
Die Preisangaben für neue Fahrzeuge müssen sich 
auf tatsächlich angebotene und lieferbare Ausfüh- 
rungen beziehen, womit einer vielfach zu beobach- 
tenden Übung begegnet werden soll, notwendige 
Bestandteile des Fahrzeuges, wie Lüftungs- und 
Heizungsanlage oder Lenkradschloß, nicht in den 
angegebenen Preis einzuschließen (Tätigkeitsbericht 
1962 S. 28). 
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Nach einer anderen Regel ist es „unzulässig, beim 
Verkauf neuer Kraftfahrzeuge in Zahlung genom- 
mene gebrauchte Fahrzeuge im Preise höher zu be- 
werten als zum handelsüblichen Verkehrswert am 
Tage der Inzahlungsnahme, wie er z. B. mit Hilfe 
eines fachkundigen und gewissenhaften Kraftfahr- 
zeugschätzers ermittelt wird". Gegen diese Regel 
war von Dritten eingewendet worden, sie führe prak- 
tisch zu einer Gleichstellung von Schätzwert und 
Verkehrswert und damit zu einer Bindung der 
Preise an das Schätzungsergebnis, was einer Wieder- 
einführung des Schätzungszwanges für gebrauchte 
Fahrzeuge gleichkomme. Diese Bedenken, die durch 
eine einseitige Auswahl von Schätzern und eine ent- 
sprechende Bewertungspraxis mancher Händler aus- 
gelöst sein dürften, konnten jedoch nicht durch- 
greifen. Das Verbot einer Überbewertung gebrauch- 
ter Kraftfahrzeuge bei der Inzahlungnahme findet 
seine Rechtfertigung in dem grundsätzlichen Ver- 
bot des Rabattgesetzes, Nachlässe von den allge- 
mein angekündigten Preisen zu gewähren, soweit 
solche Nachlässe nicht ausdrücklich in diesem Ge- 
setz erlaubt sind, ferner bei wirksam preisgebunde- 
nen Fahrzeugen in der vertraglichen Verpflichtung^ 
den gebundenen Preis einzuhalten. Durch die Regel 
wird der Händler aber weder verpflichtet, ein ge- 
brauchtes Fahrzeug schätzen zu lassen, noch gehin- 
dert, von dem Ergebnis einer Schätzung abzuwei- 
chen. In der Beschlußbegründung wird näher aus- 
geführt, daß es bei der Ermittlung des Vetkehrs- 
wertes nicht allein auf das Ergebnis einer Schätzung 
ankommen kann. Der Wert kann im Einzelfall durch 
besondere Umstände, z. B. durch eine individuelle 
Angebots- und Nachfragesituation beeinflußt wer- 
den. Deshalb gewährleisten auch Schätzungssysteme 
nicht die Ermittlung eines unbedingt dem Marktwert 
entsprechenden Wertes, Ein Schätzwert kann viel- 
mehr nur ein Orientierungsfaktor sein, der für die 
unternehmerrische Entscheidung des Händlers bei 
der Preisbildung zwar mitbestimmend, aber nicht 
allein, maßgebend ist. Die letzte verantwortliche 
Entscheidung über die Bewertung muß den Händ- 
lern überlassen bleiben (Tätigkeitsbericht 1961 
S. 23 f.). 

Abgelehnt wurde die Eintragung folgender Regel: 
„Unlauter ist es, in Ankündigungen oder sonstigen 
Angeboten neuer Fahrzeuge darauf hinzuweisen, 
daß der Preis unter dem , Neupreis', , Listenpreis' oder 
einem anderen als üblich dargestellten Preis liegt." 
Sie betrifft demnach auch die Unterbietung empfoh- 
lener Preise (Richtpreise), die derzeit bei einer 
Reihe ausländischer Fabrikate praktiziert werden, 
und will jede Bezugnahme auf diese Preise für un- 
lauter erklären, in der Form der Preisgegenüber- 
stellung (in absoluten Preiszahlen oder Prozent- 
zahlen, z. B. 5 V. H. unter dem Richtpreis) oder nur 
in der Form eines allgemeinen Hinweises, der eigene 
Verkaufspreis liege unter dem Richtpreis des Her- 
stellers. 

Die Beschlußabteilung sah die bisherige Recht- 
sprechung zur vergleichenden Werbung nicht mehr 
als gefestigt an und hat die Frage der Unlauterkeit 
der vergleichenden Werbung nach ihrer Überzeu- 
gung beurteilt. Sie hat die Eintragung vor allem 
deshalb abgelehnt, weil sie in einer auf Wahrheit 


und Sachlichkeit beruhenden Werbung allein noch 
keine Verstöße gegen die guten Sitten sah. Bei die- 
ser Feststellung ist sie davon ausgegangen, daß die 
herkömmlichen Vorstellungen von Lauterkeit und 
Unlauterkeit im Wettbewerb nach dem Inkrafttreten 
des GWB im Lichte der gewandelten Auffassung 
vom Wesen des Wettbewerbs als Ordnungsprinzip 
der Wirtschaft überprüft werden müssen. Dies werde 
besonders deutlich im Falle des Preisvergleichs, der 
ein wesentliches Mittel des Preiswettbewerbs dar- 
stelle und geeignet sei, die Marktübersicht der Ver- 
braucher zu verbessern. Sein Ausschuß würde die 
Funktionsfähigkeit des Preiswettbewerbs erheblich 
beeinträchtigen. Nur unter besonderen Umständen, 
z. B. bei Anlehnung an den good will eines Mit- 
bewerbers oder bei Irreführung der angesprochenen 
Verkehrskreise, etwa durch Bezugnahme auf über- 
höhte, allgemein nicht eingehaltene Richtpreise, 
könne der Preisvergleich zu einem unlauteren Wett- 
bewerbsmittel werden. 

Bestimmend für die Ablehnung der Eintragung 
durch die Beschlußabteilung war auch, daß Verträge 
und Beschlüsse von Kraftfahrzeughändlern über die 
Einhaltung der Regel nach deren Eintragung für die 
Beteiligten verbindlich wären und vor den ordent- 
lichen Gerichten durchgesetzt werden könnten. Die 
Gerichte wären insoweit gebunden, auch wenn sie 
an der bisherigen Rechtsprechung, wonach verglei- 
chende Werbung grundsätzlich unlauter ist, nicht 
mehr festhalten. Die Kartellbehörde würde so dazu 
beitragen, diese Rechtsprechung zu zementieren, da- 
mit in die Rechtsentwicklung eingreifen und die 
sich abzeichnende Rechtsfortbildung behindern. Sie 
würde sich dadurch zu ihrer Aufgabe, durch den Voll- 
zug des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen den Wettbewerb zu fördern, in Widerspruch 
setzen. 

Der vom ZDK gegen die Ablehnung eingelegte 
Einspruch ist zurückgewiesen worden. Die Ein- 
spruchsabteilung hat sich der Auffassung des ZDK, 
die abgelehnte Regel umfasse nur Fälle, die ent- 
weder als vergleichende oder als irreführende Wer- 
bung unlauter seien oder einen Verstoß gegen das 
Rabattgesetz darstellten, nicht angeschlossen. Die 
in der Werbung weithin gebräuchliche einfache 
Gegenüberstellung des Händlerpreises mit vom 
Hersteller oder Lieferanten lediglich empfohlenen 
Preisen ist keine sittenwidrige kritische Bezugnahme 
auf die Preise der Mitbewerber. Werbeankündigun- 
gen dieser Art machen nur darauf aufmerksam, daß 
der Preis unter dem vom Hersteller empfohlenen 
liegt; sie nehmen zwar einen Vergleich vor, aber 
nur einen solchen des eigenen mit dem vom Her- 
steller oder Lieferanten empfohlenen Preis. Eine 
Bezugnahme auf auch nur andeutungsweise ge- 
nannte Mitbewerber ist ihnen nicht zu entnehmen; 
eine hinreichend bestimmte gedankliche Erweiterung 
auf die Preisgestaltung der Konkurrenten läßt sie 
nicht zu. Da die Regel hiernach Werbeankündigun- 
gen ausschließt, die weder unlauter noch sonst 
gesetzwidrig sind, dringt sie in den Bereich des 
von § 1 geschützten Wettbewerbs ein, so daß die 
Frage zu beantworten ist, ob mit Wettbewerbs- 
regeln nur unzulässige Wettbewerbshandlungen 
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ausgeschlossen werden dürfen oder ob sie audi ein 
Verhalten regeln können, das vom UWG und seinen 
Nebengesetzen nicht erfaßt wird. Nach Auffassung 
der Einspruchsabteilung können nach § 31 Abs. 1 
solche Vereinbarungen bei Vorliegen besonderer 
Umstände nach pflichtgemäßem Ermessen zugelassen 
werden, wenn sie zwar den Verbotsbereich des § 1 
berühren, zugleich aber dem Schutz des Leistungs- 
wettbewerbs dienen. Dabei ist jedoch Voraussetzung, 
daß die Regel den Grundsätzen lauteren Wett- 
bewerbs in einem Wirtschaftszweig Geltung ver- 
schafft, Das Vorliegen dieser Voraussetzungen wurde 
verneint, Werbeankündigungen in Form der ein- 
fachen Gegenüberstellung des empfohlenen und des 
eigenen Preises haftet weder unmittelbar noch der 
Tendenz nach Unlauterkeit an. Die Verbraucher- 
werbung mit diesem Preis als der eigenen Leistung 
des Handelsunternehmens liegt in seinem begründe- 
ten und von der geltenden Wirtschaftsordnung 
gebilligten Interesse? sie ist lauter. Der Ausschluß 
dieser lauteren Werbe ankündigung wirkt dem 
Leistungswettbewerb der Unternehmen des Kraft- 
fahrzeughandels entgegen. Da der Markt für neue 
Kraftfahrzeuge dem Preiswettbewerb in der Han- 
delsstufe teils durch Preisbindungen marktstarker 
Hersteller oder Lieferanten, teils durch Vertrieb über 
Agenten überwiegend entzogen ist und daher nur 
in beschränktem Umfang eine eigene Preisgestal- 
tung des Handels zuläßt, liegt die Unterrichtung 
der Verbraucher durch Werbung mit eigenen Preisen 
auch im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse best- 
möglicher Bedarfsbefriedigung ^). 

Mehrere Herausgeber von Zeitschriften und ein 
Spezialverlag veröffentlichen laufend Listen, in denen 
Durchschnittspreise für gebrauchte Kraftfahrzeuge 
durch Ausschluß der Extremwerte angegeben wer- 
den. Teilweise werden die Listen als „Marktberichte" 
bezeichnet. Die Veröffentlichungen, die im großen 
Umfange auch von Verbrauchern bezogen werden, 
sind objektiv geeignet, die Entschließungen der 
Marktbeteiligten beim An- und Verkauf von 
gebrauchten Kraftfahrzeugen zu beeinflussen, die 
Gebrauchtfahrzeugpreise örtlich und zeitlich zu 
nivellieren und damit die Marktverhältnisse für 
gebrauchte Kraftfahrzeuge durch Beschränkung des 
Wettbewerbs zu beeinflussen. Die Herausgeber sind 
unabhängig voneinander tätig. Absprachen der Her- 
ausgeber mit Dritten, insbesondere mit Verbänden 
oder anderen interessierten Wirtschaftskreisen über 
Herausgabe und Inhalt der Listen, ebenso Abspra- 
chen über eine Anwendung der in den Listen ent- 
haltenen Daten bei Angebot und Nachfrage und 
beim Abschluß von Verträgen konnten nicht fest- 
gestellt werden. Tatbestände nach § 1 oder § 15 
liegen daher nicht vor. Auch ein Verstoß gegen das 
Empfehlungs verbot des § 38 Abs. 2 Satz 2 konnte 
nicht festgestellt werden, da eine Absicht der Her- 
ausgeber, Einfluß auf die Entwicklung der Preise 
auf dem Gebrauchtwagenmarkt und auf die Preis- 
gestaltung beim Abschluß einzelner Verkaufs- 
geschäfte zu nehmen, mithin ein Empfehlungswille, 
nicht nachgewiesen werden konnte. Der Inhaber 


') Gegen diese Entscheidung ist Beschwerde eingelegt 
worden. 


des Spezialverlages hat angegeben, daß er nur das 
Ziel hat, die Bezieher seiner Marktberichte über die 
jeweiligen Preisverhältnisse auf dem Markt für 
Gebrauchtfahrzeuge zu informieren und dadurch 
einen Gewinn zu erzielen. Diese Einlassung konnte 
nicht widerlegt werden. Nach dem Ermittlungs- 
ergebnis erzielt der Verlag mit dem Vertrieb der 
Listen einen beträchtlichen Gewinn und ist nicht 
von Zuschüssen Dritter abhängig. Auch den Heraus- 
gebern von Zeitschriften, die solche Listen veröffent- 
lichen, konnte ihre Einlassung nicht widerlegt wer- 
den, daß sie mit den Veröffentlichungen lediglich 
ihrer journalistischen Pflicht, ihre Leser zu infor- 
mieren, nachkommen wollen. 

2. Personenkraftwagen (33 1 1 00) 

Kraftfahrzeughändler an mehreren Orten ver- 
kauften preisgebundene Personenkraftwagen eines 
bestimmten Typs in zunehmendem Maße mit Nach- 
lässen auf den gebundenen Preis. Die Nachlässe 
sind teilweise bar, in anderen Fällen versteckt durch 
unentgeltliche Mitlieferung von Zubehör oder durch 
Nachlässe auf die üblicherweise berechneten über- 
führungskosten eingeräumt worden. Sie machten bis 
15 V. H. des gebundenen Verkaufpreises aus. Nach 
Feststellung dieses Sachverhalts hat das Bundes- 
kartellamt das Herstellerunternehmen unter Hinweis 
auf § 17 Abs. 1 Nr. 2 und 3 zu einer Stellungnahme 
auf gef ordert. Daraufhin hat das Unternehmen die 
Preisbindung aufgehoben. 

3. Lastkraftwagen (33 13 00) 

Zwei Unternehmen, die u. a. Nutzkraftfahrzeuge 
herstellen, von denen das eine in der Bundes- 
republik, das andere in Frankreich seinen Sitz hat, 
hatten im Jahre 1961 vereinbart, auf diesem Pro- 
duktionsgebiet Fertigung und Montage zu spezia- 
lisieren und zu koordinieren. Ferner hatten die 
Unternehmen Vereinbarungen über den Vertrieb 
des gemeinsamen Fertigungsprogramms mit der 
Anwendung einheitlicher Preislisten getroffen. Das 
Bundeskartellamt hatte das in der Bundesrepublik 
ansässige Unternehmen auf die Notwendigkeit 
einer Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 und gegebenenfalls 
Abs. 3 aufmerksam gemacht. Das Unternehmen hat 
mitgeteilt, daß die Vereinbarungen mit den fran- 
zösischen Unternehmen zunächst nur vorläufiger 
Art seien und daß nach Ausarbeitung endgültiger 
Verträge beabsichtigt sei, einen Erlaubnisantrag 
beim Bundeskartellamt zu stellen. Bis dahin werde 
die vorgesehene Zusammenarbeit weder hinsicht- 
lich der Spezialisierung noch hinsichtlich des Ver- 
triebs verwirklicht. Später hat das Unternehmen 
mitgeteilt, die Verwirklichung der geplanten 
Zusammenarbeit habe sich in der praktischen tech- 
nischen Durchführung als zu schwierig erwiesen und 
sei deshalb von beiden Unternehmen aufgegeben 
worden. Auch von dem gemeinsamen Vertrieb, über 
den eine praktisch noch nicht wirksam gewordene 
Vereinbarung Vorgelegen habe, sehe man ab. Eine 
bereits durchgeführte gemeinsame Kennzeichnung 
von Erzeugnissen mit einer Wortverbindung der 
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beiden Firmennamen behalte man nur aus absatz- 
politisdien Gründen nodi auf die Dauer einiger 
Monate bei. Die so bezeidineten Erzeugnisse seien 
aber nidit das Ergebnis irgendeiner Zusammen- 
arbeit hinsiditlidi der Konstruktion und Herstellung. 

4. Krafträder (33 17 00), Fahrräder (33 51 00) 

Ein Industrieverband veranstaltet in Zusammen- 
arbeit mit einem internationalen Verband, dem er 
angehört, periodisdi Ausstellungen in der Bundes- 
republik. Die Ausstellungsbedingungen enthalten 
eine Bestimmung, wonadi die Ausstellungsleitung 
berechtigt ist, Anträge auf Zulassung zur Ausstel- 
lung ohne Angabe von Gründen zurückzuweisen. 
Weil in der Bundesrepublik für die Hersteller von 
Waren der auf der Ausstellung gezeigten Art keine 
andere, diesen Veranstaltungen vergleichbare Gele- 
genheit zur Ausstellung ihrer Erzeugnisse und der 
damit verbundenen Werbung besteht, sind die Aus- 
stellungsveranstalter marktbeherrschend als Anbie- 
ter von Ausstellungsgelegenheiten für Waren dieser 
Art mit internationaler Beteiligung. Die Nicht- 
zulassung eines Unternehmens zur Teilnahme an der 
Ausstellung kann daher gegen § 26 Abs. 2 verstoßen. 
Das Bundeskartellamt hat den Industrieverband um 
Mitteilung gebeten, nach welchen allgemeinen 
Gesichtspunkten und aus welchen besonderen Grün- 
den Anträge auf Zulassung zurückgewiesen werden, 
ferner ob und in welchen einzelnen Fällen Anträge 
zurückgewiesen worden sind. Darauf hat der Ver- 
band mitgeteilt, daß die beanstandete Bestimmung 
in iden Ausstellungsbedingungen bisher noch in 
keinem Falle angewandt worden ist. Das Verfahren 
ist eingestellt worden. Der Verband ist aber darauf 
aufmerksam gemacht worden, daß die Ablehnung 
eines Antrages möglicherweise selbst bei Vorliegen 
eines sachlich gerechtfertigten Grundes gegen das 
Verbot des § 26 Abs. 2 verstoßen kann, wenn dem 
Antragsteller die Bekanntgabe der für die Ableh- 
nung maßgebenden Gründe entgegen seinem aus- 
drücklichen Verlangen verweigert wird. 

5. Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge (33 30 00) 

In den Händler- und Werstatt-Verträgen meh- 
rerer Kraftfahrzeughersteller sind Bestimmungen 
enthalten, wonach die Händler und Werkstätten 
verpflichtet sind, sogenannte Original-Ersatzteile 
ausschließlich von der Automobilfabrik zu beziehen. 
Unter Original-Ersatzteilen werden dabei nicht nur 
von der Automobilfabrik selbst hergestellte Teile, 
sondern auch von Zulieferern bezogene Teile ver- 
standen, die in Ausführung und Qualität den für 
die Erstaustattung des Fahrzeugs verwendeten 
Teilen entsprechen. Die Kraftfahrzeughersteller 
rechtfertiaen diese Bindungen in erster Linie mit 
dem Gesichtspunkt der Verkehrs- und Betriebs- 
sicherheit. Für die Sicherheit sei wesentlich, daß bei 
Reparaturen ausschließlich Original-Ersatzteile ein- 
gebaut würden, die in der Automobilfabrik, soweit 
diese sie nicht selbst herstellt, einer besonderen 
Gütekontrolle unterworfen werden. Außerdem hänge 
der Ruf des Kraftfahrzeugherstellers und seines 
Fabrikates davon ab, daß nicht durch die Verwen- 


dung ungeeigneter Ersatzteile Betriebsstörungen an 
den Fahrzeugen verursacht werden. Ferner müsse 
der Halter des Fahrzeugs vor der Verwendung unge- 
eigneter Ersatzteile geschützt werden. Schließlich 
biete die Bindung Händlern und Werkstätten den 
Vorteil rationeller Bestellungen. Nachteilige Auswir- 
kungen auf den Ersatzteilepreis habe das Bindungs- 
system nicht. Es gestatte vielmehr den Herstellern 
die Fertigung in großen Serien und vereinfache die 
Verwaltungsarbeit. Aus den gleichen Erwägungen 
befürworte auch der Kraftfahrzeughandel diese 
Bindungen. 

Dagegen ist der Kraftfahrzeugers atzteile-Groß- 
handel der Auffassung, daß die Bindungen zu einer 
unbilligen Beeinträchtigung der wirtschaftlichen 
Bewegungsfreiheit der Vertragshändler und -Werk- 
stätten wie auch des Teilegroßhandels führen. Für 
einen beträchtlichen Bereich des Ersatzteilemarktes 
sei jeder Wettbewerb ausgeschlossen. Der Kraft- 
fahrzeughersteller brauche bei Festsetzung der 
Ersatzteilpreise keine Rücksicht auf Konkurrenz- 
angebote zu nehmen und arbeite mit erheblichen 
Gewinnspannen. Er sei auf Grund seiner starken 
Marktstellung vielfach in der Lage, Einkaufspreise 
für Teile zu drücken, setze aber trotzdem die Ver- 
kaufspreise nicht herab und erlange damit zu Lasten 
des Verbrauchers eine nicht unbeträchtliche Mono- 
polrente. Der Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit 
könne die Bindung nicht rechtfertigen, weil durch 
eine noch so eingehende Gütekontrolle auf Mate- 
rialfehlern beruhende Störungen im Fahrzeugbetrieb 
erfahrungsgemäß nicht völlig zu vermeiden seien 
und weil andererseits der Kraftfahrzeughersteller 
eine zusätzliche Prüfung, die den in Zulieferer- 
betrieben angewandten Prüfverfahren überlegen 
wäre, gar nicht durchführen könne. 

Das Bundeskartellamt hat eine rechtliche Prüfung 
der Bindungen unter dem Gesichtspunkt der §§ 18 
und 26 eingeleitet. Es hat zunächst ein führendes 
Unternehmen der Automobilindustrie aufgefordert, 
zu den rechtlichen Bedenken Stellung zu nehmen, 
und dabei auf folgende Erwägungen hingewiesen: 
Durch die Bindungen werden Händler und Werk- 
stätten im Sinne von § 18 Abs. 1 Nr. 2 darin be- 
schränkt, andere Waren von Dritten zu beziehen. 
Dadurch wird die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit 
von Unternehmen, die Ersatzteile herstellen und die 
Handel mit Ersatzteilen betreiben, wie auch der 
Unternehmen, die als Vertragshändler und Ver- 
tragswerkstätten der Automobilfabriken die Ersatz- 
teile bei der Ausführung von Reparaturen verwen- 
den, eingeschränkt. Diese Einschränkung kann 
unbillig sein, weil ein überwiegen der Interessen 
der Kraftfahrzeughersteller gegenüber den Inter- 
essen der betroffenen Unternelunen unter Berück- 
sichtigung des auf Erhaltung der Wettbewerbsfrei- 
heit gerichteten Zweckes des Gesetzes möglicher- 
weise nicht festgestellt werden kann und die den 
betroffenen Unternehmen entstehenden Nachteile 
beträchtlich sind. 

Da die Bindungen einen Vertrieb von Ersatzteilen 
auf anderen Wegen als dem über die Automobil- 
fabrik ausschließen, kann der Wettbewerb auf dem 
Markt für solche Ersatzteile wesentlich beeinträch- 
tigt werden. Gewährleistung der Verkehrs- und 
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Betriebssicherheit und Schutz des Rufes der Auto- 
mobilfabrik erfordern nicht unbedingt, daß die Aus- 
schließlichkeitsbindung sich auf alle Arten von 
Ersatzteilen erstreckt. Denn viele Hersteller von 
Ersatzteilen wenden selbst in ihren Fertigungsver- 
fahren sorgfältige technische Prüfmethoden an und 
bieten damit Gewähr für eine einwandfreie tech- 
nische Beschaffenheit. Außerdem ist nicht bei allen 
Teilen eines Kraftfahrzeuges ihre Qualität für die 
Betriebs- und Verkehrssicherheit von Bedeutung. 
Ferner erfordert das vom Kraftfahrzeughersteller 
zu berücksichtigende Vertrauen des Kraftfahrzeug- 
benutzers in die Qualität des überwachungs- und 
Reparaturdienstes der Vertragswerkstätten nicht 
unbedingt die Ausschließlichkeitsbindung, weil die- 
sem Vertrauen, das wesentlich auch auf das ein- 
zelne Werkstattunternehmen bezogen ist, auch da- 
durch entsprochen werden kann, daß dieses Unter- 
nehmen bei der Auswahl der zu verwendenden 
Teile sorgfältig verfährt. 

Bedenken nach § 26 Abs. 1 ergeben sich, weil die 
Ausschließlichkeitsbindungen Bezugssperren gegen- 
über anderen Anbietern von Ersatzteilen bewirken, 
durch die diese beeinträchtigt werden. Diese Beein- 
trächtigung kann aus denselben Überlegungen wie 
bei der Beurteilung nach § 18 unbillig sein. Ein im 
Sinne von § 26 Abs. 2 gleichartigen Unternehmen 
üblicherweise zugänglicher Geschäftsverkehr, der | 
durch die Ausschließlichkeitsbindungen behindert 
wird, kann sowohl zwischen Fachhandel und Werk- 
stätten als auch zwischen Ersatzteileherstellern und 
Fachhandel oder unmittelbar zwischen den Werk- 
stätten gegeben sein. Eine Behinderung in diesem 
Geschäftsverkehr kann aus den gleichen Über- 
legungen unbillig sein. Nach eingehender Erörte- 
rung der Sach- und Rechtslage hat das Unternehmen 
unter Änderung seiner Händlerverträge die Aus- 
schließlichkeitsbindungen vollständig aufgehoben. 

Ein anderes Unternehmen hat bei einer Neu- 
fassung seiner Händlerverträge gleichartige Aus- j 
schließlichkeitsbindungen fallengelassen. | 

In einem Rechtsstreit, an dem das Bundeskartell- 
amt nach § 90 beteiligt war, zwischen einem Kraft- i 
fahrzeughersteller und einem Unternehmen, das 
sog. Nachbauteile herstellt, hat der Bundesgerichts- j 
hof die Klage abgewiesen, mit der dieses Unter- 
nehmen u. a. die Feststellung begehrte, daß Aus- 
schließlichkeitsbindungen des Kraftfahrzeugherstel- : 
lers der vorstehend geschilderten Art wegen Ver- 
stoßes gegen § 26 Abs. 1 und 2 unwirksam 
seien. Der Bundesgerichtshof ist zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die Beeinträchtigung oder Behinde- 
rung, die die Ausschließlichkeitsbindung für freie 
Ersatzteilehersteller und -händler mit sich bringt, 
nach dem von der Vorinstanz festgestellten Sach- 
verhalt nicht unbillig sei. Bei der Abwägung der 
Interessen, von der die rechtliche Würdigung der 
Bezugsbindung unter dem Gesichtspunkt der Billig- 
keit oder Unbilligkeit im Rahmen von § 26 auszu- 
gehen habe, könne auf seiten der Kraftfahrzeug- 
fabrik nicht allein auf das Ersatzteilegeschäft abge- 
stellt werden; denn dieses stehe in engstem wirt- 
schaftlichen Zusammenhang mit Konstruktion und 
Absatz von Neuwagen. Erhaltung, Funktion und 
Aufrechterhaltung der Betriebssicherheit des Kraft- 


fahrzeuges erforderten ständige Wartung, Betreu- 
ung und Prüfung. Die dieser Prüfung dienenden 
Vorkehrungen des Kraftfahrzeugherstellers gelten 
als Bestandteil der dem Fahrzeugverkäufer oblie- 
genden Vertragsleistung. Der Kraftfahrzeugfabrik 
sei danach ein schutzwürdiges Interesse zuzu- 
billigen, zu bestimmen, welches Material im Bereich 
ihres Kundendienstes für Instandsetzungen und für 
den Austausch von Teilen verwendet werde, und zu 
diesem Zweck den Vertragshändlern und -Werk- 
stätten entsprechende Bindungen aufzuerlegen. Die- 
sem Interesse stehe kein gleichrangiges Interesse 
der Unternehmen gegenüber, die lediglich Ersatz- 
teile herstellen oder vertreiben. Diese hätten zwar 
ein Interesse am Absatz von Einzelteilen für fremde 
Gesamterzeugnisse, die ihnen als solche gleichgültig 
bleiben könnten. Dagegen fehle auf ihrer Seite das 
bedeutende zusätzliche Interesse der Kraftfahrzeug- 
fabrik, durch die Kontrolle des Ersatzteilegeschäfts 
auch ihre notwendigen Belange als Herstellerin des 
Gesamterzeugnisses zu wahren. Dieses Interesse be- 
ruhe darauf, daß die Teilnahme der Kraftfahrzeug- 
fabrik am geschäftlichen Wettbewerb sich nicht im 
Verkauf des fertigen Fahrzeugs erschöpfe, sondern 
wegen dessen Eigenart weitere Leistungen im Rah- 
men eines Kundendienstes erfordere, die für die Be- 
wertung des Gesamterzeugnisses in den beteiligten 
j Verkehrskreisen mitbestimmend seien. Der Bundes- 
gerichtshof hat nicht abschließend entschieden, ob 
sich das Interesse nach Art und Zweckbestimmung 
der einzelnen Teile grundsätzlich abstufen ließe und 
ihm alsdann hinsichtlich bestimmter Teile oder 
Gruppen von Teilen kein Vorrang mehr zukäme, 
weil es im vorliegenden Rechtsstreit an jedem An- 
haltspunkt dafür fehle, wie die Abstufung in tat- 
sächlicher Hinsicht vorzunehmen wäre. Das Urteil 
schließt daher nicht aus, daß in einem anderen 
Rechtsstreit über die Frage der Vereinbarkeit der- 
artiger Ausschließlichkeitsbindungen mit den Vor- 
schriften des § 26 Abs. 1 und 2 auf Grund anderer 
Tatsachenfeststellungen anders entschieden werden 
könnte. Der Bundesgerichtshof hat in seiner Urteils- 
begründung auch ausgeführt, daß seine Entschei- 
dung nur auf dem vorgetragenen und festgestellten 
Sachverhalt beruhe und deshalb nicht ausschließe, 
daß eine Überprüfung durch die Kartellbehörde 
unter dem Gesichtspunkt des § 18 Abs. 1 Nr. 2 zu 
abweichenden Feststellungen führe, weil auf Grund 
der alsdann von Amts wegen anzustellenden Er- 
mittlungen anderweitige Unterlagen für die Beurtei- 
lung des Merkmals der Unbilligkeit gewonnen wer- 
den könnten. Das Bundeskartellamt hat deshalb den 
an diesem Rechtsstreit beteiligten Hersteller von 
Nachbauteilen aufgefordert, ergänzende Tatsachen 
mitzuteilen, die zu einer anderen Beurteilung der 
Frage der Unbilligkeit führen und Maßnahmen nach 
§ 18 rechtfertigen könnten. Das Unternehmen ist 
dieser Aufforderung nicht nachgekommen. 


6. Wohnanhänger (33 45 00) 

Die Preisangaben in Werbedruckschriften und 
Zeitungsinseraten mehrerer Hersteller und Impor- 
teure von Wohnwagen sind auf ihre Vereinbarkeit 
mit § 38 Abs. 2 Satz 2 geprüft worden. Einige Unter- 
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nehmen verkaufen ihre Erzeugnisse direkt oder 
über Provisionsvertreter an Endabnehmer. Andere 
vertreiben ihre Erzeugnisse über Händler. In den 
letztgenannten Fällen sind die Preisangaben Preis- 
empfehlungen. Nach Einleitung von Ermittlungsver- 
fahren haben diese Unternehmen die Preisangaben, 
soweit das nicht schon geschehen war, als unver- 
bindlich gekennzeichnet und die Preisempfehlungen 
angemeldet, soweit sie bei der Werbung gegenüber 
Verbrauchern Preisangaben machen und sich damit 
nicht auf Handelsempfehlungen beschränken. 


Schläge geändert haben. Nach Ansicht des Bundes- 
kartellamtes bezog sich diese Klausel auf den Preis 
und war deshalb nach § 2 Abs, 1 Satz 2 nicht zu- 
lässig (Tätigkeitsbericht 1961 S. 19). Ferner war un- 
klar, ob die Bestimmung, nach welcher sich die 
Preise — ohne Skonto — rein netto ab Lieferwerk 
verstehen, auch die Gewährung von Rabatten aus- 
schließen soll. Das Kartell hat dieses Bedenken 
durch die ausdrückliche Erklärung ausgeräumt, daß 
damit keinerlei Einfluß auf den Rabatt- und Preis- 
wettbewerb genommen werde ^). 


Ein Unternehmen, das importierte Wohnwagen 
über Provisionsvertreter im eigenen Namen und für 
eigene Rechnung, daneben aber auch über drei 
Eigenhändler vertreibt, verzichtet in Zukunft in sei- 
ner Inseratenwerbung mit Preisangaben auf die An- 
gabe von Händleranschriften oder gibt, wenn es bei 
der Werbung die Händler nennt, keinen festen Ver- 
kaufspreis an. Das gegen dieses Unternehmen ein- 
geleitete Verfahren ist deshalb eingestellt worden. 
Die Angabe von Preisen bei der Werbung für die 
Fälle des Verkaufs unmittelbar oder über Provi- 
sionsvertreter an Endabnehmer ist zulässig und 
braucht nicht kausal dafür zu sein, wenn die in den 
Vertrieb eingeschalteten Eigenhändler gleichförmig 
gleiche Preise fordern. Auch konnte hier nicht auf 
einen Empfehlungswillen geschlossen werden. Das 
Unternehmen hat nachträglich seine Preisempfeh- 
lungen angemeldet. 

Elf Hersteller von Wohnwagen haben ein Nor- 
men- und Typenkartell und zehn dieser Hersteller 
ein Konditionenkartell für Caravans (Reisewohn- 
anhänger) angemeldet. Gegenstand der Verträge ist 
einmal die Verpflichtung, beim Bau von Reisewohn- 
anhängern bestimmte Richtlinien für die Grundaus- 
rüstung und für die Installation von Flüssiggas- 
anlagen einheitlich anzuwenden, und zum anderen, 
die Vereinbarung einheitlicher Geschäfts-, Liefe- 
rungs-, Zahlungs- und Gewährleistungsbedingungen 
beim Verkauf von Caravans. 

Die Kartelle haben die Verträge nach der Anmel- 
dung in mehreren Punkten auf Grund von Bedenken 
des Bundeskartellamtes abgeändert. Die in den Nor- 
menkartellvertrag aufgenommenen Richtlinien für 
die Installation von Flüssiggasanlagen in Reise- 
wohnanhängern enthielten eine Bestimmung, wo- 
nach die in den Anhängern aufgestellten Gebrauchs- 
geräte mit offener Flamme den DIN-Vorschriften 
entsprechen oder vom Verband der Flüssiggas- 
Großbetriebe e. V. anerkannt sein müssen. Zweifel- 
haft erschien, ob diese Bestimmung, soweit Art und 
Ausführung der Geräte nicht in den Richtlinien 
selbst festgelegt, sondern von einer Anerkennung 
durch den genannten Verband abhängig sind, Nor- 
men oder Typen im Sinne von § 5 Abs. 1 zum 
Gegenstand hat. Die geänderte Fassung sieht nur 
noch vor, daß die Geräte den DIN-Vorschriften ent- 
sprechen müssen. Beim Konditionenkartell richtete 
sich das Hauptbedenken gegen die in der ursprüng- 
lichen Fassung der Kartellkonditionen enthaltene 
und dann gestrichene Preisvorbehaltsklausel. Nach 
dieser Klausel sollten Preiserhöhungen Vorbehalten 
sein für den Fall, daß sich einzelne Kostenfaktoren 
zwischen dem Abschluß des Kaufvertrages und der 
Auslieferung des bestellten Caravans durch Zu- 


7. Überblick über angezeigte Unternehmenszu- 
sammenschlüsse nach § 23 in den Bereichen 
Landfahrzeuge (33), Wasserfahrzeuge (34), Luft- 
fahrzeuge (35) seit 1958 

1958 Ein Hersteller von Motorrädern erwarb 
eine Mehrheitsbeteiligung an einem wei- 
teren Hersteller der gleichen Warenart so- 
wie den Teilbetrieb für Zweiradfertigung 
eines Herstellers von Personenkraftwagen. 

1959 Keine Unternehmenszusammenschlüsse, 

1960 Ein Hersteller von Lastkraftwagen und 
Triebwerken erwarb eine Beteiligung an 
einem Hersteller von Triebwerken. 


1961 


1962 


1963 


1. Ein Hersteller von Personenkraftwagen 
erwarb sämtliche Anteile an einem wei- 
teren Hersteller der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von Kraftfahrzeug-Teilen 
erwarb sämtliche Anteile an zwei wei- 
teren Herstellern der gleichen Waren- 
art. 

1. Ein Hersteller von Kommunalfahrzeu- 
gen erwarb eine Mehrheitsbeteiligung 
an einem Hersteller von Zweiradfahr- 
zeugen. 

2. Ein Hersteller von Personenkraftwagen 
erwarb eine Beteiligung an einem Her- 
steller von Verbrennungsmotoren. 

1. Ein Hersteller von Zweiradmotoren er- 
warb Mehrheitsbeteiligungen an zwei 
Herstellern von Zweiradfahrzeugen. 

2. Ein Hersteller von Personenkraftwagen 
erwarb eine Beteiligung an einem Her- 
steller von Ackerschleppern. 

3. Verschmelzung eines Herstellers von 
Flugzeugen mit einem Hersteller der 
gleichen Warenart. 


Elektrotechnische Erzeugnisse (36) 


1. Elektromotorische Wirtschaftsgeräte (36 37 00) 

Eine maßgebliche Herstellerfirma fügte im Be- 
richtsjahr in ihre Liefer- und Zahlungsbedingungen 
eine Klausel ein, mit der die Großhändler verpflich- 
tet wurden, Discountgeschäfte, Versandhäuser, Kata- 
logverteiler und Inserenten in Offertenblättern nur 
mit ihrer Genehmigung zu beliefern. Bei Verstößen 


^) Die Kartelle sind wirksam geworden. 


32 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 


entfiel hiernach die für die Geräte gegebene Garan^ 
tie; Schadenersatzansprüche wurden Vorbehalten. Da 
diese Vertriebsbindung geeignet war, nicht nur ein 
weiteres Absinken der Endverbraucherpreise zu ver- 
hindern, sondern sogar eine Preiserhöhung zu erzie- 
len, wurde durch eine einstweilige Anordnung nach 
§§ 18, 56 die Vertriebsbindung für unverbindlich 'er- 
klärt, soweit sie sich gegen zwei auf ihrem örtlichen 
Markt als Niedrigpreisgeschäfte bekannte Unterneh- 
men auswirkte. Wenig später hat die Hersteller- 
firma die beanstandete Vertriebsbindung überhaupt 
aufgehoben. 


2. Kühlschränke (36 38 00) 

Der Geschäftsführer eines Großhandelsverbandes 
hatte sechs Wochen vor der Kölner Herbstmesse in 
seiner Verbandszeitschrift die Großhändler aufge- 
fordert, auf dieser Messe bei Verkaufsgesprächen 
von den Herstellern den Ausschluß jeden Neuheiten- 
wettbewerbs für die Dauer des Kühlschrankjahres 
1963/64 zu verlangen; auch hatte er auf edner ge- 
meinsamen B-esprechung zwischen Industrie und 
Großhandel den Kühlschrankherstellern angekün- 
digt, die Elektrogroßhändler würden längerfristige 
Abschlüsse für das Kühlschrankjahr 1963/64 ableh- 
nen. Das begründete den Verdacht einer nach § 38 
Abs. 2 Satz 2 unzulässigen Empfehlung und einer 
rechtswidrigen Androhung von Nachteilen im Sinne 
des § 25 Abs. 1. Das Verfahren gegen den Verbands- 
geschäftsführer ist eingestellt worden, nachdem der 
Verband rechtzeitig vor Beginn der Messe in einer 
Verlautbarung in der gleichen Zeitschrift wie auch 
in einem Rundschreiben an seine Mitglieder die 
Veröffentlichung seines Geschäftsführers als gegen- 
standslos bezeichnet hatte. 


3. Glühlampen (36 44 00) 

Nach weiteren Verhandlungen mit dem Bundes- 
kartellamt (Tätigkeitsbericht 1959 S. 16 f., 1960 
S. 79 f.) haben neun von insgesamt 11 Herstellern 
von Allgebrauchs- und Entladungslampen im Bun- 
desgebiet mit einem Marktanteil von mehr als 
95 V. H. ihre seit 1954 praktizierten Vereinbarungen 
über Unterhaltung der Neutralen Zahlstelle für 'elek- 
trische Lampen und Gewährung von Gesamtumsatz- 
rabatten neu gefaßt und sie nach Anhörung aller 
betroffenen Wirtschaftsstufen gemäß § 3 beim Bun- 
deskartellamt angemeldet. Danach verpflichten sich 
die Hersteller, ihren Abnehmern von Glühlampen 
im Bundesgebiet Rabatte nach Gesamtumsätzen zu 
gewähren. Die Verpflichtung gilt nach der Neufas- 
sung des Vertrages auch für Lieferungen der betei- 
ligten Hersteller an öffentliche Auftraggeber. Dabei 
werden Bezüge von Glühlampen bei den inlän- 
dischen Außenseitern, Importeuren oder Herstellern 
mit Sitz (in anderen Mitgliedstaaten der EWG miitge- 
zählt. Rabattstaffeln oder auch nur Mindest- oder 
Höchstrabatte sind nicht festgelegt. Die Hersteller 
haben seit 1954 auch Preisbindungen, die sie beim 
Bundeskarte 11 amt angemeldet haben. In ihnen sind 
bei allen Herstellern die gleichen Rabattstaffeln 
unterschiedlich für Fachgroßhändler, -einzelhändler, 


Energieversorgungsunternehmen und Großverbrau- 
cher festgelegt ^). 


4. Fernsehempfänger (36 61 71) 

Einige Fernsehgerätehersteller suchten auch ohne 
Preisbindung ein bestimmtes Preisniveau ihrer Ge- 
räte zu halten. Sobald Einzelhändler auf Grund eines 
kostensparenden Vertriebssystems zu Preisen an- 
boten, die nach Auffassung des Herstellers einem 
Fachhändler keine oder eine zu geringe Gewinn- 
marge beließen, sperrten sie die Unterbieter. Ein 
solches Verhalten verstößt gegen das Verbot des 
§ 25 Abs. 1. Es wurden daher Ermittlungen nach § 38 
Abs. 1 Nr. 8 eingeleitet. In einem Fall konnte das 
Verfahren eingestellt werden, nachdem der Herstel- 
ler die Androhung von Liefersperren 'gegenüber sei- 
nen Abnehmern zurückgenommen, auch alle sonsti- 
gen Nachteile für Preisunterbieter ausgeräumt und 
darüber hinaus seine Empfehlung von Bruttopreisen 
und Rabatten entsprechend § 16 Abs. 4 angemeldet 
hatte. 


5. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich elektrotech- 
nische Erzeugnisse (36) seit 1958 


1958 

1959 


1960 


Verschmelzung eines Herstellers von fern- 
meldetechnischen Erzeugnissen mit einem 

weiteren Hersteller der gleichen Warenart 

1. Ein Hersteller von elektrischer Betriebs- 
ausrüstung für Kraftfahrzeuge schloß 
einen Betriebsführungsvertrag mit einem 
Hersteller von Scheibenwischern. 

2. Ein Hersteller von elektrischer Betriebs- 
ausrüstung für Kraftfahrzeuge schloß 
einen Betriebsführungsvertrag mit einem 
Hersteller von elektrischen Kleinmo- 
toren. 

3. Ein Hersteller von Schallplatten erwarb 
eine Beteiligung an einem Musikverlag. 

4. Ein Hersteller von Kühlschrankaggre- 
gaten erwarb eine Beteiligung an einem 
Hersteller der gleichen Warenart. 

1. Ein Hersteller von funktechnischen An- 
lagen erwarb sämtliche Anteile an 
einem Hersteller elektronischer Geräte. 

2. Ein Hersteller von fernmeldetechnischen 
Erzeugnissen erwarb sämtliche Anteile 
an einem Vertriebsunternehmen der 
gleichen Warenart. 

3. Ein Hersteller von fernmeldetechnischen 
Erzeugnissen erwarb das Vermögen 
von drei kleineren Herstellern der glei- 
chen Warenart. 


1961 1. Ein Hersteller von elektrotechnischen 

Erzeugnissen aller Art erwarb sämtliche 
Anteile an einem Hersteller von Haus- 
haltswaschmaschinen. 


1) Das Kartell ist wirksam geworden. 
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1962 


1963 


2. Ein Hersteller von fernmeldetechnischen 
Erzeugnissen erwarb eine Mehrheits- 
beteiligung an einem Hersteller von 
Rundfunk- und Fernsehgeräten. 

3. Ein Hersteller von fernmeldetechnischen 
Erzeugnissen schloß einen Betriebsfüh- 
rungsvertrag mit einem Hersteller von 
Büromaschinen. 

4. Die Mehrheit der Anteile an einem 
Hersteller von Feinsicherungen wurde 
von einem Kreditinstitut erworben. 

1. Ein Hersteller von galvanotechnischen 
Anlagen erwarb sämtliche Anteile an 
einem weiteren Hersteller der gleichen 
Warenart. 

2. Ein Hersteller von Schallplatten erwarb 
eine Beteiligung an einem Musikverlag. 

3. Ein Hersteller von elektrischer Betriebs- 
ausrüstung für Kraftfahrzeuge erwarb 
das Vermögen eines Herstellers von 
Meß- und Prüfgeräten. 

4. Ein Hersteller von funktechnischen An- 
lagen erwarb eine Beteiligung an einem 
Hersteller von Betriebskontrollgeräten. 

5. Ein Hersteller von Schallplatten erwarb 
sämtliche Anteile an einem Vertriebs- 
unternehmen der gleichen Warenart. 

6. Ein Hersteller von funktechnischen An- 
lagen erwarb das Vermögen eines Her- 
stellers von elektro akustischen Geräten. 

1. Ein ausländischer Hersteller von elek- 
trischen Haushaltsgeräten erwarb eine 
Beteiligung an einem deutschen Herstel- 
ler der gleichen Warenart. 

2. Zwei Hersteller von Schallplatten, dar- 
unter ein ausländischer, erwarben wech- 
selseitige Beteiligungen. 

3. Ein Hersteller von elektrotechnischen 
Erzeugnissen aller Art erwarb eine Be- 
teiligung an einem Hersteller von foto- 
elektrischen Belichtungsmessern. 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 
Uhren (37) 

1 . Augenoptik (37 1 1 00) 

Ein Optikermeister, der sich beschwerte, er werde 
von einem bekannten Hersteller optischer Geräte 
mit dessen preisgebundenen Erzeugnissen nicht be- 
liefert, ist wie folgt beschieden worden: 

Ein Hersteller ist nicht unter allen Umständen 
verpflichtet, jeden Bewerber mit seinen preisgebun- 
denen Erzeugnissen zu beliefern. Auch einem sol- 
chen Unternehmen ist es nicht verwehrt, eine Ab- 
satzorganisation aufzubauen, die wirtschaftlich sinn- 
voll ist, insbesondere, wenn die Produktion nicht 
ausreicht, um allen Lieferaufträgen gerecht zu wer- 
den. Das Interesse der Hersteller, in allen Teilen 
der Bundesrepublik eine Verkaufsniederlassung zu 


haben, um überall der Nachfrage von Endabnehmern 
nachkommen zu können, ist sachlich berechtigt 
Wenn diese wirtschaftlich vernünftige und im Inter- 
esse der Endabnehmer liegende Erwägung zu dem 
Ergebnis führt, daß in größeren Städten nicht jeder 
Optikermeister beliefert werden kann, so ist da- 
gegen unter Gesichtspunkten des § 26 Abs. 2 nichts 
einzuwenden. 


2. Foto-, Projektions- und kinotechnische Erzeug- 
nisse (37 20 00) 

Mehrere Verlagsunternehmen sowie ein Verband 
vor Großhändlern haben verschiedene Kataloge für 
Fotoartikel herausgegeben, die für die Verbraucher- 
werbung bestimmt sind. In den Katalogen sind 
neben nach § 16 gebundenen Preisen auch Preise 
angegeben, die von den Herstellern empfohlen sind. 
Ein erheblicher Teil dieser Preisempfehlungen ist 
nicht beim Bundeskartellamt angemeldet. Insoweit 
ist mit der Herausgabe und Verbreitung der Kata- 
loge gegen § 38 Abs. 2 verstoßen worden. Das Bun- 
deskartellamt ist gegen die Herausgeber eingeschrit- 
ten und hat auch Verfahren gegen Hersteller einge- 
leitet, die den Herausgebern Bruttopreise zur Ver- 
öffentlichung in den Katalogen genannt haben. Bei 
Neuauflagen der Kataloge dürfen Preise für Waren, 
die nicht nach § 16 gebunden sind, nur noch ange- 
geben werden, wenn die Preise mit einem Unver- 
bindlichkeitsvermerk versehen und die Preisempfeh- 
lungen beim Bundeskartellamt angemeldet sind. 

Die Beschwerde eines Einzelhändlers, mehrere 
Hersteller im Preise gebundener fotografischer Ar- 
tikel hätten mit der Überwachung der Innehaltung 
der Preisbindungsverträge zum Teil dieselbe Treu- 
hand-AG, zum anderen Teil denselben Rechtsanwalt 
beauftragt und dadurch horizontal zusammengear- 
beitet, ist mit folgender Begründung abschlägig be- 
schieden worden: 

Hersteller, die Preise ihrer Erzeugnisse nach § 16 
gebunden haben, sind gezwungen, den Vertrieb der 
gebundenen Händler zu überwachen. Zu diesem 
Zwecke können sie sich auch eines Treuhandbüros 
oder Rechtsanwalts bedienen; diese sind nicht ge- 
hindert, gleichartige Aufträge von mehreren Her- 
stellern des gleichen Fabrikationszweiges entgegen- 
zunehmen. Daß Aufträge einer Herstellergruppe bei 
nur wenigen überwachungsstellen zusammenflie- 
ßen, ist nichts Seltenes. Es erklärt sich daraus, daß 
Mitglieder einer Herstellergruppe ihre Erfahrungen 
auszutauschen pflegen. Grundsätzlich ist das nicht 
zu beanstanden. Dadurch, daß nur wenige Stellen 
beauftragt werden, wird die Überwachung inten- 
siviert. Auch hiergegen ist kartellrechtlich nichts ein- 
zuwenden. Auf einem horizontalen Vertrag oder 
Beschluß pflegt die Beauftragung nur weniger Stellen 
nicht zu beruhen. Jedenfalls ist für eine solche Ver- 
einbarung nichts ersichtlich. Im übrigen wäre eine 
entsprechende Vereinbarung allein keine Wettbe- 
werbsbeschränkung im Sinne des § 1. 

3. Fotogeräte (37 21 00) 

Zwei Hersteller von Fotolaborgeräten mit einem 
sich ergänzenden, technisch aufeinander abgestimm- 
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ten, jedoch nicht konkurrierenden Herstellungspro- 
gramm haben eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung errichtet, deren Aufgabe gemeinsamer Ver- 
trieb der Erzeugnisse der beiden Mitgliedsunterneh- 
mcn, technische Beratung der Kunden vor dem Ver- 
kauf, technische Betreuung der Kunden nach dem 
Verkauf und Unterrichtung der Gesellschafter über 
Marktdaten ist. Durch Angebot eines vollen Pro- 
gramms über die Vertriebsgesellschaft wollen die 
beiden Unternehmen gegenüber großen Herstellern 
der Branche wettbewerbsfähig bleiben. Unterein- 
ander haben sie keinen rechtlichen Einfluß auf Ver- 
kaufspreise oder Produktionsprogramm. 

Die bisherige Entwicklung der Gesellschafter- 
betriebe und das Fehlen ausreichender Mittel für 
eine Betriebserweiterung schließt die Vermutung 
potentiellen Wettbewerbs untereinander aus. Die 
im Gesellschaftsvertrag anfangs vorgesehene An- 
dienungspflicht der Gesellschafter mit einer entspre- 
chenden Abnahmepflicht der GmbH ist beseitigt 
worden. Auch der Wettbewerb der Gesellschafter 
mit Außenseitern wird damit nicht beschränkt. Nach 
diesen Feststellungen hat das Bundeskartellamt 
einen Tatbestand des § 1 verneint und das Ermitt- 
lungsverfahren eingestellt. 

4. Projektions- und Kinogeräte (37 25 00) 

Ein Hersteller von Fotoerzeugnissen hat seinen 
Einzelhandelsrabatt für eine preisgebundene Kamera 
von einem Stichtag ab erhöht. Dadurch fühlte sich 
ein Foto-Einzelhändler beeinträchtigt, der mit vor- 
her gekauften, noch auf Lager befindlichen Kameras 
an der Rabatterhöhung nicht teilnahm. Er behaup- 
tete, er werde dadurch schlechter behandelt als Ein- 
zelhändler, die erst nach dem Stichtag kauften. 

Seine auf Grund des § 26 Abs. 2 geprüfte Be- 
schwerde ist abschlägig mit folgender Begründung 
beschieden worden; Die Behandlung ist nicht unter- 
schiedlich. Alle Einzelhändler gelangen erst für 
Bezüge ab Stichtag in den Genuß des erhöhten Ra- 
battes. Für ihre alten Bestände müssen also alle 
Einzelhändler mit der geringeren Handelsspanne 
auskommen. 

Selbst wenn man aber in der Bevorzugung der 
Bezüge am Stichtag eine unterschiedliche Behand- 
lung oder eine Behinderung sehen wollte, so wäre 
diese nicht ohne weiteres als ungerechtfertigt bzw. 
unbillig zu beurteilen. Preissenkungen oder Han- 
delsspannenerhöhungen erfolgen auch bei preisge- 
bundenen Artikeln nicht selten unter Belastung der 
alten Händlerbestände. Im Falle einer solchen Än- 
derung der Preispolitik der Hersteller haben Händ- 
ler gegen den Hersteller nur dann einen Anspruch 
auf Ausgleich bezüglich der alten Bestände, wenn 
dieser Anspruch vertraglich vorgesehen ist. Ent- 
schließt sich ein Hersteller ohne diese vertragliche 
Verpflichtung aus Anlaß einer Bruttopreissenkung 
oder Handelsspannenerhöhung zu rückwirkenden 
Maßnahmen zugunsten von Händlern, die noch 
teurer erworbene Bestände besitzen, so dürfte es 
sich um ein geschäftlich vielleicht gebotenes, recht- 
lich jedoch freiwilliges Entgegenkommen handeln. 
Gewährt er einen solchen Ausgleich, dann muß er 
es allerdings gleichmäßig tun. 


5. Lehrmittel und Laborgeräte (37 55 00) 

Ein inländisches Unternehmen vertreibt auf Grund 
eines Ausschließlichkeitsvertrages mit einem aus- 
ländischen Hersteller dessen Rotationsverdampfer 
allein in der Bundesrepublik. Das Unternehmen hat 
die Belieferung eines Wiederverkäufers mit diesen 
Rotationsverdampfern abgebrochen, so daß dieser 
nicht mehr in der Lage ist, solche Verdampfer zu 
vertreiben. Die Frage, ob das importierende Unter- 
nehmen damit gegen § 26 Abs. 2 verstößt, mußte 
verneint werden. Der Rotationsverdampfer ist im 
Preise nicht gebunden. Es kam deshalb allein dar- 
auf an, ob das importierende Unternehmen markt- 
beherrschend ist. Die Prüfung hat ergeben, daß dies 
nicht der Fall ist. Obwohl eine bestimmte Nachfrage 
gerade auf Rotationsverdampfer dieses auslän- 
dischen Fabrikates gerichtet ist, weil es bestimmte 
technische Vorteile aufweist, kann nicht festgestellt 
werden, daß das importierende Unternehmen mit 
diesen Rotationsverdampfern keinem wesentlichen 
Wettbewerb ausgesetzt ist. Auch von anderen Her- 
stellern werden Rotationsverdampfer angeboten. 
Technische Unterschiede in der Ausführung sind 
zwar Anlaß für eine bevorzugte Nachfrage nach dem 
ausländischen Fabrikat. Sachverständige haben aber 
bestätigt, daß die Verdampfer der anderen Herstel- 
ler für die gleichen Zwecke verwendbar sind wie 
das ausländische Erzeugnis und auch gekauft 
werden. 

6. Uhren (37 70 00) 

Zwei Unternehmen der Uhrenindustrie hatten mit 
einem gleichartigen Unternehmen in Frankreich 
und dessen ebenfalls in Frankreich ansässigen 
Tochterunternehmen eine Grundsatzvereinbarung 
über eine Zusammenarbeit bei der Entwicklung und 
Herstellung von Uhren und zur teilweisen Verwirk- 
lichung dieser Zusammenarbeit einen weiteren Ver- 
trag geschlossen, der eine Spezialisierung bei der 
Herstellung bestimmter Erzeugnisse und Festlegung 
von Produktionszahlen sowie die gegenseitige 
Übertragung von Alleinverkaufsrechten vorsah. Der 
Vertrag ist nicht ausgeführt worden, weil sich, wie 
die Beteiligten angegeben haben, herausgestellt hat, 
daß die Erzeugnisse, auf die sich die vertragliche 
Regelung beziehen sollte, auf dem Markt nicht 
gefragt sind. Ein weiterer Grund dafür ist, daß die 
konzernmäßigen Beziehungen zwischen den beiden 
beteiligten französischen Unternehmen gelost wor- 
den sind und das Tochterunternehmen an ein ande- 
res Unternehmen veräußert worden ist. Außerdem 
hat der deutsche Vertragspartner eine Beteiligung 
an dem letztgenannten französischen Unternehmen 
aufgegeben. Aus diesen Gründen betrachten die 
Beteiligten auch die Grundsatzvereinbarung als auf- 
gehoben und wenden sie deshalb nicht an. 

Durch Mitteilung eines Einzelhändlers war dem 
Bundeskartellamt bekanntgeworden, daß ein Uhren- 
Einzelhandelsunternehmen mit Filialen verschiedene 
Uhrenmodelle eines Herstellers mit bedeutendem 
Marktanteil zu niedrigeren als den gebundenen 
Preisen verkaufte. Die Ermittlungen ergaben, daß 
das Einzelhandelsunternehmen sich die Uhren von 
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zwei Händlern verschafft hatte, die diese beim Her- 
steller eingekauft hatten unter der Vorspiegelung, 
die Uhren sollten exportiert werden. Die Abgabe- 
preise des Herstellerunternehmens für zum Export 
bestimmte Uhren sind bedeutend niedriger als für 
Uhren im Inlandsvertrieb. Das Unternehmen hatte 
keine wirksamen Maßnahmen ergriffen, um das 
Einzelhandelsunternehmen am Verkauf der Uhren 
unter den gebundenen Preisen zu hindern. Es hatte 
audi nicht durch geeignete Bindungen seiner auslän- 
dischen Abnehmer Vorsorge dagegen getroffen, daß 
seine Erzeugnisse im Wege des Reimportes in die 
Hände von inländischen Handelsunternehmen gelan- 
gen, die zur Einhaltung der gebundenen Preise nicht 
vertraglich verpflichtet sind. Im Verlaufe eines nach 
§ 17 eingeleiteten Verfahrens hat das Unternehmen 
seine gesamten Preisbindungen aufgehoben und ist 
zur Preisempfehlung übergegangen. 

Ein weiteres Unternehmen hat seine Preisbindung 
für Armbanduhren mit Ablauf des Jahres auf- 
gehoben. Das Bundeskartellamt hatte zuvor ein 
Mißbrauchsverfahren nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
eingeleitet. Es bestand Anlaß zur Annahme, daß die 
preisgebundenen Uhren mit Wissen und ohne 
Gegenmaßnahmen des preisbindenden Unterneh- 
mens durch den Einzelhandel in bedeutendem Um- 
fang unter dem gebundenen Preis verkauft werden. 

Das Bundeskartellamt hat in einem Mißbrauchs- 
verfahren nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 den in den Preis- 
bindungsreversen eines Unternehmens festgelegten 
Ausschluß von „ . . . irgendwelchen Sondervorteilen 
(auch nicht durch Skonti . . .)“ wegen der ungenauen 
und darum mißverständlichen Fassung beanstandet. 
Es hat dabei darauf hingewiesen, daß der Bundes- 
gerichtshof in seinem Beschluß vom 15. Februar 
1962 — „AGFA" — (WuW/E BGH 472) dem preis- 
bindenden Unternehmen zwar das Recht einräumt, 
im Rahmen der Preisbindung die Gewährung eines 
Barzahlungsrabattes nach § 2 Rabattgesetz aus- 
zuschließen, es aber für unzulässig erachtet, der 
letzten Handelsstufe die Gewährung eines echten 
Skontos für Zahlung vor Fälligkeit bei Kreditkäufen 
zu verbieten. Das Unternehmen hat daraufhin in 
einem Rundschreiben an die Uhreneinzelhändler 
diese Bestimmung der Preisbindungsreverse erläu- 
tert und klargestellt, daß die Gewährung eines Bar- 
zahlungsrabattes bis zu 3 V. H. nach wie vor statt- 
haft ist. Auf die Möglichkeit, bei Kreditkäufen für 
Zahlung vor Fälligkeit trotz Preisbindung einen 
Skonto gewähren zu dürfen, brauchte nicht aufmerk- 
sam gemacht zu werden, da nach einer Auskunft 
eines Bundesfachverbandes im Facheinzelhandel mit 
Uhren nur das reine Kassageschäft üblich ist. Das 
Verfahren ist eingestellt worden. 

Ein Hersteller hat seinen Abnehmern einen grö- 
ßeren Posten auslaufender Modelle zu den gebun- 
denen Preisen mit Sonderrabatten von 15 bis 25 v. H. 
angeboten, ohne die darin liegende Änderung der 
Herstellerabgabepreise gemäß § 16 Abs. 4 Satz 5 
unverzüglich anzumelden. Das nach § 17 eingeleitete 
Verfahren ist eingestellt worden, nachdem das 
Unternehmen fünf Monate später die Preisbindung 
für diese Modelle im Zuge der alljährlichen Neu- 
herausgabe seiner Preisliste aufgehoben hatte. Das 


Bundeskartellamt hat das Unternehmen darauf auf- 
merksam gemacht, daß im Wiederholungsfälle zu 
prüfen sein werde, ob nicht nur die Preisbindung 
für die mit zusätzlichen Sonderrabatten ohne gleich- 
zeitige Senkung des gebundenen Verbraucherpreises 
abgegebenen Erzeugnisse nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 
und 3, sondern darüber hinaus die gesamte Preis- 
bindung des Unternehmens nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 
für unwirksam erklärt werden müsse. 

Das Bundeskartellamt hatte 1961 die angemel- 
deten Preisempfehlungen eines Uhrenherstellers 
erstmalig im Wege der Mißbrauchsaufsicht in ana- 
loger Anwendung des § 17 für unzulässig erklärt, 
weil der Hersteller es abgelehnt hatte, die Preis- 
empfehlungen mit einem Unverbindlichkeitshinweis 
zu versehen (WuW/E BKartA 361, Tätigkeitsbericht 
1961 S. 28). Nachdem der Einspruch des Herstellers 
zurückgewiesen worden war (WuW/E BKartA 373), 
hat der Kartellsenat des Kammergerichts die gegen 
die Einspruchsentscheidung gerichtete Beschwerde 
durch Beschluß vom 9. März 1962 (WuW/E OLG 455) 
gleichfalls zurückgewiesen. Durch Beschluß des 
Kartellsenats des Bundesgerichtshofes vom 6. Juni 
1963 (WuW/E BGH 536) ist auch die Rechts- 
beschwerde gegen die Entscheidung des Kammer- 
gerichts zurückgewiesen worden. 

Der Bundesgerichtshof hat bestätigt, daß die Zu- 
lässigkeit der vertikalen Preisempfehlung auf der 
entsprechenden Anwendung der Ausnahmevorschrift 
des § 16 beruht und deshalb die Anmeldung beim 
Bundeskartellamt erfordert. Daher falle der Kartell- 
behörde im Rahmen der ihr obliegenden Aufsicht 
nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 die Prüfung zu, was im Sinne 
der entsprechend abgewandelten Vorschrift des § 16 
Abs. 1 Nr. 1 als eine durch Anmeldung legalisierbare 
Preisempfehlung anzusehen sei. Die Notwendigkeit 
eines ausdrücklichen Hinweises auf die Unverbind- 
lichkeit und des Verzichts auf jegliche Druckanwen- 
dung ergebe sich aus dem Begriff der Empfehlung. 
Ausgehend von dem in früheren Entscheidungen 
(Beschluß vom 14. Januar 1960, WuW/E BGH 369, 
und Tätigkeitsbericht 1960 S. 45 f.) entwickelten Be- 
griff der Empfehlung stellt der Bundesgerichtshof 
fest, für die Frage, ob eine Preisempfehlung durch 
Anmeldung legalisierbar ist, komme es entscheidend 
darauf an, daß den Empfehlungsempfängern die Frei- 
heit der Entscheidung darüber bleibt, ob sie die 
Empfehlung befolgen wollen oder nicht. Das sei auch 
aus § 38 Abs. 2 Satz 3 zu folgern, dessen Grundge- 
danken folgerichtig auf die Ausnahme vom Empfeh- 
lungsverbot, die angemeldete vertikale Preisempfeh- 
lung, zu übertragen sei. Im Rahmen vertraglicher 
Lieferverhältnisse seien Zweifel an der Unverbind- 
lichkeit ausgesprochener Preisempfehlungen weit 
eher als bei der Verbandsempfehlung nach § 38 
Abs. 2 Satz 3 möglich. Weil bei vertikalen Preis- 
empfehlungen die Gefahr einer Beeinträchtigung der 
Entschließungsfreiheit der Empfehlungsempfänger 
ungleich größer sei, sei hier erst recht Anlaß gege- 
ben, das Erfordernis eines ausdrücklichen Hinweises 
auf die Unverbindlichkeit, der bei den Empfehlungs- 
empfängern das ständige Bewußtsein dieser Unver- 
bindlichkeit wacherhalte, aufzustellen. Der Bundes- 
gerichtshof vergleicht auch die Einwirkung der Preis- 
bindung und der Preisempfehlung auf die Entschlie- 
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ßungsfreiheit und führt aus, daß bei der vertrag- 
lichen Preisbindung die Wiederverkäufer die Frei- 
heit der Entschließung darüber haben, ob sie sich 
binden wollen oder nicht. Bei der Empfehlung, deren 
Unverbindlichkeit klargestellt ist und bei der kein 
Druck auf die Empfehlungsempfänger ausgeübt wird, 
haben die Wiederverkäufer die Freiheit, ob sie die 
empfohlenen Preise einhalten wollen oder nicht. 
Wenn aber die Verpflichtung, zu der die Wiederver- 
käufer sich immerhin freiwillig entschließen können, 
durch Mittel ersetzt werde, die, wie die Herbeifüh- 
rung von Unklarheiten über die Unverbindlichkeit 
der Empfehlung oder ein vom Hersteller ange- 
wandter Druck, die freie Willensentschließung der 
Empfehlungsempfänger ausschließen oder zumindest 
wesentlich beeinträchtigen, könne auch die wettbe- 
werbsbeschränkende Wirkung der Empfehlung wei- 
ter reichen als die der vertraglichen Preisbindung. 
Der Bundesgerichtshof folgert daraus, daß es, wenn 
die Entschließungsfreiheit gewahrt werden soll, 
namentlich notwendig ist, daß der Unverbindlich- 
keitshinweis außer auf den Preislisten und den Pro- 
spekten auch bei den Preisetiketten an der Ware er- 
scheint. Wenn dem Einzelhändler nicht die Entschlie- 
ßung in einem mit dem Empfehlungsbegriff nicht 
mehr zu vereinbarendem Maße vorweggenommen 
werden solle, müsse zumindest Vorsorge getroffen 
werden, daß der Händler sich auch in dem Zeitpunkt, 
in dem er die mit dem Preisetikett des Herstellers 
versehene Ware in seinem Geschäftslokal für das 
Publikum ausstellt, der Möglichkeit bewußt bleibe, 
von den aufgedruckten Preisen abweichen zu kön- 
nen. 

Das Bundeskartellamt hat festgestellt, daß im Be- 
reich der Uhrenbranche das grundsätzliche Verbot 
von Preisempfehlungen nach § 38 Abs. 2 Satz 2 und 
die Voraussetzungen, unter denen Preisempfehlun- 
gen statthaft sind, weitgehend nicht beachtet wer- 
den. Gegen 28 Hersteller und 17 Großhandelsunter- 
nehmen sind zum Teil auf Anzeige von Unterneh- 
men, die ihre Preisempfehlung ordnungsmäßig ange- 
meldet haben, Ermittlungen eingeleitet worden. Es 
hat sich herausgestellt, daß vielfach auch bei Empfeh- 
lungen, die nur an den Handel gerichtet sind, die 
empfohlenen Preise nicht als unverbindlich gekenn- 
zeichnet sind (Tätigkeitsbericht 1960 S. 43). Die mei- 
sten Beanstandungen bezogen sich aber darauf, daß 
die empfohlenen Preise in Werbeschriften (Katalo- 
gen, Prospekten, Inseraten) genannt und damit für 
Verbraucher erkennbar werden. In diesen Fällen 
fehlen, auch wenn die Preisangaben einen Unver- 
bindlichkeitsvermerk enthalten, die Voraussetzun- 
gen für eine Duldung der Empfehlung ohne Anmel- 
dung (Verwaltungsgrundsätze des Bundeskartell- 
amtes über das Verfahren bei der Anmeldung verti- 
kaler Preisempfehlungen für Markenwaren vom 
20. April 1960 — BAnz. Nr. 81 vom 28. April 1960, 
Tätigkeitsbericht 1960 S. 44). Auch die Form von Un- 
verbindlichkeitsvermerken hat zu Beanstandungen 
geführt. Der Vermerk muß hinreichend deutlich sein. 
In mehrseitigen Werbeschriften muß der Unverbind- 
lichkeitsvermerk auf jeder Seite, die Preisangaben 
enthält, deutlich zu lesen sein. Bei Preisetiketten 
darf sich der Vermerk nicht auf der Rückseite oder 
einem abtrennbaren Abschnitt befinden. 


Vielfach haben die betroffenen Unternehmen an- 
gegeben, sie hätten von dem gesetzlichen Empfeh- 
lungsverbot sowie der Möglichkeit der Legalisie- 
rung der Preisempfehlung durch Anmeldung und 
deren weiteren Voraussetzungen (Unverbindlich- 
keitsvermerk, Verzicht auf Druck) keinerlei Kenntnis 
gehabt. Auch von den Verwaltungsgrundsätzen des 
Bundeskartellamtes und dem Inhalt der Presseinfor- 
mation vom 12. Juli 1960 (BAnz. Nr. 136 vom 19. Juli 
1960) sei ihnen nichts bekanntgewesen. Ein Indu- 
strieverband hat deshalb in Zusammenarbeit mit 
dem Bundeskartellamt eine umfassende Aufklärung 
durchgeführt. Daraufhin haben 20 Unternelimen 
Preisempfehlungen für Uhren neu angemeldet. Nach 
Anmeldung der Preisempfehlungen konnten die Ver- 
fahren eingestellt werden. Einige Unternehmen, die 
sich nicht entschlossen haben, ihre Preisempfehlun- 
gen anzumelden, haben diese auf reine Handels- 
empfehlungen zurückgeführt. Auch in diesen Fällen 
sind die Verfahren eingestellt worden, wenn nach 
der Umgestaltung davon ausgegangen werden 
konnte, daß die Preisempfehlungen den Verbrau- 
chern tatsächlich nicht mehr bekanntwerden. 

Ein Innungsverband hat seinen Mitgliedern vor- 
geschlagen, bei Reparaturen an Uhren abweichend 
von bisherigen Gepflogenheiten den Kunden offen- 
zulegen, welche Arbeiten im einzelnen ausgeführt 
worden sind und wie der Reparaturpreis berechnet 
ist. Schon bei der Annahme der Reparatur soll der 
Kunde einen Kostenvoranschlag erhalten. Dazu hat 
der Verband ein Kalkulationsschema aufgestellt. In 
einer „Arbeitszeit- und Preisliste", die für den Aus- 
hang im Geschäftslokal oder Schaufenster bestimmt 
ist, sind für die einzelnen Uhrenarten nach dem Um- 
fang der Reparaturen gestaffelte Arbeitszeiten einge- 
setzt. Der Uhrmacher muß zu diesen Zeitangaben die 
sich aus seinen betriebsindividuellen Verhältnissen 
ergebenden Preise errechnen und einsetzen. Bei der 
Berechnung der einzelnen Reparaturpreise ordnet er 
die Reparaturen nach ihrem Umfang in eine der auf- 
geführten Zeitgruppen ein. Bedenken nach § 38 
Abs. 2 Satz 2 haben sich nur ergeben, weil in einem 
Berechnungsbeispiel ein bestimmter prozentualer 
Gewinnaufschlag angegeben ist. Dadurch kann es zu 
einer nicht durch tatsächliche Kostengleichheit be- 
dingten Einheitlichkeit in der Berechnung kommen, 
wodurch der Wettbewerb beschränkt würde. Um 
diese Bedenken auszuräumen, wird der Innungsver- 
band bei einer Neuauflage des Kalkulationsschemas 
in den Rechnungsbeispielen die festen Daten durch 
Von-bis-Werte ersetzen oder in einer Anmerkung 
verdeutlichen, daß die eingesetzten Daten, darunter 
auch der Gewinnaufschlag, nur beispielhaft und nicht 
repräsentativ zu verstehen sind. Zu der bereits her- 
ausgegebenen Auflage wird der Verband entspre- 
chende Erläuterungen geben. 

Werbeverlage haben Kataloge herausgegeben, mit 
denen jeweils in einem Katalog gemeinsam für 
Uhren, Schmuckwaren und Bestecke verschiedener 
Hersteller unter Angabe empfohlener Verkaufs- 
preise geworben wird. Viele dieser Preisempfehlun- 
gen waren nicht beim Bundeskartellamt angemeldet. 
Auch fehlten Unverbindlichkeitshinweise bei den 
Preisangaben in den Katalogen. Herausgabe und 
Verteilung der Kataloge waren daher nach § 38 
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Abs. 2 Satz 2 ordnungswidrig. Auch in diesen Fällen 
ist gegen die Herausgeber der Kataloge und die 
Hersteller der Waren eingeschritten worden. 

In einem Fall ist das Verfahren eingestellt wor- 
den, nachdem die Hersteller der Erzeugnisse, für die 
in dem Katalog geworben wird, ihre Preisempfeh- 
lungen angemeldet haben. 

7. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich feinmechanische 
und optische Erzeugnisse; Uhren (37) seit 1958 

1958 Vier ausländische Hersteller von Bergbau- 
rettungsgeräten erwarben sämtliche Anteile 
an einem deutschen Hersteller der gleichen 
Warenart. 

1959 Ein Hersteller von Kameras erwarb eine 
Mehrheitsbeteiligung an einem Hersteller 
von Kamera-Einzelteilen. 

1960 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 
bis 

1961 

1962 1. Ein Hersteller von Photo-Zubehör und 

elektrischen Geräten erwarb eine Mehr- 
heitsbeteiligung an einem Hersteller von 
Filmkameras. 

2. Ein Hersteller von medizinischen Instru- 
menten erwarb sämtliche Anteile an 
einem weiteren Hersteller der gleichen 
Warenart. 

1963 Ein Hersteller von Mikrofilmgeräten er- 

warb sämtliche Anteile an einem weiteren 
Hersteller der gleichen Warenart. 


Eisen-, Blech- und Metallwaren (38), Musik- 
instrumente, Spielwaren, Turn- und Sportgeräte, 

Schmuckwaren, bearbeitete Edelsteine (39) 

1. Öfen (38 31 11/12) 

Die Marktgemeinschaft Öfen e. V. hat einen Kar- 
tellbeschluß angemeldet, durch den das Rabatt- und 
Konditionenkartell (Tätigkeitsberichte 1961 S. 29, 
1962 S. 34) ohne sonstige Änderung um ein weite- 
res Jahr bis zum 31. Januar 1965 verlängert worden 
ist. Dieser Anmeldung hat das Bundeskartellamt 
nicht widersprochen. 

2. Kleinmusikinstrumente und Zubehör (39 20 00) 

Wie festgestellt worden ist, wenden noch viele 
Hersteller und importierende Großhändler ordnungs- 
widrige Preisempfehlungen an. Obwohl die Empfeh- 
lungen nicht beim Bundeskartellamt angemeldet 
sind, werden die empfohlenen Preise in Katalogen 
und anderen Werbeschriften angegeben, die in die 
Hände der Verbraucher gelangen. Teilweise fehlt 
auch bei den Preisangaben ein Unverbindlichkeits- 
hinweis. 

Das Bundeskartellamt ist in mehreren Fällen ein- 
geschritten. Daraufhin haben acht Unternehmen ihre 
Preisempfehlungen angemeldet. Einige Hersteller 


werden künftig ihre Bruttopreise nur noch in Preis- 
listen angeben, die ausschließlich zur internen Un- 
terrichtung des Handels bestimmt und Verbrauchern 
nicht zugänglich sind. In allen diesen Fällen werden 
die Preisangaben künftig als unverbindlich gekenn- 
zeichnet. 

3. Bledi- und Metallspielwaren (39 31 00) 

Mehrere Unternehmen, die für einen Teil ihrer 
Erzeugnisse die Preise gebunden haben, während 
sie für ihre übrigen Erzeugnisse Preisempfehlungen 
anwenden, hatten Preislisten herausgegeben, in 
denen beide Gruppen von Erzeugnissen aufgeführt 
sind. Dabei waren die preisgebundenen Artikel nicht 
klar erkennbar von den nicht preisgebundenen 
unterschieden, so daß bei den belieferten Händlern 
Irrtümer darüber entstehen konnten, ob die Preise 
für die einzelnen Erzeugnisse gebunden oder nur 
empfohlen sind. Das Bundeskartellamt hat diese 
Preislisten beanstandet, worauf die Unternehmen in 
neu herausgegebenen Preislisten die gebundenen 
und die empfohlenen Preise in verschiedenen Spal- 
ten aufgeführt oder auf andere Weise die Unter- 
scheidung zwischen gebundenen und nicht gebun- 
denen Preisen deutlich gemacht haben. 

Bei einem Unternehmen ließen weder die Preis- 
listen und die Verkaufsbedingungen noch der vom 
Großhandel Unterzeichnete Bindungsrevers erken- 
nen, ob und in welcher Höhe der Großhandels- 
abgabepreis gebunden ist, so daß sich Bedenken 
gegen die Handhabung der Preisbindung unter dem 
Gesichtspunkt der Rabattdiskriminierung ergeben 
haben. Das Unternehmen hat dazu erklärt, daß es 
seinen Großhändlern in der Regel einen bestimmten 
Rabattsatz gewähre. Lediglich einige Großhändler, 
die geringere Jahresumsätze erzielen, erhielten je 
nach dem Umfang dieser Umsätze niedrigere Ra- 
batte. Diese Unterschiedlichkeit der Rabatte ist sach- 
lich gerechtfertigt. Für unbedenklich ist auch gehal- 
ten worden, daß nur die Abgabepreise der letzten 
Handelsstufe gebunden sind und deshalb die Ra- 
batte, die Großhändler den Einzelhändlern gewäh- 
ren, unterschiedlich sein können. 

4. Turn- und Sportgeräte (39 40 00) 

Das Kammergericht hat auf Antrag des Bundes- 
kartellamtes gegen einen Verband von Einzelhan- 
delsunternehmen in der Rechtsform eines eingetra- 
genen Vereins und gegen dessen Geschäftsführer 
Geldbußen in Höhe von je 200 DM festgesetzt 
wegen Anstiftung zu einer Ordnungswidrigkeit nach 
§ 38 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit § 25 Abs. 1 
(WuW/E OLG 563). Mitglieder des Verbandes hat- 
ten sich bei diesem beschwert, weil ein dem Ver- 
band nicht angehörendes Versandgeschäft Erzeug- 
nisse eines Herstellers zu Preisen verkaufte, die 
wesentlich niedriger lagen als die von dem Herstel- 
ler empfohlenen Richtpreise, die sonst vom Einzel- 
handel allgemein eingehalten wurden. Der Ver- 
bandsgeschäftsführer hat dem Hersteller diesen 
Sachverhalt mitgeteilt und ihn unter Hinweis auf 
Beunruhigungen in der Branche und das bisher gute 
Verhältnis zwischen ihm und dem Fachhandel ge- 
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beten zu überlegen, ob ihm eine Belieferung des 
Versandgeschäfts unter diesen Umständen noch 
zweckmäßig erscheine. Darauf hat der Hersteller 
das Versandgeschäft aufgefordert, die Preise denen 
der übrigen Einzelhändler anzupassen, weil er Un- 
annehmlichkeiten mit seiner Kundschaft habe. Falls 
das Versandgeschäft sich dazu nicht entschließen 
könne, müsse er von einer weiteren Belieferung ab- 
sehen. 

Das Kammergericht hat darin die Androhung 
eines Nachteils erblickt, mit dem der Hersteller das 
Versandgeschäft zu einem Verhalten veranlassen 
wollte, das nach § 15 nicht zum Gegenstand einer 
vertraglichen Bindung gemacht werden darf. Dazu 
habe der Verbandsgeschäftsführer den Hersteller 
angestiftet (§ 10 OWiG). Das Kammergericht hat 
ferner ausgesprochen, daß gemäß § 41 auch gegen 
den Verband eine Geldbuße verhängt werden 
könne, wenn sein Geschäftsführer eine in der Sat- 
zung des Verbandes vorgesehene Stellung bekleide 
und in dieser Eigenschaft eine Ordnungswidrigkeit 
begehe. Auf ein Verschulden des Vorstandes komme 
es dabei nicht an. 

Ob das Unternehmen, gegen das die Drohung ge- 
richtet ist, damit rechnet, daß die Drohung auch ver- 
wirklicht werde, ist nach der Entscheidung des Kam- 
mergerichts für den Tatbestand des § 25 Abs. 1 un- 
erheblich. Es komme hier nur auf das Verhalten 
und die Absicht des Androhenden an. Wie das 
Kammergericht weiter ausführt, schließt § 26 Abs. 1 
nicht als Sonderbestimmung die Anwendung von 
§ 25 Abs. 1 aus. Vielmehr bilde § 25 Abs. 1 einen 
neben § 26 Abs. 1 geltenden Tatbestand. Daher 
habe in dem entschiedenen Fall einer Ahndung nicht 
entgegengestanden, daß eine Liefersperre tatsäch- 
lich nicht eingetreten sei. Das Bewußtsein der 
Rechtswidrigkeit der Androhung einer Liefersperre 
oder der Anstiftung dazu kann nach Auffassung des 
Kammergerichts nicht deshalb in Zweifel gezogen 
werden, weil der Drohende einem durch Preis- 
schleuderei begangenen unlauteren Wettbewerb 
entgegentreten wolle. Da Preisvereinbarungen, so- 
weit nicht die Voraussetzungen des § 16 vorliegen, 
unbedingt verboten seien, könne grundsätzlich nie- 
mand Maßnahmen, wie sie hier erfolgt seien, für 
ein rechtmäßiges Mittel halten, um ein Unterneh- 
men zur Änderung seiner Preise zu veranlassen. 
Bei der Prüfung des öffentlichen Interesses (§ 82 
Abs. 5) hat das Kammergericht hervorgehoben, daß 
Wirtschaftsverbände in besonderem Maße gehalten 
seien, für eine Beachtung der Gesetze zu sorgen. 
Das öffentliche Interesse sei gegeben, weil es sich 
um ein Vorgehen gehandelt habe, das im Namen 
eines Wirtschaftsverbandes erfolgt und deshalb von 
allgemeiner Bedeutung sei. Auch bei der Bemessung 
der Geldbuße hat das Kammergericht die besondere 
Pflicht des Verbandsgeschäftsführers, auf eine Ein- 
haltung der gesetzlichen Vorschriften bedacht zu 
sein, betont. 

In einem zweiten Fall ist der Bußgeldantrag gegen 
den Geschäftsführer und seinen Verband zurückge- 
wiesen worden. Der Geschäftsführer hatte sich 
schriftlich unmittelbar an das Versandgeschäft ge- 
wandt und diesem „Maßnahmen wegen unlauteren 
Wettbewerbs" angekündigt für den Fall, daß es für 


bestimmte andere Waren die von den Herstellern 
vorgeschlagenen Richtpreise unterbiete. Das Kam- 
mergericht hat dazu ausgeführt, die unzulässige An- 
drohung eines Nachteils nach § 25 Abs. 1 könne 
auch darin erblickt werden, daß vorsätzlich die Be- 
fürchtung erweckt wird, irgendwelche — noch unbe- 
stimmten — Unannehmlichkeiten würden folgen. 
Dem Geschäftsführer sei jedoch ein entsprechender 
Vorsatz, der nach § 38 Abs. 1 Nr. 8 erforderlich ist, 
nicht nachzuweisen gewesen. Insbesondere habe 
nicht festgestellt werden können, daß er mit seinem 
Schreiben das Versandgeschäft durch Geltend- 
machen der Macht des Verbandes habe einschüch- 
tern wollen. 


5. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Eisen-, 
Blech- und Metallwaren (38), Musikinstrumente, 
Spielwaren, Turn- und Sportgeräte, Schmuck- 
waren, bearbeitete Edelsteine (39) seit 1958 


1958 

1959 

1960 


1961 

1962 


1963 


Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

Ein Hersteller von Feinblechpackungen er- 
warb sämtliche Anteile an einem Hersteller 

von Papierpackungen. 

1. Ein Hersteller von Feinblechpackungen 
erwarb das Vermögen von zwei kleine- 
ren Herstellern von Verpackungsmate- 
rial. 

2. Ein Hersteller von Zubehör für Zwei- 
radfahrzeuge erwarb das Eigentum an 
den Betriebsmitteln eines liquidierten 
Herstellers der gleichen Warenart. 

Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

1. Ein Hersteller von Gasheizgeräten er- 
warb sämtliche Anteile an einem Her- 
steller von Haus- und Küchengeräten. 

2. Ein Hersteller von Feinblechpackungen 
erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an 
einem Hersteller von Kunststoffpackun- 
gen. 

3. Ein Hersteller von Feinblechpackungen 
schloß einen Betriebsüberlassungsver- 
trag mit einem weiteren Hersteller der 
gleichen Warenart. 

4. Ein Hersteller von Flaschenkapseln er- 
warb eine Beteiligung an einem auslän- 
dischen Hersteller der gleichen Waren- 
art. 

5. Ein Hersteller von Eßbestecken erwarb 
sämtliche Anteile an einem weiteren 
Hersteller der gleichen Warenart. 

6. Ein Hersteller von Musikinstrumenten 
erwarb eine Beteiligung an einem Her- 
steller der gleichen Warenart. 

1. Ein ausländischer Hersteller von Fein- 
blechpackungen erweiterte seine Betei- 
ligung an einem deutschen Hersteller 
der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von Feinblechpackungen 
erwarb sämtliche Anteile an einem Her- 
steller von Kunststoffpackungen. 
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Chemische Erzeugnisse (40) 

1. Stickstoff-Düngemittel (41 34 10) 

Dem Rationalisierungskartell der Deutschen Am- 
moniakvereinigung — DAV (Tätigkeitsberichte 1959 
S, 78, 1960 S. 25) ist ein weiteres Unternehmen bei- 
getreten. Das Bundeskartellamt hat zu dieser Än- 
derung des Syndikats- Vertrages die Erlaubnis er- 
teilt. Die Vertragsänderung wandelt lediglich die 
bisherige mittelbare Beteiligung des neu hinzuge- 
kommenen Unternehmens am Kartellvertrag in eine 
unmittelbare Beteiligung um. Die Verhältnisse auf 
dem von dem Kartell beeinflußten Markt werden 
hierdurch nicht geändert. Auch vor dem Beitritt des 
Unternehmens unterlagen dessen stickstoffhaltige 
Erzeugnisse auf Grund der Konzernklausel des 
DAV-Vertrages der Ablieferungspflicht und damit 
dem Vertrieb durch die Syndikatsgesellschaft. Die 
im Kartellvertrag vorgesehenen Rationalisierungs- 
maßnahmen vermögen auch die Leistungsfähigkeit 
und Wirtschaftlichkeit dieses Unternehmens aus den 
im Erlaubnisbeschluß vom 15. Dezember 1960 ge- 
nannten Gründen wesentlich zu heben. 

2. Superphosphat (41 34 31) 

Der Einspruch gegen die Ablehnung des Erlaub- 
nisantrages der Superphosphat-Industrie für ein Ra- 
tionalisierungskartell mit Gemeinschaftsvertrieb 
(Tätigkeitsbericht 1962 S. 39) ist zurückgewiesen 
worden. Durch die Einspruchsentscheidung ist die 
im angefochtenen Beschluß vertretene Ansicht be- 
stätigt worden, daß die Voraussetzungen des § 5 
Abs. 3 nicht vorlägen, weil der Rationalisierungs- 
zweck auch ohne Syndikat in wirtschaftlich vernünf- 
tiger Weise verwirklicht werden könne. Die Zurück- 
weisung des Einspruchs beruht darüber hinaus u. a. 
auf folgenden Erwägungen: 

Verschiedene Regelungen des Kartellvertrages 
fallen überhaupt nicht unter das Kartellverbot des 
§ 1 und bedürfen daher auch keiner Erlaubnis, weil 
sie die Vertragsbeteiligten nicht im Wettbewerb be- 
schränken. Das gilt für die gemeinsame Werbung 
und den landwirtschaftlichen Beratungsdienst, die 
zur Wahl gestellte gemeinsame Beschaffung von 
Roh- und Hilfsstoffen, den Erwerb von Schutzrechten 
und Fabrikationsverfahren, den technischen Erfah- 
rungsaustausch und den betriebswirtschaftlichen Ko- 
stenvergleich. Der Kartellvertrag führt, soweit er 
den Erlös-, Vorfracht- und Versandfrachtausgleich 
betrifft, zu einer Wettbewerbsbeschränkung, dient 
aber nicht der Rationalisierung wirtschaftlicher Vor- 
gänge, da nur Erlöse und Kosten umverteilt wer- 
den, ohne daß aber das Aufwand-Ertragsverhältnis 
verbessert wird. Auch die eigentliche Syndikats- 
regelung, worunter die Andienungs- und Absatz- 
verpflichtung und die damit verbundenen Preis-, 
Rabatt-, Konditionen- und Quotenvereinbarungen 
verstanden werden, erfüllt nicht die Voraussetzun- 
gen der für Rationalisierungskartelle vorgesehenen 
Ausnahmevorschrift. Denn der damit erreichte, nur 
geringe Rationalisierungserfolg steht in keinem an- 
gemessenen Verhältnis zu dem nahezu vollständi- 
gen Ausschuß des Wettbewerbs zwischen den Kar- 


tellmitgliedern. Zweigleisigkeit des Vertriebs, also 
der Verkauf sowohl über unternehmenseigene Ver- 
triebseinrichtungen als auch über eine zentrale Ver- 
kaufsstelle, steht zwar der Erlaubnis zu einer Syn- 
dikatsregelung grundsätzlich nicht entgegen. Fallen 
jedoch wegen der Zweigleisigkeit wesentliche Ratio- 
nalisierungseffekte des gemeinschaftlichen Vertriebs 
weg (z. B. Einsparung eigener Verkaufsstellen und 
Frachtenlenkung für eigene Verkäufe), so bedarf es 
bei einer derart schwerwiegenden Wettbewerbs- 
beschränkung, wie sie eine Syndizierung darstellt, 
regelmäßig der Erzielung anderweitiger wesent- 
licher Rationalisierungserfolge, um ein angemesse- 
nes Verhältnis zwischen Rationalisierungserfolg und 
Wettbewerbsbeschränkung herzustellen. Solche zu- 
sätzlichen Rationalisierungserfolge sind jedoch bei 
der Superphosphatindustrie nicht vorhanden. Hinzu 
kommt, daß die Quotierung des Absatzes in Anbe- 
tracht der festgestellten hohen Überkapazität ratio- 
nalisierungshemmend wirkt, weil erfahrungsgemäß 
die beim Syndikat eingehenden Aufträge nicht mehr 
in erster Linie unter dem Gesichtspunkt möglichst 
niedriger Fracht- und sonstiger Kosten, sondern 
nach der einem Interessenausgleich zwischen den 
Kartellmitgliedern und der Sicherung des Syndikats- 
bestandes dienenden vertraglichen Quotenregelung 
auf die einzelnen Kartellmitglieder verteilt werden. 
Gegen die Einspruchsentscheidung ist Beschwerde 
eingelegt worden. 

3. Thomasphosphat (41 34 40) 

Das Bundeskartellamt hatte dem Verein der Tho- 
masphosphatfabrikanten durch Beschluß im Jahre 
1960 auf die Dauer von drei Jahren die Erlaubnis 
zu einem Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 
und 3 erteilt (Tätigkeitsbericht 1960 S. 87). Die Er- 
laubnis war von der Erfüllung mehrerer Auflagen 
abhängig gemacht worden, von denen ein Teil im 
Einspruchsverfahren geändert oder aufgehoben 
worden ist (Tätigkeitsbericht 1961 S. 32). Gegen die 
in der Einspruchsentscheidung enthaltene Auflage, 
derzufolge die Verkaufsstelle des Kartells, die Tho- 
masphosphatfabriken GmbH, den Handel mit im- 
portiertem Thomasphosphat zu unterlassen habe, 
sowie gegen die Auflagen, dem Bundeskartellamt 
jede Beteiligung an Unternehmen des Düngemittel- 
handels anzuzeigen und den Vertrieb von neuen 
thomasphosphathaltigen Düngemitteln zu melden, 
haben die Kartellmitglieder Beschwerde eingelegt. 

Das Kammergericht hat in seinem Beschluß vom 
5. Juni 1963 (WuW/E OLG 570) die Entscheidung 
der Einspruchsabteilung insoweit aufgehoben, als 
sie die zuerst genannte Auflage enthält. Im übrigen 
hat es die Beschwerde zurückgewiesen. Das Bundes- 
kartellamt hat gegen den Beschluß des Kammer- 
gerichts Rechtsbeschwerde eingelegt, über die noch 
nicht entschieden worden ist. 

Die Kartellmitglieder haben die Verlängerung der 
bis zum 31. Juli 1963 befristeten Erlaubnis bean- 
tragt. Da die Entscheidung hierüber eingehende Er- 
mittlungen und Marktuntersuchungen erforderte 
und vorauszusehen war, daß die für die Entschei- 
I düng notwendigen Unterlagen, insbesondere die 
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Stellungnahmen der beteiligten Verbände, bis zu 
diesem Termin nicht vorliegen würden, hat das Bun- 
deskarteilamt die früher erteilte Erlaubnis zu dem 
Kartellvertrag durch einstweilige Anordnung nach 
§ 56 bis zur endgültigen Entscheidung über den Ver- 
längerungsantrag verlängert, über den Verlänge- 
rungsantrag selbst ist noch nicht entschieden. 

4. Azelhylengas (41 51 60) 

Von zwei Produzenten von Azethylengas war im 
Jahre 1961 ein Vertrag mit einer saarländischen 
V''ertriebsgesellschaft geschlossen worden, der die 
beiden Hersteller verpflichtete, das von ihnen im 
Saarland erzeugte Azethylengas über diese Ver- 
triebsgesellschaft zu verkaufen. Nach Anschluß des 
Saarlandes an die Bundesrepublik Deutschland ist 
dieser Vertrag geändert und dabei die Verpflich- 
tung zum gemeinschaftlichen Vertrieb aufgehoben 
worden. In seiner neuen Fassung ist der Vertrag 
selbst kartellrechtlich ohne Bedeutung. Da jedoch 
festgestellt wurde, daß die Hersteller teilweise auch 
jetzt noch Rabatte auf die bei beiden Unternehmen 
zusammen erzielten Umsätze gewähren, hat das 
Bundeskartellamt geprüft, ob dieser Praxis eine 
nach § 1 unwirksame Vereinbarung über Gesamt- 
umsatzrabatte zugrunde liegt. Die Hersteller haben 
in Abrede gestellt, eine derartige Absprache getrof- 
fen zu haben. Die Ermittlungen des Bundeskartell- 
amtes haben ergeben, daß die Umsätze eines erheb- 
lichen Teils der Abnehmer nicht nach der Abnahme 
von Erzeugnissen beider Produzenten zusammen 
rabattiert und daß einem weiteren Teil nur auf aus- 
drückliches Verlangen Gesamtumsatzrabatte ge- 
währt werden. Soweit nach Gesamtumsätzen rabat- 
tiert wird, ließ sich eine entsprechende Vereinba- 
rung nicht nachweisen. 

Nachdem der von drei Azethylengasherstellern in 
Hamburg und Bremen nach § 5 Abs. 2 und 3 ge- 
stellte Erlaubnisantrag bereits im Jahre 1962 man- 
gels Erfolgsaussicht zurückgenommen worden war 
(Tätigkeitsbericht 1962 S. 40), haben im Berichtsjahr 
auch die beiden Azethylengashersteller mit Werken 
in Hannover ihren Erlaubnisantrag (Tätigkeits- 
bericht 1959 S. 79) zurückgenommen. Sie wollen sich, 
anders als die Hamburger und Bremer Azethylen- 
gashersteller, nicht zu einem Gesamtumsatzrabatt- 
kartell, sondern lediglich zu einer Inkassogemein- 
schaft zusammenschließen. 


5. Pharmazeutika (43 00 00) 

Ein Unternehmen der pharmazeutischen Industrie 
hatte die Belieferung eines Großhändlers davon ab- 
hängig gemacht, daß dieser sich ausdrücklich bereit 
erkläre, 

a) eine bestimmte Mindestmenge pro Jahr abzu- 
nehmen, 

b) mindestens 50 öffentliche Apotheken zu belie- 
fern, 

c) die gebräuchlichsten Originalpackungen der gän- 
gigen Präparate voll sortiert zu halten. 


Der Großhändler hatte den Lieferbedingungen zu 
a) und c) zugostimmt, sich jedoch nicht zur Beliefe- 
rung von mindestens 50 Apotheken verpflichten 
wollen. Diese Verpflichtung wurde vom Hersteller 
mit der Begründung gefordert, daß nach seinen per- 
sönlichen Erfahrungen nur die Belieferung von min- 
destens 50 öffentlichen Apotheken „ein ausreichen- 
des Geschäftsvolumen für eine Großhandlung ge- 
währleistet". 

Das Bundeskartellamt hat, da ein Geschäftsver- 
kehr zwischen Herstellern und solchen Großhänd- 
lern, die weniger als 50 öffentliche Apotheken be- 
liefern, in der pharmazeutischen Branche üblich ist, 
die Frage geprüft, ob die erwähnte Forderung des 
Herstellers im Sinne von § 26 Abs. 2 sachlich ge- 
rechtfertigt ist. Es hat diese Frage aus folgenden 
Gründen verneint: Einmal kann die Einhaltung die- 
ser Bedingung in der Praxis — jedenfalls im Rah- 
men der bisherigen Geschäftsbeziehungen — nicht 
ausreichend nachgeprüft und deshalb eine unter- 
schiedliche Behandlung gleichartiger Abnehmer 
kaum ausgeschlossen werden; zum anderen läßt 
sich der erklärte Zweck des Vertriebssystems, opti- 
male Umsatzgrößen zu erreichen, bereits durch die 
Festsetzung einer Mindestabnahmemenge und die 
Verpflichtung zur Führung des vollen Sortiments 
erzielen. Es erschien daher nicht sachlich gerechtfer- 
tigt, daß der Hersteller darüber hinaus noch eine 
weitere Verpflichtung fordert, die zu der von ihm 
gewünschten Umsatzerhöhung nicht beitragen kann. 
Der Hersteller hat daraufhin auf eine entsprechende 
Verpflichtung verzichtet und den beschwerdeführen- 
den Großhändler beliefert. 


6. Bleiweiß (44 11 41) 

Das Bundeskartellamt hat nach § 5 Abs. 2 und 3 
die Erlaubnis zu dem Kartellvertrag des Deutschen 
Bleiweißverbandes erteilt. Der Deutsche Bleiweiß- 
verband umfaßt mit sieben Unternehmen sämtliche 
deutschen Hersteller von Bleiweiß. Durch den Kar- 
tellvertrag verpflichten sich die Hersteller u. a. zum 
gemeinsamen Verkauf der Vertragserzeugnisse über 
die für das Kartell bestehende Verkaufsgesellschaft, 
ferner zu gemeinschaftlicher Forschung, Werbung 
und Kundenberatung sowie zu technischem und be- 
triebswirtschaftlichem Erfahrungsaustausch. Der Ver- 
trag enthält keine Preisvereinbarungen; vielmehr 
werden die Verkaufspreise von Fall zu Fall nach 
den Gegebenheiten des Marktes von der Verkaufs- 
stelle ausgehandelt, nachdem diese sie mit den je- 
weiligen Lieferwerken für deren Marken abge- 
stimmt hat. 

Der Vertrag der Bleiweißhersteller ist geeignet, 
die Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit der 
beteiligten Unternehmen wesentlich zu heben, da 
die darin vorgesehenen Maßnahmen erhebliche 
Kostenersparnisse sowie eine günstigere Kapazi- 
tätsausnutzung erwarten lassen. Er ist auch zur Ver- 
besserung der Bedarfsbefriedigung geeignet. Es ist 
zu erwarten, daß die Bleiweißhersteller wegen des 
starken Wettbewerbsdrucks der Konkurrenzerzeug- 
nisse Titanweiß, Titandioxyd, Lithopone und Zink- 
oxyd die durch die Rationalisierung erreichte 
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Kostenersparnis an die Abnehmer weitergeben wer- 
den. 

Bei der Abwägung der betriebswirtschaftlichen 
Vorteile und der volkswirtschaftlichen Nachteile 
wurde berücksichtigt, daß Bleiweiß in scharfem Sub- 
stitutionswettbewerb mit anderen Weißfarben steht. 
Da der Vertrag weder Preis- noch Quotenabsprachen 
enthält, ist die vereinbarte Wettbewerbsbeschrän- 
kung nicht besonders gewichtig und steht deshalb 
im angemessenen Verhältnis zum Rationalisierungs- 
erfolg. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes 
ließ sich der Rationalisierungszweck angesichts der 
Wettbewerbssituation nur durch eine gemeinsame 
Vertriebseinrichtung erreichen. Der Vertrag kommt 
insofern auch der Allgemeinheit zugute, als dadurch 
Bleiweiß dem Verbraucher zu günstigen Bedingun- 
gen zur Verfügung steht. 

Die Erlaubnis ist mit Auflagen verbunden wor- 
den; insbesondere ist dem Kartell aufgegeben wor- 
den, das Bundeskartellamt über die in Auswirkung 
des Kartellvertrages getroffenen Rationalisierungs- 
maßnahmen und die dadurch erzielten Rationalisie- 
rungserfolge von Jahr zu Jahr zu unterrichten. 

7. Phenolharz-Preßmassen (45 31 71) 

Das Rabattkartell der Hersteller von Phenolharz- 
Preßmassen (Tätigkeitsbericht 1962 S. 41) ist geän- 
dert worden. Das Bundeskartellamt hat der Ände- 
rung, die lediglich die Rabattstaffel betrifft, nicht 
widersprochen; der Änderungsbeschluß ist damit 
wirksam geworden. Die Bezugswerte der Rabatt- 
staffel sind um zwei Positionen vermehrt worden, 
wodurch sich „Sprünge" in der bisherigen Rabatt- 
staffel verringert haben. Diese Änderung führte zu 
einer gerechteren Leistungsbewertung. Als Folge 
der Einführung neuer Bezugswerte sind die Rabatt- 
sätze in den mittleren und in einigen höheren Ra- 
battstufen um 0,5 bis 1 v. H. erhöht worden. Das 
Kartell hätte zwar die Rabattsätze bei der notwen- 
digen Angleichung herabsetzen können; in diesem 
Falle wäre aber der durch die Rabattgewährung 
generell bezweckte Anreiz zu verstärkten Ver- 
kaufsanstrengungen verringert worden. Die daher 
erforderliche Erhöhung war nicht zu beanstanden. 

Die in der ursprünglichen Rabattvereinbarung 
enthaltene Bestimmung über einen Härteausgleich 
ist gestrichen worden. Zu dieser Streichung war das 
Kartell, das den Härteausgleich vorher ohne recht- 
liche Notwendigkeit eingeführt hatte, berechtigt. Es 
kommt hinzu, daß infolge der Einführung neuer Be- 
zugswerte ein Teil früher möglicher Härtefälle nicht 
mehr auftreten kann. 

8. Fotografische Papiere (45 41 50) 

Ein Fotogroßhändler, der mehrere Jahre von 
einem Hersteller bei relativ geringem Umsatz mit 
preisgebundenen Fotopapieren direkt beliefert wor- 
den war, konnte diese Erzeugnisse nicht mehr be- 
ziehen, nachdem der Hersteller den Vertrieb seiner 
Erzeugnisse einem anderen Hersteller von Foto- 
material übertragen hatte und dieser die Beliefe- 
rung ablehnte. Der Hersteller begründete die Liefer- 


verweigerung damit, daß er im Zuge einer schon 
vor der Übernahme des Vertriebs der Fotopapiere 
vorgenommenen Änderung seiner Vertriebspolitik 
keine weiteren Großhändler mehr beliefere und im 
übrigen die Belieferung von der Abnahme bestimm- 
ter Mindestmengen abhängig mache. 

Das Bundeskartellamt hatte zunächst zu prüfen, 
ob die Lieferverweigerung des Vertriebsunterneh- 
mens gegen § 26 Abs. 2 verstößt. Es hat diese Frage 
verneint. Auch wenn die Vertriebsfirma als preis- 
bindendes Unternehmen im Sinne von § 26 Abs. 2 
angesehen wird, weil sie der ihr vom Hersteller auf- 
erlegten Pflicht zur Bindung ihrer Abnehmer durch 
Verträge nach § 16 nachkommt, stellte ihre Liefer- 
verweigerung aus folgenden Gründen keine Diskri- 
minierung dar: Wie mehrfach entschieden, ist es 
auch preisbindenden Unternehmen grundsätzlich ge- 
stattet, ihren Vertriebsweg nach selbstverantwort- 
lichen unternehmerischen Überlegungen zu bestim- 
men, wobei allerdings die widerstreitenden Interes- 
sen des preisbindenden Unternehmens und der be- 
troffenen Abnehmer gegeneinander abgewogen 
werden müssen. Die in diesem Falle schon mehrere 
Jahre zurückliegende Entscheidung der Vertriebs- 
firma, keine weiteren Großhändler in ihr Vertriebs- 
system einzuschalten, hält sich in diesem Rahmen. 
Die Vertriebsfirma ist auf Grund des § 26 Abs. 2 
auch nicht gehalten, innerhalb ihres Vertriebs- 
Systems, das auch die von ihr selbst hergestellten 
Artikel umfaßt, für den übernommenen Vertrieb der 
Fotopapiere besondere, erleichterte Bezugsbedin- 
gungen zu schaffen. 

Das Bundeskartellamt hat auch einen Verstoß des 
Herstellers gegen § 26 Abs. 2 verneint. Es konnte 
zunächst dahingestellt bleiben, ob der Hersteller als 
preisbindendes Unternehmen auf Grund von § 26 
Abs. 2 verpflichtet ist, bei der Übertragung des Ver- 
triebs seiner Erzeugnisse auf ein anderes Unterneh- 
men die Vertriebsbedingungen so festzusetzen, daß 
seine preisgebundenen Erzeugnisse auch weiterhin 
von einer größeren Anzahl von Großhändlern be- 
zogen werden können. Aus dem auch hier bestehen- 
den Recht, den Absatzweg nach kaufmännisch ver- 
nünftigen Gesichtspunkten zu bestimmen, folgt je- 
denfalls die Berechtigung, die Vertriebsbedingungen 
dahin zu ändern, daß die Weiterbelieferung von der 
Abnahme bestimmter Mindestmengen abhängig ge- 
macht wird. Da im vorliegenden Fall die Abnahme 
des Großhändlers beim Hersteller verhältnismäßig 
gering und darüber hinaus seit Jahren rückläufig 
gewesen war, brauchte nicht geprüft zu werden, 
welche konkrete Umsatzhöhe der Hersteller als Be- 
dingung für die Belieferung mit seinen Erzeugnis- 
sen vorschreiben könnte, weil feststand, daß der 
beschwerdeführende Großhändler diese sachlich ge- 
rechtfertigte Höhe nicht erreichen würde. 

9. Linoleum (46 32 10) 

Durch einen Kartellvertrag haben sich die fünf 
deutschen Linoleumhersteller, von denen zwei auch 
Kimststoffbodenbeläge anbieten, verpflichtet, ihren 
Abnehmern einen einheitlichen gestaffelten Gesamt- 
umsatzrabatt auf deren Gesamtbezüge an Linoleum 
und Kunststoffbodenbeläge bei den deutschen Lino- 
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leumherstellern (Vertrags wäre) zu gewähren. Ur- 
sprünglich sollten auch die von den Kartellmitglie- 
dern bezogenen Textilbodenbeläge und Tischlino- 
leum (Mitzählware) den Bezügen an Vertragsware 
zugerechnet werden, ohne selbst vom Gesamtum- 
satzrabatt erfaßt zu sein. Das hätte zu einer Erhö- 
hung des rabattierfähigen Gesamtumsatzes für die 
solche Beläge beziehenden Abnehmer geführt. Auf 
Grund der vom Bundeskartellamt gegen die Berück- 
sichtigung von Mitzählware erhobenen Bedenken 
(kein echtes Leistungsentgelt, ungerechtfertigt unter- 
schiedliche Behandlung von Abnehmern gleicher 
Bezugsmengen) haben die Kartellmitglieder die ent- 
sprechenden Vertragsbestimmungen gestrichen. 

Innerhalb der Monatsfrist nach Bekanntmachung 
der Anmeldung des Kartellvertrages im Bundesan- 
zeiger hat der Industrieverband Kunststoff-Boden- 
und -Wandbeläge vorgetragen, seine 21 Kunststoff- 
bodenbeläge herstellenden Mitgliedsfirmen würden 
als Marktbeteiligte durch die Nichtberücksichtigung 
der Außenseiterbezüge auf den rabattierfähigen Ge- 
samtumsatz der Abnehmer ungerechtfertigt unter- 
schiedlich behandelt. Er hat deshalb begehrt, der 
Anmeldung des Kartellvertrages nach § 3 Abs, 3 
Nr. 3 zu widersprechen. Dem Kartellvertrag ist 
durch die Beschluß ab teilung nicht widersprochen 
worden, weil in der Nichtmitzählung keine diskri- 
minierende Behandlung der Mitgliedsfirmen des In- 
dustrieverbandes gesehen wurde. 

Auf Grund des Einspruchs des Industrieverbandes 
ist der Kartellvertrag durch die Einspruchsabteilung 
für unwirksam erklärt und seine Anwendung im 
Wege der einstweiligen Anordnung ab 1. Januar 
1964 untersagt worden (Zur Zulässigkeit des Ein- 
spruchs in diesem Falle vgl. Dritter Abschnitt Ver- 
fahrensfragen). Die Nichtberücksichtigung der 
Außenseiterbezüge auf den rabattierfähigen Ge- 
samtumsatz der Abnehmer stellt eine unterschied- 
liche Behandlung von Marktbeteiligten (Mitbewer- 
bern) dar, die sachlich nicht gerechtfertigt werden 
kann. Der Kartellvertrag beschränkt sich damit nicht 
mehr auf die nach § 3 Abs. 1 zulässige Festlegung 
einheitlicher Entgelte (Rabatte) für von Abnehmern 
gegenüber Lieferanten bei der Warenabnahme er- 
brachte Leistungen. Er schafft vielmehr nachteilige 
Wettbewerbsbedingungen für die Außenseiter. Der 
einschlägige Handel muß Linoleum und Kunststoff- 
bodenbeläge im Sortiment führen. Da nach dem Kar- 
tellvertrag nur von Kartellmitgliedern stammende 
Bezüge an Linoleum und Kunststoffbodenbelägen 
auf den rabattierfähigen Gesamtumsatz der Abneh- 
mer angerechnet werden, drohen den Abnehmern 
beim Bezug von Kunststoffbodenbelägen bei Außen- 
seitern Rabattnachteile (Nichterreichen eines größe- 
ren Gesamtumsatzes und höheren Gesamtumsatz- 
rabattes). Dadurch werden die Abnehmer zur Kon- 
zentration ihrer Bezüge an Kunststoffbodenbelägen 
auf Kartellmitglieder angehalten und den Außen- 
seitern ein wirtschaftlicher Nachteil zugefügt. 

Die unterschiedliche Behandlung der Außenseiter 
ist sachlich nicht zu rechtfertigen. Weder der Um- 
stand, daß sich unter den Außenseiterunternehmen 
ein marktstarker Anbieter befindet, der mehr Kunst- 
stoffbodenbeläge herstellt als das größte Kartellmit- 


glied, noch die Tatsache, daß Linoleum einen rück- 
läufigen Absatz aufweist, rechtfertigen die den 
Außenseitern durch die Nichtmitzählung zugefügten 
wirtschaftlichen Nachteile. Neben dem marktstarken 
Außenseiter bieten vor allem noch zahlreiche Klein- 
und Mittelbetriebe Kunststoffbodenbeläge an. Sie 
werden durch die von der Nichtmitzählung aus- 
gehenden Sogwirkung empfindlich betroffen. Die 
Kartellmitglieder sind auch nicht berechtigt, die 
Nachteile des rückläufigen Linoleumabsatzes teil- 
weise auf außerhalb des Kartells stehende Unter- 
nehmen abzuwälzen. Endlich können auch technische 
Schwierigkeiten und Kosten die Nichtmitzählung 
nicht rechtfertigen. 

Das Rabattkartell hat gegen die Einspruchs ent- 
scheidung Beschwerde eingelegt. Das Kammergericht 
hat die. sofortige Vollziehung der Einspruchsent- 
scheidung auf die Dauer von sechs Monaten ausge- 
setzt. 

10. Zündsteine (46 51 47) 

Die Erlaubnis zu dem Exportkartellvertrag inlän- 
discher Mitglieder der Zündsteinkonvention (Tätig- 
keitsberichte 1959 S, 79, 1962 S. 108), die bis zum 
31. Dezember 1962 befristet war, ist auf Antrag der 
daran beteiligten deutschen Unternehmen bis zum 
31. Dezember 1965 verlängert worden. Der Wirt- 
schaftsablauf und die Exportentwicklung während 
der letzten drei Jahre hatten bestätigt, daß der Ver- 
trag tatsächlich der Förderung und Sicherung des 
für die deutschen Kartellmitglieder lebensnotwen- 
digen Exportes gedient hat und auch weiterhin die- 
nen wird. Insbesondere wurde durch den Kartell- 
vertrag die rückläufige Export entwicklung zum Ste- 
hen gebracht und eine stetige Steigerung der Export- 
umsätze der inländischen Kartellmitglieder bei an- 
gemessenen Preisen erzielt. Nach wie vor sind die 
Heimatmärkte der Mitglieder und die EWG-Staaten 
von den Bestimmungen des Vertrags ausgenommen. 

Die im Vertrag enthaltene Begrenzung der Provi- 
sionen für Agenten und Vertreter sowie die darin 
getroffene Regelung über Exporteurrabatte, die eine 
Regelung des Verkehrs mit Waren innerhalb des 
Geltungsbereichs des GWB im Sinne von § 6 Abs. 2 
sind, wurden in Übereinstimmung mit dem ur- 
sprünglichen Beschluß weiterhin als notwendig an- 
gesehen, weil die Exporteure nach wie vor in der 
Gestaltung ihrer Preise auf den Auslandsmärkten 
frei sind. 

11. Grob Waschmittel (46 41 71) 

Das Bundeskartellamt hat nach längeren einge- 
henden Beobachtungen der Preis- und Marktver- 
hältnisse bei Waschmitteln die bis dahiin geltenden 
Preisbindungen zweier Hersteller für die Paketware 
je eines ihrer Grobwaschmittel von Amts wegen 
für unwirksam erklärt, weil es als erwiesen ange- 
sehen hat, daß die Preisbindung geeignet war, in 
einer durch die gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse 
nicht gerechtfertigten Weise ein Sinken der Preise 
der gebundenen Waren zu verhindern (§ 17 Abs. 1 
Nr. 3). 
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Das Verfahren wurde durch Beschwerden aus 
Einzelhandelskreisen sowie durch eine Häufung von 
einstweiligen Verfügungen ausgelöst, die sich gegen 
Händler richteten, die die gebundenen Preise unter- 
boten. Es wurde festgestellt, daß die bisher gebun- 
denen Preise für die in Frage stehenden Waschmit- 
tel auch nicht mehr annähernd denjtenigen entspra- 
chen, die sich bei freiem Wettbewerb der Händler 
bilden würden. Der Handel hat diese dort, wo ent- 
sprechende Wettbewerbsverhältnisse bestanden, er- 
heblich unterschritten. Die Unterpreisverkäufe fan- 
den in wirtschaftlichen Ballungsgebieten, wo ein 
besonders großer Wettbewerbsdruck besteht, in 
größeren Ausnahmen offen statt und sind immer 
dann zutage getreten, wenn die gebundenen Händ- 
ler glaubten, aus besonderen örtlichen und zeitlichen 
Umständen heraus nicht unter dem Druck der Preis- 
bindung zu stehen und freiwillige Wettbewerbs- 
preise nehmen zu können. Im ganzien Bundesgebiet 
sind die Unterpreisverkäufe vielerorts sowohl von 
Großhändlern beim Direktverkauf an Endverbrau- 
cher wie auch von einem Teil der Einzelhändler 
beim Verkauf an ihre Stammkundschaft mehr oder 
weniger unauffällig vorgenommen worden. Dabei 
ist weiter davon auszugehen, daß die bisherigen 
gebundenen Preise in noch größerem Ausmaße 
durchbrochen worden wären, wenn der einzelne 
Händler nicht unter den Druck einer Bezugssperre, 
der Verhängung nicht unbeträchtlicher Vertragsstra- 
fen oder einer Klage stände. Die Preise würden sich 
also ohne Preisbindung auf einen wesentlich nied- 
rigeren Preis als den bisher gebundenen einpendeln. 
Das wurde im Ergebnis auch von den beigeladenen 
Handels verbänden bestätigt, die u. a. eingeräumt 
haben, daß eine Aufhebung der Preisbindung zu 
einem erheblichen Absinken der Preise führen 
würde. Einem solchen Sinken der Preise stand nur 
die Preisbindung entgegen. Sie wäre deshalb zu- 
mindest in entsprechendem Maße zu korrigieren ge- 
wesen. Dabei kam es ausschlaggebend weder auf die 
Handelsspanne noch auf die Kostendeckung, son- 
dern darauf an, ob die gebundenen Verbraucher- 
preise den gegebenen Markt Verhältnissen entspre- 
chen. Da die preisbindenden Unternehmen es abge- 
lehnt hatten, diese Korrektur vorzunehmen, mußte 
das Bundeskartellamt nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 die 
Preisbindungen für alle Verkaufseinheiten der in 
Frage stehenden Gr ob Waschmittel mit sofortiger 
Wirkung für unwirksam erklären. Gegen den Be- 
schluß haben die beigeladenen Handelsverbände 
Einspruch eingelegt. 

Nach der Aufhebung der bisherigen Preisbindun- 
gen sind von den beiden preisbindenden Unterneh- 
men für die betroffenen Erzeugnisse neue Preisbin- 
dungen angemeldet worden, die etwa 6 bis 7 v. H. 
unter den bisherigen Preisen liegen. Der Eingang 
der neuen Anmeldungen bei dem Bundeskartellamt 
ist bestätigt worden. 

Die beiden Hersteller haben ferner ihre gebun- 
denen Preise für die anderen von ihnen erzeugten 
Grobwaschmittel entsprechend gesenkt, nachdem sie 
auch insoweit vom Bundeskartellamt zur Abstellung 
eines Mißstandes im Sinne des § 17 Abs. 1 Nr. 3 
aufgefordert worden waren. 


12. überblidc über angezeigte Unternehmenszusam* 
mensdilüsse nach § 23 im Bereich chemische 
Erzeugnisse (40) seit 1958 


1958 Ein Hersteller von Körperpflegemitteln 
schloß einen Betriebsführungsvertrag mit 
einem weiteren Hersteller der gleichen 
Warenart. 

1959 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 


1960 1. Ein Hersteller von radioaktiven Metal- 

len erwarb das Vermögen eines weite- 
ren Herstellers der gleichen Warenart, 

2. Ein Hersteller von Farben und Lacken 
erwarb sämtliche Anteile an einem Her- 
steller von Lackpflegemitteln. 


1961 1. Ein Hersteller von photochemischem 

Material erwarb eine Beteiligung an 
einem weiteren Hersteller der gleichen 
Warenart. 

2. Ein Hersteller von photochemischem 
Material erwarb eine Mehrheitsbetedli- 
gung an einem weiteren Hersteller der 
gleichen Warenart. 

3. Ein Hersteller von Schellack erwarb das 
Eigentum an einem weiteren Hersteller 
der gleichen Warenart. 

4. Verschmelzung eines Herstellers von 
homöopathischen und biochemischen 
Präparaten mit einem weiteren Herstel- 
ler der gleichen Warenart. 

5. Ein Hersteller von Dachpappe erwarb 
eine Beteiligung an einem weiteren Her- 
steller der gleichen Warenart. 

1962 1. Ein Hersteller von Waschmitteln und 

Klebstoffen erwarb eine Mehrheitsbe- 
teiligung an einem Hersteller von Kleb- 
stoffen. 


2. Ein ausländischer Hersteller von chemi- 
schen Erzeugnissen aller Art erwarb 
sämtliche Anteile an einem deutschen 
Hersteller von photochemischem Mate- 
rial. 

3. Ein Hersteller von Sprengstoffen und 
Munition erwarb eine Beteiligung an ei- 
nem Hersteller von Jagd- und Sport- 
waffen. 


1963 1. Ein Hersteller von Bindemitteln erwarb 

eine Betriebsstätte eines weiteren Her- 
stellers der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von Kunststoffen tind 
Sprengstoffen erweiterte seine [Betei- 
ligung an einem Hersteller von Kunst- 
stoffrohren. 

3. Elin Hersteller von Chemikalien erwarb 
eine Beteiligung an einem Hersteller 
von chemischen Anlagen. 
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Feinkeramische Erzeugnisse (51), Glas und Glas- 
waren (52) 

1. Schleifscheiben und Schleifkörper (51 91 00) 

Die an dem Gesamtumsatzrabattkartell der Her- 
steller von Schleifscheiben und Schleifkörpern (Tä- 
tigkeitsbericht 1962 S. 42) beteiligten Unternehmen 
haben eine Änderung ihres Kartellvertrages ange- 
meldet. Während nach der alten Fassung des Ver- 
trages bei der Errechnung der Gesamtumsätze nur 
die Inlandsbezüge erfaßt wurden, können die Ab- 
nehmer nunmehr verlangen, daß auch ihre Bezüge 
von denjenigen Herstellern mitberücksichtigt wer- 
den, die in den übrigen Staaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ansässig sind. 

2. Fensterglas (52 11 10) 

In dem Verfahren betreffend das Gesamtumsatz- 
rabattkartell der „Interessengemeinschaft Deutscher 
Fensterglashütten" (Tätigkeitsbericht 1962 S. 42) hat 
der Bundesgerichtshof mit seiner Entscheidung vom 
24. Oktober 1963 den vom Bundeskartellamt mit der 
Rechtsbeschwerde angefochtenen Beschluß des 
Kammergerichts (WuW/E OLG 469) aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung an das Kammergericht zurückverwie- 
sen. 


Schnittholz, Sperrholz und sonstiges 
bearbeitetes Holz (53), Holz waren (54), Papier- 
und Pappewaren (56) 

1. Grubenholz (53 11 00) 

Im Berichtsjahr sind zwei Kartellmitglieder aus 
der Importgemeinschaft Grubenholz (Tätigkeitsbe- 
richte 1961 S. 36, 1962 S. 43) ausgeschieden. 

2. Möbel (54 22 00) 

Dem Bundeskartellamt wurden mehrere Fälle mit- 
geteilt, in denen Herstellerfirmen die Belieferung 
von Händlern abgelehnt haben. Nicht eingeschritten 
wurde, wenn die Nichtbelieferung des Händlers auf 
zivilrechtlichen Verpflichtungen des Herstellers aus 
nach § 18 nicht zu beanstandenden Ausschließlich- 
keitsverträgen beruhte. Soweit die Nichtbelieferung 
aber darauf zurückzuführen war, daß der Händler 
sich nicht an die unverbindlich empfohlenen Richt- 
preise des Herstellers gehalten hatte, wurde durch 
Abmahnung erreicht, daß die Belieferung wieder 
aufgenommen wurde. Von einem Bußgeldantrag 
wurde abgesehen, weil in den in Frage stehenden 
Fällen nach der Wiederbelieferung kein öffent- 
liches Interesse an der Verfolgung mehr bestand. 


3. Überblick über angezeigte Untemebmenszusam- 
menscblüsse nach § 23 in den Bereichen fein- 
keramiscbe Erzeugnisse (51), Glas und Glaswaren 
(52) seit 1958 


1958 

1959 

1960 


1961 


1962 


1963 


Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

Ein Hersteller von Hohlglas erwarb eine 

Mehrheitsbateiligung an einem weiteren 

Hersteller der gleichen Warenart. 

1. Ein Hersteller von Hohlglas erwarb eine 
Beteiligung an einem weiteren Herstel- 
ler der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von Haushaltsgeräten 
aus Porzellan erwarb das Vermögen 
eines in Konkurs geratenen Herstellers 
der gleichen Warenart. 

1. Ein Hersteller von Haushaltsgeräten aus 
Porzellan erwarb sämtliche Anteile bzw. 
das Vermögen von vier Herstellern von 
Süßwaren. 

2. Ein Hersteller von Hohlglas erwarb 
sämtliche Anteile an einem weiteren 
Hersteller der gleichen Warenart. 

1. Ein Hersteller von Sicherheitsglas er- 
warb sämtliche Anteile an einem wei- 
teren Hersteller der gleichen Waren- 
art. 

2. Sämtliche Anteile an einem Hersteller 
von mundgeblasenem Hohlglas wurden 
von einem Hersteller von Eßbestecken 
erworben. 

Ein Hersteller von Sicherheitsglas erwei- 
terte seine Beteiligung an einem Herstel- 
ler von Glasfasern. 


3. Tapeten (56 11 00) 

Im Rahmen eines Mißbrauch Verfahrens hat das 
Bundeskartellamt dahin Stellung genommen, daß es 
nicht als Mißbrauch eines Kartellvertrages anzu- 
sehen ist, wenn infolge rechtlicher Zweifel über die 
Auslegung des im Vertrage gebrauchten Begriffs 
„Lagerrabatte" Streit darüber entsteht, ob in einem 
konkreten Falle der Lagerrabatt zu zahlen ist, und 
daher die Zahlung von den Kartellmitgliedern ver- 
weigert wird. Das im Zweifelsfalle zu klären, ist 
Sache der Gerichte im Zivilprozeß, nicht aber der 
Kartellbehörde, deren Rechtsansicht das Gericht 
ohnehin nicht binden würde. 

Gegen Ende des Jahres 1963 haben fast säiutliche 
deutschen Tapetenhersteller ihre Tapeten zur Preis- 
bindung angemeldet. Das Bundeskartellamt prüft, 
ob die Preisbindung zulässig ist oder mißbräuchlich 
gehandhabt wird. Die Verfahren sind noch nicht ab- 
geschlossen. 

4. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Schnitt- 
holz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 
(53), Holz waren (54), Holzschliff, Zellstoff, Papier 
und Pappe (55), Papier- und Pappewaren (56), 
Druckereierzeugnisse, Lichtpaus- und verwandte 
Waren (57) seit 1958 

1958 1. Ein Hersteller von Haushaltsartikeln er- 

warb das Vermögen eines Herstellers 
der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von kosmetischen und 
hygienischen Zellstoffwatteartikeln er- 
warb einen Teilbetrieb eines weiteren 
Herstellers der gleichen Warenart. 
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1959 Ein Hersteller von Spulen und Hülsen er- 
warb das Eigentum an den Betriebsmitteln 
von zwei liquidierten Unternehmen der 
gleichen Warenart. 

1960 1. Ein Hersteller von Spulen und Hülsen 

erwarb das Eigentum an den Betriebs- 
mitteln eines liquidierten Unternehmens 
der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von Papier schloß Be- 
triebsführungsverträge mit zwei wei- 
teren Herstellern der gleichen Waren- 
art. 

1961 Ein Hersteller von kosmetischen und hygie- 
nischen Zellstoffwatteartikeln erwarb das 
Vermögen eines weiteren Herstellers der 
gleichen Warenart. 

1962 1. Ein Hersteller von kosmetischen und 

hygienischen Zellstoffwatteartikeln er- 
warb sämtliche Anteile an einem wei- 
teren Hersteller der gleichen Warenart. 

2. Anteile an einem Hersteller von Büro- 
hilfsmitteln wurden von einem Holding- 
Unternehmen des Braunkohlenberg- 
baues erworben. 

1963 Zwei Hersteller von Masten und Pfählen 
erwarben Beteiligungen an einem weiteren 
Hersteller der gleichen Warenart. 

Kunststofferzeugnisse (58), Gummi und Asbest- 
waren (59) 

1. Kunststoffrohre (58 51 14) 

Der Anmeldung eines Gesamtumsatzrabattkartells 
von acht Herstellern von Kunststoff-Abflußrohren 
und -Formstücken ist nicht widersprochen worden, 
weil sich keine Anhaltspunkte für Diskriminierun- 
gen oder schädliche Wirkungen für den Ablauf von 
Erzeugung oder Handel lergeben haben, der Kartell- 
vertrag die Gewährung sonstiger Rabatte unberührt 
läßt, auch Außenseiter vorhanden sind und es sich 
um einen expandierenden Markt handelt. 

Gegenstand des Vertrages, dem auch Hersteller 
im Geltungsbereich des EWG-Vertrages beitreten 
können, ist die Gewährung eines einheitlichen 
Jahresbonus an alle Abnehmer von Abflußrohren 
und Formstücken (DIN 8062/19 531) aus Polyvinyl- 
chlorid (PVC). Die Höhe des Jahresbonus richtet 
sich nach den Gesamtbezügen eines Abnehmers in 
Vertragsware bei den Kartellmitgliedern, wobei für 
die Ermittlung des Bonussatzes und die Errechnung 
des Jahresbonus der Netto-Warenwert zugrunde 
gelegt wird. Die Rabattstaffel reicht von 2 v. H. bei 
Abnahmen von 25 000 DM bis zu 6 v. H. bei Ab- 
nahmen von mehr als 200 000 DM. Auf Antrag 
werden auch die Bezüge bei anderen Herstellern 
in den EWG-Mitgliedstaaten angerechnet, sofern 
ein diesbezüglicher Nachweis erfolgt. Als Netto- 
Warenwert gilt der Listenpreis, von dem alle Ra- 
batte abgesetzt werden mit Ausnahme etwa ge- 
währter Mengen- und Laderabatte sowie Skonti. 
Der Bonus wird nur für Direktbezüge gewährt; 


Berliner Händler erhalten Rabatte nach der drei- 
fachen Menge ihrer Bezüge. Der Jahresbonus würd 
spätestens bis zum 28. Februar des folgenden Jahres 
gutgeschrieben. Bei ausgeglichenem Konto gilt die 
Gutschrift als Vorauskasse. Will ein Abnehmer seine 
Geschäftsbeziehungen zu einem Kartellmitglied 
lösen, wird, wie durch den Kartellvertreter klarge- 
stellt worden ist, der Jahresbonus zum oder nach 
dem Zeitpunkt der Gutschrift dem Berechtigten aus- 
gezahlt. 

Zwei der an diesem Kartell beteiligten Hersteller 
von PVC-Abflußrohren und -Formstücken haben 
für einen Vertrag, in dem sie sich verpflichten, 
über eine von ihnen gegründete gemeinsame Ver- 
kaufsgesellschaft mbH ihre Vertragswaren zu ver- 
treiben, einen Antrag nach § 5 Abs, 2 und 3 ge- 
stellt. Beide Hersteller besitzen zusammen einen 
Marktanteil von ca. IV 2 v. H. Sie beabsichtigen, in 
Zukunft ihre Produktionsprogramme weitgehend 
aufzuteilen, so daß die weniger gängigen Typen 
nur noch von dem einen oder dem anderen der 
beiden Hersteller, die gängigen aber von beiden 
hergestellt werden. Der Verkauf soll zu einheitli- 
chen Preisen und Bedingungen erfolgen. Der Syndi- 
katsverkauf ist mit der Notwendigkeit begründet 
worden, auf dem Markt das gesamte Sortiment an- 
bieten zu müssen. Die Erfahrung habe gezeigt, daß 
Aufträge verlorengingen, wenn sie nicht einheit- 
lich durchgeführt werden konnten. Hierzu seien aber 
Hersteller mit einem so geringen Marktanteil nur 
dann in der Lage, wenn sie sich weitgehend spezi- 
alisierten und gemeinsam verkauften. Das Bundes- 
kartellamt prüft die rechtlichen und wirtschaftlichen 
Voraussetzungen einer Erlaubnis. 

2. Polyesterlichtplatten und -bahnen (58 75 38) 

Die Mitglieder des Rabatt- und Konditionenkar- 
tells (Tätigkeitsbericht 1959 S. 84) haben durch Be- 
schluß vom 8. Mai 1963 ihre Verpflichtungen aus 
den §§ 2, 3 und 7 (einschließlich der Anlage 1) der 
Rabatt- und Konditionenvereinbarung ab sofort bis 
auf weiteres ausgesetzt. Sie haben dazu erklärt, daß 
das Kartell nicht aufgelöst werden solle, daß sie 
aber die den Wettbewerb beschränkenden Bestim- 
mungen des Vertrages zeitweilig außer Kraft setzen 
wollten, um auf das Marktgeschehen elastisch rea- 
gieren zu können. Am Markt habe sich die Wett- 
bewerbslage durch das Auslaufen eines ausländi- 
schen Patentrechts so verändert, daß die Auswir- 
kungen dieses Umstandes zunächst beobachtet wer- 
den müßten, ehe eine neue Rabattstaffel fetsgelegt 
werden könnte. 


3. Kraftfahrzeugreifen (59 10 00) 

Die Hersteller von Kraftfahrzeugreifen haben das 
seit dem Jahre 1960 wirksame Rabattkartell (Tätig- 
keitsbericht 1960 S. 21, 96) erneut geändert. Nach 
dieser Änderung können auch Hersteller aus einem 
Mitgliedstaat der EWG dem Kartellvertrag beitre- 
ten. Im übrigen ist der Vertrag wegen der Nichtauf- 
nahme einer Außenseiterklausel für die Bezüge aus 
dem EWG-Raum, die von dem Bundeskartellamt 
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im Hinblick auf die Bestimmungen des Artikels 85 
des EWG-Vertrages gefordert worden ist, von den 
Kartellmitgliedern bei der dafür zuständigen EWG- 
Kommission angemeldet worden. Diese hat noch 
nicht entschieden. Wegen einer evtl, rückwirkenden 
Kraft der Entscheidung der Kommission ist das 
Bundeskartellamt z. Z. gehindert, insoweit das Ver- 
fahren nach § 12 fortzuführen. 

4. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Kunst- 
stof ferzeugnisse (58), Gummi- und Asbestwaren 
(59) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

bis 

1962 

1963 1. Ein Hersteller von Kunststoff teilen für 

den Kraftfahrzeugbau erwarb sämtliche 
Geschäftsanteile an einem Hersteller 
der gleichen Warenart. 

2. Ein Hersteller von Kraftfahrzeugberei- 
fungen erwarb eine Miehrheitsbeteili- 
gung an einem Hersteller von Schlauch- 
booten. 


Lederwaren und Schuhe (62) 

Das seit dem Jahre 1961 bestehende Konditionen- 
kartell der Deutschen Schuhindustrie (Tätigkeits- 
bericht 1961 S. 39) hat die Lieferungsbedingungen 
auch im Berichtsjahr wieder geändert. Die Uber- 
gangsfrist, in der bei Erstbestellungen die Valutie- 
rung ausnahmsweise bis zu 30 Tagen nach dem ver- 
einbarten Liefertermin erfolgen darf, wurde um 
zwei Jahre bis zum 31. Dezember 1964 verlängert. 
Hiergegen bestanden keine kartellrechtlichen Be- 
denken. Der Marktanteil der dem Kartell angehö- 
renden Schuhhersteller hat sich durch Veränderung 
des Mitgliederbestandes auf 34,3 v. H. erhöht. 

Das Bundeskartellamt hat nach § 27 die Aufnahme 
einer in der Rechtsform der GmbH betriebenen 
Schuh-Einkaufsvereinigung in den Zentralverband 
des genossenschaftlichen Groß- und Außenhandels 
angeordnet. Dieser hatte die Aufnahme der Antrag- 
stellerin aus mehreren Gründen abgelehnt ; sie sei 
wegen ihrer verhältnismäßig geringen Betriebs- 
größe der wettbewerblichen Situation in der Branche 
nicht gewachsen, verfüge nicht über die notwendi- 
gen Kapitalreserven, könne umsatzmäßig und in 
ihrer Leistung für die Mitglieder nicht mit den in 
ihrem Verband organisierten Schuh-Einkaufsverei- 
nigungen verglichen werden und vertrete Ansichten 
über die Geschäftspolitik und Ziele eines genossen- 
schaftlichen Unternehmens, die der Auffassung des 
Verbandes und seiner Mitglieder widersprächen. 
Das Bundeskartellamt hat diese Gründe nicht als 
sachliche Rechtfertigung für die Ablehnung der Mit- 
gliedschaft anerkannt. Seiner Ansicht nach kann ein 
Wirtschaftsverband ein Unternehmen, wenn es im 
übrigen die satzungsmäßigen Voraussetzungen für 
den Erwerb der Mitgliedschaft erfüllt, wegen seiner 
im Vergleich zu anderen Verbandsmitgliedern ge- 


ringeren Betriebsgröße und genossenschaftlichen 
Förderungsleistungen oder wegen einer schwäche- 
ren Marktstellung nicht ablehnen. Auch die zwischen 
der Antragstellerin und dem Verband bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten über Zielsetzung und 
Kapitalpolitik genossenschaftlicher Unternehmen 
können die Nichtaufnahme in den für die Antrag- 
stellerin maßgebenden Wirtschaftsverband ebenso- 
wenig rechtfertigen wie der Umstand, daß sie mög- 
licherweise auch nach Aufnahme in den Verband in 
bestimmten Fragen einen Standpunkt vertreten 
wird, der sich nicht mit der Auffassung der Ver- 
bandsleitung oder der Mehrheit der Mitglieder 
deckt. Eine unbillige Benachteiligung der Antragstel- 
lerin durch das Verhalten des Verbandes sah das 
Bundeskartellamt unter Berücksichtigung der Recht- 
sprechung des Bundesgerichtshofes bereits in der 
Tatsache, daß das antragstellende Unternehmen von 
der allgemeinen beruflichen Förderung und Betreu- 
ung durch den Verband ausgeschlossen sei. 

Der gegen den Beschluß von der Wirtschaftsver- 
einigung eingelegte Einspruch wurde im wesent- 
lichen aus den gleichen Gründen zurückgewiesen. 
Bei der Beurteilung der Frage, ob die Ablehnung 
der Aufnahme der Antragstellerin eine ungleiche 
Behandlung darstellt, wurden entscheidend die den 
Verbandszweck bestimmenden wirtschaftlichen In- 
teressen der Verbandsmitglieder berücksichtigt und 
festgestellt, daß die Antragstellerin wie die ver- 
bandsangehörigen Schuh-Einkaufsvereinigungen ein 
auf genossenschaftliche Ziele ausgerichtetes Groß- 
handelsunternehmen sei. Gegen die Entscheidung 
ist Beschwerde eingelegt worden. 

Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Leder 

(61), Lederwaren und Schuhe (62) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

bis 

1963 

Textilien (63), Bekleidung (64) 

Die Bestrebungen der Mittel- und Kleinbetriebe, 
ihre Wettbewerbsfähigkeit durch überbetriebliche 
Zusammenarbeit zu verbessern, haben sich ver- 
stärkt. Die Mehrzahl der geprüften Verträge hält 
sich im Rahmen des Gesetzes und eröffnet den 
beteiligten Unternehmen günstigere Möglichkeiten 
des Einkaufs, der Erzeugung oder des Absatzes. 
In einem Falle konnten wettbewerbsbeschränkende 
Bestimmungen sofort und ohne Schwierigkeiten für 
die beabsichtigte Rationalisierung aus dem Vertrags- 
entwurf gestrichen werden. Anträge auf Erlaubnis 
für Spezialisierungskartelle sind nicht gestellt 
worden. 

1. Bastfasergam (63 35 00) 

Spinnereien der Hartfaserindustrie haben ein 
Konditionenkartell nach § 2 angemeldet. Der Kar- 
tellvertrag bezieht sich auf Sisal-Garn, -Kordeln und 
-Schnüre für Verpackungs zwecke. Die vereinbarten 
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Konditionen beschränken die Laufzeit der von den 
Kartellmitgliedern abzuschließenden Verträge auf 
drei Monate, regeln die Berechnung von Verzugs- 
zinsen und legen die Skonti fest. Dem Fachverband 
der Hartfaserindustrie e. V. in Wiesbaden wird die 
Berechtigung zur Beitreibung überfälliger Forde- 
rungen und unberechtigter Abzüge eingeräumt, sowie 
unter gewissen Umständen die nähere Bestimmung 
der Sorten und/oder des Liefertermins übertragen. 
Die Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür er- 
geben, daß der Kartellvertrag oder die Art seiner 
Durchführung einen Mißbrauch der durch die Frei- 
stellung von § 1 erlangten Stellung am Markt dar- 
stellt. 

2. Handstrickgarn (63 38 00) 

Ein Unternehmen hatte einige von ihm herge- 
stellte Handstrickgarne sowohl als preisgebundene 
Erzeungisse als auch gleichzeitig ohne Preisbindung 
auf den Markt gebracht. Nach Pünweis darauf, daß 
die Preisspaltung eine mißbräuchliche Handhabung 
der Preisbindung bei den gebundenen Erzeugnissen 
sein kann (Tätigkeitsbericht 1959 S. 38) hat das 
Unternehmen seine Vertriebspraxis sofort umge- 
stellt und vertreibt die preisgebundenen Erzeug- 
nisse nicht mehr in anderer Aufmachung ohne 
Bindung. 

3. Flechtartikel (63 52 50) 

Ein preisbindendes Unternehmen hatte seine Er- 
zeugnisse in Ergänzung seiner Preisbindungsan- 
meldung eine Rabattregelung angemeldet, nach der 
die Einzelhändler 0 bis 15 v. H. Treurabatt und die 
Großhändler 25 v. H. Großhandelsfunktionsrabatt 
und einen weiteren Rabattzuschlag zwischen 0 bis 
10 V. H. erhalten sollten. Das Bundeskartellamt hat 
die Auffassung vertreten, daß die Anwendung von 
Rabattrahmen, die es dem Hersteller ermöglichen, 
jedem Abnehmer einen anderen Rabatt ‘zu ge- 
währen, regelmäßig zu Diskriminierungen nach § 
26 Abs. 2 führt und damit eine mißbräuchliche 
Handhabung der Preisbindung ist. Nach Abmahnung 
nach § 17 Abs. 2 hat das Unternehmen die An- 
meldung der Preisbindung zurückgenommen. 

4. Strumpfwaren (63 97 00) 

Ein preisbindendes Unternehmen hatte eine Ra- 
battregelung angemeldet, nach der die Abnehmer 
innerhalb eines Rahmens Rabatte erhalten sollten, 
die vom Preisbinder für jeden Abnehmer individuell 
festgesetzt werden. Dieses System führte zu Dis- 
kriminierungen nach § 26 Abs. 2 und damit zu einer 
mißbräuchlichen Handhabung der Preisbindung. Für 
den Groß- und den Einzelhandel sind deshalb nun- 
mehr bestimmte Rabatte mit einer klaren Bezugs- 
grundlage angemeldet worden. 

Ein preisbindendes Unternehmen hatte eine Um- 
satzprämie für sogenannte Alt-Kunden eingeführt. 
Die Steigerung des Umsatzes in einem bestimmten 
Zeitraum gegenüber einem Vergleichszeitraum der 
Vergangenheit sollte durch Gewährung besonderer 


gestaffelter Rabatte belohnt werden. Neue Abnehmer 
sollten dagegen einen festen Rabatt erhalten. Diese 
Art der Rabattdifferenzierung zwischen Alt- und 
Neukunden führt zu einer sachlich nicht gerechtfer- 
tigten unterschiedlichen Behandlung der Abnehmer. 
Das Unternehmen hat deshalb dieses System wieder 
aufgegeben. 

Ein Einzelhändler hatte beantragt, die Preisbin- 
dung für einige Erzeugnisse eines Herstellers auf- 
zuheben. Als Begründung führte er an, daß die 
Handelsspannen stark überhöht seien. Im Verfahren 
ist geklärt v/orden, daß die Erzeugnisse teilweise 
nicht mehr preisgebunden waren, worüber der 
Einzelhändler nicht rechtzeitig unterrichtet worden 
war. Das Verfahren wurde durch Zurücknahme des 
Antrages beendet. Die in diesem Verfahren bekannt- 
gewordenen Tatsachen gaben Veranlassung, die 
Praktiken des preisbindenden Unternehmens ins- 
gesamt zu prüfen. Die Prüfung ist noch nicht ab- 
geschlossen. 

5. Bekleidung (64 00 00) 

Eine Zeitschrift, die in Sonderausgaben jeweils 
im Frühjahr und Herbst ausführlich über die Mode 
berichtet, hatte erstmalig im Frühjahrs-Sonderheft 
1963 neben der Abbildung und Beschreibung der 
einzelnen Modelle auch Zirka-Preis genannt, mit 
denen die Leserin beim Kauf der Modelle zu rech- 
nen hätte. Die Angabe von Preisen kann unter Um- 
ständen nach § 38 Abs. 2 Satz 2 unzulässig sein. 
Deshalb beabsichtigt die Zeitschrift in ihrem näch- 
sten Sonderheft im Frühjahr 1964 ein anderes 
System der Preisberichterstattung zu versuchen. 
Statt der Nennung von Zirka-Preisen, sollen Von- 
Bis-Preise angegeben werden. Es bleibt abzuwarten, 
welche Auswirkungen dieses System auf dem Markt 
haben wird. 

Der Bundesverband des Deutschen Textileinzel- 
handels und die Bundesarbeitsgemeinschaft der Mit- 
tel- und Großbetriebe des Einzelhandels haben ihre 
Mitglieder aufgefordert, den Beginn der Winter- 
bzw. Sommerschlußverkäufe nicht durch werbewirk- 
same Herausstellung von Sonderangeboten in 
schlußverkaufsfähigen Artikeln vorwegzunehmen. 
Diese Aufforderungen der beiden Verbände an ihre 
Mitglieder sind keine Empfehlungen im Sinne von 
§ 38 Abs. 2 Satz 2. Durch Verordnung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft über Sommer- und Winter- 
schlußverkäufe vom 13. Juli 1950 (BAnz Nr. 135) 
sind die Zeiträume für die Veranstaltung solcher 
Sonderverkäufe genau festgelegt. Sie finden zwei- 
mal im Jahre statt, beginnen am letzten Montag im 
Januar und am letzten Montag im Juli und dauern 
12 Tage. Der Beginn der Ausverkäufe wird von 
zahlreichen Einzelhändlern dadurch teilweise vor- 
veriegt, daß Sonderangebote in schlußverkaufsfähi- 
gen Artikeln werbewirksam herausgestellt werden. 
Ein Vertrag der Einzelhändler, durch den sie sich 
verpflichten würden, die verordnete Regelung der 
Schlußverkaufszeiten einzuhalten und auch nicht da- 
durch zu umgehen, daß vorzeitig Sonderangebote in 
schlußverkaufsfähigen Artikeln herausgestellt wer- 
den, würde von § 1 nicht erfaßt. Denn Wettbewerbs- 
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handlungen, die rechtswidrig und damit unlauter 
sind, fallen nicht in den Schutzbereich des § 1. In- 
folgedessen kann auch die Empfehlung der Ver- 
bände, die zu einem gesetzestreuen Verhalten der 
Mitglieder führen soll, nicht gegen § 38 Abs. 2 Satz 2 
verstoßen. 

6. Hüte und Mützen (64 31 00) 

Ein Hersteller hatte seinen Abnehmern angekün- 
digt, daß er seine Preise gegenüber dem Vorjahr 
nicht erhöhen werde. Der Fachverband beanstan- 
dete diese Werbemaßnahme und forderte sein Mit- 
glied unter Androhung von Nachteilen zur Unter- 
lassung auf. Er war der Meinung, daß die gegen- 
über dem Vorjahr gestiegenen Kosten zu einer Er- 
höhung der Preise führen müßten und befürchtete 
nachteilige Auswirkungen für diejenigen Mitglie- 
der, die ihre Preise erhöht hatten. Nach Aufklärung 
durch das Bundeskartellamt, daß die Handlungs- 
weise des Verbandes gegen § 25 Abs. 1 verstoßen 
könnte, hat der Verband sein Vorhaben aufgegeben. 

7. Pelzbekleidung (64 65 00) 

Unternehmen der Pelzbekleidungsindustrie haben 
ein Konditionenkartell angemeldet. Die Konditionen 
lehnen sich weitgehend an die Einheitsbedingungen 
der Deutschen Bekleidungsindustrie an (Tätigkeits- 
bericht 1960 S. 21). Zwei hiervon abweichende Be- 
dingungen beruhen auf branchenbedingten Beson- 
derheiten. In den Konditionen wird die Abwicklung 
von Ansichtsendungen geregelt, die der Abnehmer 
gewünscht hat. Ferner wird festgelegt, daß grund- 
sätzlich keine Schnitte mitgeliefert werden, und daß 
die Überlassung von Schnitten einer besonderen 
Vereinbarung bedarf^). 

8. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Textilien 
(63), Bekleidung (64) seit 1958 

1958 Ein Hersteller von Wollfilzen erwarb eine 
Beteiligung an einem weiteren Hersteller 
der gleichen Warenart. 

1959 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 
bis 

1961 

1962 Verschmelzung eines Herstellers von Woll- 
filzen mit einem weiteren Hersteller der 
gleichen Warenart. 

1963 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie (68), 
Tabakwaren (69) 

Auf den Märkten für Erzeugnisse der Ernährungs- 
industrie haben sich die Wettbewerbsverhältnisse 
im Jahre 1963 nicht wesentlich verändert (Tätig- 
keitsbericht 1962 S. 50 f.). Der von Importen aus 


B Das Kartell ist wirksam geworden. 


EWG- und EFTA-Ländern ausgehende Wettbe- 
werbsdruck ist bei einigen Erzeugnisgruppen stär- 
ker geworden. 

Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen sind auf 
den Märkten für Nahrungs- und Genußmittel beson- 
ders häufig. Es kennzeichnet die Spannung auf die- 
sen Märkten, daß nicht nur beim Bundeskartellamt 
zahlreiche Verfahren, die vertikale Preisbindungen 
und -empfehlungen betreffen, anhängig wurden, 
sondern auch bei den ordentlichen Gerichten in gro- 
ßer Zahl Klagen und Anträge auf einstweilige Ver- 
fügungen wegen Unterbietung vertikal gebundener 
Preise eingingen. In einzelnen Fällen hat sich das 
Biindeskartellamt auf Anforderung von Gerichten, 
bei denen Verfahren wegen Verletzung einer Preis- 
bindung anhängig waren, dazu geäußert, inwieweit 
nach seiner Kenntnis die Preisbindung des betref- 
fenden Prozeßbeteiligten durchbrochen wird. 

Von einigen Gerichten ist in Zweifel gezogen 
worden, ob die in der Praxis vielfach übliche Bezug- 
nahme im Preisbindungsrevers auf die jeweils gül- 
tige Preisliste des Preisbinders asureidie, um eine 
wirksame Preisbindung für solche Artikel zu be- 
gründen, die nach der Reversunterzeichnung im 
Preis geändert oder neu zu gebundenem Preis auf 
den Markt gebracht werden. (OLG Frankfurt a. M. 
vom 16. 11. 1961, WuW/E OLG 447; OLG Hamburg 
vom 25. 1 1962, WuW/E OLG 515; LG Dortmund 
vom 10. 12. 1962, WuW/E LG/AG 195; OLG Hamm 
vom 8. 3. 1963, BB 1963 S. 450). Im Zusammenhang 
mit dieser Entwicklung der Rechtsprechung sind die 
dem Bundeskartellamt bekanntgewordenen Bemü- 
hungen von Handelskreisen ■ um neue Sammel- 
reverse zu sehen. Die teilweise im Gebrauch befind- 
lichen Großhandelssammelreverse, die auf eine lau- 
fend zu ergänzende Liste der preisbindenden Unter- 
nehmen Bezug nehmen, erscheinen nicht geeignet, 
insbesondere hinsichtlich der Erzeugnisse derjeni- 
gen Hersteller, die erst nach Reversunterzeichnung 
in Nachtragslisten als preisbindende Unternehmen 
bekanntgegeben werden, eine wirksame Verpflich- 
tung zur Einhaltung der gebundenen Preise zu be- 
gründen. 

Die im Jahre 1962 im Zusammenhang mit der 
Gründung zahlreicher Discounthäuser häufigen 
Fälle, in denen Lieferanten durch Androhen oder 
Verhängen von Liefersperren versuchten, Handels- 
unternehmen zur Einhaltung der empfohlenen bzw. 
„handelsüblichen" Verkaufspreise zu veranlassen, 
kamen im Berichtsjahr in der Lebensmittelbranche 
kaum noch vor. Das dürfte darauf zurückzuführen 
sein, daß sich die Hersteller mit dieser neuen Han- 
delsform abfinden. 

1. Handel mit Nahrungs- und Genußmitteln 

(68 00 00 ) 

Der Übergang zum Nettopreissystem in einer 
Handelskette (Tätigkeitsbericht 1962 S. 51) hat zu 
folgender Stellungnahme des Bundeskartellamtes 
Veranlassung gegeben: Die Anregung an die ange- 
schlossenen Einzelhändler, auf die Ausgabe von 
Rabattsparmarken zu verzichten und im Zusammen- 
hang damit die Verkaufspreise neu und nach einer 
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anderen Methode zu kalkulieren, kann durch § 38 
Abs. 2 Satz 3 gedeckt sein. Die Verpflichtung, kei- 
nen Barzahlungsnachlaß mehr zu gewähren, wäre 
nach § 1 unwirksam. Es ist aber zulässig, wenn zur 
internen Willensbildung oder Meinungsforschung 
das satzungsgemäß hierzu berufene Organ der Ver- 
einigung über den Inhalt der nach § 38 Abs. 2 Satz 3 
auszusprechenden Empfehlung Beschluß faßt. 

Handelskettenähnliche Zusammenschlüsse, die in 
die früheren Untersuchungen nicht einbezogen wa- 
ren (Tätigkeitsberichte 1960 S. 17, 1961 S. 46) sind 
veranlaßt worden, sich in ähnlicher Form wie die 
freiwilligen Handelsketten bei ihrer Empfehlungs- 
tätigkeit innerhalb der Grenzen zu halten, die durch 
§ 38 Abs. 2 Satz 3 sowie die Verwaltungsgrund- 
sätze des Bundeskartellamtes (Bekanntmachung 
Nr. 45/60 BAnz Nr. 81 vom 28, April 1960) gezogen 
sind. Ein solcher Zusammenschluß hat — entspre- 
chend der an die freiwilligen Handelsketten ergan- 
genen Aufforderung — die vertikalen Preisempfeh- 
lungen angemeldet, die er in großer Zahl für viele 
unter seiner Handelsmarke geführte und zum stän- 
digen Sortiment seiner Einzelhandelsmitglieder ge- 
hörende Artikel ausspricht. 

Eine Großhandlung verwendete bei der Verpflich- 
tung ihrer Abnehmer zur Einhaltung von Preisbin- 
dungen einen Sammelrevers, dem als Anlage eine 
Liste mit den Namen von Herstellern beigefügt ist. 
In dieser Liste waren einige Hersteller verzeichnet, 
deren Erzeugnisse nicht oder nicht mehr preisgebun- 
den sind. Auf entsprechenden Hinweis des Bundes- 
kartellamtes hat die Großhandlung ihre Abnehmer 
sofort verständigt, welche der in der Liste aufge- 
führten Hersteller ihre Erzeugnisse nicht oder nicht 
mehr preisgebunden vertreiben. 

2. Nährmittel (68 13 00) 

Die im Januar 1963 von mehreren preisbindenden 
Herstellern einheitlich und nahezu gleichzeitig 
durchgeführte Preiserhöhung für Nudeln gab dem 
Bundeskartellamt Veranlassung, Ermittlungen dar- 
über einzuleiten, ob diese Preisbewegung auf Ab- 
sprachen oder Empfehlungen beruht. Der Nachweis 
für ein nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 oder nach § 38 Abs. 2 
Satz 2 ordnungswidriges Verhalten konnte nicht ge- 
führt werden; die Einheitlichkeit kann auch auf die 
Preisführerschaft des größten Teigwarenherstellers 
zurückzuführen sein. 

Im Anschluß an einen Schriftwechsel mit dem 
Bundeskartellamt haben sich zwei bedeutende Her- 
steller dieser Branche freiwillig entschlossen, dem 
nichtgenossenschaftlichen Großhandel zu gestatten, 
ihre preisgebundenen Markenartikel in den den 
Abnehmern am Jahresende zu gewährenden Ge- 
samtumsatzbonus mit einzubeziehen. In diesem 
Schriftwechsel gab das Bundeskartellamt — ohne 
eine abschließende Entscheidung zu treffen — zu 
bedenken, daß die Möglichkeit, einen Jahresumsatz- 
bonus zu gewähren, ein wichtiges Wettbewerbsmit- 
tel sei, und daß demgemäß der nichtgenossenschaft- 
liche Großhandel im Sinne von § 26 Abs. 2 unbillig 
behindert sein könnte, wenn ihm durch vertikale 
Preisbindungen die Gewährung eines nach den Ge- 


samtbezügen seiner Abnehmer berechneten Jahres- 
umsatzbonus verwehrt ist, während andererseits 
der genossenschaftliche Großhandel an seine Ab- 
nehmer am Jahresende eine nach deren Gesamtab- 
nahme berechnete Rückvergütung ausschütten kann. 

Die Vertriebspraxis eines preisbindenden Her- 
stellers von Kindernährmitteln, unter Ausschluß des 
Großhandels den Einzelhandel zu beliefern, wurde 
in verschiedenen Eingaben aus dem Großhandel 
kritisiert. Da aus § 26 Abs. 2 nicht die Verpflichtung 
des Preisbinders abgeleitet werden kann, alle Han- 
delsstufen einzuschalten, sieht das Bundeskartell- 
amt solange keine Möglichkeit, den betreffenden 
Hersteller zur Belieferung des Großhandels zu ver- 
anlassen, als dieser seinen selbst gewählten Ver- 
triebsweg einhält. 

3. Frucht- und Gemüsesäfte (68 24 50) 

Ein Unternehmen, das seinen Abnehmern das 
Konzentrat eines Fruchtsaftgetränkes mit der ge- 
nauen Weisung für die Herstellung des fertigen 
Getränkes liefert, wurde als berechtigt angesehen, 
für das fertige Getränk als seine Markenware nach 
entsprechender Anmeldung beim Bundeskartellamt 
die Weiterverkaufspreise zu empfehlen, weil durch 
das gelieferte Konzentrat und die Herstellungsan- 
weisungen das Endprodukt vorbestimmt wird. 

Hingegen wurde die Legitimation zur Preisbin- 
dung einem Unternehmen versagt, das nach seinem 
Rezept und unter seiner Qualitätskontrolle von 
einer größeren Anzahl selbständiger Hersteller ein 
Fruchtsaftgetränk herstellen und von diesen zu von 
ihm gebundenen Preisen auf den Markt bringen 
ließ. Das Bundeskartellamt hielt in diesem Falle die 
Voraussetzungen des § 16 Abs. 2 nicht für gegeben, 
weil es sich nicht um die Markenware des preisbin- 
denden Unternehmens („seine Markenware") han- 
delte. Es wurden nicht die Abnehmer gebunden, bei 
der Weiterveräußerung bestimmte Preise einzuhal- 
ten, sondern die Hersteller, bei der Erstveräußerung 
bestimmte Preise zu fordern. 

Auf Eingaben von Einzelhandelsunternehmen 
wurde das Vertriebssystem eines preisbindenden 
Fruchtsaftherstellers überprüft, der grundsätzlich 
nur Reformhäuser, in Orten ohne Reformhäuser aus- 
nahmsweise auch andere Einzelhandelsunterneh- 
men sowie Einzelhändler beliefert, die schon vor 
Gründung eines Reformhauses in ihrem Ort von 
ihm bezogen hatten. In diesem Falle wurde das Ver- 
triebssystem nach § 26 Abs. 2 als sachlich gerecht- 
fertigt angesehen. Eine unbillige Behinderung im 
Sinne dieser Vorschrift lag ebenfalls nicht vor, da in 
den dem Bundeskartellamt bekanntgewordenen 
Fällen kein in demselben Ort ansässiges Einzelhan- 
delsunternehmen beliefert wurde, welches dersel- 
ben Fachsparte wie die beschwerdeführenden Ein- 
zelhändler angehört und damit in unmmittelbarer 
Konkurrenz zu diesen steht. 

4. Süßwaren (68 27 00) 

Ein Unternehmen der Süßwarenindustrie bringt 
parallel zu preisgebundenen Erzeugnissen gleich- 
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wertige, in Aufmachung und/oder Geschmacksrich- 
tung nur geringfügig abweichende Erzeugnisse her- 
aus, deren Weiterverkaufspreise lediglich empfoh- 
len werden. Im Hinblick auf die — wenn auch nur 
geringen — Unterschiede ist eine mißbräuchliche 
Handhabung der Preisbindung im Sinne einer Preis- 
spaltung (Tätigkeitsbericht 1959 S. 38) verneint 
worden. Das Bundeskartellamt untersucht jedoch, 
ob die empfohlenen Weiterverkaufspreise in einem 
solchen Maße unterboten werden, daß hieraus auf 
eine Verteuerung (§ 17 Abs. 1 Nr. 3) der gleichwer- 
tigen gehiindenen Erzeugnisse geschlossen werden 
kann. 

Nachdem bereits im Februar und März 1962 eine 
Reihe namhafter Hersteller von Markenschokoladen 
die gebundenen Verkaufspreise für die 100-g-Tafel 
von 1,30 DM auf meist 1,10 DM gesenkt hatte (Tä- 
tigkeitsbericht 1961 S. 42), hat im Frühjahr 1963 ein 
weiteres Unternehmen, dessen Preisbindung eben- 
falls in die Überprüfung nach § 17 einbezogen war, 
für seine bis dahin mit 1,30 DM preisgebundenen 
Tafelschokoladen eine neue Preisbindung zu 
1,10 DM eingeführt. 

5. Dauermilch und Milchpräparate (68 35 31) 

Bei drei Herstellern von Kondensmilch war über 
einen längeren Zeitraum hin ein gleiches Markt- 
verhalten festzustellen. Dieses gleichförmige Ver- 
halten, auf das auch von seiten des Handels hin- 
gewiesen wurde, äußerte sich nicht nur in der Über- 
einstimmung von Preisen und Rabatten sowie son- 
stigen Preisbestandteilen, sondern auch in einer 
gleichzeitigen Empfehlung und späteren Bindung 
von Weiterverkaufspreisen. Die Ermittlungen erga- 
ben, daß die drei Hersteller bei Kondensmilch mit 
7,5 V. H. Fettgehalt zusammen einen Marktanteil 
von fast 50 v. H. haben. Ihre Erzeugnisse sind weit- 
gehend homogen, weil wichtige Qualitätsmerkmale 
(z. B. Fettgehalt, Trockensubstanz) durch § 2 der 
Ersten Ausführungsverordnung zum Milch- und Fett- 
gesetz festgelegt sind und die Packungsgrößen im 
Hinblick auf eine internationale Norm, die früher 
durch die VO vom 6. März 1934 für verbindlich er- 
klärt war, übereinstimmen. Die Hersteller beriefen 
sich darauf, daß der scharfe Wettbewerb in ihrer 
Branche zur Angleichung der Preise und Bedingun- 
gen führe. Die Verbraucherpreisempfehlungen eines 
Konkurrenten und der spätere Übergang zur Preis- 
bindung eines anderen Mitbewerbers sei ihnen je- 
weils über den Markt bekanntgeworden und habe 
sie zu sofortigen entsprechenden Maßnahmen ver- 
anlaßt. Bei dieser Sachlage konnte eine nach § 1 un- 
wirksame Absprache der drei Unternehmen nicht 
nachgewiesen werden. 

6. Speiseöl (68 41 40) 

Ein Unternehmen bringt Speiseöl für den privaten 
Verbrauch in einer preisgebundenen V2-1-Flasche 
und für Großküchen (Krankenhäuser, Kantinen, 
Hotels) in einem 2V2-kg-Kanister, dessen Großhan- 
delsabgabepreise empfohlen werden, auf den Markt. 
Der von einem Verbraucher beanstandete verhält- 


nismäßig große Unterschied je Mengeneinheit zwi- 
schen dem gebundenen Verbraucherpreis und dem 
empfohlenen Abgabepreis für Großabnehmer gab 
Veranlassung zu einer Überprüfung, die zu folgen- 
dem Ergebnis führte: Die Vertriebsbindung, der- 
zufolge der 2V2-kg-Kanister vom Handel nur an 
Großküchenbetriebe abgegeben werden darf, war 
nach § 18 nicht zu beanstanden, weil eine unbillige 
Benachteiligung von Verbrauchern nach dieser Be- 
stimmung nicht berücksichtigt werden kann und 
überdies weder eine unbillige Einschränkung der 
wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit der gebundenen 
Abnehmer oder dritter Unternehmen noch eine 
wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs auf 
dem Speiseölmarkt ersichtlich war. Eine als Miß- 
brauch der Preisbindung im Sinne von § 17 Abs. 1 
Nr. 2 anzusehende Täuschung von privaten Ver- 
brauchern liegt nicht vor, weil infolge der Ver- 
triebsbindung die Großpackung dem privaten Ver- 
braucher nicht zugänglich ist. Im Hinblick darauf, 
daß der relativ hohe Herstellungsabgabepreis für die 
Flascheneinheit auf die gegenüber der Kanister- 
einheit wesentlich höheren Verpackungskosten zu- 
rückgeführt werden kann und die Handelsspanne 
innerhalb des bei Speiseöl üblichen Rahmens liegt, 
war auch eine durch die Preisbindung bedingte Ver- 
teuerung nach § 17 Abs. 1 Nr, 3 nicht nachzuweisen. 

7. Fischwaren (68 44 15) 

Die Preisbindung eines Unternehmens der Fisch- 
industrie wurde wegen Unvollständigkeit der An- 
meldung beanstandet (§ 16 Abs. 4 Satz 6 in Ver- 
bindung mit §§ 15 und 38 Abs. 1 Nr. 1). Das Bun- 
deskartellamt hat die Auffassung vertreten, daß ein 
preisbindendes Unternehmen, welches verschiedene 
Abgabepreise berechnet (Ab-Werk-Preise und Preise 
für die Lieferung frei Haus), im Hinblick auf § 16 
Abs. 4 Satz 2 alle seine Abgabepreise in der An- 
meldung nennen muß. Auch wenn vorübergehend 
zur Einführung eines neuen Artikels oder aus 
Werbegründen bei gleichbleibendem gebundenen 
Verkaufspreis der Herstellerabgabepreis gesenkt 
und damit eine größere Handelsspanne gewährt 
wird, muß dies aus der Preisbindungsanmeldung er- 
sichtlich sein. Das Unternehmen hat die Preisbin- 
dung erneut und vollständig angemeldet. Im glei- 
chen Verfahren wurde eine Verteuerung im Sinne 
von § 17 Abs. 1 Nr. 3 für den Fall verneint, daß bei 
einer Erhöhung des gebundenen Verbraucherpreises 
noch vier Wochen lang der alte, niedrigere Her- 
stellerabgabepreis beibehalten wird, um dem Han- 
del einen Anreiz und ein Entgelt für dessen gestei- 
gerte Verkaufsbemühungen zu bieten, die notwen- 
dig sind, um einen Umsatzschwund infolge der 
Preiserhöhung zu vermeiden. 

8. Bier (68 71 00) 

Der Niedersächsische Minister für Wirtschaft 
und Verkehr als Landeskartellbehörde hat dem An- 
trag des Verbandes der Brauereien von Nieder- 
sadisen e. V., Hannover, auf Eintragung von Wett- 
bewerbsregeln nach § 28 Abs. 3 stattgegeben. Die- 
ser Verfügung waren mehrere Besprechungen bei 
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der Landeskartellbehörde, an denen auch das Bun- 
deskartellamt beteiligt war, sowie eine mündliche 
Verhandlung mit den Verfahrensbeteiligten voraus- 
gegangen. Auf Grund der Erörterungen hat der an- 
tragstellende Verband den Wortlaut der Wett- 
bewerbsregeln in einigen Punkten geändert und 
damit den vom Bundeskartellamt erhobenen Beden- 
ken Rechnung getragen. So sind swei Bestimmun- 
gen über Lieferungsbedingungen, die sich nicht auf 
die Lauterkeit im Wettbewerb bezogen, gestrichen 
bzw. geändert worden. Die Bestimmung über den 
Abschluß von Bierverlagsverträgen wurde aufgeho- 
ben. Die Regel über die Erhebung von Flaschen- und 
Kastenpfand wurde in der Weise geändert, daß der 
Verzicht, berechnetes Pfand nach kaufmännischen 
Grundsätzen zu realisieren, als unzulässig bezeich- 
net wird. Auf das Verbot bestimmter Formen der 
Verbraucherwerbung hat der Verband verzichtet. 
Das Bundeskartellamt hatte hierin eine Einschrän- 
kung der Werbung gesehen, die nicht mit der Lau- 
terkeit im Wettbewerb zusammenhängt. Die Wett- 
bewerbsregeln dienen in der geänderten Fassung, 
wie die Landeskartellbehörde festgestellt hat, dem 
in § 28 Abs. 2 bezeichneten Zweck. Dabei wurde, 
wie das Bundeskartellamt in früheren Eintragungs- 
beschlüssen wiederholt entschieden hat (Tätigkeits- 
berichte 1959 S. 51, 1960 S. 58), auch von der Lan- 
deskartellbehörde die Auffassung vertreten, daß 
Wettbewerbsregeln nicht nur gesetzwidrige Wett- 
bewerbstatbestände regeln, sondern auch den ein- 
zelnen Wettbewerbshandlungen innewohnenden 
Tendenz zur Unlauterkeit Vorbeugen und hierdurch 
die Voraussetzungen für einen lauteren Wettbewerb 
schaffen können. 

Eine Landeskartellbehörde prüft, ob der Beschluß 
eines örtlichen Brauerverbandes, der im Zusammen- 
hang mit Regelungen über den Gebrauch einer 
Herkunftsbezeichnung Wettbewerbsbeschränkungen 
enthält, unter § 1 fällt. 

Bei Landeskartellbehörden sind in größerer An- 
zahl Verfahren anhängig, die die Unwirksamerklä- 
rung von Bierlieferungsverträgen nach § 18 zum 
Gegenstand haben. Diese Verträge zwischen 
Brauerei und Gastwirt, die ihn darin beschränken, 
Bier von anderen Brauereien zu beziehen, konnten 
bisher auch dann nicht für unwirksam erklärt wer- 
den, wenn die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit des 
Gastwirtes oder dritter Unternehmen unbillig ein- 
geschränkt ist, weil eine wesentliche Beeinträchti- 
gung des Wettbewerbs auf dem Markt für Bier nicht 
nachzuweisen war. 


9. Spirituosen (68 75 00) 

Durch Eingaben von Händlern wurde das Bundes- 
kartellamt darauf aufmerksam, daß die preisbinden- 
den Hersteller von Spirituosen, die sich zur Über- 
wachung ihrer Preisbindung desselben Treuhand- 
büros bedienen, sich beim Verhängen und Auf- 
heben von Liefersperren wegen Preisbindungsver- 
stößen gleichförmig verhalten. Der Verdacht, daß 
die autonom vom Preisbinder zu treffende Entschei- 
dung, welche Abnehmer er sperrt und welche er be- 
liefert, in unzulässiger Weise auf das Treuhandbüro 


übertragen ist, konnte durch die Ermittlungen nicht 
bestätigt werden. 

Ein preisbindender Hersteller verlangte von 
einem Teil seiner Abnehmer unter Androhung von 
Liefersperren die Unterzeichnung vorgedruckter 
eidesstattlicher Versicherungen. Jeder Abnehmer 
sollte versichern, daß er sich zur Einhaltung der 
gebundenen Preise des Herstellers vertraglich ver- 
pflichte und daß er sich an diese Verpflichtung 
halte. Die Liefersperre gegenüber nicht zur Unter- 
schrift bereiten, im übrigen aber Vertragstreuen Un- 
ternehmen ist ein Verstoß gegen § 26 Abs. 2; denn 
die Verweigerung der Unterzeichnung der vorge- 
druckten eidesstattlichen Erklärung ist kein sachlich 
gerechtfertigter Grund für eine Liefersperre. Durch 
eine mißverständliche Fassung des Wortlautes der 
eidesstattlichen Versicherung wurde der Eindruck 
erweckt, daß der zivilrechtliche Preisbindungsver- 
trag durch die Strafbarkeit einer falschen eidesstatt- 
lichen Versicherung abgesichert werden sollte. 
Hierin könnte eine mißbräuchliche Handhabung der 
Preisbindung liegen. Dies war jedoch nicht die Ab- 
sicht des preisbindenden Unternehmens, das sich 
bereit erklärt hat, seine Abnehmer durch ein Rund- 
schreiben über die Bedeutung dieser eidesstattlichen 
Versicherung aufzuklären. Die Belieferung der zeit- 
weise gesperrten Abnehmer ist alsbald wieder auf- 
genommen worden. Die Einholung von eidesstatt- 
lichen Versicherungen war, wie der Preisbinder er- 
klärt hat, eine einmalige Aktion, deren Wieder- 
holung nicht beabsichtigt ist. 

10. Essig, Senf, Essenzen, Gewürze u. ä. (68 81 00) 

Ein Flersteller hat ein neues Produkt in der Weise 
auf dem Markt eingeführt, daß er es zunächst in 
einem begrenzten Gebiet an den dort ansässigen 
Handel unter seinem normal kalkulierten Abgabe- 
preis und unter Empfehlung eines besonders niedri- 
gen Verbraucherpreises abgab. Nach einem Monat 
ging er in diesem Gebiet zu seinem Abgabepreis und 
zur Empfehlung des höheren normalen Verbraucher- 
preises über, um dann in einem weiteren, bis dahin 
noch nicht belieferten, regional begrenzten Gebiet 
des Marktes sein Produkt mit niedrigem Herstel- 
lerabgabepreis und unter Empfehlung des niedrigen 
Verbraucherpreises einzuführen. Zu dieser Me- 
thode, ein neues Produkt zu Sonderpreisen nach und 
nach gebietsweise auf einem einheitlichen Markt 
einzuführen, hat das Bundeskartellamt sich wie 
folgt geäußert: 

Auch bei einer nach § 16 preisgebundenen Ware 
ist eine befristete Senkung des gebundenen Nor- 
malabgabepreises zu Werbezwecken möglich, wenn 
eine entsprechende Anmeldung beim Bundeskartell- 
amt erfolgt. Werden für dieselbe Ware verschie- 
dene Preise angemeldet, die nacheinander gelten 
sollen (= Einführungspreis und Normalpreis), so 
muß in der Anmeldung genau der Zeitraum ge- 
nannt werden, für den der eine und der andere 
Preis gelten soll. Es bestehen Bedenken, wenn ledig- 
lich in einem regional begrenzten Gebiet eines ein- 
heitlichen Marktes zu Werbezwecken der gebun- 
dene Verbraucherpreis und der Einstandspreis des 
Handels ermäßigt werden, während im übrigen 
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Marktgebiet der Normalpreis gilt. Denn hieraus er- Die bisherigen Erfahrungen der Kartellbehörden 
geben sich Preisdiskriminierungen, die sachlich nicht bei der Verfolgung der überwiegend regional be- 
gerechtfertigt sind. Ein auffälliger Unterschied zwi- grenzten Verdachtsfälle haben gezeigt, daß die ge- 
sehen dem Werbepreis und dem Normalpreis kann richtliche Ahndung einzelner Gesetzesverstöße in 


ein Anhaltspunkt für eine Verteuerung der gebun- 
denen Ware im Sinne von § 17 Abs. 1 Nr. 3 sein. — 
Die vorstehenden Überlegungen gelten für Preis- 
empfehlungen entsprechend. 

11. Zigaretten (69 11 00) 

In dem Gesamtumsatzrabattverfahren betreffend 
„Interessengemeinschaft der Zigarettenhersteller“ 
sind über die von einem Großabnehmer eingelegte 
Beschwerde und Rechtsbeschwerde (Tätigkeitsbericht 
1961 S. 45) Entscheidungen des Kammergerichts und 
des Bundesgerichtshofes ergangen (hierzu Dritter 
Abschnitt „Verfahrensfragen" S. 70). 

12. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menscblüsse nach § 23 in den Bereichen Er- 
zeugnisse der Ernährungsindustrie (68), Tabak- 
waren (69) seit 1958 


den meisten Fällen an Beweisschwierigkeiten schei- 
tert. Nach Ansicht des Bundeskartellamtes sind da- 
her in erster Linie allgemeine Maßnahmen notwen- 
dig, um den Wettbewerb auf dem Baumarkt wirk- 
samer als bisher gegen gesetzwidrige Beschränkun- 
gen zu schützen. Sie würden allerdings nur erfolg- 
reich sein, wenn die Unterstützung und Mitwirkung 
möglichst aller für die Vergabe von Bauleistungen 
verantwortlichen Regierungs- und Verwaltungsstel- 
len erreicht werden könnte. In diesem Zusammen- 
hang ist zu bemerken, daß — in Übereinstimmung 
mit den geltenden gesetzlichen Vorschriften und den 
Grundsätzen der Verdingungsordnung für Baulei- 
stungen (VOB) — die öffentliche Ausschreibung als 
die wettbewerbswirtschaftlich erwünschte Art der 
Vergabe von Bauleistungen anzusehen ist, weil sie 
im allgemeinen am besten einen offenen Baumarkt 
und intensiven Wettbewerb gewährleistet. Soweit 
im Einzeifali die Voraussetzungen für eine öffent- 
liche Ausschreibung aus bestimmten Gründen, z. B. 


1958 Ein Hersteller von Zucker erwarb sämtliche 
Anteile an einem weiteren Hersteller der 
gleichen Warenart. 

1959 1. Verschmelzung eines Herstellers von 

Speisefetten mit zwei Herstellern von 
Speiseöl. 

2. Ein Hersteller von Zigaretten erwarb 
eine Mehrheitsbeteiligung an einem 
weiteren Hersteller der gleichen Waren- 
art. 

1960 Ein Hersteller von Zigaretten erwarb eine 
Beteiligung an einem weiteren Hersteller 
der gleichen Warenart. 

1961 1. Ein Hersteller von Schmelzkäse erwarb 

sämtliche Anteile an einem Hersteller 
von Knäckebrot. 

2. Ein Hersteller von Rauchtabak erwarb 
eine Mehrheitsbeteiligung an einem 
Hersteller von Zigaretten. 

1962 1. Ein Hersteller von Speisefetten erwarb 

das Vermögen eines Herstellers von 
Käse. 

2. Ein Hersteller von Rauchtabak schloß 

einen Betriebsführungsvertrag mit einem 
weiteren Hersteller der gleichen Waren- 
art. 

1963 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 


Bauwirtschaft 

einschließlich Bauhauptgewerbe (70) 

Erfahrungen öffentlicher Auftraggeber haben den 
Verdacht verstärkt, daß mindestens in bestimmten 
Bereichen wettbewerbsbeschränkende Absprachen 
und Praktiken von Bauunternehmern wieder erheb- 
lich an Umfang und Bedeutung zugenommen haben. 
Es ist anzunehmen, daß hierdurch die Entwicklung 
der Baupreise nicht unwesentlich beeinflußt wird. 


wegen unausgeglichener Marktverhältnisse oder Be- 
schränkungen des Angebots, nicht gegeben sind, 
sollten die wirtschaftlich günstigen Wirkungen der 
Publizität nach Möglichkeit auch bei beschränkten 
Ausschreibungen oder freihändigen Vergaben ange- 
strebt werden. Daher ist die im Jahre 1961 bei der 
Vergabe öffentlicher Bauleistungen eingeführte Re- 
gelung zu begrüßen, durch vorherige, öffentlich 
bekanntgemachte Hinweise interessierte Unterneh- 
men zur Beteiligung aufzufordern, während die von 
dem Bundesschatzminister in den letzten Jahren 
festgestellte erhebliche Zunahme freihändiger Ver- 
gaben ohne Wettbewerb wettbewerbspolitisch sehr 
bedenklich erscheint. 

Die von dem Hauptverband der Deutschen Bau- 
industrie aufgestellten Wettbewerbsregeln sind in 
das Register für Wettbewerbsregeln eingetragen 
worden, nachdem der Verband wegen erheblicher 
rechtlicher Bedenken des Bundeskartellamtes und 
der Auftraggeber der Bauindustrie die Fassung der 
Wettbewerbsregeln im Laufe des Eintragungsver- 
fahrens wesentlich geändert hatte. Bei seiner Ent- 
scheidung hat das Bundeskartellamt die in früheren 
Beschlüssen erarbeiteten Grundsätze über den zu- 
lässigen Anwendungsbereich von Wettbewerbs- 
regeln angewendet und weiterentwickelt, insbeson- 
dere die Rechtsauffassung, daß ein leistungsgerech- 
ter Wettbewerb auch den „Grundsätzen des lau- 
teren Wettbewerbs" entspricht und daß Wett- 
bewerbsregeln nach den besonderen Marktverhält- 
nissen des betreffenden Wirtschaftszweiges zu be- 
urteilen sind. Aus diesen Gründen wurde z. B. die 
Wettbewerbsregel für eintragungsfähig erklärt, die 
die Beteiligten verpflichtet, vor Abgabe von Preis- 
angeboten „eine der Sachlage genügende" Vorkal- 
kulation durchzuführen, so daß im Bereich der bau- 
ausführenden Industrie in Zukunft die Preisbildung 
der Unternehmer grundsätzlich in Kenntnis der 
Selbstkosten erfolgen muß. Zwar wird die Verpflich- 
tung zur ordnungsmäßigen Kalkulation allgemein 
nicht aus den Grundsätzen des lauteren Wett- 
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bewerbs zu folgern sein; im Bereich der industriel- 
len Bauwirtschaft aber entspricht ein solches Gebot 
nach Ansicht des Bundeskartellamtes — eine ähn- 
liche Feststellung wurde bereits in der Entscheidung 
über die Eintragung von Wettbewerbsregeln der 
Wirtschaftsvereinigung Ziehereien und Kaltwalz- 
werke getroffen (Tätigkeitsbericht 1960 S. 57) — 
einem allgemeinen Interesse an der Sicherung eines 
leistungsgerechten Wettbewerbs und dient zugleich 
der Verwirklichung wesentlicher Ordnungsgrund- 
sätze. Als solche sind insbesondere die Verdin- 
gungsordnung für Bauleistungen (VOB) und das 
Baupreisrecht anzusehen. Beide Regelungen enthal- 
ten keine ausdrückliche Verpflichtung zur Vorkal- 
kulation, könnten aber ohne diese regelmäßig nicht 
angewendet werden. 

Die besonderen Bedingungen, unter denen sich 
auf Grund von Ausschreibungen der Wettbewerb 
in der Bauwirtschaft abspielt, waren auch für die 
Beurteilung der Wettbewerbsregel entscheidend, 
durch die die Beteiligten angehalten werden, den 
Auftraggeber in rechtlich zulässiger Weise auf Ver- 
stöße gegen die VOB/A aufmerksam zu machen, 
wenn dadurch die Wettbewerbsbedingungen einsei- 
tig und ungerechtfertigt zugunsten einzelner Bewer- 
ber verändert werden könnten. 

Die Tatsache, daß die Wettbewerbsregeln von den 
beteiligten Kreisen der Bauwirtschaft als Teil einer 
umfassenden Regelung des Wettbewerbs auf dem 
Baumarkt angesehen und in einem gewissen Zu- 
sammenhang mit den wettbewerbsrechtlich umstrit- 
tenen Meldeverfahren der Bauindustrie praktiziert 
werden, gab dem Bundeskartellamt keine Veranlas- 
sung, den Eintragungsantrag abzulehnen. Es ist viel- 
mehr der Ansicht, daß sich die Aufstellung der 
Wettbewerbsregeln durch den Hauptverband und 
ihre Anwendung durch die in ihm organisierten 
Unternehmen wettbewerblich günstig auswirken 
können; denn die Wettbewerbsregeln werden ein- 
deutig von den Grundsätzen einer freien selbstver- 
antwortlichen Preisbildung, einer wahren und kla- 
ren Preisgestaltung und eines leistungsgerechten 
unverfälschten Wettbewerbs getragen. Alle Rege- 
lungen und Maßnahmen im Bereich der bauausfüh- 
renden Wirtschaft, die diesen Grundsätzen zuwider- 
laufen, sind daher mit der Wettbewerbsordnung, 
die sich die Beteiligten selbst gegeben haben, nicht 
zu vereinbaren und nach der von ihnen selbst pro- 
klamierten Berufsauffassung ein Verstoß gegen die 
guten kaufmännischen Sitten. 

Gegen die Eintragung der Wettbewerbsregeln hat 
die am Verfahren beteiligte Deutsche Bundesbahn 
Einspruch eingelegt. 

Der Beschluß der „Federation International du 
Bätiment et des Travaux Publics" (Internationaler 
Verband für Hoch- und Tiefbau), eine europäische 
Qualifikationsliste für Bauunternehmen, auch Euro- 
päische Baufirmenkartei genannt, aufzustellen, 
wurde kartellrechtlich überprüft; in Übereinstim- 
mung mit der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ist das Bundeskartellamt der An- 
sicht, daß die Kartei geeignet ist, den Wettbewerb 
zu fördern, solange bestimmte Garantien für ihren 
rein dokumentarischen Charakter und ihre objek- 
tive Handhabung gegeben sind. 


Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Bauwirtschaft 
(70) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszu'sammenschlüsse 

bis 

1963 


Handel und Handelshilfsgewerbe (71) 

1. Immobilienmakler (71 67 00) 

Dem Antrag des Bundesverbandes Ring Deutscher 
Makler für Immobilien, Hypotheken und Finanzie- 
rungen (RDM) e. V. auf Eintragung von Wett- 
bewerbsregeln in das beim Bundeskartellamt ge- 
führte Register für Wettbewerbsregeln (Tätigkeits- 
bericht 1962 S. 55) ist stattgegeben worden. 

Im Laufe des Verfahrens wurden auf Anregung 
des Bundeskartellamtes einige Regeln neu gefaßt, 
um kartellrechtliche Bedenken auszuräumen. Dabei 
wurden Einwendungen von Unternehmen und Wirt- 
schaftsorganisationen, die nach § 30 gehört worden 
sind, teilweise berücksichtigt. Die wichtigste Ände- 
rung des ursprünglichen Textes betraf das Verbot 
von Kopplungsgeschäften, die zunächst weitgehend 
für unzulässig erklärt worden waren. Die Regel, die 
der Steigerung des Leistungswettbewerbs dienen 
soll und sich aus der Eigenart der Maklertätigkeit 
ergibt, richtet sich in ihrem geänderten Wortlaut 
nur noch gegen solche Kopplungsgeschäfte, die von 
Maklern normalerweise nicht getätigt werden. Sie 
läßt damit solche Kopplungsgeschäfte zu, die nach 
der Berufsauffassung der Makler im allgemeinen, 
nach örtlichen Gepflogenheiten oder nach der allge- 
meinen Verkehrsanschauung von Maklern üblicher- 
weise getätigt werden. Nicht ausgeschlossen wird 
damit z. B. die mindestens regional übliche Verbin- 
dung eines Wohnungsvermittlungsauftrages mit 
einem Möbeltransportauftrag. 

Die Wettbewerbsregeln der Makler sind im all- 
gemeinen an Hand der Rechtsprechung der deut- 
schen Gerichte zum Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb aufgestellt worden und werten deren 
Grundsätze für den Berufsstand der Makler aus. 
Einzelne Bestimmungen gehen jedoch, wie z. B. bei 
den Kopplungsgeschäften zwecks Steigerung des 
Leistungswettbewerbs auch darüber hinaus. Hierzu 
hat sich das Bundeskartellamt dahin ausgesprochen, 
daß Wettbewerbsregeln auch dann als solche zu- 
lässig und eintragungsfähig sind, wenn sie Tat- 
bestände regeln, die über den Bereich des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb hinausgehen, so- 
fern sie nur der Förderung der Lauterkeit im Wett- 
bewerb sowie der Steigerung und dem Schutze eines 
Leistungswettbewerbs dienen. Das Bundeskartellamt 
hat aus dem Wortlaut und dem Sinn der §§ 28 und 
29 hergeleitet, daß Wettbewerbsregeln auch solche 
Tatbestände erfassen dürfen, die in die von § 1 ge- 
schützte Sphäre eindringen, in denen also Verhal- 
tensweisen mißbilligt werden, die bisher von den 
Gerichten noch nicht als unlauter bezeichnet worden 
sind und vielleicht auch künftig nicht als unlauter 
bezeichnet werden. Der Schutz lauteren Verhaltens 
im Wettbewerb und der Zweck, einen echten Lei- 
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stungswettbewerb zu fördern, bilden indessen für 
die Zulässigkeit derartiger Regeln die absolute 
Grenze. 

Der Beschluß geht im übrigen in seinen Gründen 
im einzelnen auf die Bedenken ein, die von betei- 
ligten Kreisen gegen einzelne Regeln erhoben wor- 
den waren. Dabei werden auch die für die Aus- 
legung der Regeln maßgeblichen Gesichtspunkte 
dargelegt, soweit eine Erläuterung für notwendig 
gehalten wurde. Sie sind bei der Anwendung der 
Regeln zu beachten; eine entgegenstehende An- 
wendung könnte zu der Feststellung führen, daß 
sich die Regeln nicht im Rahmen des § 28 Abs. 2 
halten und demzufolge wieder zu löschen wären. 

2. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Handel und 
Handelshilfsgewerbe (71) seit 1958 

1958 Ein Großhandelsunternehmen für Pharma- 
zeutika und Industriechemikalien erwarb 
sämtliche Anteile an einem Großhandels- 
unternehmen der gleichen Warenarten. 

1959 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 
bis 

1962 

1963 Ein Großhandelsunternehmen für Pharma- 
zeutika und Industriechemikalien erwarb 
das Vermögen von zwei Großhandels- 
unternehmen der gleichen Warenarten. 


Handwerk (72) 

Ein Verband von Krankenkassen und ein Verband 
von Handwerkern, die beide auf Bundesebene tätig 
sind, haben in einem im Jahre 1962 geschlossenen 
Vertrag die Bedingungen niedergelegt, die für die 
Zulassung des einzelnen Handwerkers zur Lieferung 
an Krankenkassenmitglieder erfüllt sein müssen, da- 
mit die Rechnungen von den Krankenkassen hono- 
riert werden. Dabei wird die Zulassung u. a. von der 
erfolgreichen Ablegung der Meisterprüfung abhän- 
gig gemacht. In dem Vertrag war nicht vorgesehen, 
daß auch solche Handwerker izugelassen werden, die, 
ohne die Meisterprüfung abgelegt zu haben, auf 
Grund einer Verfügung der zuständigen Verwal- 
tungsbehörde gemäß §§ 7 und 8 Handwerksordnung 
in die Handwerksrolle eingetragen worden sind. Auf 
Vorstellungen aus Kreisen solcher Handwerker, die 
auf diesem Wege — zum Teil vor Jahren — in die 
Handwerksrolle eingetragen sind und Krankenkas- 
sen beliefern, hat das Bundeskartellamt eine Ergän- 
zung des Vertrages angeregt, der die vertragschlie- 
ßenden Verbände entsprochen haben. 

Im Jahre 1963 haben ein Krankenkassen- und ein 
Handwerkerverband auf Bundesebene ein Abkom- 
men über ein neues Krankenikassenmodell für Bril- 
lengestelle getroffen, das von den Handwerkern den 
Kassenpatienten angepaßt und geliefert wird. Die 
Rechnungen werden von den Kassen nur dann hono- 
riert, wenn das Hilfsmittel genau der vereinbarten 
Norm entspricht. Zu diesem Zweck ist ein Verfahren 


vorgesehen, dn dem der Handwerkerverband fest- 
stellt, ob ein von einer Fabrik hergestelltes Hilfs- 
mittel den vereinbarten Normen entspricht. Bejahen- 
denfalls wird das an dem Hilfsmittel selbst durch ein 
Kennzeichen deutlich gemacht, das auf die Herstel- 
lerfirma hinweist. Mit der Vorbereitung des neuen 
Modells hatte der Handwerkerverband ein führen- 
des Industrie-Unternehmen der Branche beauftragt. 
Durch seine frühe Mitteilung, daß es das neue Mo- 
dell entworfen habe und liefere, fühlten sich viele 
gleichartige Hersteller in ihren Absatzchancen be- 
einträchtigt. Das Bundeskartellamt hat dieses Ver- 
halten beanstandet, weil damfit der Handwerkerver- 
band einen bestimmenden Einfluß auf die Chancen 
der Hersteller im Wettbewerb nimmt. Es ist erfor- 
derlich, daß der Verband alle Hersteller zu dem- 
selben Zeitpunkt von dem neuen Kassenmodell und 
den für seine Fertigung -erforderlichen Unterlagen 
unterrichtet, so daß sich alle interessierten Herstel- 
ler ^zum gleichen Zeitpunkt um die Anerkennung des 
von ihnen hergestellten Musters als dem Modell 
entsprechend bemühen können. Diesem Erfordernis 
ist z. B. genügt, wenn der Verband ein entsprechen- 
des Inserat in denjenigen Fachzeitschriften einrückt, 
die von allen Herstellern üblicherweise gelesen wer- 
den. Ferner muß sichergestellt werden, daß sich der 
Hersteller, dem der Handwerkerverband die Ent- 
wicklung des neuen Modells gegen Entgelt übertra- 
gen hat, verpflichtet, in einer geraumen fest zu be- 
stimmenden Frist das neue Modell nicht anzubieten; 
diese Frist muß so bemessen sein, daß sie es der 
Mehrzahl der Unternehmen ermöglicht, Ihre techni- 
schen Einrichtungen auf die Herstellung des neuen 
Modells umzustellen. In allen Einzelheiten muß das 
Vorgehen des Verbandes darauf abzielen, es mit der 
höchstmöglichen Sicherheit zu erreichen, daß die 
anderen Hersteller gleiche Chancen dm Wettbewerb 
erlangen, wie derjenige, der das Modell entwickelt 
hat. 


Kulturelle Leistungen (74) 

1. Fernsehen (74 35 00) 

Das Bundeskartellamt hatte zu prüfen, ob Produ- 
zenten von Fernsehfilmen in ihrem Geschäftsver- 
kehr mit den Rundfunkanstalten durch deren ver- 
mehrte Eigenproduktion von Spielfilmen oder durch 
Ihre Beteiligung an privaten Studio- und Atelierge- 
sellschaften behindert werden. Die Marktbeherr- 
schung der Rundfunkanstalten (§§ 22, 26 Abs. 2) hin- 
sichtlich der auf privatwirtschaftlichem Gebiet lie- 
genden Nachfrage nach Fernsehfilmen ist verneint 
worden. Zwischen der ARD (ArbeitSigemeinschaft der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunikanstalten der Bundes- 
republik Deutschland; Erstes Fernsehprogramm) 
und dem ZDF (Anstalt des öffentlichen Rechts 
„Zweites Deutsches Fernsehen") sowie zwischen den 
ARD-Anstalten bezüglich der Filmbeschaffung für 
dhr regionales Tagesprogramm besteht im Hinblick 
auf den erheblichen Bedarf der Anstalten an Fern- 
sehfilmen Nachfragewettbewerb um die als gewerb- 
liche Leistungen anzusehenden Fernsehrechte der 
Fernsehproduzenten. Im übrigen konnten gegen- 
wärtige Behinderungen freier Fernsehproduzenten 
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in ihrem Geschäftsverkehr mit Auftrag erteilenden 
Sendeanstalten wegen der im Berichtszeitraum offen- 
kundigen Voillbeschäftigung der freien Fernsehpro- 
duzenten nicht festgestellt werden; denn das ZDF 
war in seiner Anlaufzeit fast ausschließlich auf 
Fremdproduktion angewiesen. Die ARD-Anstalten 
vergeben ebenfalls einen Teil ihrer Programme in 
Auftragsproduktion, und auch für das künftige Dritte 
Programm der Länderanstalten sind bereits zum Teil 
in Fremdproduktion Fernsehfilme hergestellt wor- 
den. 

Das Bundeskartellamt hatte ferner zu prüfen, ob 
die gemeinschaftliche Beschaffung von Fernsehfil- 
men für das koordinierte Erste Programm der ARD- 
Anstalten über eine zu diesem Zweck gebildete Han- 
delsgesellschaft sowie der gemeinsame Ankauf von 
Filmproduktionen für die Regionalprogramme gegen 
das Verbot des § 1 verstoßen. Der Vertrag über die 
Gründung der Filmbeschaffungsgesellschaft der 
ARD-Anstalten wäre kartellrechtlich zu beanstanden 
gewesen, wenn die Anstalten danach verpflichtet 
wären, Fernsehfilme für ihre Regionalprogramme 
über die Einkaufsstelle zu beschaffen. Die Ermittlun- 
gen ergaben jedoch, daß der Eigenbeschaffung von 
Fernsehfilmen durch die einzelnen Anstalten weder 
bezüglich des Ersten Programms noch der Regional- 
programme vertragliche oder tatsächliche Hinder- 
nisse entgegenstehen und die Anstalten nach ihrem 
Belieben Fernsehfilme zum Teil selbst einkaufen 
oder in Auftrag geben, zum Teil über den einge- 
spielten Apparat der Beschaffungsstelle der ARD 
ankaufen. Das Verfahren wurde daher eingestellt. 

2. Notenvermietung durch Musikverlage (74 51 00) 

Die Noten für geschützte symphonische und 
'musikdramatische Werke werden seit Jahren nicht 
mehr an die Schallplattenindustrie, Sendeanstalten 
und Konzertveranstalter verkauft, sondern nur noch 
für die jeweilige Aufnahme/Sendung/Aufführung 
vermietet. Die Höhe der Mietgebühren war bis zum 
30. Juni 1960 in der Notenmietgebühren-Verein- 
barung von 1956 zwischen Mitgliedern des Deut- 
schen Musikverleger-Verbandes und der iSchallplat- 
tenindustrie festgelegt. Nach der Vertragsaufhebung 
stellten die Musikverleger in Verhandlungen mit 
der Schallplattenindustrie wesentlich höhere Miet- 
preisforderungen. Zugleich wurde in einzelnen Fäl- 
len versucht, Schallplattenhersteliern Verwendungs- 
beschränkungen hinsichtlich der Matrizen und Plat- 
ten aufzuerlegen. Das Bundeskartellamt hat sich 
gegen den Neuabschluß einer Notenmietgebühren- 
Vereinbarung gewandt, die Verwendungsbeschrän- 
kungen beanstandet und sich für die Einzelvermie- 
tung des Notenmaterials bei individueller Preisge- 
staltung ausgesprochen. Hierauf hat der Deutsche 
Musikverleger-Verband schriftlich erklärt, daß er 
nicht beabsichtige, neue Notenmietgebühren-Verein- 
barungen zu treffen; es würden vielmehr individu- 
elle Verträge abgeschlossen werden. 

In der Folgezeit wurden erneut Beschwerden 
wegen angeblich überhöhter Preisforderungen und 
gegen Verwendungsbeschränkungen einzelner Mu- 
sikverlage vorgebracht. Dem Bundeskartellamt 
W'urde bekannt, daß zwischen maßgeblichen Musik- 


verlagen und Vertretern führender Schallplattenher- 
steller verhandelt wurden. Anschließend wurde dem 
Bundeskartellamt ein Schreiben der Deutschen Lan- 
desgruppe der Internatdonalen Vereinigung der pho- 
nographischen Industrie e. V. (IFPI) vorgelegt, das 
an die „Gesamtheit der in Deutschland tätigen Mu- 
sik- und Bühnenverlage" zu Händen eines Bevoll- 
mächtigten gerichtet war. Hierin wurde die Zahlung 
nenenswerter Beträge im Vierteljahresabstand ver- 
sprochen, wenn die Schallplattenhersteller künftig 
das gesamte geschützte Notenmaterial zu im einzel- 
nen aufgeführten Preisen und Maximalbedingungen 
von allen Verlegern erhielten. Vom Bundeskartell- 
amt wurde diese Regelung nach §§ 1, 38 Abs. 2 
Satz 2 beanstandet. Hierauf hat die Deutsche Landes- 
gruppe der IFPI mit an den gleichen Empfängerkreis 
gerichteten Schreiben unter Hinweis auf das ange- 
kündigte Einschreiten des Bundeskartellamtes die 
Erklärung widerrufen und hinzugefügt, daß zukünf- 
tig Notenmietverträge zwischen Verleger und Schall- 
plattenlhersteller nur auf Grund freier Vereinbarung 
abgeschlossen werden könnten. Das Verfahren 
wurde hiernach eingestellt. Die weitere Entwick- 
lung wird beobachtet. 

3. Verlage (74 51 00) 

Ein Verlagsunternehmen, das eine satirische Zeit- 
schrift herausgibt, war bei dem Vertrieb einer Aus- 
gabe dieser Zeitschrift, die einen namhaften Zei- 
tungsverlag wegen einer bestimmten Tendenz in 
Karikaturen angriff, dadurch behindert worden, daß 
der Zeitungs- und Zeitschriftengrohhandel den Bezug 
oder Vertrieb dieser Ausgabe verweigerte. Die Er- 
mittlungen im Bußgeldverfahren wurden eingestellt, 
weil sich der Verdacht einer Absprache der Gros- 
sisten (§ 1), einer Empfehlung des Vorstandes des 
Grossistenverbandes an seine Mitglieder (§ 1, § 38 
Abs. 2 Satz 2) oder einer unzulässigen Boykottauf- 
forderung durch den von den Karikaturen betroffe- 
nen Zeitungsverlag (§ 26 Abs. 1) nicht bestätigte. 
Den einheitlich den Vertrieb der Zeitschrift verwei- 
gernden Großhändlern war nicht zu widerlegen, daß 
sie die Auslieferung ohne Absprache oder Einfluß- 
nahme von dritter Seite in unabhängiger Willens- 
entschließung nur deshalb ablehnten, um nicht den 
angegriffenen Verlag als Hauptlieferanten ihres 
Zeitungs- und Zeitschriftensortiments zu verlieren 
und um sich nicht der Gefahr einer nach § 185 StGB 
strafbaren Beihilfehandlung schuldig zu machen. 
Weiter ergaben die Ermittlungen keine Boykottauf- 
forderungen des Zeitungsverlages an den Großhan- 
del. Von einer Prüfung der Vertriebsverweigerung 
durch marktbeherrschende Großhändler nach § 26 
Abs. 2 wurde auch deshalb abgesehen, weil die sati- 
rische Zeitschrift seit der Einleitung des Verfahrens 
ohne Schwierigkeiten ausgeliefert wird. 

Zeitungs- und Zeitschriftengroßhändler können 
regional marktbeherrschende Unternehmen sein, so- 
weit sie nach dem von den Verlagen eingeführten 
Vertriebssystem für einen bestimmten Bezirk Ge- 
bietsschutz haben. Dieses Vertriebssystem war schon 
vor Jahren von einem Großverlag eingeführt wor- 
den. Andere Verleger schlossen sich dieser Regelung 
an und beauftragten oft dieselben Großhändler. Auf 
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diese Weise wurde das Bundesgebiet in bestimmte 
Vertriebsbezirke eingeteilt, in denen es jeweils nur 
einen Beziirksgroßhändler für die Auslieferung vieler 
Verlagserzeugnisse an Zeitungseinzelhändler gibt. 
Dieses Vertriebssystem hat zum Ziel, die Zahl der 
nichtverkauften Exemplare, die die Händler zurück- 
geben dürfen (sog. Remittenden) durch Verringerung 
der Zahl der Großhändler mögldchst niedrig zu hal- 
ten und dadurch Kosten zu sparen. Die alleinver- 
triebsherechtigten Großhändler heliefern aus dem- 
selben Grunde nur eine begrenzte Zahl von Einzel- 
händlern. Von dieser Vertriebspolitik werden be- 
sonders neu hinzutretende Einzelhändler betroffen. 
Zahlreiche von der Belieferung mit Zeitungen und 
Zeitschriften ausgeschlossene Einzelhändler werfen 
dem jeweiligen Großhändler vor, sie ungerecht- 
fertigt unterschiedlich zu behandeln {§ 26 Abs. 2). 
Die Großhändler rechtfertigen sich damit, daß die 
Belieferung eines weiteren Einzelhändlers in dem 
jeweiligen Bezirk lediglich den Umsatz verlagere, 
aber .nicht den Absatz erweitere. In mehreren Fällen 
wurden die Geschäftsbeziehungen auf Veranlassung 
des Bundeskartellamtes aufgenommen. Der den 
Markt beherrschende Großhändler darf nicht ohne 
berechtigten Grund Bezugssperren verhängen, zumal 
in vielen Fällen nicht nur eine Umsatzverlagerung, 
sondern eine Absatzsteigerung erfolgen wird. 

In dem Kommanditgesellschaftsvertrag eines 
Taschenbuchverlages wurde den Kommanditisten 
ein Wettbewerbsverbot auferlegt. Unter Berücksich- 
tigung des Urteils des Bundesgerichtshofes vom 
6. Dezember 1962 (WuW/E BGH 519) konnte das den 
Kommanditisten auferlegte Wettbewerbsverbot dem 
gesetzlichen Wettbewerbsverbot der persönlich haf- 
tenden Gesellschafter gleichgestellt werden. Denn 
die Kommanditisten sind in diesem besonderen Falle 
nicht nur kapitalistisch beteiligt, sondern bestimmen 
die Geschäftsführung mit. 

In mehreren Fällen war im Rahmen des § 26 
Abs. 2 darüber zu befinden, ob die Ablehnung einer 
Belieferung durch einen preisbindenden Buchverlag 
oder die Verweigerung der Aufnahme einer Werbe- 
anzeige durch einen marktbeherrschenden Zeit- 
schriftenverlag gerechtfertigt war, wenn die unter- 
schiedliche Behandlung oder Behinderung mit voran- 
gegangenen Zahlungsschwierigkeiten des Diskrimi- 
nierten begründet wird. Das Bundeskartellamt hat 
gegenüber den Verlagen die Auffassung vertreten, 
daß einmalige und in der Vergangenheit bei der 
Abwicklung des Geschäftsverkehrs aufgetretene 
Zahlungsschwierigkeiten eines Kunden nicht auf un- 
bestimmte Zeit als Rechtfertigungsgründe für Diskri- 
minierungen anerkannt werden können, sondern 
nur, wenn einer Verpflichtung zur Zahlung ln der 
Gegenwart noch nicht entsprochen worden ist oder 
nachweisbar mit gleichen Schwierigkeiten bei erneu- 
ter Aufnahme der Geschäftsbeziehungen gerechnet 
werden muß. Einem marktbeherrschenden Zeitschrif- 
tenverlag, auf dessen [gewerbliche Leistungen als 
Werbeträger der Diskriminderte angewiesen ist, 
wurde zur Vermeidung eines Bußgeldverfahrens auf- 
gegeben, dem Diskriminierten die nach den eigenen 
Geschäftsbedingungen bestehende Möglichkeit des 
Abschlusses gegen Vorkasse einzuräumen. 


4. Inländische Urheberrechts-Verwertungsgesell- 
schaften (74 81 00) 

Das Bundeskartellamt hat die Gesellschaft für 
musikalische Aufführungs- und mechanische Ver- 
vielfältigungsrechte (GEMA) (Tätigkeitsbericht 1960 

5. 18), die Gesellschaft zur Verwertung von Lei- 
stungsschutzrechten (GVL) und die Verwertungs- 
gesellschaft Wort nach § 1 überprüft. In der GEMA 
sind Komponisten und Textautoren sowie Verleger, 
in der GVL Interpreten und Firmen der Schallplat- 
tenindusirie und in der Verwertungsgesellschaft 
Wort Autoren und Verleger zur gemeinsamen Wahr- 
nehmung ihrer Rechte zusammengeschlossen. Diese 
Zusammenschlüsse sind zulässige Kooperationsfor- 
men von Unternehmen. Während Verleger und 
Schallplattenhersteller ohne weiteres als Unterneh- 
mer anzusehen sind. Ist der Unternehmensbegriff auf 
den Urheber zwar nicht hinsichtlich der geistigen 
Schöpfung des urheberrechtlich geschützten Werkes, 
wohl aber im Hinblick auf die wirtschaftliche Ver- 
wertung des geschaffenen Werkes anzuwenden. 
Interpreten sind, sobald sie ihre schöpferische Lei- 
stung dem Wirtschaftsverkehr zugänglich machen, 
ebenfalls als Unternehmen nach § 1 anzusehen. 

Der Zusammenschluß von Urhebern und Interpre- 
ten in Verwertungsgesellschaften ist zwar geeignet, 
die Marktverhältnisse für den Verkehr mit urheber- 
rechtlich geschützten Werken und auf Tonträgern 
fixierten fnterpretenleistnngen zu beeinflussen. Die 
Marktbeeinflussung erfolgt jedoch nicht durch Be- 
schränkung des Wettbewerbs, denn die Urheber- 
rechtsverwertungsgesellschaften schaffen erst die 
tatsächlichen Voraussetzungen für die Wahrneh- 
mung dieser Rechte. Die sogenannten kleinen Rechte 
und die mechanischen Vervielfältigungsrechte kön- 
nen unter Berücksichtigung der Struktur der .Ange- 
botsseite (z. B. französischer Komponist, italienischer 
Texter, deutscher Übersetzer, spanischer Verleger, 
niederländisches Orchester und schwedischer Sän- 
ger) und der Nachfrageseite (Vielfalt der öffentlichen 
Musikaufführungen) von den einzelnen Berechtigten 
weder lizenziert, abgerechnet noch auf Verletzungs- 
handlungen überwacht werden. Bei der Vielzahl der 
Musikveranstalter und der nach Art, Zahl und Ort 
für den einzelnen unübersehbar gewordenen Ver- 
breitung öffentlicher Musikdarbietungen durch Ton- 
träger und Sendeanstaften ist eine individuelle 
Wahrnehmung dieser Rechte undurchführbar. Ihre 
Übertragung auf Urheberrechtsverwertungsgesell- 
schaften ist erst die notwendige Voraussetzung für 
eine wirtschaftliche Verwertung. Ist aber faktisch ein 
Wettbewerb der Urheber und Interpreten hinsicht- 
lich der Verwertung der kleinen Rechte und der 
mechanischen Vervielfältigungsrechte nicht vorhan- 
den und auch nicht möglich, so beschränkt ein der- 
artiger Zusammenschluß nicht den Wettbewerb. Die 
Zusammenfassung aller einschlägigen Rechte der 
Urheber und Interpreten durch Verwertungsgesell- 
schaften schließt daher nicht einen bis dahin beste- 
henden Wettbewerb aus, sondern ermöglicht erst 
den Wirtschaftsverkehr mit ihnen. 

5. BIEM, GEMA und IFPI (74 81 00) 

Die Urheberrechtsverwertungsgesellschaften in 
einzelnen Staaten haben die mechanischen Verviel- 
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fältigungsr echte an Werken der Tonkunst, mit deren 
Wahrnehmung sie von den Urhebern beauftragt 
sind, auf das Bureau International de l'Edition 
Mecanique (BIEM) mit Sitz in Paris zur Auswertung 
übertragen. Die GEMA war Mitgliedsgesellschaft 
des BIEM. Von den Tonträgerherstellern wurde die 
International Federation of the Phonographic Indu- 
stry (IFPI) mit Sitz in London im Jahre 1933 zur 
Wahrung der Belange der Industrie, insbesondere 
zur Aushandlung des Inhalts des sog. Normalver- 
trages gegenüber dem BIEM gegründet, sie hat seit 
1958 eine deutsche Landesgruppe in Köln. Das BIEM 
schließt den Normalvertrag mit den einzelnen Fir- 
men der Schallplattenindustrie einheitlich ab. Er gilt 
für mehrere Jahre. 

Einige Bestimmungen des Normal Vertrages 1956 
und der BIEM-Statuten legten den Verdacht nahe, 
daß es sich um eine Preis- und Konditionen- 
absprache handelte. Deshalb wurde die GEMA un- 
mittelbar vor Verhandlungen über einen neuen Nor- 
malvertrag auf die insoweit bestehenden kartell- 
rechtlichen Bedenken hingewiesen. Die GEMA schied 
im Verlauf des Verfahrens aus dem BIEM aus. Das 
BIEM änderte die beanstandeten Satzungsbestim- 
mungen. Die Ermittlungen haben folgendes ergeben: 
Die Mitgliedsgesellschaften des BIEM sind, da sie 
am Wirtschaftsverkehr teilnehmen, Unternehmen 
nach § 1 . Der Gründungsvertrag des BIEM und spä- 
tere Vereinbarungen mit neu auf genommenen Ge- 
sellschaftern sind Verträge, die Unternehmen zu 
einem gemeinsamen Zweck — gemeinschaftliche 
Auswertung der in das BIEM eingebrachten mecha- 
nischen Vervielfältigungsrechte — geschlossen ha- 
ben. Der Zusammenschluß verschiedener Urheber- 
rechtsverwertungsgesellschaften im BIEM ist auch 
geeignet, die Marktverhältnisse zu beeinflussen, da 
die Zahl der Anbieter mechanischer Vervielfälti- 
gungsrechte verringert wird. Die Marktbeeinflus- 
sung erfolgt jedoch nicht durch Beschränkung des 
Wettbewerbs. Denn zu einem Wettbewerb der ein- 
zelnen ausländischen Verwertungsgesellschaften um 
Abschlüsse mit der inländischen Schallplattenindu- 
strie zu unterschiedlichen Preisen und Bedingungen 
käme es nicht, weil jede nationale Verwertungsge- 
sellschaft wegen der Besonderheiten dieses Marktes 
nur in ihrem Lande tätig wird und ihre Rechte im 
Ausland von der dort tätigen Gesellschaft zu deren 
Tarifen und Bedingungen wahrnehmen läßt. Selbst 
wenn also bei Wegfall des BIEM Tarife und Bedin- 
gungen der einzelnen nationalen Gesellschaften 
unterschiedlich wären, würden sämtliche mechani- 
schen Rechte aller Berechtigten gegenüber der in- 
ländischen Schallplattenindustrie von der einzigen 
inländischen Verwertungsgesellschaft dieser Art ■ — 
der GEMA — zu deren Gebühren und Bedingungen 
wahrgenommen werden. Hieran hat sich durch die 
Übertragung der mechanischen Rechte der Auslands- 
gesellschaften auf das BIEM nichts geändert. Für 
den Inlandsmarkt ist es daher unerheblich, ob die 
Verwertung mechanischer Vervielfältigungsrechte 
vom BIEM oder der GEMA wahrgenommen wird. 
Wettbewerbsbeschränkende Auswirkungen auf die 
Schallplattenhersteller infolge der Übertragung 
mechanischer Rechte durch nationale Verwertungs- 
gesellschaften auf die internationale Gesellschaft 
entfallen. BIEM und GEMA sind hingegen marktbe- 


herrschende Unternehmen, die hinsichtlich der In- 
landsauswertung des von ihnen verwalteten Reper- 
toires keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt 
sind (§ 22 Abs. 1). 

Auch das die IFPI betreffende Verfahren wurde 
eingestellt. Die Ermittlungen haben nicht ergeben, 
daß die Beauftragung der IFPI durch ihre Mitglie- 
der, die Verhandlungen mit dem BIEM über den 
Inhalt der Vertragsbedingungen (Normalvertrag) 
über die Auswertung der mechanischen Vervielfäl- 
tigungsrechte zu führen, geeignet sind, die Markt- 
verhältnisse durch Beschränkung des Wettbewerbs 
zu beeinflussen. Gegenüber den Autoren bzw. ihren 
Urheberrechtsverwertungsgesellschaften treten die 
Schallplattenhersteller zwar als Nachfrager der 
mechanischen Vervielfältigungsrechte auf. Jedoch 
ist im Geltungsbereich des GWB ein Wettbewerb 
auf der Nachfrageseite auf Grund der Zwangslizenz 
des § 22 LUG ausgeschlossen. 

6. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen kulturelle 
Leistungen (74), Filmwirtschaft (75), sonstige 
Dienstleistungen (76) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 
bis 

1959 

1960 Ein Unternehmen der Filmwirtschaft erwarb 
eine Beteiligung an einem Hersteller von 
Wochenschauen. 

1961 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

1962 Drei Fernseh-Werbegesellschaften erwar- 
ben Beteiligungen an Film-Ateliergesell- 
schaften. 

1963 Ein Unternehmen, das sich mit der Durch- 
führung geophysikalischer Messungen be- 
faßt, erwarb sämtliche Anteile eines Unter- 
nehmens der gleichen Art von gewerblichen 
Leistungen. 


Filmwirtschaft (75) 

1. Koppelungsverträge Spielfilm/Wochenschau 

Es bestand der Verdacht, daß einige Filmverleih- 
unternehmen versuchten, den Abschluß von Spiel- 
filmmietverträgen mit der gleichzeitigen Abahme 
einer Wochenschau zu koppeln. Die Ermittlungen 
ergaben, daß zumindest ein deutscher Großverleih 
in einzelnen Fällen derartige Koppelungsverträge 
für das Verleihjahr 1962/63 abgeschlossen hatte. 
Von Unwirksamkeitserklärungen nach § 18 Abs. 1 
Nr. 4 wurde abgesehen, da die betreffenden Ver- 
träge im wesentlichen bereits abgewickelt waren 
bzw. Mitte 1963 ausliefen. Es wurde sichergestellt, 
daß Wochenschauen nunmehr ohne Koppelung oder 
Bezugnahme auf die Spielfilme vermietet werden. 

2. Spielfilmvermietung (Blockbuchen) 

Von den Filmverleihern werden Spielfilme nicht 
einzeln, sondern nur in sogenannten Staffeln zu- 
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sammengefaßt an die Filmtheater vermietet. Die 
Filmverleiher halten die Filmstaffelvermietung aus 
Gründen des Risikoausgleichs für geboten und 
sehen sie als Grundlage des Filmgeschäfts an. Seit 
dem Jahre 1959 sind die Verleiher dazu übergegan- 
gen, an Eintheaterplätzen (Orte mit nur einem Film- 
theater) Filmstaffeln mit nicht mehr als 12 Filmen 
zu vermieten. Vom Bundeskartellamt wurden gegen 
die Filmstaffelvermietung Bedenken insbesondere 
nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 und 4 geäußert. Anfang 1963 
ergaben sich hinreichende Anhaltspunkte dafür, daß 
einzelne Filmtheaterinhaber durch die Filmstaffel- 
vermietung in ihrer wirtschaftlichen Bewegungs- 
freiheit beschränkt wurden. Hierauf ist den Film- 
verleihern vom Bundeskartellamt zunächst nahe- 
gelegt worden, die Zahl der in einer Staffel zusam- 
mengeschlossenen Filme herabzusetzen. 

Bis zu diesem Zeitpunkt hatten die Filmverleiher 
an sogenannten Eintheaterplätzen durchweg Film- 
staffeln von 12 Filmen vermietet. Das Bundes- 
kartellamt hat erklärt, es werde vorerst keinen An- 
laß zum Einschreiten nach § 18 Abs. 1 sehen, wenn 
die Filmstaffeln für Eintheaterplätze auf acht Filme 
herabgesetzt würden. Es hat weiterhin gefordert, 
daß in diesen Achterstaffeln nicht neue deutsche 
Filme mit deutschen Reprisen oder mit ausländischen 
Filmen zwangsgekoppelt werden. Alle in Betracht 
kommenden Verleihfirmen haben daraufhin in 
schriftlichen Erklärungen zugesagt, im Verleihjahr 
1963/64 Filmstaffeln an Eintheaterplätzen nur dieser 
Anregung gemäß zu vermieten. 

Ferner behält sich das Bundeskartellamt vor, bei 
Mehrtheaterplätzen gegen mißbräuchliche Koppe- 
lungen nach § 18 Abs. 1 vorzugehen, z. B. bei 
zwangsweiser Vermietung eines ganzen Programms 
oder bei mißbräuchlicher Zwangskoppelung von 
inländischen und ausländischen Filmen. 

3. Industriefilm-Produzenten (Kalkulationsbeispiele) 

Von der Fachgruppe Industriefilm im Verband 
Deutscher Filmproduzenten e. V. wurde eine Bro- 
schüre „der industriefilm" herausgegeben. Diese 
enthielt ein bis in Einzelheiten gehendes Kalkula- 
tionsbeispiel. Ausgehend von den Erwägungen im 
Tätigkeitsbericht 1960 S. 46 zu 2. wurden insbe- 
sondere konkrete Zahlenangaben hinsichtlich des 
Unternehmer-Mindestgewinnsatzes, der General- 
unkosten sowie der Kosten für Filmmaterial, Film- 
bearbeitung u. dgl. nach § 38 Abs. 2 Satz 2 als 
Empfehlung beanstandet. Denn die Broschüre wendet 
sich zwar an die Auftraggeber, war jedoch allen 
Verbandsmitgliedern zugänglich. Der Verband hat 
darauf den Versand der Broschüre eingestellt. 


Freie Berufe (77) 

Soweit Verbände von Angehörigen freier Berufe 
beabsichtigen, vom Bundeskartellamt beanstandete 
Gebührenordnungen neu zu fassen, wurde in Ver- 
handlungen darauf hingewirkt, daß die Neufassung 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Bun- 
deskartellamtes (Tätigkeitsbericht 1961 S. 49) heraus- 


gegeben wurden. Wenn eine Neufassung vorerst 
nicht erstrebt wurde oder aus anderen Gründen 
nicht zu erreichen war, wurden die beanstandeten 
Gebührenordnungen ausdrücklich durch Rund- 
schreiben an die Mitglieder zurückgezogen. 


Land- und Forstwirtschaft, Garten- und 
Weinbau, Fischerei und Jagd (78) 

Die Bestrebungen, die Marktschwäche der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung, die mehr als andere 
Bereiche der Erzeugung zersplittert ist, im Wege der 
sog. Integration, nämlich durch Zusammenfassung 
der Erzeugung und des Absatzes auszugleichen 
(Tätigkeitsbericht 1961 S. 49 f.), haben im Berichts- 
jahr nicht zur Bildung erlaubnis- oder anmeldepflich- 
tiger Kartelle (§§ 2 bis 8) und nur in wenigen Einzel- 
fällen zur Anmeldung von Verträgen oder Beschlüs- 
sen nach § 100 Abs. 1 oder zu Preisbindungen oder 
Preisempfehlungen geführt. Statt dessen ist der 
Wunsch geäußert worden, die Agrarmärkte in wei- 
terem Umfange als in den Marktordnungsgesetzen 
vorgesehen, durch staatliche Maßnahmen und damit 
in allgemein verbindlicher Form zu ordnen, wie es 
in anderen Mitgliedstaaten der EWG bereits gesche- 
hen ist und sich auf den deutschen Märkten aus- 
wirkt. Es wächst aber auch in Kreisen der Landwirt- 
schaft die Erkenntnis, daß individuelle private Maß- 
nahmen der Dynamik des Wirtschaftsgeschehens mit 
ihrenVielfalt von unterschiedlichen Marktsituationen 
besser entsprechen. Der Wettbewerb kann der Land- 
wirtschaft wertvolle Impulse zur Selbsthilfe durch 
Ausschöpfung aller Mittel der Rationalisierung 
geben und damit die Förderung der Landwirtschaft 
durch die allgemeine Agrarpolitik wirkungsvoll 
ergänzen. 

1. Hackfruchtbau (78 13 00) 

Verbände landwirtschaftlicher Erzeuger hatten 
versucht, auf die Preisbildung für Einkellerungs- 
kartoffeln dadurch Einfluß zu nehmen, daß sie unter 
Hinweis auf den Marktlagebericht der „Deutschen 
Kartoffel-Union" die hierbei global und einheitlich 
geschätzten Selbstkosten der Erzeuger und die vor- 
aussichtlichen Preise für Einkellerungskartoffeln 
durch Flugblätter und Presseveröffentlichung be- 
kanntgaben und alle Kartoffelerzeuger aufforder- 
ten, Verkaufsdisziplin zu halten und Speisekartof- 
feln nicht unter den Selbstkosten zu verkaufen. Das 
Verhalten der Verbände ist vom Bundeskartellamt 
als eine an die Erzeuger gerichtete Empfehlung 
angesehen worden, nicht unter dem Mindestpreis 
der zahlenmäßig genannten Selbstkosten zu verkau- 
fen. Derartige Empfehlungen sind ordnungswidrig 
nach § 38 Abs. 2 Satz 2, wenn durch gleichförmiges 
Verhalten der Empfehlungsempfänger das Verbot 
der Preisabsprache (§ 1) umgangen wird; denn den 
nach § 100 Abs. 1 privilegierten Erzeugerbetrieben 
und ihren Vereinigungen ist es nicht erlaubt, Preise 
durch Verträge oder Beschlüsse zu binden. Obwohl 
die eingeleiteten Ermittlungen nicht den Nachweis 
erbracht haben, daß die Empfehlungen befolgt wor- 
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den sind, hat der Deutsche Bauernverband dem Rat 
des Bundeskartellamtes entsprochen und alle ihm 
angeschlossenen Verbände über das Verbot der 
Preisempfehlungen belehrt. 


2. Milcherzeugung (78 16 00) 

Eine genossenschaftliche Molkereizentrale in 
Norddeutschland hat durch einstimmige Satzungs- 
änderung alle angeschlossenen Molkereien ver- 
pflichtet, die hergestellte Butter an die Zentrale 
abzuliefern, „soweit sie nicht zur Abgabe an Ge- 
nossen und Milchlieferanten sowie für den Klein- 
verkauf an die den Molkereien nahegelegenen 
Einzelhandelsgeschäfte und Großverbraucher be- 
stimmt ist''. Der Vorstand ist ermächtigt worden, 
„in Ausnahmefällen mit einzelnen Meiereien 
Sonderabmachungen zu treffen". Das Registergericht 
hatte die Eintragung der Satzungsänderung zunächst 
abgelehnt, da der Andienungsbeschluß der Zentrale, 
die als Vereinigung von Erzeugervereinigungen 
(Molkereigenossenschaften) anzusehen ist, zu einem 
Ausschluß des Wettbewerbs führe und deshalb 
nicht nach § 100 Abs. 1 vom Verbot nach § 1 aus- 
genommen sei. Das Landgericht hat im Beschwerde- 
verfahren die Marktsituation geprüft und die Auf- 
fassung vertreten, daß infolge der beschlossenen 
Andienungspflicht ein Ausschluß des Wettbewerbs 
noch nicht eingetreten sei (WuW/E LG/AG 214). Der 
Beschluß ist nach Eintragung in das Genossenschafts- 
register rechtswirksam geworden und dem Bundes- 
kartellamt nach § 100 Abs. 1 Satz 2 gemeldet wor- 
den. Vom Bundeskartellamt ist geprüft worden, in 
welchem Umfange und nach welchen Gesichts- 
punkten der Vorstand der Zentrale den Molkereien 
Ausnahmen von der Andienungspflicht einräumt. 
Hierbei wurde festgestellt, daß der Vorstand mit 
fast der Hälfte der angeschlossenen Molkereien 
Sonderabmachungen getroffen hat. Der Vorstand 
der Molkereizentrale hat erklärt, daß Ausnahmen 
stets gewährt werden, wenn infolge Praktizierung 
der Andienungspflicht „Geschäftsverbindungen 
unterbrochen werden würden oder eine Verteuerung 
oder Erschwerung des Absatzes erwartet werden 
müßte (Frachtbelastung, Verlängerung des Weges 
zum Kunden)". Nach diesen Feststellungen liegt ein 
Ausschluß des Wettbewerbs nicht vor; der gemel- 
dete Beschluß fällt damit unter die Ausnahme- 
regelung nach § 100 Abs. 1. Das Bundeskartellamt 
beobachtet aber die Praktizierung weiter daraufhin, 
ob der einer Rationalisierung beim Butterabsatz 
dienende Beschluß in Einzelfällen zur Diskriminie- 
rung (§ 26 Abs. 2) führt. 

Verschiedene Molkereien beabsichtigen, die Lie- 
ferung von Trinkmilch mit dem Absatz anderer 
Molkereiprodukte zu koppeln, indem sie den ihnen 
durch Verwaltungsanordnung (§ 2 Milch- und Fett- 
gesetz) zugewiesenen Trinkmilchabnehmern beim 
Bezug aller oder einer Mindestmenge sonstiger 
Molkereiprodukte einen günstigeren Milchpreis oder 
einen Sonderrabatt auf den Milchpreis anbieten woll- 
ten. Das beabsichtigte Verhalten der Molkereien 
hätte gegen § 26 Abs. 2 verstoßen. Die Trinkmilch- 
molkereien haben in den ihnen zugewiesenen Liefer- 


bezirken eine marktbeherrschende Stellung und 
unterliegen deshalb dem Diskriminierungsverbot 
(WuW/E BGH 407). Das Fordern unterschiedlicher 
Milchpreise von den zugewiesenen Abnehmern 
wurde vom Bundeskartellamt als eine unterschied- 
liche Behandlung beurteilt, für die ein sachlich 
gerechtfertigter Grund nicht nachgewiesen werden 
konnte. Da weitere kartellrechtliche Bedenken auch 
aus § 22 Abs. 3 wegen mißbräuchlicher Ausnutzung 
der marktbeherrschenden Stellung erhoben werden 
mußten, haben die Molkereien auf Anraten ihres 
Zentralverbandes von dem beabsichtigten Verhal- 
ten Abstand genommen. 

über 60 Molkereien, die zur Versorgung eines 
großstädtischen Trinkmilchmarktes zugelassen wa- 
ren, hatten sich zu einer Milcheinfuhrgenossenschaft 
zusammengeschlossen, zentrale Trinkmilchabfüll- 
betriebe errichtet und sich schon vor Inkrafttreten 
des GWB verpflichtet, den ihnen zugewiesenen 
Markt mit Flaschenmilch oder abgepackter Milch nur 
durch die Einfuhrgenossenschaft zu beliefern, bei der 
Lieferung einheitliche Zahlungsbedingungen anzu- 
wenden, der Einfuhrgenossenschaft das Inkasso zu 
übertragen und sich nicht an Genossenschaften ähn- 
licher Art zu beteiligen. Diese Beschlüsse waren dem 
Bundeskartellamt nach § 106 Abs. 3 gemeldet wor- 
den. Die Prüfung der Anmeldung hat ergeben, daß 
eine Meldepflicht (§ 100 Abs. 1 Satz 2, § 106 Abs. 3) 
nicht bestand. Soweit die Beschlüsse den Absatz von 
Milch in Flaschen oder Packungen betrafen, hatte 
die zuständige Landesbehörde durch Verwaltungs- 
anordnung der Einfuhrgenossenschaft ein ausschließ- 
liches Liefermonopol eingeräumt (§ 2 Milch- und 
Fettgesetz) und hierdurch den Wettbewerb der 
Trinkmilchmolkereien ausgeschlossen. Derartige 
Beschränkungen des Wettbewerbs sind nach § 100 
Abs. 8 von einer Anwendung des GWB ausgenom- 
men. Auch die übrigen Beschlüsse wurden vom Ver- 
bot nach § 1 nicht berührt, da, wie die Prüfung 
ergeben hat, die beteiligten Molkereien auch inso- 
weit nicht im Wettbewerb stehen, weil die Bezugs- 
und Absatzverhältnisse auf dem betroffenen Trink- 
milchmarkt lückenlos durch Verwaltungsanordnun- 
gen nach § 2 Milch- und Fettgesetz bestimmt sind. 
Daher unterliegt ihre Praktizierung nicht der Miß- 
brauchsaufsicht nach § 104. 


3. Weinbau (78 30 00) 

Anläßlich der Anmeldung einer Preisbindung 
wurde geprüft, ob Wein, der nicht aus gleicher 
Ernte stammt, die Voraussetzungen für eine Marken- 
ware nach § 16 Abs. 2 erfüllen kann, da die erfah- 
runggemäß von Jahr zu Jahr schwankenden Quali- 
täten der einzelnen Herkünfte im allgemeinen kaum 
noch als geringfügige naturbedingte Qualitäts- 
schwankungen (§ 16 Abs. 3) angesehen werden 
können. Dabei wurde festgestellt, daß infolge struk- 
tureller Marktveränderungen die Erzeugung grö- 
ßerer Mengen einheitlicher Weine notwendig ge- 
worden ist. Das preisbindende Unternehmen konnte 
nachweisen, daß die vor allem witterungsbedingten 
Schwankungen in der Qualität der Weintrauben da- 
durch ausgeglichen werden, daß Trauben von ein- 
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heitlich angebauten Rebsorten aus einem größeren, 
durch besondere klimatische Bedingungen gekenn- 
zeichneten Gebiet, das verschiedene Lagen umfaßt, 
einbezogen werden. Diese Trauben werden nach 
ihrer Qualität geprüft und in größeren Mengen so 
zusammengestellt, daß hieraus ein Jahr für Jahr in 
der Qualität gleichbleibender Wein erzeugt werden 
kann. 

4. Gartenbau (78 58 00) 

Ein Unternehmen, das Pflanzenzucht betreibt und 
bei einer besonderen, für den Gartenbau wichtigen 
Gemüsesorte marktbeherrschend ist, hatte die Ab- 
nehmer seines Saatgutes nicht nur zur Einhaltung 
bestimmter Preise für Gemüsesaatgut verpflichtet 
(§ 100 Abs. 3), sondern hatte ihnen unter Ausnut- 
zung seiner Marktstellung weitere vertragliche Bin- 
dungen auferlegt. Die Abnehmer wurden insbeson- 
dere verpflichtet, Schutzrechte des Unternehmens 
an nach dem Saatgutgesetz nicht schutzfähigem 
Blumensaatgut anzuerkennen und durch entspre- 
chende Verträge sicherzustellen, daß auch ihre Ab- 
nehmer die Schutzrechte nicht verletzen. Das U' 
nehmen forderte hierbei die Verpflichtung, beim 
Blumensaatgutbezug von anderer Seite zu prüfen 
und notfalls nachzuweisen, daß es sich nicht um in 
unerlaubtem Nachbau erzeugtes Saatgut handele. 
Die Abnehmer waren verpflichtet, dem Unternehmen 
alle Schutzrechtsverletzungen zu melden. Vertrags- 
strafen sollten die Verpflichtungen sichern. In die 
Katalogangebote der Abnehmer sollten umfang- 
reiche Hinweise auf die Schutzrechte des Unterneh- 
mens aufgenommen werden; alle Kataloge und ver- 
vielfältigten Angebote der Abnehmer sollten dem 
Unternehmen vorgelegt werden. Die von dem 
Pflanzenzuchtunternehmen praktizierten Verträge 
sind nach § 100 Abs. 4 zwar von der besonderen 
Mißbrauchsaufsicht nach § 18 freigestellt, unter- 
liegen aber der allgemeinen Mißbrauchsaufsicht 
nach § 104. Die auf Grund der Marktbeherrschung 
bei Gemüsesaatgut erzwungene Bindung der Ab- 
nehmer in bezug auf Blumensaatgut ist als Miß- 
brauch der Freistellung von § 100 angesehen worden. 
Das Pflanzenzuchtunternehmen hat die Vertriebs- 
verträge geändert und das mißbräuliche Verhalten 
aufgegeben. 

Der Fleurop-Vereinigung ist die Erlaubnis zu 
einem Rationalisierungskartell nach § 5 Abs. 2 
und 3 erteilt worden (Tätigkeitsbericht 1961 S. 51). 
Die Fleurop-Geschäftsbedingungen enthalten zwei 
Rationalisierungsregelungen. Die erste schafft die 
Grundlage für eine ausgedehnte Blumenspenden- 
vermittlung durch Benennung und Abgrenzung des 
zur Vermittlung und Ausführung bereiten und ver- 
pflichteten Kreises von Blumengeschäften. Die zweite 
Rationalisierungsregelung liegt in der Vereinbarung 
von Einzelheiten der Vertragsgestaltung. Jede der 
beiden Regelungen setzt sich aus mehreren Verpflich- 
tungen zusammen, die die Handlungsfreiheit der 
einzelnen Blumengeschäftsinhaber im Wettbewerb 
beeinträchtigen. Das Bimdeskartellamt hat entschie- 
den, daß auch eine Bündelung mehrerer Wett- 
bewerbsbeschränkungen eine Rationalisierungsrege- 
lung nach § 5 Abs. 2 Satz 1 sein kann, wenn jede 


dieser Wettbewerbsbeschränkungen allein die Ratio- 
nalisierung in den Betrieben nicht oder nur unvoll- 
kommen erreichen könnte, dieses Ziel vielmehr 
nur durch das Zusammenwirken der einzelnen Wett- 
bewerbsbeschränkungen erreicht wird, von denen 
aber zur Erreichung des Zieles auch jede einzelne 
notwendig ist. 

Die Fleurop-Regelung ist eine Rationalisierungs- 
regelung, die ihrem Wesen und ihrer Bedeutung 
nach auf dauernde Geltung gerichtet ist; denn bei 
Beseitigung der Regelung würde der Rationalisie- 
rungserfolg wieder entfallen. Die Erlaubnis ist des- 
halb auf die Dauer von sechs Jahren erteilt worden, 
wobei ferner berücksichtigt worden ist, daß die Ein- 
holung der Zustimmungserklärungen von mehr als 
6000 Mitgliedern für eine Verlängerung der Erlaub- 
nis einen großen Arbeitsaufwand erfordert. 

Die Prüfung eines anderen Unternehmens der 
Blumenspendenvermittlung (Tätigkeitsbericht 1961 
S. 51) ist, soweit die Verträge den innerdeutschen 
Verkehr betreffen, noch nicht abgeschlossen, weil 
die vertraglichen Grundlagen von einer Veräuße- 
rung des Geschäftsbetriebes berührt worden sind 
und Änderungen einzelner vertraglicher Regelungen 
bevorstehen. 

5. Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Land- und 
Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, Fischerei 
und Jagd (78) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

bis 

1963 

Verkehr swirtschaft (79) 

Der der Kleinen Verkchrsreform des Jahres 1961 
mit zugrunde liegende Gedanke, den Verkehr an die 
soziale Marktwirtschaft heranzuführen, ist auch im 
Jahre 1963 nicht in dem erwarteten Maße verwirk- 
licht worden. Insbesondere blieb die Belebung des 
Preiswettbewerbs innerhalb der einzelnen Verkehrs- 
träger weiter aus. Während der Güterfernverkehr 
und die Binnenschiffahrt von der Möglichkeit, 
Höchst-Mindest-Tarife festzusetzen, im Berichtszeit- 
raum wieder keinen Gebrauch gemacht haben, war 
der Güternahverkehr sogar bestrebt, die Marge von 
10 V. H. über und 30 v. H. unter dem Richtpreis 
nicht unerheblich zu verringern. Inwieweit der 
Bericht des Bundesministers für Verkehr betreffend 
Verzerrungen der Wettbewerbsbedingungen im bin- 
nenländischen Güterverkehr — Drucksache IV/1449 
— zur Intensivierung des Wettbewerbs der Ver- 
kehrsträger untereinander beitragen wird, bleibt 
abzuwarten. Die Richtlinien über die Genehmigung 
der Verkehrstarife (Tätigkeitsbericht 1962 S. 64) bat 
der Bundesminister für Verkehr bisher noch nicht 
bekanntgemacht. 

Bei Erörterungen mit Verkehrsträgern über die 
Anwendung des § 99 Abs. 1 Halbsatz 1 bestand 
verschiedentlich Anlaß, darauf aufmerksam zu 
machen, daß nur Verträge, Beschlüsse und Empfeh- 
lungen vom GWB freigestellt sind, nicht aber z. B. 
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eine marktbeherrschende Stellung im Sinne von 
§ 22 Abs. 1 und 2. Es mußte auch der Ansicht wider- 
sprochen werden, daß zwischen Halbsatz 1 und 
Halbsatz 2 des § 99 Abs. 1 insofern ein Unterschied 
bestehe, als die nach Halbsatz 2 freigestellten Ver- 
träge nicht eine Verkehrsleistung oder Verkehrs- 
nebenleistung zum Gegenstand haben müßten. Auch 
mußte klargestellt werden, daß nach § 99 Abs. 1 
Halbsatz 2 genehmigungsbedürftige Verträge zwi- 
schen Verkehrsträgern nicht schlechthin vom GWB 
freigestellt sind. Für eine Freistellung kommen viel- 
mehr ebenso wie nach § 99 Abs. 1 Halbsatz 1 nur 
Verträge und Beschlüsse in Frage, die Verkehrs- 
leistungen oder Verkehrsnebenleistungen zum 
Gegenstand haben. 

Die Prüfung des Gesellschaftsvertrages einer 
Kommanditgesellschaft, durch den sich über 50 Luft- 
frachtspediteure zu einer Luftfracht-Sammelspedition 
zusammengeschlossen haben, hat ergeben, daß der 
Gesellschaftsvertrag nicht nach § 99 Abs. 1 vom 
GWB freigestellt ist. Er ist weder auf Grund einer 
Rechtsvorschrift im Sinne von § 99 Abs. 1 zustande 
gekommen noch nach einer solchen Rechtsvorschrift 
genehmigungsfähig. Der Gesellschaftsvertrag ist 
unter Hinweis auf § 1 beanstandet worden, weil er 
den Gesellschaftern untersagte, eigene Sammel- 
ladungen durchzuführen und vom Kundentarif der 
Kommanditgesellschaft abzuweichen. Die Gesell- 
schafter haben durch Vertragsänderung der Bean- 
standung in vollem Umfange Rechnung getragen. 

Die Hersteller von Fernsprechnebenstellenanlagen 
haben ihre Preise einheitlich um 12 v. H. erhöht. 
Der von mehreren Abnehmern von Fernsprechneben- 
stellenanlagen geäußerte Verdacht einer Preisab- 
sprache hat sich indessen nicht bestätigt. Die Ermitt- 
lungen haben vielmehr ergeben, daß die privaten 
Hersteller von Fernsprechnebenstellenanlagen ihre 
Preise lediglich den Entgelten angepaßt haben, die 
für die Deutsche Bundespost durch die Verordnung 
zur Änderung der Fernsprechgebührenvorschriften 
vom 19. Dezember 1962 (BAnz Nr. 241 vom 21. De- 
zember 1962) neu festgesetzt worden sind. Eine 
Preisabsprache der Flersteller von Fernsprechneben- 
stellenanlagen wäre nicht nach § 99 Abs. 1 Halb- 
satz 1 vom GWB freigestellt, weil lediglich die Ent- 
gelte der Deutschen Bundespost, nicht jedoch auch 
die Entgelte der privaten Hersteller durch Rechts- 
verordnung festgesetzt werden, eine Berufung auf 
die Festsetzung von Entgelten durch Rechtsverord- 
nung aber nur dann möglich ist, wenn die Rechts- 
verordnung für alle an einem Vertrag oder Beschluß 
Beteiligten gilt. 

Nach § 99 Abs. 2 Nr. 3 sind zwei neue Verträge 
und acht Vertragsänderungen angemelclet worden. 
Davon sind drei Änderungen an die zuständigen 
Landeskartellbehörden abgegeben worden. Die an- 
gemeldeten Verträge haben den Güterumschlag, die 
Güterbeförderung und Gütcrlagerung und damit 
verbundene Nebenleistungen zum Gegenstand, sie 
gelten für einen Seehafen und im übrigen für 
Binnenhäfen. 

Bei den bekanngewordenen Empfehlungen, die 
alle nach § 99 Abs. 2 Nr. 3 grundsätzlich zulässig 
waren, hat das Bundeskartellamt weiter darauf 


geachtet, daß diese Empfehlungen ihrem Inhalt nach 
klar sind und ihren Urheber sowie die Tatsache 
ihrer Unverbindlichkeit erkennen zu lassen. Die die 
Empfehlungen aussprechenden Unternehmensver- 
einigungen haben sich ausnahmslos bereit gefunden, 
insoweit unterlaufene Mängel abzustellen. Drei 
Empfehlungen hat das Bundeskartellamt in eigener 
Zuständigkeit bearbeitet. Bei der Überprüfung 
zweier weiterer Empfehlungen, für die Landeskar- 
lellbehörden zuständig waren, hat es nach § 51 
Abs. 3 mitgewirkt. 


Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Verkehrswirt- 
schaft (79) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

1959 Ein Verkehrsunternehmen erwarb eine Be- 
teiligung an einer Omnibusgesellschaft. 

1960 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

1961 Ein Verkehrsunternehmen erwarb sämtliche 
bzw. die Mehrheit der Anteile an zwei 
Omnibusgesellschaften. 

1962 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

1963 1. Ein Verkehrsunternehmen erwarb sämt- 

liche Anteile an einer Omnibusgesell- 
schaft. 

2. Ein Unternehmen, das sich auf dem 
Gebiet der Tankspedition betätigt, er- 
warb sämtliche Anteile an einem Spedi- 
tionsunternehmen. 


Banken (80), Versicherungen (81) 

Die Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1963 hat 
den Wettbewerb im Kreditwesen begünstigt. Das 
gilt besonders für den Werbungswettbewerb. Auch 
in dem Wettbewerb mit Preisen und Konditionen 
hat sich eine gewisse Lockerung gezeigt. Er ist aller- 
dings noch immer durch die staatliche Habenzinsrege- 
lung, Konditionenlisten und einige Verbandsempfeh- 
lungen beeinflußt; insbesondere beschränken die 
Vorschriften des Habenzinsabkommens den Wettbe- 
werb, indem sie für Einlagen mit einer Laufzeit oder 
Kündigungsfrist bis zu vier Jahren Höchstsätze vor- 
sehen. Eine neue Zinsregelung wird zur Zeit von 
den zuständigen Stellen vorbereitet. Im Einlagen- 
geschäft — und zwar auch im Kleingeschäft, z. B. für 
prämienbegünstigte Spareinlagen — wird jetzt von 
der im Hahenzinsabkommen schon bisher vorgese- 
hene Befugnis, für Einlagen, die für mehr als vier 
Jahre festgelegt sind, höhere Zinssätze zu bewilli- 
gen, Gebrauch gemacht. Im Aktivgeschäft werden 
nach wie vor die in der staatlichen Zinsregelung 
als Höchstsätze festgesetzten Sollzinsen unterschrit- 
ten. Das gilt vor allem für Großkunden. Es hat sich 
aber gezeigt, daß es auch mittleren und kleineren 
Kreditnehmern bei geschickter Vcrhandlungsführung 
gelingt, günstigere Sünderabmachungen hinsichtlich 
des Zinssatzes — wenn auch in geringerem Aus- 
maße — zu erlangen. 
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Eine besondere Eigenart des Kreditgewerbes ist 
es, daß Wettbewerb zwischen den einzelnen Grup- 
pen besteht, während er innerhalb einiger dieser 
Gruppen kaum vorhanden ist. Das gilt vor allem 
für die Sparkassen und gewerblichen und ländlichen 
Kreditgenossenschaften. Bei den Sparkassen ist es 
auf das für sie geltende Regionalprinzip zurückzu- 
führen; bei den Kreditgenossenschaften ergibt sich 
das aus ihrem örtlich begrenzten Mitgliederkreis 
sowie aus ihren Satzungen und dem Gesetz. Inner- 
halb des privaten Bankgewerbes, des privaten Real- 
kreditgewerbes und des Teilzahlungskreditgewerbes 
ist Wettbewerb dagegen auch innerhalb der 
Gruppen festzustellen. Soweit Wettbewerb nur zwi- 
schen den Gruppen, nicht aber innerhalb einer Grup- 
pe von Kreditinstituten gegeben ist, sind viele 
Unternehmen dazu übergegangen, Bankverbindun- 
gen mit Kreditinstituten aufzunehmen, die verschie- 
denen Gruppen angehören, um auf diese Weise die 
günstigsten Konditionen auszuhandeln. Für den 
Gruppenwettbewerb charakteristisch sind die Ge- 
meinschaftskondilionen für Kleinkredite und An- 
schaffungsdarlehen, die zunächst innerhalb der Spar- 
kassenorganisation, sodann auch innerhalb des pri- 
vaten Bankgewerbes ins Leben gerufen worden sind. 
Sie ersparen den kleinen Kreditinstituten der Gruppe 
die eigene Kalkulation und schaffen in der Öffent- 
lichkeit eine Werbewirkung, wie sie das einzelne 
Kreditinstitut allein in gleicher Weise nicht erzielen 
könnte. 

Folgende horizontale Empfehlungen, die zum 
großen Teil auf Rationalisierungsgründen beruhen, 
sind aus dem Kreditgewerbe im Berichtszeitraum 
gemeldet worden: 

Der Verband öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 
e. V. hat „Grundsätze für die Abbuchung von 
Rundfunkgebühren von Girokonten und Konten 
in laufender Rechnung bei Kreditinstituten" emp- 
fohlen. Die Grundsätze sind vom Bundespost- 
ministerium und den Spitzenverbänden des Kre- 
ditgewerbes aufgestellt worden. 

Derselbe Verband hat Richtlinien für die Aus- 
führung von Dauerüberweisungsaufträgen bei 
Verwendung von Endlosvordrucken empfohlen. 
Die Richtlinien sind von den Spitzenverbänden 
des Kreditgewerbes zusammen mit der Deutschen 
Bundesbank ausgearbeitet worden. 

„Einheitliche Richtlinien und Gebräuche für Doku- 
menten- Akkreditive (Revision 1962)" sind vom 
Deutschen Sparkassen- und Giroverband sowie 
vom Verband öffentlich-rechtlicher Kreditanstal- 
ten empfohlen worden. 

Neue „Geschäftsbedingungen für Anderkonten 
und Anderdepots von Rechtsanwälten und Nota- 
ren (Fassung Dezember 1962)" sind vom Bundes- 
verband des privaten Bankgewerbes und dem 
Deutschen Sparkassen- und Giroverband empfoh- 
len worden. 

Der Deutsche Genossenschaftsverband (Schulze- 
Delitzsch) hat „Richtlinien für die Aktion zur För- 
derung der Existenzgründung von Handwerkern, 
Händlern, Gewerbetreibenden und freien Beru- 
fen", in denen Angaben u. a. über die Höhe des 


Darlehns, Verzinsung, Provision und Laufzeit ge- 
macht werden, den Volksbanken zur Anwendung 
empfohlen. 

Vom Deutschen Raiffeisenverband sind Richtlinien 
für Kredithilfen an den gewerblichen Mittelstand 
allen ihm angcschlossenen Kredit-Gcnosenschaf- 
ten zur Beachtung empfohlen worden; es wird 
betont, daß vorzugsweise ein Nettozinssatz be- 
rechnet und von der Forderung monatlicher Sätze, 
die sich nach der Höhe des Ursprungsdarlehns 
richten, Abstand genommen werden soll. 

Grundsätze über die Errichtung von Zweigstellen 
durch Kreissparkassen in kreisangehörigen Orten, 
in denen andere Sparkassen tätig sind, hat der 
Deutsche Sparkassen- und Giroverband aufgestellt 
und den angeschlossenen Sparkassen Vorschläge 
für ein Verfahren vorgelegt, das bei Errichtung 
von Zweigstellen eingeschlagen werden soll. 

Zwischen der Deutschen Bundesbank und den 
Spitzenverbänden des Kreditgewerbes ist das „Ab- 
kommen zur Vereinfachung des Einzugs von Order- 
schecks" abgeschlossen und gemäß § 102 Abs. 1 
gemeldet worden. Wenn es auch überwiegend Fra- 
gen der technischen Abwicklung betrifft, die sich 
nur auf das Verhältnis der Kreditinstitute unterein- 
ander bezieht, so liegt eine Wettbewerbsbeschrän- 
kung darin, daß sich die Kreditinstitute verpflichten, 
vor der Abgabe von Vordrucken für Orderschecks 
an ihre Kunden diesen gegenüber die Geschäfts- 
bedingungen dahin zu ändern, daß jedes Kredit- 
institut gegen Vorlage der innerhalb der Vorle- 
gungsfrist vorgelegten und nicht bezahlten Schecks 
Zahlung vom Aussteller verlangen kann. 

In der Kraftfahrtversicherung haben sich mehrere 
an der Versicherung eines großen Bestandes be- 
teiligte Mitversicherungsunternehmen dahin abge- 
sprochen, daß der Unternehmenstarif des einen Ver- 
sicherungsunternehmens auch von den übrigen Mit- 
versicherern für ihre Beteiligungsquote anzuwen- 
den ist. Die beteiligten Versicherungsunternehmen 
haben dementsprechend die preisrechtliche Geneh- 
migung auf Grund von § 16 Abs. 4 der VOPR 
Nr. 15/59 erhalten, wonach der Unternehmenstarif 
von allen Mitversicherern für ihre Beteiligungs- 
quote angewendet wird. Die beteiligten Versiche- 
rungsgesellschaften binden sich für den ganzen zu 
versichernden Bestand hinsichtlich des Inhalts der 
Versicherungsverhältnisse, der Schadensregelung 
usw. Das Bundeskartellamt hat die Gesellschaften 
deshalb darauf hingewiesen, daß zur zivilrechtlichen 
Gültigkeit der Absprache ihre Meldung nach § 102 
Abs. 1 neben der preisrechtlichen Anmeldung er- 
forderlich ist. 

In der Fluß-Kasko-Versicherung haben sämtliche 
Mitglieder des Deutschen Transport-Versicherungs- 
Verbandes ein Kartell gemäß § 102 Abs. 1 angemel- 
det, das die Kartellmitglieder zur Anhebung der 
Prämien für diejenigen Versicherungsverträge ver- 
pflichtet, deren Schadensverlauf zu Bedenken An- 
laß gibt. Für Versicherungsverträge, bezüglich derer 
sich eine Schadensquote von 70 v. H. und mehr 
ergeben hat, verpflichten sich die Kartellmitglieder 
zu prozentualen Erhöhungen der Prämie, entspre- 
chend der Schadensquote des einzelnen Vertrages. 


63 



Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Die Prämienerhöhung fällt weg, sobald eine be- 
stimmte tragbare Schadensquote wieder erreicht ist. 
Eine Stellungnahme des Bundesaufsichtsamtes für 
das Versicherungs- und Bausparwesen steht noch 
aus. 

Ferner ist in der industriellen und großgewerb- 
lichen Feuerversicherung ein Prämienkartell am 
16. Dezember 1963 gegründet worden. 

Bei Prämienkartellen dieser Art erörtert das Bun- 
deskartellamt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
aufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen neben Einzelfragen vor allem die grundsätz- 
lichen Fragen, bei wieviel Versicherungsunterneh- 
men die Schadensquote angestiegen ist, auf welchen 
Ursachen das Ansteigen beruht und ob nicht auf 
anderen Wegen in dem erforderlichen Umfang durch 
Prämienerhöhung oder auf andere Weise ein Sin- 
ken der Schadensquote erreicht werden kann. 

Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 in den Bereichen Banken 
(80), Versicherungen (81) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusammenschlüsse 

bis 

1960 

1961 Ein Unternehmen, das sich mit der allge- 
meinen Versicherung befaßt, erwarb eine 
Mehrheitsbeteiligung an einer Gesellschaft, 
die sich auf dem Gebiet der Rechtsschutz- 
versicherung betätigt. 

1962 Keine Unternehmenszusamnienschlüsse 
bis 

1963 


Versorgungswirtschaft (82) 

Der Strompreisvergleich, der von vier Sachver- 
ständigen im Auftrag der EWG-Kommission durch- 
geführt worden ist, hat bestätigt, daß die durch- 
schnittlichen Strompreise für einzelne Abnehmer- 
gruppen in der Bundesrepublik Deutschland erheb- 
lich höher sind als in anderen Ländern der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. Auch innerhalb 
der Bundesrepublik weisen die Strompreise starke 
Unterschiede auf. Sie beruhen z. T. auf den sehr 
unterschiedlichen Erzeugungs- und Verteilungs- 
kosten. Daneben wirken sich aber auch die unter- 
schiedliche Preispolitik und die Einschaltung zusätz- 
licher Verteilerunternehmen aus, die ihren End- 
abnehmern höhere Strompreise berechnen als die 
vorgelagerten Unternehmen. Für die Wettbewerbs- i 
fähigkeit eines Industrieunternehmens ist es oft von 
erheblicher Bedeutung, zu welchem Preis es elek- 
trische Energie beziehen kann. Ein an einen be- 
stimmten Standort gebundener Abnehmer hat aber 
regelmäßig nicht die Möglichkeit, zwischen Ange- 
boten verschiedener Versorgungsunternehmen zu 
wählen. Die Leitungsgebundenheit der Elektrizität, 
energierechtliche Vorschriften und Demarkations- 
und Konzessionsverträge lassen in der Regel einen 
Wettbewerb nicht zu. Das Bundeskartellamt hat sich i 
gegenüber dem Bundesministerium für Wirtschaft I 


I dafür ausgesprochen, daß die Freistellung der 
Demarkationsverträge in § 103 Abs. 1 Nr. 1 auf- 
gehoben wird, da die Voraussetzungen dieser mehr- 
fach als Ubergangsvorschrift bezeichneten Bestim- 
I mung heute nicht mehr vorliegen. Wenn die allge- 
j meinen Vorschriften des GWB, insbeondere das 
Kartellverbot des § 1, auf die Demarkationsverträge 
ebenso wie auf entsprechende Verträge anderer 
Wirtschaftszweige angewendet werden können, 
wird ein Wettbewerb zwischen den Versorgungs- 
unternehmen bei Aufrechterhaltung der sonstigen 
rechtlichen Wettbewerbsbeschränkungen und tech- 
nisch bedingten Wettbewerbshindernissen zwar nur 
in einem begrenzten Umfange ermöglicht werden. 
Das wird aber die Versorgungsunternehmen zu grö- 
ßerer Vorsicht bei der Preisgestaltung veranlassen, 
ohne daß dadurch die sichere und wirtschaftliche 
Versorgung beeinträchtigt wird. 

Die deutsche Gaswirtschaft befindet sich in einer 
tiefgreifenden Strukturveränderung, von der beson- 
ders die Ortsgaswirtschaft betroffen ist. Diese Unter- 
nehmen, die vorwiegend auf Kohlebasis arbeiteten, 
i sind schon zu einem erheblichen Teil dazu überge- 
gangen, ihre eigenen Gaserzeugungsanlagen ganz 
oder teilweise stillzulegen und das benötigte Gas 
I statt dessen von anderen Unternehmen zu beziehen. 

I Dabei haben kommunale Gasversorgungsunterneh- 
j men verschiedentlich Gemeinschaftsunternehmen ge- 
I gründet, deren Aufgabe es ist, für ihre Gesellschafter 
I Gas einzukaufen und die notwendigen Fernleitungen 
zu verlegen und zu betreiben. Bei der Gründung die- 
I ser Gemeinschaftsunternehmen wurden unterschied- 
I liehe Wettbewerbsbeschränkungen vereinbart, 
i 

i ln einem dieser Fälle haben die Versorgungs- 
unternehmen untereinander keine wettbewerbsbe- 
; schränkenden Vereinbarungen getroffen. Die Unter- 
! nehmen sind deshalb nicht verpflichtet, Gasliefe- 
I rungsangebote des Gemeinschaftsunternehmens be- 
I vorzugt zu berücksichtigen. Die im Gesellschaftsver- 
trag festgelegte Beschränkung, nach der das Gemein- 
schaftsunternehmen bei der Versorgung von Letzt- 
verbrauchern nicht mit seinen Gesellschaftern in 
Wettbewerb treten darf, ist kartellrechtlich unbe- 
denklich. Derartige Beschränkungen des Tätigkeits- 
bereichs eines Unternehmens durch Gründungsver- 
trag oder durch Beschluß seiner Gesellschafter fallen 
nicht unter § 1, der nur dann anwendbar ist, wenn 
sich die am Vertrag oder Beschluß beteiligten Unter- 
nehmen in ihrer Handlungsfreiheit beschränken. 
Diese Voraussetzung ist aber dann nicht erfüllt, 
wenn Unternehmen ein Gemeinschaftsunternehmen 
gründen und dabei durch Beschränkung des Gesell- 
schaftszweckes verhindern, daß ihnen das neue Un- 
ternehmen als zusätzlicher Wettbewerber gegen- 
übertritt. 

ln einem anderen Fall haben sich die an einem 
Gemeinschaftsunternehmen beteiligten Versorgungs- 
unternehmen verpflichtet, in Zukunft Gas grund- 
‘ sätzlich nur noch von ihrem Gemeinschaftsunterneh- 
men zu beziehen. Diese Vereinbarung ist als Ver- 
bundvertrag im Sinne des § 103 Abs. 1 Nr. 4 beim 
Bundeskartellamt angemeldet worden. 

Diese Ausnahmevorschrift stellt jedoch nur be- 
stimmte Verträge frei, durch die sich Versorgungs- 
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unternehmen zum gemeinsamen Vertrieb zusammen- 
schließen, Der Wortlaut der Vorschrift wird durch 
die Regierungsbegründung zu § 77 des Entwurfes 
bestätigt; dort wird als Beispiel eines Verbundver- 
trages im Sinne dieser Vorschrift auf den Zusam- 
menschluß der Ruhrkokereien in der Ruhrgas AG 
hingewiesen. Die Ausnahmevorschrift ist deshalb 
auf Einkaufssyndikate, deren Tätigkeit den Ver- 
kaufssyndikaten genau entgegengesetzt ist, nicht 
anzuwenden. Die beteiligten Versorgungsunterneh- 
men haben deshalb angekündigt, daß sie eine Er- 
laubnis nach § 5 Abs. 2 und 3 beantragen werden^). 

In einem weiteren Fall haben sich die beteiligten 
Versorgungsunternehmen verpflichtet, den Angebo- 
ten ihres Gemeinschaftsunternehmens nur dann den 
Vorzug zu geben, wenn das Angebot günstiger ist 
als entsprechende Angebote Dritter. Dagegen be- 
stehen kartellrechtliche Bedenken, da nicht nur der 
Ausschluß der Handlungsfreiheit, sondern schon 
ihre Beschränkung unter § 1 fällt. Da es bei den in 
der Versorgungswirtschaft üblichen langfristigen 
Lieferverträgen oft fraglich sein kann, welches An- 
gebot das günstigste ist, liegt eine Beschränkung des 
Wettbewerbs im Sinne des § 1 insbesondere dann 
vor, wenn nicht mehr das einzelne Unternehmen 
nach eigenem Ermessen, sondern das Gemeinschafts- 
unternehmen durch seine Organe oder ein vertrag- 
lich vorgesehenes Schiedsgericht darüber verbindlich 
zu entscheiden hat -). 

Im Berichtszeitraum sind 770 Verträge nach § 103 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 angemeldet worden, von denen 
676 an die zuständigen Landeskartellbehörden ab- 
gegeben worden sind; 94 überregionale Verträge 
werden vom Bundeskartellamt bearbeitet. Damit hat 
sich die Gesamtzahl der seit Inkrafttreten des GWB 
angemeldeten versorgungswirtschaftlichen Verträge 
auf 33 039 erhöht. Insgesamt werden 29 599 von den 
Landeskartellbehörden und 3440 vom Bundeskartell- 
amt bearbeitet. In diesen Zahlen sind nicht nur neu 
abgeschlossene Verträge, sondern auch Vertrags- 
änderungen und Verlängerungen enthalten. 2938 
Verträge nach § 103 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 wurden im 
Berichtszeitraum in das Kartellregister eingetragen, 
davon auf Ersuchen der Landeskartellbehörden 2380 
und auf Anweisung des Bundeskartellamtes 558. 

Im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht hat das Bun- 
deskartellamt die Zulässigkeit der sogenannten Bau- 
kostenzuschuß-Differenzierung geprüft. Die Elektri- 
zitätsversorgungsunternehmen erheben in der Regel 
bei dem Neuanschluß von Abnehmern Zuschüsse zu 
den Kosten des Hausanschlusses und teilweise auch 
zu den Kosten der notwendigen Erweiterung ihrer 
Niederspannungsnetze. Von den anfallenden Kosten 
übernehmen einige Unternehmen einen festen Teil- 
betrag selbst. Andere Unternehmen machen die 
Höhe ihres Anteils von der Stromabnahme abhän- 
gig, die nach der Geräteausstattung der neu anzu- 
schließenden Räume zu erwarten ist. Diese Unter- 
nehmen bieten dem Bauherrn bei der erheblichen 


9 Der angekündigte Antrag ist inzwischen gestellt wor- 
den. 

-) Die beteiligten Unternehmen haben die beanstandete 
Vertragsbestimmung entsprechend geändert. 


Höhe der Hausanschluß- und Netzerweiterungs- 
kosten einen starken Anreiz, vor allem Wohnungen 
ausschließlich mit Elektrogeräten (Herde und Warm- 
wasserbereiter) auszustatten und Gasanschlüsse 
nicht vorzusehen, weil in solchen Fällen die Kosten- 
zuschüsse stark ermäßigt oder sogar ganz erlassen 
werden. Wenn dagegen Elektrizität nur für Beleuch- 
tung und Kleingeräte, aber für Wärmezwecke z. B. 
Gas vorgesehen ist, wird der Kostenzuschuß meist 
bis zur vollen Höhe erhoben. Verzichtet ein Bauherr 
unter diesen Umständen zur Einsparung des Kosten- 
zuschusses auf Gasanschlüsse, ist der Wettbewerb 
des örtlichen Gasversorgungsunternehmens um die 
Mieter als Wärmeenergieabnehmer nahezu ausge- 
schlossen. Da die Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men regelmäßig hinsichtlich der Lichtstromlieferung 
ohne Wettbewerber sind, hat das Bundeskartellamt 
geprüft, ob diese Unternehmen ihre marktbeherr- 
schende Stellung bei der Differenzierung der Kosten- 
zuschüsse nach der Abnahmeerwartung mißbräuch- 
lich ausnützen und ob sie dabei die in ihrem Bereich 
tätigen Gasversorgungsunternehmen unbillig behin- 
dern (§ 22 Abs. 3 Nr. 1 und § 26 Abs. 2). Die Prüfung 
hat ergeben, daß die Voraussetzungen dieser Vor- 
schriften insbesondere dann erfüllt sind, 

a) wenn ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
nur in den Teilen seines Versorgungsgebietes 

I oder nur in den Einzelfällen differenziert, in 
I denen ein Wettbewerb mit Gasversorgungsunter- 
nehmen besteht, 

b) wenn die Differenzierung willkürlich, insbeson- 
dere nicht nach der tatsächlichen Ertragserwartung 
des Anschlusses durchgeführt wird oder 

c) wenn für den reinen Lichtanschluß überhöhte Zu- 
schüsse gefordert werden, um auf diese Weise 
die Wirkung der Kostenzuschuß-Differenzierung 
nach der Ertragserwartung zu verstärken. 

Das Bundeskartellamt hat die Verbände der Ener- 
gieversorgungsunternehmen von diesem Ergebnis 
unterrichtet. Die Vereinigung Deutscher Elektrizi- 
tätswerke hat ihren Mitgliedern die Stellungnahme 
des Bundeskartellamtes mitgeteilt mit dem Hinweis, 
daß auch nach Ansicht der Vereinigung eine Diffe- 
renzierung in den genannten Fällen unzulässig ist. 

Folgende Mißbrauchsverfahren nach § 104, an 
denen das Bundeskartellamt nach § 51 Abs. 3 betei- 
ligt war, wurden bereits von den Landeskartellbe- 
hörden abgeschlossen, so daß kein Anlaß mehr für 
ein Verfahren des Bundeskartellamtes nach § 22 
bestand: 

In einem Stromlieferungsvertrag zwischen zwei 
; Elektrizitätsversorgungsunternehmen (einem Erzeu- 
, ger- und einem Weiterverteilerunternehmen) war 
j neben einer gegenseitigen Gebietsschutzabsprache 
! ein Grenzmengenabkommen enthalten, wonach Son- 
, derabnehmer mit einem Jahresverbrauch von mehr 
: als 750 000 kWh unmittelbar von dem Lieferwerk 
versorgt werden sollten. Später wurde diese Ab- 
nahmegrenze auf 1,5 Millionen kWh erhöht. Für 
einige namentlich genannte Sonderabnehmer war je- 
doch festgelegt, daß sie erst dann zur unmittelbaren 
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Belieferung durch das Lieferwerk zugelassen sind, 
wenn sie 3 Millionen kWh jährlich abnehmen. Einer 
dieser Abnehmer, der wesentlich mehr als 1,5 Millio- 
nen kWh, aber nicht ganz 3 Millionen kWh jährlich 
verbraucht, hat bei der Landeskartellbehörde Nord- 
rhein-Westfalen angeregt, das Grenzmengenabkom- 
men wegen der Diskriminierung derjenigen Sonder- 
abnehmer, die eine höhere Abnahme erreichen müs- 
sen, nach § 104 für unwirksam zu erklären, damit 
auch diese Sonderabnehmer zu niedrigeren Preisen 
von dem Lieferwerk unmittelbar versorgt werden 
können. Demgegenüber hat sich das Verteilerwerk 
darauf berufen, die unterschiedliche Behandlung 
einiger Sonderabnehmer sei historisch begründet. Da 
die unterschiedliche Grenzmengenregelung von der 
Landeskartellbehörde als mißbräuchlich im Sinne 
von § 104 Abs. 1 Nr. 1 angesehen worden ist, hat 
sich das Verteilerwerk bereit erklärt, den betrof- 
fenen Sonderabnehmern die Strompreise des Liefer- 
werkes zu berechnen. Daraufhin hat die Landes- 
kartellbehörde das Mißbrauchsverfahren mit Zustim- 
mung der Beteiligten eingestellt, da die Sonderab- 
nehmer durch die unterschiedliche Behandlung nicht 
mehr benachteiligt waren. Die Versorgungsunter- 
nehmen haben außerdem das Grenzmengenabkom- 
men dahin gehend geändert, daß jeder Sonderabneh- 
mer, der mehr als 2 Millionen kWh jährlich ab- 
nimmt, unmittelbar von dem Lieferwerk versorgt 
wird. 

Ein Industrieunternehmen hat seine Betriebe un- 
mittelbar an der Grenze zwischen den Versorgungs- 
gebieten zweier Versorgungsunternehmen. Nach der 
vertraglich festgelegten Demarkationsgrenze liegen 
die Fertigungsbetriebe im Gebiet des regionalen 
Versorgungsunternehmens. Eine Forschungsanstalt 
jedoch, die das Industrieunternehmen zusammen mit 
einem anderen Unternehmen desselben Konzerns 
betreibt und die nur durch einen öffentlichen Weg 
von den Fertigungsbetrieben getrennt ist, lag nach 
der Demarkationsvereinbarung in dem Gebiet des 
kommunalen Versorgungsunternehmens. Nachdem 
dieses Unternehmen den Stromlieferungsvertrag für 
die Forschungsanstalt gekündigt hatte, um die 
Strompreise zu erhöhen, verlangte das Industrie- 
unternehmen die gemeinsame Belieferung der Fer- 
tigungsbetriebe und der Forschungsanstalt durch das 
regionale Versorgungsunternehmen. Dazu verwei- 
gerte das kommunale Versorgungsunternehmen un- 
ter Berufung auf den Demarkationsvertrag seine Zu- 
stimmung. Daraufhin regte das Industrieunterneh- 
men bei der Landeskartellbehörde Nordrhein-West- 
falen an, den beteiligten Versorgungsunternehmen 
durch eine Mißbrauchsverfügung aufzugeben, den 
Anschluß der Forschungsanstalt an die Fertigungs- 
betriebe und damit die gemeinsame Versorgung 
durch das regionale Versorgungsunternehmen zu ge- 
statten. Noch bevor es zu einer Entscheidung der 
Kartellbehörde kam, haben die Versorgungsunter- 
nehmen den Demarkationsvertrag dahin gehend ge- 
ändert, daß auch die Forschungsanstalt zu dem Ver- 
sorgungsgebiet des regionalen Unternehmens ge- 
hört. Außerdem hat die Gemeinde die Verlegung 
einer Kabelverbindung in die Gemeindestraße ge- 
stattet. Daraufhin hat die Landeskartellbehörde das 
Verfahren eingestellt. 


Ein Industrieunternehmen hat ein neues Prüffeld 
errichtet. Unter Berufung auf einen Demarkations- 
vertrag, nach dem die Grenze zwischen zwei Versor- 
gungsgebieten durch das Gelände des Prüffeldes 
verläuft, hat ein am Vertrag beteiligtes Versorgungs- 
unternehmen gefordert, das Prüffeld solle der Ab- 
grenzung entsprechend von beiden Versorgungs- 
unternehmen mit Elektrizität beliefert werden. Nach- 
dem die Landeskartellbehörde Baden-Württemberg 
ein Verfahren eingeleitet hatte, um zu prüfen, ob das 
Verlangen des Versorgungsunternehmens miß- 
bräuchlich im Sinne von § 104 Abs. 1 Nr. 1 ist, haben 
die beteiligten Versorgungsunternehmen dem Indu- 
strieunternehmen freigestellt, von welchem der bei- 
den Unternehmen es den gesamten Elektrizitätsbe- 
darf des Prüffeldes beziehen will. Da seitdem eine 
Beeinträchtigung des Industrieunternehmens durch 
die Gebietsabgrenzung nicht mehr vorliegt, hat die 
Landeskartellbehörde das Verfahren eingestellt. 

In dem Mißbrauchsverfahren der Landeskartellbe- 
hörde Rheinland-Pfalz gegen die Stadt Kaiserslau- 
tern — Stadtwerke (Tätigkeitsbericht 1962 S. 69) hat 
das Oberlandesgericht Koblenz durch noch nicht 
rechtskräftigen Beschluß vom 21, Juni 1963 die Be- 
schwerde der Stadt Kaiserslautern gegen die Verfü- 
gung der Landeskartellbehörde (WuW/E LKartB 56 
und 58) zurückgewiesen (DB 1963 S. 1673). Auch das 
Beschwerdegericht hat es als mißbräuchlich im Sinne 
des § 104 Abs. 1 Nr. 1 angesehen, daß die Stadtwerke 
höhere Strompreise von den US-Streitkräften for- 
dern, als die Pfalzwerke AG berechnen würde, die 
nur wegen einer zwischen ihr und der Stadt Kaisers- 
lautern getroffenen Demarkationsabrede an der un- 
mittelbaren Versorgung der US-Streitkräfte gehin- 
dert ist. Das Gericht hat darauf hingewiesen, der Ge- 
setzgeber sei bei der Sonderregelung des § 103 da- 
von ausgegangen, daß die versorgungswirtschaft- 
lichen Gebietsschutzverträge regelmäßig der siche- 
ren und wirtschaftlichen Versorgung der Abnehmer 
dienen, und habe deshalb statt einer Vielzahl ein- 
zelner Erlaubnisse nach § 5 Abs. 2 eine generelle 
Ausnahme von § 1 zugelassen. Damit sei aber gleich- 
zeitig durch § 104 den Kartellbehörden die Befugnis 
übertragen worden zu prüfen, ob ein bestimmter 
Gebietsschutzvertrag auch im Einzelfall den generell 
vermuteten Voraussetzungen entspricht, von denen 
der Gesetzgeber bei der Freistellung von dem Ver- 
bot des § 1 ausgegangen ist. Deshalb liege ein Miß- 
brauch im Sinne des § 104 Abs. 1 Nr. 1 vor, wenn 
ein Versorgungsunternehmen von der Möglichkeit, 
sein Versorgungsgebiet durch Gebietsschutzverträge 
gegenüber anderen Versorgungsunternehmen zu 
schützen, einen sach- oder aufgabenwidrigen Ge- 
brauch mache-, das sei der Fall, wenn das Versor- 
gungsunternehmen einen Vertrag nicht zur Siche- 
rung und Verbilligung, sondern zur ungerechtfertig- 
ten Verteuerung der Versorgung benutze. Nach die- 
sen Grundsätzen hat das Beschwerdegericht einen 
Mißbrauch im Sinne des § 104 Abs. 1 Nr. 1 insbeson- 
dere deswegen als erwiesen angesehen, weil die 
Stadtwerke den US-Streitkräften höhere Strompreise 
berechnen als die Pfalzwerke AG, obwohl die Stadt 
Kaiserslautern bis heute weder für den Anschluß 
noch für die Versorgung der US-Streitkräfte notwen- 
dige Leistungen erbracht hat. 
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Überblick über angezeigte Unternehmenszusam- 
menschlüsse nach § 23 im Bereich Versorgungs- 
wirtschaft (82) seit 1958 

1958 Keine Unternehmenszusamnienschlüsse 

bis 

1961 

1962 Zwei Elektrizitäts-Versorgungsunternehmen 
erwarben Beteiligungen an zwei Unterneh- 
men, die sich auf dem gleichen Gebiet be- 
tätigen. 

1963 Ein Gas-Versorgungsunternehmen erwarb 
eine Beteiligung an einem neugegründeten 
Unternehmen, das sich auf dem gleichen 
Gebiet betätigt. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Lizenzverträge 


Die Zahl der anhängigen Verfahren hat sich 
wiederum erheblich vermindert. Das ist einmal auf 
den Rückgang von Neueingängen, zum anderen 
darauf zurückzuführen, daß in der Vergangenheit 
eine Reihe von Rechtsfragen geklärt werden konnte. 
Einschließlich der aus dem Vorjahr übernommenen 
Verfahren lagen 103 Vorgänge mit 364 Verträgen 
zur kartellrechtlichen Prüfung vor. Davon wurden 
71 Vorgänge mit 244 Verträgen abschließend bear- 
beitet. In acht Verfahren ist die Erlaubnis nach § 20 
Abs. 3 erteilt worden, jedoch in mehreren Fällen nur 
mit Beschränkungen und Auflagen (§ 20 Abs. 3 
Satz 2, § 11 Abs. 3). Weitere acht Verfahren erledig- 
ten sich durch Rücknahme der Erlaubnisanträge z. T. 
dadurch, daß die Verträge den kartellrechtlichen Be- 
stimmungen angepaßt worden waren. 

Im Berichtszeitraum wurde u. a. zu folgenden Fra- 
gen Stellung genommen: 

1. § 20 Abs. 1 Halbsatz 1 

Die Vorschriften der §§ 20, 21 Abs. 1 gelten nicht 
nur für reine Lizenzverträge. Für die Bewertung als 
Vertrag nach §§ 20, 21 Abs. 1 ist maßgeblich, ob der 
betreffende Vertrag Vereinbarungen über die Be- 
nutzung oder Überlassung von Patenten, Betriebs- 
geheimnissen usw. enthält. Bezüglich der Abgren- 
zung sogenannter gemischter Verträge, die neben 
Lizenzvereinbarungen auch Elemente anderer Ver- 
tragstypen aufweisen, wird auf die Ausführungen 
im Tätigkeitsbericht 1961 S. 57 zu a) Bezug genom- 
men. Im Zweifel finden §§ 20, 21 ohne Rücksicht auf 
die Rechtsnatur des Vertrages jedenfalls insoweit 
Anwendung, als die dem Benutzer von Patenten, 
Gebrauchsmustern und Betriebsgeheimnissen aufer- 
legten Beschränkungen im Geschäftsverkehr auf den 
Vertragsschutzrechten/Betriebsgeheimnissen beru- 
hen. 


Wettbewerbsverbote gehören zu den häufigsten 
und nachhaltigsten Beschränkungen des Lizenzneh- 
mers. Sie sind nach § 20 Abs. 1 unwirksam, weil sie 
über den Inhalt der lizenzierten Schutzrechte/Be- 
triebsgeheimnisse hinausgehen. Als schuldrechtliche 
Beschränkungen unterliegen sie auch nicht der Aus- 
nahmevorschrift des § 20 Abs. 2, da sie in Nr. 1 bis 4, 
die eine abschließende Aufzählung der zulässigen 
Inlandsbindungen darstellen, nicht aufgeführt sind. 
Der Lizenzgeber kann seine Interessen wahren, in- 
dem er mit dem Lizenznehmer Lizenzgebühren in 
ausreichender Flöhe (z. B. Lizenzpausch- und Min- 
destlizenzgebühren neben laufenden Stückgebühren) 
vereinbart und dem Lizenznehmer z. B. bestimmte 
Mindestmengen und die Preisstellung für Lizenz- 
erzeugnisse vorschreibt (§ 20 Abs. 1 Halbsatz 2 
und Abs. 2 Nr. 2). Vor vertragswidriger Benutzung 
j seiner Schutzrechte/Betriebsgeheimnisse kann sich 
der Lizenzgeber z. B. durch Vereinbarung von Ver- 
tragsstrafen schützen. Wettbewerbsverbote folgen- 
den Inhalts wurden beanstandet: Verbot der Her- 
stellung und des Vertriebs von Wettbewerbserzeug- 
nissen schlechthin; Verbot der Herstellung und des 
Vertriebs solcher Gegenstände, die den Lizenzer- 
zeugnissen nach Art und Gebrauchszweck ähnlich 
sind oder mit diesen unmittelbar oder mittelbar im 
Wettbewerb stehen; Verbot, sich an anderen Unter- 
nehmen, die Wettbewerbserzeugnisse herstellen 
oder vertreiben, selbst oder durch Dritte zu betei- 
ligen; Verbot, an derartige Unternehmen eigene 
Lizenzen zu vergeben oder von diesen Lizenzen, die 
das technische Vertragsgebiet berühren, zu nehmen. 
Beanstandet wurden ferner: Verpflichtungen von 
Lizenznehmern, sich hinsichtlich der vorstehend 
genannten Wettbewerbshandlungen der Erlaubnis 
des Lizenzgebers zu unterwerfen; bei Herstellung 
gleichartiger Erzeugnisse gleich hohe Stücklizenzge- 
bühren wie für Vertragserzeugnisse zu zahlen. 
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2. § 20 Abs. 1 Halbsatz 2 

Die dem Lizenznehmer auferlegte Verpflichtung, 
auf jedem lizenzgemäß hergestellten Gegenstand ! 
einen auf das Lizenzpatent bezüglichen Hinweis an- 
zubringen, geht nicht über den Inhalt des Schutz- 
rechts hinaus, da sie im weiteren Sinne noch die 
„Art . . . der Ausübung des Schutzrechts" betrifft. 
Derartige Patentvermerke weisen zur Vermeidung 
von Verletzungshandlungen auf Schutzrechte hin. 
Im entschiedenen Fall handelte es sich um ein Ver- 
fahrenspatent; Zweck der Verpflichtung war die 
Klarstellung, daß sich der Patentschutz auf die un- 
mittelbar verfahrensgemäß hergestellten Erzeug- 
nisse erstreckt {§ 6 Satz 2 PatG). 

Beschränkungen hinsichtlich der Menge (z. B. be- 
stimmte Stückzahlen, Gewichtseinheiten, Jahresum- 
sätze) und des örtlichen sowie technischen Gebietes 
sind wirksam, sofern sie dem Lizenznehmer vom 
Lizenzgeber auferlegt werden. Einigen sich zunächst 
die Lizenznehmer unter Mitwirkung des Lizenz- 
gebers über Quoten und Gebietsbeschränkungen für 
die einzelnen Lizenznehmer und werden dann jedem 
Lizenznehmer im Lizenzvertrag vom Lizenzgeber 
entsprechende Beschränkungen auferlegt, so findet 
nicht § 20 Abs. 1 Halbsatz 2, sondern gemäß § 20 
Abs. 4 allein § 1 Anwendung. 

Im Tätigkeitsbericht 1962 S. 70 f. hat das Bundes- 
kartellamt verlautbart, daß Exportverbote in Ver- 
trägen über Patente und Gebrauchsmuster nicht 
nach § 20 Abs. 1 Halbsatz 2 „Gebiet", sondern allein 
nach § 20 Abs. 2 Nr. 5 zu beurteilen sind, soweit 
sie den geschützten Gegenstand betreffen. Diese I 
Verwaltungspraxis wurde auch auf Betriebsgeheim- 
nis-Lizenzverträge angewendet. Ausfuhrverbote in 
Verträgen nach §§ 20, 21 fallen somit unter die 
Freistellungsbestimmung des § 20 Abs. 2 Nr. 5; 
jedoch ist Artikel 85 EWG-Vertrag zu beachten. 


3. § 20 Abs. 2 Nr. 1 

Enthalten die kennzeichnenden Teile von Schutz- 
ansprüchen eines Verfahrenspatentes Angaben über 
Art, Beschaffenheit und Eigenschaften des zur ver- 
fahrensgemäßen Herstellung dienenden Materials, 
so gehen Vorschriften des Lizenzgebers, nur der- 
artiges Material zu verwenden, nicht über den In- 
halt des Schutzrechts hinaus. § 20 Abs. 2 Nr. 1 ist 
erst auf solche Beschränkungen anzuwenden, die 
vom Schutzrechtsinhalt nicht gedeckt sind, aber der 
technisch einwandfreien Ausnutzung des Schutz- 
rechtsgegenstandes dienen. Eine uneingeschränkte 
Befugnis des Lizenzgebers, dem Lizenznehmer 
schlechthin die Bezugsquellen für das zu verarbei- I 
tende Material vorzuschreiben, besteht schon wegen 
der sachlichen und zeitlichen Begrenzung des § 20 
Abs. 2 Nr. 1 nicht; sie ist insbesondere dann zu 
verneinen, wenn es sich um zu verarbeitende Vor- 
erzeugnisse handelt, die in gleicher Art, Beschaffen- 
heit und Güte auf dem Markt angeboten werden. 
Unter § 20 Abs. 2 Nr. 1 können z. B. dem Lizenz- 
nehmer auferlegte Bezugsverpflichtungen und -ver- 
böte, Verwendungs- und Verkaufsbeschränkungen ; 
sowie Qualitäts- und Kontrollvorschriften fallen. ' 


4. § 20 Abs. 2 Nr. 2 

Sind dem Lizenznehmer für mehrere Lizenzerzeug- 
nisse auf Grund verschiedener Schutzrechte/Betriebs- 
geheimnisse Preisstellungsbindungen auferlegt wor- 
den, so werden diese jeweils zu dem Zeitpunkt un- 
wirksam, in dem die betreffenden Schutzrechte er- 
löschen bzw. die Betriebsgeheimnisse offenkundig 
werden und somit wegfallen. 

5. § 20 Abs. 2 Nr. 3 

a) Erfahrungsaustausch 

Dem Lizenznehmer dürfen Vernichtungen zum 
Erfahrungsaustausch nicht losgelöst von den lizen- 
zierten Schutzrechten auferlegt werden; sie müssen 
den geschützten Gegenstand betreffen und dürfen 
die Laufzeit des erworbenen oder in Lizenz genom- 
menen Schutzrechts nicht überschreiten (§ 20 Abs. 2 
am Ende). Fehlt die Beziehung zum geschützten und 
lizenzierten Gegenstand, ist die Verpflichtung nach 
§ 20 Abs. 1 Halbsatz 1 unwirksam, und zwar auch 
dann, wenn der Lizenzgeber gleichartigen Verpflich- 
tungen unterliegt. Dagegen sind Verpflichtungen des 
Lizenznehmers zur Mitteilung rein kaufmännischer 
Erfahrungen wie zur Offenlegung der Kalkulation, 
zur Berichterstattung über die Art und Weise des 
Absatzes, über die Höhe der Werbekosten und 
dgl. nicht frei-gestellt. 

b) Lizenzen auf Verbesserungs- oder Anwendungs- 
erfindungen 

Verpflichtungen zur Überlassung bereits vorhan- 
dener oder zukünftiger Erfindungen des Lizenzneh- 
mers fallen nicht unter § 20 Abs. 2 Nr. 3. Auch 
Zusatzpatente (§ 10 Abs. 1 Satz 2 PatG) rechtfertigen 
die Überlassung an Lizenzgeber nicht. Macht der 
Lizenznehmer eine Erfindung, die als Zusatzpatent 
geschützt werden soll, so kann dieses wegen des 
Erfordernisses der Personenidentität nur für den 
Lizenzgeber als Inhaber des Hauptpatentes erteilt 
werden. Daher verstößt es nicht gegen § 20 Abs. 1 
Halbsatz 1, wenn dem Lizenznehmer die Verpflich- 
tung auferlegt wird, die Anmeldung eigener Zusatz- 
erfindungen im Namen des Lizenzgebers zu dulden, 
sofern nach der Erteilung des Zusatzpatentes die 
Rückübertragung vorgesehen ist. Denn nach der Er- 
teilung des Zusatzpatents bedarf es der Personen- 
identität nicht mehr (RGZ 54,4). Der Lizenzgeber 
kann sich aber unter den Voraussetzungen des § 20 
Abs. 2 Nr. 3 eine Lizenz am Zusatzpatent ausbedin- 
gen. 

6. § 20 Abs. 2 Nr. 4 

Dem Lizenznehmer auferlegte Nichtangriffsver- 
pflichtungen auf das lizenzierte Schutzrecht (Tätig- 
keitsbericht 1961 S. 58) dürfen ohne Rücksicht auf 
eine kürzere vereinbarte Vertragszeit bis zum Er- 
löschen des Patentes/Gebrauchsmusters auferlegt 
werden (§ 20 Abs. 2 Nr. 4 mit Abs. 2 am Ende). 

7. § 20 Abs. 2 Nr. 5 

; Das Bundeskartellamt hat daran festgehalten, daß 

' auch Verpflichtungen des Lizenznehmers, die sich 
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auf Auslandsmärkte beziehen, den geschützten 
Gegenstand betreffen müssen und somit nicht ohne 
Zusammenhang mit dem Lizenzschutzrecht auferlegt 
werden dürfen (Tätigkeitsbericht 1962 S. 72 zu 7). 
Die Anforderungen, die in dieser Hinsicht gestellt j 
werden, tragen jedoch den Umständen des Einzel- 
falles und auch den berechtigten Interessen der 
Lizenzgeber Rechnung. So ist z. B. in mehreren Fäl- 
len die hinlängliche Beziehung zum geschützten 
Gegenstand bejaht und § 20 Abs. 2 Nr. 5 angewen- 
det worden, wenn ein inländischer Lizenzgeber 
einem im weit entfernten — z. B. außereuropäischen 
— Ausland ansässigen Lizenznehmer ein Wettbe- 
werbsverbot auferlegt hat, um einen unkontrollier- 
baren vertragswidrigen Gebrauch lizenzierter tech- 
nischer Betriebsgeheimnisse durch lizenzgebühren- 
lose Fremdfertigungen zu verhindern. Weiterhin 
wird daran festgehalten, daß § 20 Abs. 2 Nr. 5 Ver- 
pflichtungen von Schutzrechtsbenutzern nur hinsicht- 
lich ihrer Auswirkungen auf Auslandsmärkten frei- 
stellt. Diese Voraussetzungen werden jedoch nur 


dann bejaht, wenn im Zeitpunkt der kartellrecht- 
lichen Prüfung keine spürbaren tatsächlichen Aus- 
wirkungen im Inland fcstzustellen sind; rein theo- 
retisch denkbare Rückwirkungen auf den Inlands- 
markt genügen nicht (§ 98 Abs. 2). 

8, § 20 Abs. 4 

In einigen Verfahren waren Vereinbarungen zwi- 
schen in- und ausländischen Unternehmen zu über- 
prüfen, in denen die Unternehmen sich wechselseitig 
einfache Lizenzen für ein bestimmtes Gebiet an einer 
Vielzahl von Schutzrechten in Verbindung mit einem 
umfassenden Erfahrungsaustausch erteilt haben. In- 
wieweit derartige Verträge im Einzelfall gemäß § 1 
unwirksam sind oder nur eine Vielzahl von unab- 
hängigen Lizenzverträgen darstellen, läßt sich 
schwer feststellen. Die tatsächlichen Auswirkungen 
derartiger Lizenzverträge könnten denen eines Kar- 
tells gleichkommen. Die Voraussetzungen des § 1 
konnten jedoch nicht nachgewiesen werden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Verfahrensfragen 


Nach dem Beschluß des Kammergerichts vom 
5. Juni 1963 (WuW/E OLG 570 — Thomasphos- 
phat — ) kann sich eine Mißbrauchsverfügung bei 
Syndikaten auch gegen die juristisch selbständige 
Vertriebsgesellschaft richten, die den Kartellvertrag 
ausführt, weil beide Rechtsträger als wirtschaftliche 
Einheit anzusehen sind und sich eine Erlaubnis nach 
§ 5 Abs. 3 auch auf die Vertriebsgesellschaft er- 
streckt. Nach dieser Entscheidung können mit einer 
Mißbrauchsverfügung nicht nur vertragliche, son- 
dern auch tatsächliche, erst in der Zukunft zu er- 
wartende Wettbewerbsbeschränkungen untersagt 
werden. 

Nach der gleichen Entscheidung leitet sich das 
Auskunftsrecht der Kartellbehörden gegenüber Syn- 
dikaten, das gleichzeitig mit der Erlaubnis in Form 
einer Auflage nach § 11 Abs. 3 ausgeübt werden 
kann, allein aus § 46 ab. Diese Bestimmung recht- 
fertigt auch Auskunftsverlangen für erst in der Zu- 
kunft liegende Tatsachen. Eine weitgehende Unter- 
richtung der Kartellbehörden über die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse eines Rationalisierungskartells 
wird für erforderlich gehalten; deshalb werden Auf- 
lagen, Beteiligungen der Mitglieder eines Herstel- 
lersyndikats an Unternehmen des Handels und die 
Ausdehnung des Syndikatsvertriebs auf andere Er- 
zeugnisse anzuzeigen als zulässig angesehen. 

Nach der Einspruchsentscheidung gegen das 
Zementkontor Unterelbe (WuW/E BKartA 656 — 
Rechtselbische Zementpreise II — können auch ge- 
gen Überläuferkartelle im Sinne des § 106 Miß- 


brauchsverfügungen nach § 11 Abs. 5 Nr. 2 ergehen 
— ■ ebenso Kammergericht in WuW/E OLG 570 — 
und durch eine einstweilige Anordnung nach § 56 
unter den allgemeinen Voraussetzungen (WuW/E 
BKartA 386 — Tobler — ) für sofort vollziehbar er- 
klärt werden. 

Im Beschluß vom 8. Februar 1963 (WuW/E OLG 
540 — Interessengemeinschaft — ) hat das Kammer- 
gericht die Voraussetzungen für eine Untätigkeits- 
beschwerde nach § 62 Abs. 3 näher Umrissen. Da- 
nach ist ein Klagerecht auf ein Tätigwerden der 
Kartellbehörde nur dann anzuerkennen, wenn ein 
Antragsrecht besteht. Dieses Recht gibt nicht die 
Beiladung nach § 51 Abs. 2 Nr. 4. In einem sich nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist anschließenden Miß- 
brauchsverfahren gegen Rabattkartelle nach § 3 
Abs. 4 wirkt zwar die Beiladung fort; ein Recht auf 
Entscheidung der Kartellbehörde hat jedoch der Bei- 
geladene nicht in jedem Fall, auch wenn er einen 
entsprechenden Antrag gestellt hat. Ein zur Erhe- 
bung einer Untätigkeitsbeschwerde geeignetes Recht 
auf Entscheidung über einen Antrag auf Wider- 
spruchserhebung oder auf Unwirksamkeitserklärung 
könnte jedoch aus § 3 Abs. 3 Nr. 3 folgen, wonach 
zu widersprechen ist, wenn Marktbeteiligte inner- 
halb eines Monats nach Bekanntmachung der An- 
meldung im Bundesanzeiger eine Diskriminierung 
durch die Rabattregelung nachweisen; denn die 
Fristsetzung und die Pflicht der Kartellbehörde zum 
Widerspruch lassen die Gewährung eines Antrag- 
rechts erkennen. 
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Die gegen den Beschluß des Kammei gerichts er- 
hobene Rechtsbeschwerde des Beigeladenen hat der 
Bundesgerichtshof mit Beschluß vom 5. Dezember 
1963 (BB 1964 S. 369) verworfen. Der Bundesge- 
richtshof führt aus, für die Erhebung der Rechtsbe- 
schwerde genüge anders als bei Einspruch und Be- 
schwerde die Rechtsstellung eines Beteiligten als 
solche nicht, da das Gesetz über die Beteiligung 
hinaus eine Beeinträchtigung von Rechten des Be- 
teiligten durch die Entscheidung fordere (§ 75). Die 
Beiladung setze weder voraus, daß das Ergebnis 
des Verwaltungsverfahrens zu einer Beeinträchti- 
gung von Rechten des Beigeladenen führe, noch be- 
gründe sie als solche derartige Rechte. — Der von 
Marktbeteiligten nach § 3 Abs. 3 Nr. 3 geltend ge- 
machte Einwand sei in seiner Bedeutung gegenüber 
andern Eingaben und Hinweisen herausgehoben, 
weil er eine Verpflichtung der Kartellbehörde zur 
Erhebung des Widerspruchs gegen die Anmeldung 
eines Rabattkartells auslöse. Ein Marktbeteiligter, 
der diese Verpflichtung begründen wolle, müsse je- 
doch den in dieser Vorschrift bezeichneten Nach- 
weis fristgerecht und in eigenem Namen erbringen. 
Die Einräumung eines aus § 3 Abs. 3 Nr. 3 etwa 
herzuleitenden Antragsrechts auch für Dritte würde 
zu einer mit verfahrensrechtlichen Grundsätzen nicht 
vereinbaren Rechtsunsicherheit führen. Trete ein 
Verband von Marktbeteiligten gegenüber der Kar- 
tellbehörde im eigenen Namen, nicht aber in dem 
eines marktbeteiligten Mitgliedsunternehmens ■ — 
erkennbar als Vertreter handelnd - — • auf, so könne 
diesem das Verbandsverhalten nicht zugerechnet 
werden. 


I Ein Antragsrecht nach § 3 Abs. 3 Nr. 3 wird auch 
j in der Einspruchsentscheidung über das Rabattkar- 
tell der Linoleumhersteller (WuW/E BKartA 747 
— Linoleum ■ — ) bejaht. An der Auffassung 
I wird festgehalten, daß der Nichtwiderspruch keine 
I durch Einspruch anfechtbare Verfügung ist. Durch 
§ 3 Abs. 3 Nr. 3 wird Marktbeteiligten aber ein 
subjektiv-öffentliches Recht auf Widerspruch bzw. 
Unwirksamkeitserklärung eingeräumt. Hat ein Ver- 
band als Wahrer der wirtschaftlichen Interessen 
seiner Mitgliedsfirmen (Marktbeteiligte) innerhalb 
Monatsfrist nach Bekanntmachung der Anmeldung 
im Bundesanzeiger eine diskriminierende Behand- 
lung seiner Mitgliedsfirmen durch den Kartellver- 
trag nachgewiesen und Widerspruch beantragt, ist, 
wenn die Kartellbehörde diesem Antrag nicht statt- 
gibt, eine Verfügung anzunehmen, gegen die der 
Einspruch nach § 59 zulässig ist. Die Ablehnung des 
Antrages kann sich aus der formlosen Mitteilung an 
den Antragsteller ergeben, daß kein Widerspruchs- 
grund vorliege. Die Ablehnung kann auch darin 
zum Ausdruck kommen, daß die Kartellbehörde die 
Widerspruchsfrist verstreichen läßt, die Eintragung 
des Kartellvertrages in das Kartellregister und die 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger verfügt. Die 
Rechtsnatur der Ablehnung des Antrages als Ver- 
fügung im Sinne des § 59 wird nicht dadurch in 
Frage gestellt, daß die Formerfordernisse des § 57 
Abs. 1 nicht voll erfüllt sind. Diese Mängel machen 
die Verfügung höchstens anfechtbar. Im Falle der 
Ablehnung eines solchen Antrages ist jedoch eine 
Überprüfung im Einspruchsverfahren nur im Rah- 
men des § 3 Abs. 3 Nr. 3 zulässig. 


VIERTER ABSCHNITT 

Anwendung des EWG-Vertrages; 
internationale Zusammenarbeit 


I. Zu Artikel 85 bis 90 EWG-Vertrag 

1. Erlaß von Durchführungsverordnungen nach 
Artikel 87 EWG-Vertrag 

Nach Artikel 7 Abs. 2 der Verordnung Nr. 17 
des Rats (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 21. Februar 1962 S. 204/62) mußten die 
Unternehmen Vereinbarungen, Beschlüsse und auf- 
einander abgestimmte Verhaltensweisen, die vor 
dem 13. März 1962 bestanden (sogenannte Altkar- 
telle) und zu den in Artikel 4 Abs. 2 der Verord- 
nung Nr. 17 genannten Gruppen gehören, bis zum 
31. Dezember 1963 bei der Kommission anmelden, 
um sich die zusätzliche Legalisierungsmöglichkeit 
nach Artikel 7 Abs. 1 Satz 1 durch Einstellung oder 
Anpassung ihrer Verträge oder Verhaltensweisen 
zu erhalten und so die Anwendbarkeit des Verbots 
des Artikels 85 Abs. 1 EWG-Vertrag zu vermeiden. 


Diese Frist ist durch die Verordnung Nr. 118/63/ 
EWG des Rats vom 5. November 1963 betreffend 
die Änderung der Verordnung Nr. 17 bis zum 
31. Dezember 1966 verlängert worden (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften vom 7. November 
1963 S. 2696/63); denn die erforderlichen Anpassun- 
gen lassen sich besser beurteilen, nachdem eine ge- 
wisse Anzahl von Entscheidungen der Kommission 
über die Anwendung des Artikels 85 in Einzelfällen 
ergangen ist. 

Auf Grund der ihr in Artikel 24 Abs. 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17 erteilten Ermächtigung hat die Kom- 
mission die Verordnung Nr. 99/63/EWG vom 
25. Juli 1963 über die Anhörung nach Artikel 19 
Absätze 1 und 2 der Verordnung Nr. 17 des Rats 
erlassen (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 20. August 1963 S. 2268/63). Die Anhö- 
rungsverordnung sieht ein schriftliches Verfahren 
und unter besonderen Voraussetzungen eine münd- 
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liehe Anhörung vor. Die Kommission teilt die in Be- 
tracht gezogenen Beschwerdepunkte den Unterneh- 
men und Unternehmensvereinigungen schriftlich, 
ausnahmsweise durch öffentliche Bekanntmachung 
mit. Diese äußern sich hierzu schriftlich. Die Kom- 
mission zieht in ihren Entscheidungen nur die 
Beschwerdepunkte in Betracht, zu denen die Unter- 
nehmen und Unternehmensvereinigungen, gegen 
die sich die Entscheidung richtet, Gelegenheit zur 
Äußerung gehabt haben. Will die Kommission einen 
Antrag auf Feststellung einer Zuwiderhandlung 
nach Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung Nr. 17 ab- 
lehnen, so gibt sie den Antragstellern unter Mit- 
teilung der Gründe Gelegenheit zur Stellungnahme, 
Eine mündliche Anhörung erfolgt, wenn dies in der 
schriftlichen Äußerung beantragt und ein ausrei- 
chendes Interesse glaubhaft gemacht ist oder wenn 
die Kommission eine Geldbuße oder ein Zwangs- 
geld festsetzen will. Die Kommission kann auch in 
anderen Fällen Gelegenheit zur mündlichen Äuße- 
rung geben. Die Sitzung ist nicht öffentlich. 

2. Entscheidungen der Gerichte 

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 14. Juni 
1963 — KZR 5/62 (WuW/E BGH 551 — Trocken- 
rasierer — ) den in den Tätigkeitsberichten 1960 
S. 61 und 1962 S. 74 f. genannten Rechtsstreit eines 
preisbindenden Unternehmens gegen einen inlän- 
dischen Außenseiter wegen Unterpreisverkaufs ent- 
schieden, in welchen sich der Außenseiter u. a. auf 
die Nichtigkeit der Reimportverbote nach Artikel 85 
Abs. 2 EWG-Vertrag berief, die das preisbindende 
Unternehmen seinen ausländischen Abnehmern auf- 
erlegt hatte. Der Bundesgerichtshof geht in Überein- 
stimmung mit den vom Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften in der Rechtssache 13/61 (Bosch) 
entwickelten Grundsätzen (Urteil vom 6. April 1962, 
Band VIII, S. 99; WuW/E EWG/MUV 48) davon aus, 
daß die Reimportverbote auch bei einem etwaigen 
Verstoß gegen Artikel 85 Abs. 1 als Altkartelle 
jedenfalls bis zum Inkrafttreten der Verordnung 
Nr. 17 (13. März 1962) wirksam waren und seit die- 
sem Zeitpunkt bis zu einer Entscheidung der Kom- 
mission nach Artikel 85 Abs. 3 als „vorläufig gültig" 
zu gelten haben, da sie innerhalb der in Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 der Verordnung Nr. 17 bestimmten 
Frist bei der Kommission angemeldet worden sind. 
Der Ausdruck „vorläufig gültig" im Urteil des Ge- 
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften ist nach 
Auffassung des Bundesgerichtshofs auch im deut- 
schen Rechtsbereich wörtlich zu nehmen, also nicht 
nur im Sinne einer „schwebenden Unwirksamkeit" 
zu verstehen; er sei eindeutig und habe einen auch 
im deutschen Rechtsbereich vollziehbaren Inhalt. Die 
Klägerin könne sich daher vorläufig auf die Gültig- 
keit der Reimportverbote berufen. Unter diesen Um- 
ständen hat der Bundesgerichtshof es dahingestellt 
sein lassen, ob die Reimportverbote gegen Arti- 
kel 85 Abs. 1 verstoßen. 

Das Oberlandesgericht München hatte zu ent- 
scheiden, ob eine im Januar 1963 bei der EWG- 
Kommission angemeldete Vertriebsbindung, mit der 
den inländischen Abnehmern eines preisbindenden 
Unternehmens ein Exportverbot auferlegt wurde. 


wegen Verstoßes gegen Artikel 85 unwirksam ist. 
Das Gericht hat seiner Entscheidung ebenfalls das 
Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Gemein- 
schaften in der Rechtssache 13/61 zugrunde gelegt 
und die Vertriebsbindung als vorläufig wirksam an- 
gesehen, weil sie nach Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 der 
Verordnung Nr. 17 rechtzeitig angemeldet worden 
ist. Nach Ansicht des Gerichts sind an der Verein- 
barung im Sinne dieser Bestimmung nur zwei 
Unternehmen beteiligt, obgleich sie Bestandteil 
eines einheitlichen Vertriebsbindungssystems ist. 
Diese Auslegung stimme mit Artikel 4 Abs. 2 
Ziff. 2 a) überein, wonach vertikale Preisbindungen 
Vereinbarungen zwischen nur zwei Unternehmen 
sind, und werde durch die Verordnung Nr. 153 der 
Kommission bestätigt, die für bestimmte Alleinver- 
triebsverträge, an denen nur zwei Unternehmen be- 
teiligt sind, eine vereinfachte Anmeldung vorsieht 
(Urteil vom 2. Mai 1963 — 6 U (K) 2/63). 

3. Anwendung der Artikel 85 und 86 EWG-Vertrag 
durch das Bundeskartellamt seit Inkrafttreten 
der Verordnung Nr. 17 

Seit Inkrafttreten der Verordnung Nr. 17 am 
13. März 1962 bestand für das Bundeskartellamt 
noch kein Anlaß, die Artikel 85 Abs. 1 und 86 im 
Rahmen seiner nach Artikel 9 Abs. 3 der Verord- 
nung Nr. 17 gegebenen Zuständigkeit anzuwenden. 
Diese Zuständigkeit ist dadurch eingeschränkt, daß 
die Kommission nach Artikel 9 Abs. 1 der Verord- 
nung Nr. 17 ausschließlich zuständig ist, Artikel 85 
Abs. 1 nach Artikel 85 Abs. 3 für nicht anwendbar 
zu erklären. Das Bundeskartellamt kann deshalb bei 
seinen Entscheidungen Artikel 85 Abs. 1 nur an- 
wenden, soweit hierdurch nicht in die ausschließ- 
liche Zuständigkeit der Kommission für Erklärungen 
nach Artikel 85 Abs. 3 eingegriffen wird. Ein sol- 
cher unzulässiger Eingriff wäre die Anwendung des 
Verbots des Artikels 85 Abs. 1 in den Fällen, in 
denen noch eine rückwirkende Freistellung nach 
Artikel 85 Abs. 3 durch die Kommission möglich 
ist. Gegenwärtig besteht diese Möglichkeit noch für 
die ganz überwiegende Zahl der Wettbewerbs- 
beschränkungen. Das Bundeskartellamt hat aber die 
Unternehmen ständig auf die Beachtung der Arti- 
kel 85 und 86 hingewiesen mit dem Erfolg, daß eine 
größere Zahl von Wettbewerbsbeschränkungen bei 
der Kommission angemeldet oder abgeändert wor- 
den ist. 


4. Zusammenarbeit des Bundeskartellamtes mit der 
EWG-Kommission und den Behörden der EWG- 
Mitgliedstaaten 

a) Kartellkonferenzen 

Im Berichtsjahr fanden zwei Konferenzen der Re- 
gierungen der EWG-Mitgliedstaaten statt, an denen 
neben dem Bundesministerium für Wirtschaft auch 
das Bundeskartellamt teilgenommen hat. Erörtert 
wurden u. a. die zweckmäßigsten Arbeitmethoden 
für eine möglichst schnelle und rationelle Bewälti- 
gung der großen Zahl von Anmeldungen, insbeson- 
dere der Alleinvertriebsverträge, die Ermittlung von 
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Mißbrauch ' treten. Während der Frühjahrssitzung wurde an- 
stelle des wegen anderweitiger Verwendung durch 
seine Regierung ausgeschiedenen seitherigen Vor- 


Wettbewerbsbeschränkungen und von 
marktbeherrschender Stellungen bei öffentlichen 
Ausschreibungen, die Anwendung der Wettbewerbs- 
regeln im Bankenbereich, die Maßnahmen der Mit- 
gliedstaaten zur Durchführung des Artikels 14 
Abs. 6 der Verordnung Nr. 17 (Amtshilfe für die 
Bediensteten der Kommission bei Nachprüfungen), 
die Entwürfe der Verordnung über die Anhörung 
(inzwischen als Verordnung Nr. 99/63/EWG von der 
Kommission erlassen; siehe Nr. 1) und der Verord- 
nung über die Verlängerung der in Artikel 7 Abs. 2 
der Verordnung Nr. 17 festgesetzten Frist (inzwi- 
schen als Verordnung Nr. 118/63/EWG vom Rat 
erlassen; siehe Nr. 1) sowie die Anwendung des 
Artikels 85 in den Mitgliedstaaten, insbesondere 
durch die Gerichte. 

Die EWG-Kommission hat zwei Arbeitsgruppen 
von je vier Professoren aus den Mitgliedstaaten mit 
der Ausarbeitung von Gutachten über das Konzen- 
trationsproblem beauftragt und hierüber den Kar- 
tellsachverständigen berichtet. Das eine Gutachten 
wird die Kriterien für eine wirksame Anwendung 
des Artikels 86 behandeln, während sich das andere 
mit den Zusammenhängen zwischen Kartellpolitik 
und Unternehmenskonzentration befassen wird. 

b) Beratender Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen 

Im Berichtsjahr fand eine Sitzung des Beratenden j 
Ausschusses für Kartell- und Monopolfragen statt, I 
an welcher Präsident Dr. Günther als der Vertreter | 
der Bundesrepublik teilnahm. Der Beratende Aus- 
schuß nahm in dieser Sitzung zu den vorläufigen 
Entscheidungsvorschlägen der EWG-Kommission 
über zwei Negativattestanträge Stellung. 

c) Sonstige Zusammenarbeit 

Die EWG-Kommission hat dem Bundeskartcllamt 
laufend nach Artikel 10 Abs. 1 der Verordnung 
Nr. 17 Abschriften der eingegangenen Anträge und 
Anmeldungen übermittelt und es nach Artikel 10 
Abs. 2 über die eingeleiteten Verfahren unter- 
richtet, Das Bundeskartellamt hat zu einigen Ver- 
fahren nach Artikel 10 Abs. 2 Stellung genommen. 
In einer Anzahl Fälle hat die Kommission nach Arti- 
kel 11 Abs. 1 der Verordnung Nr. 17 mündliche und 
schriftliche Auskünfte eingeholt. Das Bundeskartell- 
amt unterrichtet die Kommission laufend über seine 
Entscheidungspraxis und die Rechtsprechung der 
deutschen Gerichte zu den Wettbewerbsregeln des 
EWG-Vertrages. 


11. Internationale Zusammenarbeit 

1. Zusammenarbeit mit internationalen 
Organisationen 

Im Berichtszeitraum ist das Komitee für Wettbe- 
werbsbeschränkungen der Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
in Erfüllung der ihm zugewiesenen Aufgaben (Tätig- 
keitsbericht 1961 S. 63) in zwei Vollsitzungen und 
mehreren Arbeitsgruppen-Sitzungen zusammenge- 


: sitzenaen des Komitees, Mr. Ord Johnstone, Princi- 
I pal Assistant Registrar of Restrictive Trading Agree- 
I ments, Großbritannien, Herr Ohmann, Chairman 
I Näringsfrihetsradet (Rat für Wettbewerbsfreiheit), 
Schweden, zum neuen Vorsitzenden gewählt. Für 
Herrn Ohmann, der zuvor Vizepräsident des Komi- 
tees gewesen war, wurde Mr. Lee Loevinger, dama- 
liger Assistant Attorney General und Leiter der 
Antitrust Division, USA, als weiterer Vizepräsident 
neben den beiden anderen Vizepräsidenten des 
Komitees, M. Clement, Chef, Division de la Concur- 
rence, Ministere des Finances et des Affaires Econo- 
miques, Frankreich, und Herrn Dr. Günther, Präsi- 
dent des Bundeskartellamtes, gewählt. 

Die bereits im Tätigkeitsbericht 1962 S. 63 f. er- 
wähnten Arbeiten haben ihren Fortgang genommen. 
In den beiden Vollsitzungen erstatteten die Dele- 
gationen der Mitgliedsländer und der regionalen 
Gemeinschaften (Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft und Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl) Halbjahresberichte, bzw. erstmals in der Ok- 
tobersitzung 1963 Jahresberichte über die Entwick- 
lung in ihren Ländern bzw. regionalen Gemeinschaf- 
ten auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts, und 
zwar hinsichtlich der Gesetzgebung, der Rechtspre- 
chung und der Verwaltungspraxis der Kartellbehör- 
den. 

Der „Giride to Legislation on Restrictive Business 
Practices" wurde Anfang 1963 in einer zweiten Auf- 
lage in vier Bänden als Neuauflage herausgegeben. 
Das neue Handbuch, das als Lose-Blatt-Sammlung, 
und zwar nur in den beiden Amtssprachen Englisch 
und Französisch, erscheint, enthält u. a. den voll- 
ständigen Wortlaut der Kartell- und Monopolgesetz- 
gebung, wichtige Gerichtsentscheidungen, Literatur- 
hinweise und außerdem zu den erwähnten Gesetzen 
Kurzkommentare. Das Gesamtwerk basiert im we- 
sentlichen auf Beiträgen der im Komitee vertrete- 
nen Delegationen. Die Bearbeitung liegt dn der Hand 
der „Advisory Group to the Guide" und des Sekre- 
tariats des Komitees. Es wird laufend durch Ergän- 
zungen auf dem neuesten Stand gehalten. 

Eine weitere Publikation des Komitees, „Compa- 
rative Summary of the Guide to Legislation on 
Restrictive Business Practices", ist in der letzten 
Vollsitzung des Komitees im Oktober 1963 abschlie- 
ßend beraten worden und steht kurz vor der Her- 
ausgabe. Der Comparative Summary gibt in 17 Punk- 
ten eine Übersicht über die Rechtslage in den ver- 
schiedenen Mitgliedsländern und den regionalen 
Gemeinschaften zu bestimmten wettbewerbsbe- 
schränkenden Praktiken, wie z. B. Preiskartelle, 
Preisbindung, Diskriminierung u. ä. 

Eine Arbeitsgruppe, der auch die deutsche Dele- 
gation angehört, hat unter Federführung der nieder- 
ländischen Delegation die Ausarbeitung der Studie 
über marktbeherrschende Unternehmen fortgesetzt. 
Es ist anzunehmen, daß diese Arbeit im Laufe des 
Jahres 1964 fertiggestellt wird. 

Auch die Arbeiten zur Vereinheitlichung der Ter- 
minologie aus dem Gebiet des Wettbewerbsrechts 
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haben ihren Fortgang genommen. Das Komitee 
unternimmt damit den Versuch, für die wichtigsten 
Begriffe aus seinem Arbeitsgebiet Standarddefini- 
tionen für den nationalen und internationalen Ge- 
brauch zu entwickeln. Es ist der Auffassung, daß 
eine gemeinsame Sprachregelung dieser Art die 
Diskussion solcher Probleme auf internationaler 
Ebene erleichtern helfen wird. Eine Arbeitsgruppe 
hat eine Liste von rund 70 Begriffen zusamraenge- 
stellt, die in folgende vier Abschnitte gegliedert 
sind: 


Abschnitt A Begriffe, die die wirtschaftliche Kon- 
zentration betreffen 


Abschnitt B Begriffe, die Absprachen zwischen 
Unternehmen betreffen 

Abschnitt C Begriffe, die Unternehmenspraktiken 
betreffen 

Abschnitt D Sonstige einschlägige Begriffe 

Die Bearbeitung dieses Punktes der Aufgabenstel- 
lung des Komitees hat dn vielen Fällen große Unter- 
schiedlichkeiten in der Bedeutung von dem Wort- 
laut nach gleichen Begriffen in den verschiedenen 
Ländern deutlich gemacht. Die größte Schwierigkeit 
besteht deshalb darin, Definitionen zu finden, die 
der überwiegenden Auffassung in den Mitglied- 
staaten und den Europäischen Gemeinschaften ent- 
sprechen. Im Laufe der Bearbeitung hat es sich als 
notwendig erwiesen, fast jedem der Begriffe eine 
Kommentierung anzufügen, in der u. a. von der ge- 
wählten Definition abweichende Auffassungen in 
einzelnen Ländern dargestellt werden. Auch diese 
Arbeit wird voraussichtlich im Jahre 1964 publika- 
tionsreif sein. 


In Fortführung der im Vorjahr begonnenen Unter- 
suchung über die nachteiligen Auswirkungen be- 
stimmter wettbewerbsbeschränkender Praktiken im 
internationalen Handelsverkehr hat die für diese 
Studie zuständige Arbeitsgruppe, die unter der Lei- 
tung des Präsidenten des Bundeskartellamtes steht, 
ein Arbeitsprogramm entworfen, aufgrund dessen 
ein Berater (Consultant) die erforderlichen Unter- 
suchungen durchführen wird. Das Arbeitsprogramm 
enthält eine beispielhafte Aufzählung von 6 hori- 
zontalen und 4 vertikalen wettbewerbsbeschränken- 
den Praktiken, die möglicherweise eine nachteilige 
Wirkung auf den internationalen Handel haben. Das 
Komitee hat dem Generalsekretär bereits einen Vor- 
schlag zur Ernennung eines Beraters unterbreitet. 


lieh verstorbene Senator Estes Kefauver gewesen ist, 
das Bundeskartellamt zu einem Informations- 
gespräch aufgesucht. Dieser Besuch diente der Vor- 
bereitung einer Informationsreise, die Senator Ke- 
fauver und andere Mitglieder des Subcommittee, 
außerdem Paul Rand Dixon, Vorsitzender der Fede- 
ral Trade Commission, kurze Zeit später in mehrere 
europäische Hauptstädte unternommen haben, um 
Material für eine Untersuchung des Subcommittee 
mit dem Thema „Antitrust Developments in the 
European Common Market" (hierzu Drucksache; 
Hearings before the Subcommittee on Antitrust and 
Monopoly of the Committee on the Jiidiciary United 
States Senate — Eighty-Eight Congress first Session 
Piirsuant to S. Res. 56, Part I, March 8 and 14, 1963) 
zu erhalten. Die genannten Mitglieder des Subcom- 
mittee hatten eine Reihe von Gesprächen mit euro- 
päischen und amerikanischen Juristen, Professoren 
und Geschäftsleuten, die mit den Entwicklungen 
auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts in Europa 
vertraut sind. Es suchte herauszufinden, welche Aus- 
wirkungen diese Entwicklung auf amerikanische 
Interessen haben und ob sie solcher Art sind, daß 
sich eine Änderung der Handels- und/oder Anti- 
trust-Politik der USA als erforderlich erweisen 
würde. Der Vizepräsident des Bundeskartellamtes 
hatte in Paris eine Unterredung mit Senator Kefau- 
ver über das gleiche Thema. Das Ergebnis dieser 
Informationsreise hat in der Drucksache: Hearings 
before the Subcommittee on Antitrust and Monopoly 
of the Committee on the Judiciary United States 
Senate — Eighty-Eight Congress first Session Pur- 
suant to S. Res. 56, Part 2, Appendix, Summary of 
Conferences in Europe, April 15 Through 22, 1963, 
U.S. Government Printing Office, Washington: 1963, 
seinen Niederschlag gefunden. 

Am 27. September 1963 stattete der neue Leiter 
der Antitrust Division und Assistant Attorney Gene- 
ral, Department of Justice, USA, Mr. Orrick, dem 
Bundeskartellamt einen Besuch ab. Er ließ sich über 
Erfahrungen, die bei der Anwendung des GWB und 
in der internationalen Zusammenarbeit gemacht 
worden sind, unterrichten. 

Der stellvertretende Leiter der finnischen Kartell- 
behörde, Herr Eero Toivilaa, besuchte das Bundes- 
kartellamt am 8. April 1963, um sich u. a. über die 
Erfahrungen des Amtes in Verwaltungs- und Orga- 
nisationsfragen zu orientieren. Anlaß dafür hat der 
kurz bevorstehende Erlaß eines neuen finnischen 
Kartellgesetzes gegeben. 


2. Erfahrungsaustausch mit ausländischen Behörden 

Der Erfahrungsaustausch des Bundeskarteilamtes 
mit ausländischen Kartellbehörden auch außerhalb 
der Zusammenarbeit in internationalen Organisa- 
tionen wurde durch Besuche und Austausch von Ent- 
scheidungen, Berichten und Informationen fortge- 
setzt. 

Am 10. und 11. April 1963 hat ein Mitglied des 
Stabes des Subcommittee on Antitrust and Mono- 
poly des US-Senats, dessen Vorsitzender der kürz- 


3. Sonstige internationale Zusammenarbeit 

Die American Bar Association Section of Anti- 
trust Law hielt vom 23. bis 26. September 1963 in 
Brüssel eine Kartellrechtskonferenz mit dem Thema 
„Conflicts between, and the Extraterritorial Appli- 
cation of, the Antitrust Laws of the United States, 
the Common Market and Member States" ab. Der 
Präsident des Bundeskartellamtes nahm auf Ein- 
ladung der American Bar Association an der Po- 
dium-Diskussion hierüber teil. 


73 



Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Stichwortverzeichnis 


A 

Absatzquoten 12 f., 22, 23, 40 
Abwehrkartelle 7 

Adressat der Mißbrauchsverfügung bei Kartellen 69 
Änderung des GWB 11 f., 15, 17, 64 
Ammoniakvereinigung, Rationalisierungskartell 40 
Androhen oder Zufügen von Nachteilen 15, 33, 38 f., 45, 49 
Anhörung nach VO Nr. 99/63/EWG 70 

Anmeldung nach Artikel 4 f. VO Nr. 17 46 f., 70 

— von Änderungen bei Preisbindungen 36 

— von Empfehlungen im Kreditwesen 63 

— von Preisbindungen, Vollständigkeit 51 

— von Verkehrsverträgen 62 

— von Versorgungsverträgen 65 

— von Verträgen im Versicherungswesen 63 
Antragsrechte 69 

Apotheken 8 f., 41 

Armaturenhersteller, Spezialisierungskartell 26 

Aufhebung eines Kartellvertrages 18, 20, 21, 23, 24, 25, 41, 46, 62 

Auflagen 18, 40, 42 

Aufnahme in Wirtschafts- oder Berufsvereinigungen 47 
Auskunftsrechte 69 

Auslandsmärkte, ausschließliche Auswirkungen von Lizenzverträgen 68 f. 
Auslegung von Wettbewerbsregeln 27 f., 55 
Ausschaltung des letzten Wettbewerbs 10 f. 

Ausschließlichkeitsverträge 15 f., 30 f., 35, 45, 52 
Ausschluß des Großhandels 50 
Ausschreibung, öffentliche 53 

Außenseiter bei Gesamtumsatzrabatt 25 f., 33, 43, 45, 46 f. 

— bei Preisbindungen 14 
Autobahntankstellen 19 

B 

Basaltsyndikate 20 f. 

Baufirmenkartei 54 

Bauindustrie, Wettbewerbsregeln 53 f. 

Baukostenzuschüsse 65 
Bauwirtschaft 53 f. 

Befriedigung des Bedarfs 13, 22, 41 f. 

Behinderung 26, 30 f., 50, 55 f., 56 f., 65 
Beiladung 69 

Beitritt zu einem Rationalisierungskartell 23, 40 
Beratender Ausschuß für Kartell- und Monopolfragen 72 
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Berlin, Zementversorgung 22 
Berufsordnung für Apotheker 8 f. 

Beschaffungsstellen der öffentlichen Hand 9 
Beweislast für Lückenlosigkeit 14 

Bezugsverpflichtungen und -verböte in Lizenzverträgen 68 
Bierlieferungsverträge 52 

Bleiweißhersteller, Rationalisierungskartell 41 f. 

Blockbuchen 58 f. 

Blumenvermittlung 12, 61 
Boykott 15f., 30f., 56 

Brauereien in Niedersachsen, Wettbewerbsregeln 51 f. 

Bruttolistenpreise 14 
Bundesbank 63 
Bußgeldbescheid 15, 38 f. 

D 

Demarkationsverträge 17, 64, 65 f. 

Discounthäuser 49 

Diskriminierung 11, 15 L, 22, 26, 30, 34, 35, 38, 41, 42, 43, 48, 50, 52, 56 f., 60, 65 f. 

Diskriminierung von Marktbeteiligten im Sinne von § 3 Abs. 3 Nr. 3 11, 26, 

43, 69 f. 

Drehbankfabriken, Spezialisierungskartell 25 
E 

Einheitliche Preiserhöhungen 50, 62 
Einkaufsyndikat 64 f. 

Einstweilige Anordnung 24, 33, 41, 43, 44, 69 
Empfehlungen, horizontale 19, 29, 33, 37, 48 f., 59, 62, 63 

— im Kreditwesen 63 

— im Verkehrsgewerbe 62 

— , vertikale 14, 19, 29, 34, 35 L, 38, 42, 43 L, 48, 49 L, 50 f., 52, 60 f. 

— von Kalkulationen 19, 37, 59 

— von Konditionen 19 
Empfehlungswille 29 

Erfahrungsaustausch in Lizenzverträgen 68 f. 

Erlaubnisdauer 12, 25, 27, 61 

Erlösausgleich 12 f., 21, 40 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 7 

EWG-Kartellrecht, Anwendung durch das BKartA 71 

Exporteurrabatt 43 

Exportkartelle 24, 25, 43 

Exportverbot 71 

— in Lizenzverträgen 68 

F 

Fensterglashütten, Rabattkartell 10 f., 45 
Fernsehfilme 55 f. 
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Fernsprechnebenstellenanlagen 62 
Feuerversicherung, Prämienkartell 64 
Filmbeschaffungsgesellschaft 56 
Fleurop-Kartell 12, 61 
Flüssiggasanlagen in Reisewohnwagen 32 
Flüssiggas-Großvertriebe, Wettbewerbsregeln 19 
Fluß-Kaskoversicherung, Prämienkartell 63 f. 

Formlose Verfügung 70 
Frachtkostenausgleich 12 f., 40 
Freie Berufe, Gebührenordnungen 59 

G 

Gaswirtschaft 64 f. 

Gebietsaufteilung 25 

Gebietsbeschränkungen in Lizenzverträgen 68 
Gebührenordnungen für freie Berufe 59 

Gegenüberstellung von Händlerpreisen und Richtpreisen 28 f. 
Gemeinsamer Zweck 58 

Gemeinschaftsunternehmen 18, 19, 20, 34 f., 56, 64 f. 
Gesamtumsatzbonus des nichtgenossenschaftlichen Großhandels 50 
Gesamtumsatzrabatt 10 f., 23, 25 f., 33, 41, 42 f., 45, 46 f., 53 
Gleichförmiges Verhalten 50, 62 
Glühlampenhersteller, Rabattkartell 33 
Grenzmengenabkommen 65 f. 

Grobwaschmittel, Preisbildung 43 f. 

Grubenholz, Importkartell 45 
Gütezeichengemeinschaft 25 

Guide to Legislation on Restrictive Business Practices 72 
H 

Habenzinsabkommen 62 
Handelsempfehlungen 37, 38 
Handelsketten 49 f. 

Hartfaserspinnereien, Konditionenkartell 47 f. 

Hauerwerke, Exportkartell 25 
Heizungsumwälzpumpen, Rabattkartell 25 f. 

Herkunftsbezeichnung 52 

Hydraulikanlagen, Rationalisierungskartell 26 
I 

Importkartelle 7, 45 
K 

Kalisyndikat 18 
Kalksyndikate 2 

Kalkulationsempfehlungen 19, 37, 59 
Kartellkonferenzen 71 f. 

Konditionenempfehlungen 19 
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Konditionenkartelie 23, 32, 38, 46, 47 f., 49, 63 
Konzentration 15 
Kooperation 7 f., 57 
Kooperationsfibei 7 f. 

Kopplungsgeschäfte 54 f., 58, 60 

Kraftfahrzeughandel und -gewerbe. Wettbewerbsregeln 16, 27 
Kraftfahrzeugreifen, Rabattkartell 46 f. 
Krankenkassenverbände 55 
Kreditwesen 16 f., 62 f. 

Kunststoffrohre, Rabatt- und Rationalisierungskarteil 46 


L 

Landeskartellbehörden 17, 51 f., 65 f. 

Landwirtschaft 59 f. 

Leistungsfähigkeit, wesentliche Hebung 18, 20 f., 41 f. 
Liefersperre 15, 33, 45, 49, 52 
Linoleumhersteller, Rabattkartell 11, 42 f. 
Lizenzverträge 57 f. 

Lückenlosigkeit der Preisbindung 14 
Luftfrachtsammelspedition 62 


M 

Markenwein 60 f. 

Marktbeherrschung 15, 30, 35, 55 f., 56 f., 58, 60, 61 f., 65 

Marktberichte 29 

Marktführerschaft 10 

Marktordnung 59, 60 

Marktstrategien 9 f. 

Markttransparenz 10 f. 

Marktverhältnisse, Beeinflussung 29, 57 f. 

Meldestellen der Bauindustrie 54 
Metallbalgregler, Rabattkartell 26 
Mindestabnahme 41 

Mineralölgroßhändler, Autobahntankstellen 19 
Mißbrauch der Freistellung von § 1 10 f., 13, 22, 45, 65 f., 69 

Freistellung durch § 100 61 

marktbeherrschenden Stellung 60, 65 

Preisempfehlung 14 f., 36 f. 

Preisbindung 19, 29, 35 f., 38, 43 f., 45, 48, 50 f., 52 

Mittelständische Unternehmen 7 
Mittelstandsempfehlungen 49 f. 

Mitversicherungsunternehmen 63 
Mitzählware beim Gesamtumsatzrabatt 43 
Molkereizentrale 60 
„Mondpreise" 14 
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N 

Nachbauteile 15f., 30f. 

Nachfragewettbewerb 15 f. 

Nebenprodukte 13, 20, 21 f. 

Nettopreissystem 49 f. 

Neuheitenwettbewerb 33 

Nichtangriffverpflichtung in Lizenzverträgen 68 
Nichterhebung des Widerspruchs 11 
Nichtpreiswettbewerb 10 f. 

Normen- und Typenkartelle 11 f., 32 
Notenvermietung 56 

O 

OECD 72 f. 

Öfenhersteller, Rabatt- und Konditionenkartell 38 
öffentliches Interesse 39 
Oligopol 8, 9 f. 

Originalersatzteile, Ausschließlichkeitsverträge 15 f., 30 f. 


P 

Patentvermerke 68 

Pelzbekleidungsindustrie, Konditionenkartell 49 
Phenolharz-Preßmassen, Rabattkartell 42 
Polyester-Lichtplatten, Rabatt- und Konditionenkartell 46 
Prämienkartelle 63 f. 

Preisbindung, vertikale 14, 19, 29, 34, 35 f., 38, 42, 43 f., 48, 49 f., 50 f., 52, 57, 60 f. 

— für Fremderzeugnisse 50 

— für Verlagserzeugnisse 57 

— in Lizenzverträgen 68 
Preisbindungsreserve 4, 36, 49 
Preisdifferenzierung 13 

Preisempfehlungen, horizontale 19, 29, 48, 59 f. 

— , — durch Zeitschriften 29, 48 

— , vertikale 14 L, 31 f., 33, 34, 36 f., 38, 45, 49 f., 50 L, 52 
— , — für Fremderzeugnisse 50 
Preisführerschaft 50 
Preismeldestellen 8, 24 
Preisspaltung 35 f., 48, 50 f., 52 
Preiswettbewerb 10 f. 

Preiswettbewerb eines Kartells 26 
Produktionssteuerung 20 f. 
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R 

Rabattdifferenzierung zwischen Alt- und Neukunden 48 
Rabattkartelle 10 f., 20 f., 23, 25 f., 29 f., 33, 38, 42 f., 45, 46 f, 53, 69 f. 
Rabattrahmen 48 
Rabattverbot 8 f. 

Radsätze und Radreifen, Rationalisierungskartell 24 
Rationalisierung 7, 12 f., 23, 40 

— ohne Wettbewerbsbeschränkungen 22 
Rationalisierungskartelle 12 f., 18, 24, 25, 26, 40 f., 46, 61, 64 f. 
Rechtsbeschwerdevoraussetzungen 70 
Reformhäuser 50 
Reimportverbote 35f., 71 

Ring deutscher Makler, Wettbewerbsregeln 54 f. 

Rohteer, gemeinsame Verwertung 20 
Rückvergütungen der Genossenschaften 50 
Rundfunkanstalten 55 f. 

S 

Sammelrevers 49, 50 
Schallplattenindustrie 56, 58 

Schleifscheiben und Schleifkörper, Rabattkartell 45 
Schlußverkauf 48 f. 

Schuheinkaufsvereinigung 47 
Schuhindustrie, Konditionenkartell 47 
Selbstkostenkalkulation 53 f. 

Sofortige Vollziehbarkeit 43, 44, 69 
Sollzinsabkommen 62 
Spezialisierung 21, 35 

Spezialisierungskartelle 12, 25, 26, 29 f., 35, 46, 47 
Spielfilmvermietung 58 f. 

Stahlrohrhandel, Preismeldestelle 24 
Steinzeugsyndikat 23 
Strompreise 64, 66 

Subcommittee on Antitrust and Monopoly 73 
Superphosphatindustrie, Rationalisierungskartell 12 f., 40 
Syndikate 12 f., 18, 20 f, 26, 40 f, 46, 60, 64 f., 69 

T 

Tapetenhersteller, Preisbindung und Rabattkartell 45 
Terminilogievereinheitlichung 72 f. 

Thomasphosphat, Rationalisierungskartell 40 f. 

Torsosyndikat 18 
Transportsteuerung 20 f. 

Treuhandbüro 34, 52 
Typenbeschränkung 25, 26 
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U 

Überbewertung gebrauchter Kraftfahrzeuge 28 
Überkapazität 12 f., 40 

Überläuferkartelle, Mißbrauchsaufsicdit 22, 69 
Überwachung der Preisbindung 34 
Untätigkeitsbeschwerde 69 
Unternehmen, Begriff 9, 57 f. 

Unternehmenszusammenschlüsse 19, 23, 24 f., 27, 32, 33 f., 38, 39, 44, 45 f., 47, 
49, 53, 55, 58, 62, 64 

Unterpreisverkäufe bei preisgebundenen Waren 44 
Unverbindlichkeitsvermerk 14 f., 32, 34, 36 f., 38 
Urheberrechtsverwertungsgesellschaften 57 f. 

V 

Verbandsgeschäftsführer 38 f. 

Verbesserungs- und Anwendungserfindungen 68 
Verbundvertrag 64 f. 

Verdingungsordnung 54 
Vergleichende Werbung 16, 28 f. 

Verhältnis zwischen Rationalisierungserfolg und Wettbewerbsbeschränkung 
40, 42 

Verkaufsstelle, gemeinsame 18, 20, 25, 34 f. 

Verkehrswirtschaft 16, 61 f. 

Verlängerung einer Erlaubnis 18, 20 f., 23, 24, 25, 26 f., 40 f., 43 
Verpachtung eines Tankstellennetzes 19 
Versorgungswirtschaft 17, 64 f. 

Vertriebsbindung 32 f. 

Vertriebskosten 20 f. 

Vertriebssystem 34, 42, 50, 56 f. 

Verwaltungsgrundsätze für Spezialisierungskartelle 12 
Verwendungsbeschränkungen 56 

Verwendungs- und Verkaufsbeschränkungen in Lizenzverträgen 68 
Vorläufige Gültigkeit der bei der EWG-Kommission angemeldeten Kartelle 71 

W 

Werbeverlage, Herausgabe von Sammelkatalogen 37 f. 
Werbungsbeschränkungen 52, 57 f., 65 
Werbungswettbewerb 62 
Wettbewerb, Begriff 10 

— , wesentliche Beeinträchtigung 30 f. 

Wettbewerbspreis 13 
Wettbewerbsregeln 16, 19, 27 f., 51 f., 53 f. 

Wettbewerbsverbote 8 

— in Lizenzverträgen 67 
Wettbewerbsverzerrungen 7 
Wirtschaftliche Bewegungsfreiheit 30 f. 

Wirtschaftlichkeit, wesentliche Hebung 18, 20 L, 23, 26, 41 f. 
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Wochenschau, Kopplung mit Spielfilmen 58 
Wohnwagenhersteller, Normen-, Typen- und Konditionenkartell 

Z 

Zahlungsschwierigkeiten 56 

Zeitungs- und Zeitschriftengroßhandel 56 f. 

Zigarettenindustrie, Rabattkartell 53 
Zündsteinkonvention, Exportkartell 43 
Zulassung zu Ausstellungen 30 
Zusammenarbeit mit der EWG-Kommission 71 
Zusammenwirken mehrerer Wettbewerbsbeschränkungen 12 
Zuständigkeit der EWG-Kommission 46 f., 54, 71 
Zwangslizenz 58 

Zwischenbetriebliche Zusammenarbeit 7 f., 35, 47, 57 


32 
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§ 1 

§ 2 
§ 3 

§ 5 Abs. 1 

Ahs. 2 

Abs. 2 
und 3 

§ 6 
§ 7 

§ 11 
§ 12 
§ 15 
§ 16 
§ 17 
§ 18 
§ 20 
§ 21 
§ 22 
§ 23 
§ 25 

§ 26 Abs. 1 
Abs. 2 

§ 27 
§ 28 
§ 29 
§ 30 

§ 38 Abs. 1 

Abs. 2 
Satz 2 

Abs. 2 
Satz 3 

§ 41 
§ 46 
§ 51 
§ 56 
§ 57 
§ 59 
§ 62 
§ 75 
§ 81 
§ 82 


Paragraphennachweis 

Seite 

7 f., 18, 19, 23, 24, 25, 29, 34 f., 35, 40, 41, 48 f., 50, 51, 52, 53, 54, 56, 
57 f., 60, 62, 64 f. 

23, 32, 38, 46, 47 f., 49 

10 f., 23, 25 f., 33, 38, 42 f., 45, 46 f., 53, 69 f. 

11 f., 32 

12 f., 20, 25, 26 f., 43 

12 f., 18, 20 f., 23, 24, 26, 29 f., 40, 41 f., 46, 61, 65, 69 

24, 25 
45 

13, 18, 20, 22, 24, 25, 26, 40 f., 42, 61, 69 
10 f., 45, 48 

29, 39, 51 

14 f., 19, 33, 34, 37, 38, 42, 45, 48, 49, 50, 51, 52 f., 59, 60 f., 71 

14, 19, 29, 35 f., 38, 43 f., 45, 48, 49, 50 f., 51, 52 f. 

15 f., 19, 30 f., 32 f., 45, 51, 52, 56, 58 f., 61 
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10, 15, 35, 55, 56 f., 58, 60, 62 f., 65 
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§ 90 

9, 31 

§ 98 

9 

§ 99 

16, 61 f. 

§ 100 

59 f. 

§ 102 

16 f., 62 f. 

§ 103 

17, 64 f. 

§ 104 

61, 65 f. 

§ 106 

60, 69 

OWiG 

§ 10 

39 

EWG-Vertrag 

Art. 85 Abs. 1 

25, 47, 70, 71 

Art. 85 Abs. 3 

71 

Art. 86 

71, 72 

VO Nr. 17 

47, 70, 71, 72 

VO Nr. 99/ 
63/EWG 

70 f. 

VO Nr. 118/ 
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Fundstellen 

der Entscheidungen des Bundesgerichtshofes 


Wirtschaft 
und Wettbewerb 
Entsdieiidungs- 
, Sammlung 

1 

Stichwort 

Amtliche Sammlungen der 
Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes 

in Zivilsachen j in Strafsachen 

BGH 369 

Kohlenplatzhandel 

— 

14,55 

407 

Molkereigenossenschaft 

33,259 

— 

472 

AGFA-Filme 

36,370 

— 

509 

Original-Ersatzteile 

— 1 

— 

519 

Kino 

38,306 

— 

536 

Osco-Parat i 

39,370 

— 

551 

! 

Trockenrasierer II 

1 1 

40,135 

— 
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Anhang zum Tätigkeitsbericht 1963 des Bundeskartellamtes 


Geschäftsübersicht für das Jahr 1963 


I. Kartelle 

Einen Überblick über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis 
von Kartellen nach den §§ 2 bis 7 seit dem 1. Januar 1958 vermitteln 
die Tabellen A, B und C. 

Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl und den Stand der 
Bearbeitung der Anmeldungen und Erlaubnisanträge beim Bundes- 
kartellamt, 

In der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Bearbeitung der Ver- 
fahren auf Grund der §§ 2, 3 und 5 vor den Landeskartellbehörden 
aufgeführt. 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung sämtlicher Anmel- 
dungen und Anträge auf Erlaubnis nach Wirtschaftszweigen und 
folgt, soweit möglich, dem Aufbau des „Systematischen Warenver- 
zeichnisses für die Industriestatistik“ ^). Innerhalb der verschiedenen 
Wirtschaftszweige sind in fortlaufender Numerierung zunächst die 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt, sodann die Verfahren vor den 
Landeskartellbehörden aufgeführt, jeweils unterteilt in bekanntge- 
machte und nicht bekanntgemachte (wegen § 6 Abs, 1 in Verbindung 
mit § 10 Abs. 1 oder wegen fehlender Bekanntmachungsreife) An- 
meldungen und Anträge. 

Um die Entwicklung der Tätigkeit des Bundeskartellamtes und der 
Landeskartellbehörden im Rahmen der Berichte verfolgen zu können, 
sind — soweit dies sinnvoll war — ■ in die einzelnen Felder der 
Tabellen drei Zahlen untereinander eingetragen worden, und zwar 
obere Zahl: Stand am Stichtag des letzten Berichts (31. Dezember 
1962); mittlere Zahl: Veränderung in der Berichtszeit; untere Zahl: 
Stand am Stichtag dieses Berichts (31. Dezember 1963). Eine mittlere 
Zahl ist nicht eingetragen worden, soweit sie nur eine Durchgangs- 
station im Verfahren kennzeichnen würde. Diese Art der Darstellung 
ist auch in den Tabellen E, F, J, K, L, M, N, O, P, Q, R, S und T 
verwendet worden. 

Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle sind in den 
Tabellen A und C als „rechtswirksam geworden“ nur insoweit auf- 
geführt, als auf Grund der Prüfung des Bundeskartellamtes bereits 
feststeht, daß sie sich im Rahmen der Voraussetzungen des § 6 
Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Export- 
kartelle erscheinen noch in der Spalte „rechtliche und wirtschaftliche 
Prüfung“, obwohl sie unter Umständen ebenfalls schon rechtswirksam 
sind. 


i) Ausgabe 1957 nebst ErgänzungsHeferung 1958, herausgegeben vom Stati- 
stischen Bundesamt, Wiesbaden, Verlag W. Kohlhammer 


85 



Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag - 4. Wahlperiode 


T ü t) c 1 1 e A 


Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
nach den §§ 2 bis 7 beim Bundeskartellamt 


Sachstand 


Kartellart 


c 

O) 

Cn 

G 

'S g. 

Q) .-(ü 

G G 
<< 


'u 

fO 

G 

(D 

Cn 

:nj CN 


Q) Si 

>< 


cd ' 


■G c 

C n, 

<U 

OJ ^ 


'S ß 

.G QJ 

^ 'S 

o 

■6 


c 

o 

G 


"6 G 


Ci 

^ § 


CG 

•S 

.. 'S 

’S ’al 

G ^ 

0-1 3 
c/i C 
)-< (A 

:s 'S 

Ol 

^ CG 


ä <u 


O) 


(0 


c 'S 

^ <u 

1- G 
W G 


’S _G 

OJ rß 


- - Di 

5 .S 

’S ’S 

D ’S 


G g 

jG t/3 

G 'S 
t: ^ 
w CG 


- -D 

^ o 


dJ 


0) 


G CJ3 
CJ3 . 

•5 5 

^ CU 
G G 
G 3 
iH G 
W G 


.. C^ 

G - 
3 CU 

I c 

D3 0^ 


G g 

4D tA 

G ’S 
7^ CU 

W CG 



33 

— 

— 

28 

— . 

— 

— 



_ 





_ 

3 

2 

§ 2 

3 

— 

— 

2 

— 

— 



— 













36 


1 

30 

30 

— 

1 — 

— 

j 

1 

— 

— 

— 

3 

2 
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') davon 1 nur als Rabattkartell, Konditionenvereinbarung zurückgenommen; 1 anderes nur als Konditionenkartell, 
Widerspruch gegen Rabattregelung unanfechtbar geworden 
nur als Konditionenkartell, Rabattvereinbarung zurückgenommen 
'^) davon in 1 Fall Erlaubnis abgelehnt ( noch nicht unanfechtbar geworden) 
davon in 1 Fall Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 erteilt 

davon 2 übergeleitet in Verfahren nach § 6 Abs. 2 (Zugang bei § 6 Abs. 2) 
davon 3 übergeleitet in Verfahren nach § 3 (Zugang bei § 3) 
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T a b e Ile B 


Übersicht über die Verfahren auf Grund der §§ 2, 3 und 5 
vor den Landeskartellbehörden 
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Tabelle C 


Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 

nach Wirtschaftszweigen 


Bezeichnung 

^ ' des Kartells; Aktenzeichen 

Kartellart 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamte's 
Nr. im Bundesanzeiger 

Bergbauliche Erzeugnisse 


1 Gemeinschaft Deutscher B 3-215000- 

ja 

Erlaubnis bis zum 

11/58 BAnz. Nr. 115 

Kalierzeuger (GDK) J-131/58 


31. Dezember 1962 er- 

vom 20. Juni 1958; 

§ 5 Abs. 2 und 3 und 220/62 


teilt; unanfechtbar ge- 

Eintragung: 



worden; eingetragen 

86/59 BAnz. Nr. 6 



ins Kartellregister 

vom 12. Januar I960; 



Abt. A, Bd. I, Nr. 24; 

Verlängerung: 



Anträge auf Verlange- 

83/62 BAnz. Nr. 214 



rung der Erlaubnis; 

vom 10. November 1962; 



rechtliche und wirt- 

Eintragung: 

1 


schaftliche Prüfung; 

63/63 BAnz. Nr. 188 

! 


vorläufige Verlange- 

vom 8. Oktober 1963 

1 


rung durch einstweilige 


j ! 


Anordnung 


nicht bekanntgemacht: 




2 Exportkartei] B 1-1923/58 



rechtswirksam 


j § 6 Abs, 1 1 


geworden 


3 Exportkartell ' B 1-1948/58 

___ 

rechtswirksam 



§ 6 Abs. 1 


geworden 


4 Exportkartell B 1-26/59 



rechts wirksam 



§ 6 Abs. 1 


geworden 


Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 


1 Verkaufsvereinigung B 1-225300- 

ja 

rechtliche 

27/58 BAnz. Nr. 156 

für Teererzeugnisse J-1547/58 


und wirtschaftliche 

vom 16. August 1958; 

§ 5 Abs. 2 und 3 


Prüfung 

Änderung: 

i 



37/60 BAnz. Nr. 68 

i 



vom 7. April I960; 

i 



Ergänzung: 

i 



25/61 BAnz. Nr. 45 




vom 4. März 1961 ; 


Änderung: 

88/61 BAnz. Nr. 207 
vom 26. Oktober 1961 


2 

Gesellschaft für 

B 1-225300- ‘ 

— rechtliche 

i 50/63 BAnz. Nr. 152 


: Teerverwertung mbH 
§ 5 Abs. 2 

H- 148/63 

! 1 

und wirtschaftliche 
Prüfung 

vom 17. August 1963 

! 

1 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Phenol-Verband 
§ 5 Abs. 2 und 3 


Aktenzeichen 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Sachsland 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 


B 1-225350- 
J- 1546/58 


ja 


rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 


Steine und Erden 


Nordbayerische 
Basaltunion GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 


Basalt-Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 


Rabattgemeinschaft 
Schiefertafel 
§ 3 


Deutsche Terrazzo- 
Verkaufsgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 


B 1-251100- 
J-600/58 
und 22/63 


B 1-251100- 
J- 1799/58 
und 322/62 


B 1-251255- 
C-254/62 


B 1-252790- 
J-501/58 
und 261/60 


ja 


ja 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 42 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. l, Nr. 29 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 93 


aufgehoben 
(eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A Bd. I, Nr. 58) 


26/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958; 
Änderung: 

36/60 BAnz. Nr. 68 
vom 7. April 1960; 
Ergänzung: 

24/61 BAnz. Nr. 45 
vom 4. März 1961 


14/58 BAnz. Nr. 126 
vom 5. Juli 1958; 
Eintragung: 

81/60 BAnz. Nr. 116 
vom 21. Juni I960; 
Verlängerung: 

13/63 BAnz. Nr. 42 
vom 1. März 1963; 
Eintragung: 

42/63 BAnz. Nr. 116 
vom 28. Juni 1963 

66/58 BAnz. Nr. 233 
vom 4. Dezember 1958; 
Ergänzung: 

26/59 BAnz. Nr. 106 
vom 6. Juni 1959; 
Eintragung: 

46/60 BAnz. Nr. 86 
vom 5. Mai I960; 
Änderung 
und Verlängerung: 

3/63 BAnz. Nr. 11 
vom 17. Januar 1963; 
Eintragung: 

80/63 BAnz. Nr. 209 
vom 8. November 1963 

79/62 BAnz. Nr. 194 
vom 11. Oktober 1962; 
Eintragung: 

12/63 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar ,1963 

50/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
Eintragung: 

111/60 BAnz. Nr. 208 
vom 27. Oktober 1960; 
Aufhebung 
und Eintragung: 

52/63 BAnz. Nr. 163 
vom 3. September 1963 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nadi § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamteis 
Nr. im Bundesanzeiger 

5 

Süddeutsches 
Zementkontor 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253100- 
J-591/58 


Kostenprüfung durch- 
geführt; Erlaubnis 
abgelehnt; Rechtsmittel 
eingelegt 

16/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Ergänzung: 

14/59 BAnz. Nr. 67 
vom 9. April 1959; 
Ablehnung: 

9/62 BAnz. Nr. 20 
vom 30. Januar 1962 

6 

Zementkontor 

Unterelbe GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253100- 
J- 1469/58 

ja 

Kostenprüfung durch- 
geführt; Erlaubnis 
abgelehnt; Rechtsmittel 
eingelegt 

21/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Ablehnung: 

11/62 BAnz. Nr. 22 
vom 1. Februar 1962 

7 

Verkaufsbüro West- 
fälischer Zementwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253100- 
J-1548/58 

ja 

Kostenprüfung durch- 
geführt; Erlaubnis 
abgelehnt; Rechtsmittel 
eingelegt 

18/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Änderung: 

50/61 BAnz. Nr. 97 
vom 24. Mai 1961; 
Ablehnung: 

89/62 BAnz. Nr. 228 
vom 4. Dezember 1962 

8 

BGB-Gesellschaft 
Rheinisch-Westfälischer 
Zementwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253100- 
J-1 549/58 


Kostenprüfung durch- 
geführt; Erlaubnis 
abgelehnt; Rechtsmittel 
eingelegt 

19/58 BAnz. Nr. 148 
i vom 6. August 1958; 
Berichtigung: 

(19)/58 BAnz. Nr. 173 
vom 10. September 1958; 
Ablehnung: 

90/62 BAnz. Nr. 228 
vom 4. Dezember 1962 

9 

Zementvertrieb 

Berlin GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253100- 
J- 1550/58 


Erlaubnis ab gelehnt; 
noch nicht unanfechtbar 
geworden 

22/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
1/64 BAnz. Nr. 9 
vom 15. Januar 1964 

10 

Zementverkaufsstelle 
Niedersachsen GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-253100- 
J-1551/58 

ja 

Kostenprüfung durch- 
geführt; Erlaubnis 
abgelehnt; Rechtsmittel 
eingelegt 

20/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Berichtigung: 

124/60 BAnz. Nr. 246 
vom 21. Dezember 1960; 
Ablehnung: 

10/62 BAnz. Nr. 21 
vom 31. Januar 1962; 
Änderung : 

4/63 BAnz. Nr. 15 
vom 23. Januar 1963 

11 

Zementexport 
Rhein-West GmbH 
§ 6 Abs. 2 

B 1-253100- 
K- 188/60 
und 241/63 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I. Nr. 67 

113/60 BAnz. Nr. 214 
vom 4. November I960; 
Eintragung: 

27/61 BAnz. Nr. 49 
vom 10. März 1961 ; 
Verlängerung: 

89/63 BAnz. Nr. 235 
vom 18. Dezember 1963 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
vertrag 
nach §106 
Abs. 2 


Sachstand 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 


12 


Montanzement- 

Verband 

§ 5 Abs. 2 und 3 


B 1-253157- 
J- 1473/58 


ja 


Kostenprüfung durch- 
geführt; Erlaubnis 
abgelehnt; Rechtsmittel 
eingelegt 


23/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958; 
Änderung: 

20,/61 BAnz. Nr. 38 
vom 23. Februar 1961; 
Ablehnung: 

85/63 BAnz. Nr. 225 
vom 4. Dezember 1963 


13 


Kalkverkaufsverein 
GmbH Finnentrop 
§ 5 Abs. 2 und 3 


B 1-253200- 
J-480/58 


14 


Kalkverkaufsstelle 
Ibbenbüren 
§ 5 Abs. 2 und 3 


B 1-253200- 
J-546/58 


15 


Kalkkontor Rheine 
§ 5 Abs. 2 und 3 


B 1-253200- 
J-587/58 


16 


Liefergemeinschaft 
Niedersächsischer 
Kalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 


B 1-253200- 
J-208/59, 
121/61,172/62 
und 95/63 


zurückgenommen 


zurückgenommen 


zurückgenommen 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 56; 
auf Antrag Erlaubnis 
bis zum 31. Juli 1966 
verlängert 


58/58 BAnz. Nr. 219 
vom 13. November 1958; 
20/60 BAnz. Nr. 30 
vom 13. Februar 1960 

20/59 BAnz. Nr. 85 
vom 6. Mai 1959; 

86/63 BAnz. Nr. 227 
vom 6. Dezember 1963 

45/58 BAnz. Nr. 171 
vom 6. September 1958; 
Änderungen: 

59/58 BAnz. Nr. 219 
vom 13. November 1958; 
70/59 BAnz. Nr. 221 
vom 17. November 1959; 
Rücknahme: 

28/60 BAnz. Nr. 51 
vom 15. März 1960 

55/59 BAnz. Nr. 193 
vom 8. Oktober 1959; 
Berichtigung: 

75/59 BAnz. Nr. 239 
vom 12. Dezember 1959; 
Eintragung: 

102/60 BAnz. Nr. 174 
vom 9. September I960; 
Änderung: 

62/61 BAnz. Nr. 133 
vom 14. Juli 1961; 
Eintragung: 

100/61 BAnz. Nr. 235 
vom 7. Dezember 1961; 
Änderung: 

45/62 BAnz. Nr. 114 
vom 19. Juni 1962; 
Eintragung: 

74/62 BAnz. Nr. 168 
vom 5. September 1962; 
Verlängerung: 

32/63 BAnz. Nr. 99 
vom 30. Mai 1963; 
Eintragung: 

56/63 BAnz. Nr. 173 
vom 17. September 1963 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeidinung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamte'S 
Nr. im Bundesanzeiger 

17 

Liefergemeinsdiaft 
Mitteldeutsdier 
Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J- 133/58 

ja 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 

29/58 BAnz, Nr. 157 
vom 19. August 1958 

18 

Liefergemeinschaft 
Westdeutscher 
Düngekalkwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J- 134/58 

ja 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 

30/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
Nachtrag: 

(30)/58 BAnz. Nr. 173 
vom 10. September 1958 

19 

Süddeutsdie 
Düngekalkgesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-253200- 
J- 135/58 

— 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 

31/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958 

20 

Konditionenverein- 
barung von Gipswerken 
§ 2 

B 1-253300- 
B-677/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 3 

15/58 BAnz. Nr. 127 
vom 8. Juli 1958; 

53/58 BAnz. Nr. 207 
vom 28. Oktober 1958 

21 

Rabatt- und 

Kondi ti onenverb and 

Baukeramik 

§§ 2 und 3 

B 1-254134- 
D-2026/58, 
326/60 
und 319/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 7 

65/58 BAnz. Nr. 229 
vom 28. N 0 vember 1 958 ; 
Eintragung: 

9/59 BAnz. Nr. 38 
vom 25. Februar 1959; 
Änderung 
und Eintragung: 

67/61 BAnz. Nr. 155 
vom 15. August 1961; 
Änderung: 

14/63 BAnz. Nr. 44 
vom 5. März 1963; 
Eintragung : 

39/63 BAnz. Nr. 114 
vom 26. Juni 1963; 
Änderung 
und Eintragung: 

5/64 BAnz. Nr. 16 
vom 24. Januar 1964 

22 

Verkaufsgemeinsdiaft 
Deutsdier 
Steinzeugwerke 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-254200- 
J-488/58, 
65/62 

und 172/63 

ja 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 20; 
auf Antrag Erlaubnis 
verlängert bis zum 

31. Dezember 1965 

25/58 BAnz. Nr. 149 
vom 7. August 1958; 
Ergänzung: 

16/59 BAnz. Nr. 68 
vom 10. April 1959; 
Eintragung: 

68/59 BAnz. Nr. 214 
vom 6. November 1959; 
Verlängerung 
und Änderung: 

70/62 BAnz. Nr. 159 
vom 23. August 1962; 
Eintragung: 

92/62 BAnz. Nr. 234 
vom 12. Dezember 1962; 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

n i c h 

1 

t bekanntgemach 

! 

! 

t : 



Änderung: 

57/63 BAnz. Nr. 176 
vom20.September 1963; 
Eintragung: 

90/63 BAnz. Nr. 237 
vom 20. Dezember 1963 

23 

höherstufiges 

Rationalisierungs- 

kartell 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-51/58 

Ja 

an Lande skart eil - 
behörde abgegeben 


24 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-103/61 


rechtliche 

und wirtsdiaftliche 
Prüfung 

— 

25 

Konditionenkartell 
§ 2 

B 1-160/59 

— 

an Landeskartell- 
behörde abgegeben 

— 

26 

Konditionenkartell 
§ 2 

B 1-446/58 


an Landeskartell- 
behörde abgegeben 

— . 

27 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-29/59 
und 81/63 

“ 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 


28 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-267/62 
und 213/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

29 Exportkarteil B 1-282/62 

§ 6 Abs. 1 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 


30 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Moränekieswerken 
§ 2 

Baden- 

Württem- 

berg 

3732-M 1370 

■ 

Widerspruch; 

unanfechtbar 

geworden 

1/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 

2/58 BAnz. Nr. 189 
vom 2. Oktober 1958 

31 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Moränekieswerken 
§ 2 

Baden- 

Württem- 

berg 

3732-M 1370 


reditswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 51 

1/59 BAnz. Nr. 54 
vom 19. März 1959; 
Widerspruch: 

2/59 BAnz. Nr. 114 
vom 19. Juni 1959; 
Eintragung: 

2/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

32 

Süddeutsche Hartstein- 
Union GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Baden- 

Württem- 

berg 

3732-S 18 


Erlaubnis erteilt; 
unanfeciitbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. L Nr. 57 

3/59 BAnz. Nr. 138 
vom 23. Juli 1959; 
Eintragung; 

3/60 BAnz. Nr. 202 
vom 19. Oktober I960; 
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Lfd. 

Nr. 


33 


34 


35 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Arbeitsgemeinschaft 
Granit-Union 
Schwarzwald GmbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayerische Düngekalk- 
Gesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 


Verkaufsstelle der 
W alhalla-Kalkwerke 
GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 


36 I Verkaufsstelle Bayern 

Bayerische 7631 e-JU/c- 

Kalkwerke GmbH 65864/60 

§ 5 Abs. 2 und 3 

37 I Westdeutsche Nordrhein- 

Grauwacke-Union Westfalen 

GmbH I/C 2-73-16-2 

§ 5 Abs. 2 und 3 

38 I Kartell von Gesell- Hessen 

schaftern der Nord- UI d-2511- 

hessischen Hartstein- J-64/63 

Verkaufsgesellschaft 
mbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Baden- 

Württem- 

berg 

3732-G 1017 


Bayern 
7631 e-JU/c- 
43117/59 


Bayern 
7631 e-JU/c- 
44869/60 


ja 


Sachstand 


(Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, B'd. II, Nr. 5 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 73 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abs. A, Bd. 1, Nr. 54 


aufgehoben 
(eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt, A, Bd. I, Nr. 59) 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 81 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 


39 

höherstufiges 

Bayern 

ja 

zurückgenommen 


Rationalisierungs- 

7631 e-JU/c- 




kartell 

15181/59 



1 

§ 5 Abs. 2 und 3 


1 

1 


Verlängerung: 

1/63 BAnz. Nr. 107 
vom 12. Juni 1963; 
Eintragung: 

3/63 BAnz. Nr. 213 
vom 14. November 1963 

1/60 BAnz. Nr. 7 
vom 13. Januar I960; 
2/63 BAnz. Nr. 213 
vom 14. November 1963 

BAnz. Nr, 152 

vom 12. August 1959; 

Änderung: 

BAnz. Nr. 154 

vom 12. August I960; 

Eintragung: 

BAnz. Nr. 181 

vom 20. September 1961 

BAnz. Nr. 56 

vom 21. März 1959; 

Eintragung: 

BAnz. Nr. 151 

vom 9. August I960; 

Änderung: 

BAnz. Nr. 41 

vom 28. Februar 1961; 

Eintragung: 

BAnz, Nr. 123 
vom 30. Juni 1961 

BAnz. Nr. 73 

vom 17. April 1959; 

BAnz. Nr. 229 

vom 26. November 1960 

1/61 BAnz. Nr. 17 
vom 25. Januar 1961; 
1/62 BAnz. Nr. 72 
vom 12, April 1962 

BAnz. Nr. 204 
vom 30. Oktober 1963 


94 



Deutscher Bundestag* — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Kartell- 

Aktenzeichen j^ach^§106 Sachstand 

Abs. 2 

B'ekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

40 

höherstufiges 

Nordrhein- ja zurückgenommen 



Rationalisierungs- 

Westfalen 



karteil 

I/C 2-73-16-4 



§ 5 Abs. 2 und 3 





Eisen und Stahl 



(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke 



sowie der Schmiede-, Preß- und Hammerwerke) 


1 

Röhrenverkaufs- 

B 1-271560- — Erlaubnis erteilt; 

76/59 BAnz. Nr. 241 


Organisation 

K-482/58 unanfechtbar 

vom 16. Dezember 1959; 


für die Schweiz 

geworden; eingetragen 

64/62 BAnz. Nr. 144 


§ 6 Abs. 2 

ins Kartellregister 

vom 2. August 1962 



Abt. A, Bd. I, Nr. 80 


2 

Hersteller 

B 1-271560- — zurückgenommen 

32/59 BAnz. Nr. 122 


von Handelsrohren 

C- 151/59 

vom 1. Juli 1959; 


§ 3 


63/59 BAnz. Nr. 206 




vom 27. Oktober 1959 

3 

Hersteller 

B 1-271560- — Widerspruch; 

64/59 BAnz. Nr. 206 


von Handelsrohren 

C-233/59 unanfechtbar 

vom 27. Oktober 1959; 


§ 3 

geworden 

Widerspruch: 




1/60 BAnz. Nr. 10 




vom 16. Januar I960; 




' Änderungen: 




j 66/61 BAnz. Nr. 154 




vom 12, August 1961; 




i 77/62 BAnz. Nr. 177 




vom 18. September 1962 

4 

Deutsche Radsatz- 

B 1-2747Ö0- — Erlaubnis erteilt; 

1 49/59 BAnz. Nr. 164 


und Radreifengemein- 

J -2060/58 unanfechtbar 

* vom 28. August 1959; 


Schaft e. V. 

und 185/63 geworden; eingetragen 

Änderung: 


§ 5 Abs. 2 und 3 

ins Kartellregister 

114/60 BAnz, Nr. 216 



Abt. A , Bd. I, Nr. 64 

vom 8. November I960; 




Eintragung: 




18/61 BAnz. Nr. 33 




vom 16. Februar 1961; 




Änderung 




und Eintragung: 




30/62 BAnz. Nr. 89 




vom 10. Mai 1962; 




Verlängerung: 




72/63 BAnz. Nr. 203 


i 


vom 29. Oktober 1963 

n i c h 

t b e k a n n t g e m a c h t : 


5 

Exportkartcll 

B 1-212/60 — rechtswirksam 

1 _ 


§ 6 Abs. 1 

geworden 


6 

Exportkartell 

B 1-467/58 — rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 

geworden 


7 

Exportkartell 

B 1-1850/58 — rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 

geworden 
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Bezeichnung 
des Kartells; 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 

Kartellart 



Nr. im Bundesanzeiger 


NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

(einschließlich Edelmetalle und deren Halbzeug) 


1 

Exportvereinigung 
Schwermetallhalbzeug 
§ 6 Abs. 2 

B 1-285120- 
K-35/60 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 72 

nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 



2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-203/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-35/60 


übergeleitet in ein 
Verfahren nach § 6 

Abs. 2 (siehe oben lfd. 
Nr. 1) 



Gießereierzeugnisse 

1 

Fittingsverband e. V. 
Konditionen- und 
Rabattkartell für 
Temperguß-Fittings 
§§ 2 und 3 

B 1-291700- 
D-339/60 


Widerspruch; 

unanfechtbar 

geworden 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 



2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-1925/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-338/60 


rechtswirksam 

geworden 


29/60 BAnz Nr. 4 
vom 6. Januar 1961; 
64/61 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1961 


6/58 BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1958; 
37/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21, August 1958 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 


Blankstahl- 
Exportgemeinschaft 
§ 6 Abs. 2 


B 5-301110- 
K- 171/60, 
172/60 
und 155/61 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 6; 
Antrag auf Erlaubnis 
einer Änderung des 
Kartellvertrages abge- 
lehnt, unanfechtbar 
geworden; Erlaubnis 
zur Verlängerung des 
Kartell Vertrages erteilt; 
unanfechtbar 
geworden 


32/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
Eintragung: 

1/59 BAnz. Nr. 15 
vom 23. Januar 1959; 
Änderung; 

77/60 BAnz. Nr. 109 
vom 9. Juni I960; 
Verlängerung 
und Eintragung: 

24/62 BAnz. Nr, 55 
vom 20. März 1962; 
Ablehnung: 

10/63 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1963 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

1 

Bek a nn tm a chu n g 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Exportgemeinschaft 
Sechseckgeflecht 
§ 6 Abs. 2 

B 5-301731- 
K-274/60 

— 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 21 

46/58 BAnz. Nr. 187 
vom30.September 1958j 
71/59 BAnz. Nr. 221 
vom 17. November 1959 

3 

Schuhbeschlag- 
hersteller 
§ 4 

B 5-301797- 
G- 194/60 


Erlaubnis abgelehnt; 

unanfechtbar 

geworden 

51/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
84/59 BAnz. Nr. 5 
vom 9. Januar 1960 

4 

Konditionenkartell 
für Stahl fl an sehen 
§ 2 

B 5-302140- 
B-8/61 


rechstwirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 70; 
Änderung des Kartell- 
vertrages; rechts- 
wirksam geworden 

19/61 BAnz. Nr. 31 
vom 14. Februar 1961; 
Eintragung: 

51/61 BAnz. Nr. 98 
vom 25. Mai 1961 ; 
Änderung: 

70/61 BAnz. Nr. 157 
vom 17. August 1961; 
Eintragung: 

95/61 BAnz. Nr. 227 
vom 25, November 1961 

5 

Gemeinschaft 
der Hersteller 
von Ersatzfedern 
für Straßenfahrzeuge 
§§ 2 und 3 

B 5-302190- 
D-195/60 


zurückgenommen 

4/59 BAnz. Nr. 22 
vom 3. Februar 1959; 
62/59 BAnz. Nr. 206 
vom 27. Oktober 1959 

6 

Exportgemeinschaft der 
deutschen Kraftfahr- 
zeugfedernhersteller 
§ 6 Abs. 2 

B 5-302190- 
K-337/60 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr, 79 

75/61 BAnz. Nr. 163 
vom 25. August 1961; 
97/61 BAnz. Nr. 232 
vom 2. Dezember 1961 

7 

Gemeinschaft 

Deutscher Sensenwerke 
§ 4 

B 5-302421- 
G-139/60 

— 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 

19/60 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1960 

8 

Exportgemeinschaft 
der Hauer-Werke 
§ 6 Abs. 2 

B 5-302444- 
K-1 69/60 

1 

1 


aufgehoben 

(eingetragen 

ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 40) 

38/59 BAnz. Nr. 136 
vom 21. Juli 1959; 
Eintragung: 

73/60 BAnz. Nr. 102 
vom 28. Mai I960; 
Aufhebung: 

96/63 BAnz. Nr. 8 
vom 14. Januar 1964 

9 

Exportgemeinschaft 
der Hauer-Werke 
§ 6 Abs. 2 

i B 5-302444- 
K- 110/63 


zurückgenommen 

61/63 BAnz. Nr. 181 
vom 27. September 1963; 
96/63 BAnz, Nr. 8 
vom 14. Januar 1964 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

B'ekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B 5-293/60 

— 

zurückgenommen 

— 

11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-145/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-325/60 

— 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 

— 

13 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-167/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

14 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B 5-135/62 

— 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 

— 



Maschinenbauerzeugnisse 


1 

Vereinigte 
Drehbankfabriken 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 5-321120- 
J-59/62 


Erlaubnis zum ganzen 
Vertrag nach § 5 Abs. 2 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 8 

41/62 BAnz. Nr. 105 
vom 5. Juni 1962 

67/63 BAnz. Nr. 199 
vom 23. Oktober 1963 

2 

Rationalisierungs- 
kartell von Herstellern 
von Langfräsmaschinen 
und Frässchlitten 
§ 5 Abs. 2 

B 5-321154- 
H-370/60 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 90 

78/61 BAnz. Nr. 180 
vom 19. September 1961 ; 
97/62 BAnz. Nr. 2 
vom 4. Januar 1963 

3 

Rationalisierungs- 

kartell 

Bussmann/Müller 
§ 5 Abs. 2 

B 5-321230- 
H-124/60 


zurückgenommen 

82/59 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1959; 
16/62 BAnz. Nr. 36 
vom 21. Februar 1962 

4 

Lufttedinische 
Gesellschaft mbH 
§ 5 Abs. 2 

B 4-323240- 
H-248/59 

— 

zurückgenommen 

64/58 BAnz. Nr. 228 
vom 27. November 1958 

5 

Gesamtumsatzbonus- 
Kartell für Heizungs- 
umwälzpumpen 
§ 3 

B 5-323450- 
C- 159/62 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 92 

82/62 BAnz. Nr. 209 
vom 3. November 1962; 
5/63 BAnz. Nr. 16 
vom 24. Januar 1963 

6 

1 

Exportgemeinschaft der 
Kettenhebezeug- 
Hersteller 
§ 6 Abs. 2 

B 5-325610- 
K-3 12/60 

1 

aufgehoben 

(eingetragen 

ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 53) 

84/60 BAnz. Nr. 118 
vom 23. Juni I960; 
Eintragung: 

91/60 BAnz. Nr. 144 
vom 29. Juli I960; 
Aufhebung; 

60/62 BAnz. Nr. 130 
vom 13. Juli 1962 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesan^eiger 

7 

Vereinigte Armaturen- 
Gesellschaft mbH 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 5-327300- 
J-276/60 

ja 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 2 

'44/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958; 
44/63 BAnz. Nr. 134 
vom 24. Juli 1963 

8 

Rabattkartell der 
Hersteller von 
Metallbalgreglern 
ohne Hilfsenergie 
§ 3 

B 5-327338- 
C- 168/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 10 

68/63 BAnz. Nr. 200 
vom 24. Oktober 1963 

9 

Gesellschaft für 
Hydraulikanlagen 
§ 5 Abs. 2 

B 5-327395- 
H-279/60 
und 167/63 


Erlaubnis mit Auflagen 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 62; 

Erlaubnis 

zur Verlängerung 

des Kartellvertrages 

erteilt; unanfechtbar 

geworden 

78/59 BAnz. Nr. 245 
vom 22. Dezember 1959; 
Eintragung: 

123/60 BAnz. Nr. 244 
vom 17. Dezember I960; 
Änderung: 

71/63 BAnz. Nr. 203 
vom 29. Oktober 1963; 
Eintragung: 

94/63 BAnz. Nr. 2 
vom 4. Januar 1964 

n i c h 

t b e k a n n t g e m a c h t : 




10 

Exportkartell 
§ 6 Abs, 1 

B 5-262/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-133/60 

j 

rechtswirksam 

geworden 

— 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-134/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

13 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-260/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

14 ; 

Exportkartell 
§ 6 Abs, 1 

B 5-261/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

15 i 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-312/60 


übergeleitet in ein Ver- 
fahren nach § 6 Abs. 2 
(siehe oben lfd. Nr. 6) 

— 

16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-164/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Landfahrzeuge 

(ohne Schienenfahrzeuge, Ackerschlepper und Elektrofahrzeuge) 

1 

W ohnwagcnhersteller- 
Industrie 
§ 5 Abs. 1 

B 5-334510- 
E- 175/63 



rechtswirksam 

geworden 

70/63 BAnz. Nr. 202 
vom 29. Oktober 1963 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Wohnwagenhergteller- 
Industrie 
§ 2 

B 5-334510- 
B- 176/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

69/63 BAnz. Nr. 202 
vom 29. Oktober 1963 

nicht bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-154/60 

— 

aufgehoben 

— 

4 

Rabattkartell 
§ 3 

B 5-70/62 

— 

zurückgenommen 

— 



Wasserfahrzeuge 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-220/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-221/60 


rechtswirksam 

geworden 





Elektrotechnische Erzeugnisse 


1 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(Schalter und Steck- 
dosen) 

§ 3 

B 4-362310- 
C-1 16/60 
und 439/61 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 46 

22/60 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar I960; 
Änderung: 

49/60 BAnz. Nr. 93 
vom 14. Mai I960; 
Eintragung: 

95/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August I960; 
Änderung: 

4/62 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1962; 
Eintragung: 

36/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

2 

Rabattkartell 

Installationsmaterial 

(Fassungen) 

§ 3 

B 4-362330- 
C- 118/60 
und 8/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 48 

22/60 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar I960; 
Änderung: 

49/60 BAnz. Nr. 93 
vom 14. Mai I960; 
Eintragung: 

97/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August I960; 
Änderung: 

6/62 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1962; 
Eintragung: 

38/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamteis 

Nr. im Bundesanzeiger 

3 

Rabattkartell 

Installationsmaterial 

(D-Schmelzeinsätze) 

§ 3 

B 4-362370- 
C- 117/60, 
363/61 
und 7/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. L Nr. 47 

22/60 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar I960; 
Änderung: 

49/60 BAnz. Nr. 93 
vom 14, Mai I960; 
Eintragung: 

96/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August I960; 
Änderungen: 

98/61 BAnz. Nr. 233 
vom 5. Dezember 1961; 
5/62 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1962; 
Eintragungen: 

27/62 BAnz. Nr. 69 
vom 7. April 1962; 

37/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 

4 

Hersteller von 
elektrischen Lampen; 
Rabattkartell 
§ 3 

B 4-364400- 
C- 193/63 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

78/63 BAnz. Nr. 206 
vom 5. November 1963 

5 

Rabattkartell 
für Rundfunk- und 
Fernsehgeräte 
§ 3 

B 4-366100- 
C-2/60 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 28 

3/60 BAnz, Nr. 1 1 
vom 19. Januar I960; 
Änderungen: 

23/60 BAnz. Nr. 35 
vom 20. Februar I960; 
35/60 BAnz. Nr. 64 
vom 1. April I960; 
Eintragung: 

41/60 BAnz. Nr. 79 
vom 26. April I960; 
Änderung: 

42/60 BÄnz. Nr. 79 
vom 26. Äpril I960; 
Eintragung: 

103/60 BÄnz. Nr, 175 
vom 10. September 1960 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-152/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-125/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-29/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-131/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

10 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-317/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtets 
Nr. im Bundesanzeiger 

11 

höherstufiges 

Rationalisierungs- 

kartell 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 4-77/63 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-256/62 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 

13 

Rabattkartell 
§ 3 

B 4-327/62 

— 

zurückgenommen 

— 

14 

Exportkarteli 
§ 6 Abs. 1 

B 4-37/63 

1 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-18/60 

— 

zurückgenommen 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-4/60 

— 

aufgehoben 

— 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 Marktgemeinschaft 
Öfen e. V. 

§§ 2 und 3 


B 5-383100- 
D-19/60, 
336/60, 
116/61, 
153/62 
und 165/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 45; 
Kartellbeschlüsse, durch 
die das befristete, 
später geänderte und 
bereits dreimal ver- 
längerte Kartell erneut 
bis zum 31. Januar 1965 
verlängert wurde; 
rechtswirksam 
geworden 


8/59 BAnz, Nr. 34 
vom 19. Februar 1959; 
Widerspruch: 

22/59 BAnz. Nr. 95 
vom 22. Mai 1959; 
Änderung : 

5/60 BAnz. Nr. 15 
vom 23. Januar I960; 
Eintragung: 

85/60 BAnz. Nr. 126 
vom 5. Juli I960; 
Änderung: 

110/60 BAnz. Nr. 207 
vom 26. Oktober I960; 
Eintragung: 

8/61 BAnz. Nr. 26 
vom 7. Februar 1961; 
Änderung : 

86/61 BAnz. Nr. 205 
vom 24. Oktober 1961; 
Eintragung: 

14/62 BAnz. Nr. 30 
vom 13. Februar 1962; 
Änderung: 

78/62 BAnz. Nr. 190 
vom 5. Oktober 1962; 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Sachstand 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamte^s 
Nr. im Bundesanzeiger 


Eintragung: 

9/63 BAnz. Nr. 25 
vom 6. Februar 1963; 
Änderung; 

64/63 BAnz. Nr. 188 
vom 8. Oktober 1963; 
Eintragung: 

4/64 BAnz. Nr. 15 
vom 23. Januar 1964 


2 


Marktgemeinschaft 
Gas-Wasserheizer 
§§ 2 und 3 


B 5-383183- 
D-273/60 


3 


Interessengemeinschaft B 5-384211- 
Stahlradiatoren C-2 10/62 

§ 3 


4 


Rationalisierungs- 
gemeinschaft 
Eiserne Fässer und 
Gefäße e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 


B 5-384311- 
J-28/60, 
21/62 

und 171/62 


5 


Rabatt- und 
Konditionenkartell für 
Lieferung von 
Konservendosen 
§§ 2 und 3 


B 5-384910- 
C- 183/60 


6 


Rationalisierungs- 

kartell 

Greiner/Wicander 
§ 5 Abs. 2 und 3 


B 5-384991- 
J- 129/62 


7 


Rabatt- und B 5-388518- 

Konditionenkartell der D-16/62 
Hersteller von Spezial- 
frischhalteeinschlägen 
für Butter 
§§ 2 und 3 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 9 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. 11, Nr. 1 

Erlaubnis mit Auflagen 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 41; 
Erlaubnis zu 1. und 2. 
Änderung des Kartell- 
beschlusses erteilt; 
unanfechtbar geworden 


Konditionenkartell 
zurückgenommen ; 
Rabatteil rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 12 

zurückgenommen 


Widerspruch; unan- 
fechtbar geworden 


70/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959; 
15/59 BAnz. Nr. 67 
vom 9. April 1959 

94/62 BAnz. Nr. 239 
vom 19. Dezember 1962; 
40/63 BAnz. Nr. 115 
vom 27. Juni 1963 

69/59 BAnz. Nr. 220 
vom 14. November 1959; 
Eintragung: 

80/60 BAnz. Nr. 1 1 1 
vom 11. Juni I960; 
Änderung: 

20/62 BAnz. Nr. 40 
vom 27. Februar 1962; 
Eintragung: 

43/62 BAnz. Nr. 107 
vom 7. Juni 1962; 
Änderung: 

81/62 BAnz. Nr. 207 
vom 30. Oktober 1962; 
Eintragung: 

11/63 BAnz. Nr. 28 
vom 9. Februar 1963 

6/59 BAnz. Nr. 29 
vom 12. Februar 1959; 
27/59 BAnz. Nr. 107 
vom 9. Juni 1959 


72/62 BAnz. Nr. 165 
vom 31. August 1962; 
8/63 BAnz. Nr. 24 
vom 5. Februar 1963 

18/62 BAnz. Nr. 38 
vom 23. Februar 1962; 
46/62 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1962 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamte-s 
Nr. im Bundesanzeiger 

8 

Hersteller von Tuben 
§ 5 Abs. 2 

B 5-388560- 
H-173/60 

ja 

zurückgenommen 

28/58 BAnz. Nr. 156 
vom 16. August 1958; 
62/58 BAnz. Nr. 225 
vom 22. November 1958 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




9 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-268/60 

ja 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 


1 

Schwefelsäure- 
Vereinigung (SV) 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-411130- 
J-101/58 

ja 

zurückgenommen 

57/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1958; 
2/63 BAnz. Nr. 11 
vom 17. Januar 1963 

2 

Deutsche Ammoniak- 
Vereinigung (DAV) 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413410- 
J-1 36/58 
und 132/63 

ja 

Erlaubnis erteilt; un- 
anfechtbar geworden; 
eingetragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. I, 

Nr. 71 

56/58 BAnz. Nr. 218 
vom 12. November 1958; 
Änderungen: 

2/59 BAnz. Nr. 18 
vom 28. Januar 1959; 
24/60 BAnz. Nr. 42 
vom 2. März I960; 
Eintragung: 

60/61 BAnz. Nr. 131 
vom 12. Juli 1961; 
Änderung: 

1/62 BAnz. Nr. 12 
vom 18. Januar 1962; 
Eintragung: 

62/62 BAnz. Nr, 136 
vom 21. Juli 1962; 
Änderungen : 

18/63 BAnz. Nr. 60 
vom 27. März 1963; 
47/63 BAnz, Nr, 147 
vom 9. August 1963; 
91/63 BAnz. Nr. 237 
vom 20. Dezember 1963 

3 

Superphosphat- 
Industrie-Gemeinsdiaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-222/58 


Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

4 

Verein der Thomas- 
phosphatfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413440- 
J-1 27/58 
und 138/63 

ja 

Erlaubnis erteilt; 
Rechtsmittel eingelegt; 
vorläufige Verlänge- 
rung durch einstweilige 
Anordnung 

17/58 BAnz. Nr. 138 
vom 23. Juli 1958; 
Änderungen: 

43/59 BAnz. Nr, 152 
vom 12. August 1959; 
61/62 BAnz. Nr. 136 
vom 19. Mai I960; 

34/63 BAnz. Nr. 110 
vom 20. Juni 1963 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamte-s 
Nr, im Bundesanzeiger 

5 

Hersteller von 
Molybdän- 
Ferrolegierungen 
§ 7 

B 3-414300- 
L-66/61 

— 

Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; ein- 
getragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. I, 
Nr. 85 

54/61 BAnz. Nr. 120 
vom 27. Juni 1961; 

73/62 BAnz. Nr. 160 
vom 1. September 1962 

6 

Hersteller von 

Wolfram- 
Ferrolegierungen 
§ 7 

B 3-414300- 
L-67/61 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

55/61 BAnz. Nr. 120 
vom 27. Juni 1961 

7 

Konditionenverband 
der Hersteller von 
flüssiger Kohlensäure 
§ 2 

B 3-415155- 
B- 130/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 88 

61/62 BAnz. Nr. 136 
vom 21. Juli 1962; 

86/62 BAnz. Nr. 214 
vom 10. November 1962 

8 

BGB-Gesellschaft von 
Acetylen-Herstellern 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-415160- 
J-17/58 


zurückgenommen 

43/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958; 
98/62 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1963 

9 

BGB-Gesellschaft von 
Acetylen-Herstellern 
Hannover 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-415160- 
J-2 19/58 


zurückgenommen 

42/58 BAnz. Nr. 164 
vom 28. August 1958; 
97/63 BAnz. Nr. 8 
vom 14. Januar 1964 

10 

Interessengemeinschaft 
Azetylen Nord 
§ 3 

: 

B 3-415160- 
C-75/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt A, Bd. I, Nr. 91 

1 

76/62 BAnz. Nr. 172 
vom 1 1 .September 1 962 ; 
99/62 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1963 

nicht b e k a n n t g e m a c h 

t ; 




11 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-280/58 

— 

rechtswirksam , 

geworden 

— 

12 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-62/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

13 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-101/59 

— 

reditswirksam 

geworden 

— 

14 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-213/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

15 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-20/61 

— 

reditswirksam 

geworden 

— 

16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-124/61 

— 

reditswirksam 

geworden 

— 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-146/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-129/62 

1 

— 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

— 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Sach stand 


Pharmazeutika 


nicht bekanntgemacht: 


1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-11/59 


rechtswirksam 

geworden 



Mineralfarben und Teerfarbstoffe 

1 

Internationale 

Lithopone 

Associatie „ILA" 

§ 6 Abs. 2 

B 3-441110- 
K- 115/59 


Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; ein- 
getragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. I, 
Nr. 74 

2 

Vereinigung Deutscher 

Zinkweißfabriken 

(VDZ) 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-441130- 
JK-80/59 

_ 

Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; ein- 
getragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. II, 
Nr. 9 

3 

Deutscher 
Bleiweiß-Verband 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-441141- 
JK- 127/60 


Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; ein- 
getragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. II, 
Nr. 7 

4 

i 

Hersteller von Blei- 
mennige und Bleiglätte 
§§ 2 und 3 

1 

B 3-441145- 
D-234/61 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 82 

nicht bekanntgemacht: 



5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-77/59 

i 

rechtswirksam 

geworden 

6 ! Exportkartell 

j § 6 Abs. 1 

B 3-197/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 




Kunststoffe 

1 Hersteller von Phenol- 

B 3-453171- 

— rechtswirksam 

i harzpreßmassen 

D- 11/62 

1 geworden; eingetragen 

§§ 2 und 3 

und 1/63 

ins Kartellregister 


Abt. A, Bd. l, Nr. 84 


I Bekanntmachung 
I des Bundeskartellamteis 
Nr. im Bundesanzeiger 


118/60 BAnz. Nr. 227 
vom 24. November I960; 
73/61 BAnz. Nr. 162 
vom 24. August 1961 


18 '60 BAnz. Nr. 27 
vom 10. Februar I960; 
95/63 BAnz. Nr. 7 
vom 11. Januar 1964 


93/60 BAnz. Nr. 149 
vom 5. August I960; 
60/63 BAnz. Nr. 180 
vom 26. September 1963 


7/62 BAnz. Nr. 19 
vom 27. Januar 1962; 
34/62 BAnz. Nr. 98 
vom 23. Mai 1962 


8/62 BAnz. Nr. 19 
vom 27. Januar 1962; 
Eintragung: 

35/62 BAnz. Nr. 99 
vom 24. Mai 1962; 
Änderung; 

7/63 BAnz. Nr. 23 
vom 2. Februar 1963; 
Eintragung: 

25/63 BAnz. Nr. 86 
vom 9. Mai 1963 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartcllart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtets 

Nr. im Bundesanzeiger 

nicht b e k a n n t g e m a c h 

t : 




2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-20/58 


rechtswirksam 

geworden 


3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-83/58 


rechts wirksam 
geworden; 

— 



Chemisch-technische Erzeugnisse 


1 

Rabattkartell der 
deutschen 
Linoleumhersteller 
§ 3 

B 3-463210- 
C-59/63 


rechtswirksam 

geworden; 

ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 1 Nr. 95; 
durch Einspruchsent- 
scheidung für unwirk- 
sam erklärt; durch 
einstweilige Anord- 
nung ab 1. Januar 1964 
Praktizierung unter- 
sagt; Rechtsmittel ein- 
gelegt 

15/63 BAnz. Nr. 44 
vom 5. März 1963; 

37/63 BAnz. Nr. 113 
vom 25. Juni 1963 

2 

Rabatt- und 
Konditionenkartcll für 
die Belieferung von 
Friseuren 
§§ 2 und 3 

B 3-464700- 
D- 138/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 26 

54/59 BAnz. Nr. 190 
vom 3. Oktober 1959; 
25/60 BAnz. Nr. 42 
vom 2. März 1960 

3 

Inländische Mitglieder 
der Zündstein- 
konvention 
§ 6 Abs. 2 

B 3-465147- 
K-30/58 
und 252/62 


Erlaubnis erteilt; unan- 
fechtbar geworden; ein- 
getragen ins Kartell- 
register Abt. A, Bd. I, 
Nr. 16 

10/59 BAnz. Nr. 41 
vom 28. Februar 1959; 
Eintragung: 

56/59 BAnz. Nr. 193 
vom 8. Oktober 1959; 
Verlängerung: 

93/62 BAnz. Nr. 234 
vom 12. Dezember 1962; 
Eintragung: 

45/63 BAnz. Nr. 137 
vom 27. Juli 1963 

nicht bekanntgemacht: 




4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-88/58 

— 

rechtswirksam 
^ geworden 

— 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-253/58 

i 

j 

rechtswirksam 

geworden 

i 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellai t 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

B-ekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 



Chemische Fasern 


1 

Exportförderung für 
Zellwolle 
§ 3 

B 3-491100- 
C- 142/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 52 

18/59 BAnz. Nr. 70 
vom 14. April 1959; 
92/60 BAnz. Nr, 114 
vom 29. Juli 1960 

2 

Exportförderung für 
Textilreyon 
§ 3 

B 3-491500- 
C- 140/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 66 

17/59 BAnz. Nr. 70 
vom 14. April 1959; 
26/61 BAnz. Nr. 49 
vom 10. März 1961 

3 

Exportförderung 
für Kupferkunstseide 
§ 3 

B 3-491520- 
C- 164/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 60 

83/60 BAnz. Nr. 118 
vom 23. Juni I960; 
119/60 BAnz. Nr. 230 
vom 29. November 1960 

4 

Exportförderung 
für Acetat — endlos 
§ 3 

B 3-491530- 
C-1 39/58 



! 

aufgehoben (eingetra- 
gen ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 44) 

61/59 BAnz. Nr. 205 
vom 24. Oktober 1959; 
Eintragung: 

86/60 BAnz. Nr. 130 
vom 9. Juli I960; 
Aufhebung: 

35/63 BAnz. Nr. 110 
vom 20. Juni 1963 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B 3-142/58 

— 

übergeleitet in ein Ver- 
fahren nach § 3 (siehe 
oben lfd. Nr. 1) 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B 3-140/58 

— 

übergeleitet in ein Ver- 
fahren nach § 3 (siehe 
oben lfd. Nr. 2) 

— 

7 

Exportkartell 

§ 6 Abs. 2 1 

i 

1 

B 3-139/58 

— 

übergeleitet in ein Ver- 
fahren nach § 3 (siehe 
oben lfd. Nr. 4) 

— 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


8 

Exportkartell 

B 3-94/58 

— 

reditswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

9 

Exportkartell 

B 3-149/58 



rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 



geworden 

10 

Exportkartell 

B 3-89/62 

... , 

rechtswirksam 

1 

§ 6 Abs. 1 

i 


! 

geworden 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Bekanntmachung 

des Kartells; 

Aktenzeichen 

Sachstand 

des Bundeskartellamtes 

Kartellart 



Nr. im Bundesanzeiger 



Feinkeramische Erzeugnisse 


1 

Marktgemeinschaft 

B 4-515000- 



rechtswirksam 

57/59 BAnz, Nr. 197 


Sanitär-Keramische 

D-334/59 


geworden; eingetragen 

vom 14. Oktober 1959; 


Industrie 

und 62/62 


ins Kartellregister 

Eintragung: 


§§ 2 und 3 



Abt. A, Bd. I, Nr. 25 

89/59 BAnz. Nr. 9 
vom 15. Januar 1960; 
Änderung: 

26/62 BAnz. Nr. 68 
vom 6. April 1962 

2 

Interessengemeinschaft 

B 4-517100- 



rechtswirksam 

3 '59 BAnz. Nr. 18 


der deutschen 

C- 187/59, 


geworden; eingetragen 

vom 28. Januar 1959; 


keramischen Wand- 

5/61 


ins Kartellregister 

Eintragung: 


und Bodenfliesenwerke 

und 18/62 


Abt. A, Bd. I, Nr. 14 

42/59 BAnz. Nr. 151 


§ 3 




vom 11. August 1959; 
Änderungen: 

81/59 BAnz. Nr. 247 






vom 24. Dezember 1959; 
9/61 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1961; 
29/61 BAnz. Nr. 59 
vom 24. März 1961 ; 
Eintragung: 

71/61 BAnz. Nr, 161 






vom 23. August 1961; 
Änderung 

17/62 BAnz. Nr. 36 
vom 21. Februar 1962; 






Eintragung: 

32/62 BAnz. Nr. 94 






vom 17. Mai 1962 


Lieferer von Schleif- 

B 4-519100- 



zurückgenommen 

10/58 BAnz. Nr. 109 


scheiben und Schleif- 

C-26/59 



vom 11. Juni 1958; 


körpern 




47/58 BAnz. Nr. 188 


§ 3 




vom 1. Oktober 1958 

4 

Hersteller von Schleif- 

B 4-519100- 



rechtswirksam 

5/59 BAnz. Nr. 28 


scheiben und Schleif- 

C- 16/59, 


geworden; eingetragen 

vom 11. Februar 1959; 


körpern 

205/61 


ins Kartellregister 

Eintragung: 


§ 3 

und 191/63 


Abt. A, Bd. I, Nr. 13 

37/59 BAnz. Nr. 131 
vom 14. Juli 1959; 
Änderung: 

61/61 BAnz. Nr. 132 
vom 13, Juli 1961 ; 






Eintragung: 

89/61 BAnz. Nr. 207 




i 


vom 26. Oktober 1961; 
Änderung: 

66/63 BAnz. Nr. 193 
vom 15. Oktober 1963 

1 
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Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Kartell- 

Aktenzeichen 

Abs. 2 

Sachstand 

Bekannlmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

t b e k a n n t g e m a c h t ; 



Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-382/59 — 

zurückgenommen 

— 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-121/60 — 

rechtswirksam 

geworden 

~ 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-371/59 — 

rechtswirksam 

geworden 

— 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-389/60 — rechtswirksam 

1 geworden 

Glas und Glaswaren 


Interessengemeinschaft 

B 4-521110- — 

Widerspruch; Rechts- 

6/60 BAnz. Nr. 18 

deutscher 
Fensterglashütten 
§ 3 

C-19/60 

mittel eingelegt; Ein- 
spruch zurückgewiesen; 
Beschwerde stattgege- 
ben; Rechtsbeschwerde 
eingelegt 

vom 28. Januar I960; 
Änderung; 

29/60 BAnz. Nr. 61 
vom 29. März I960; 
Widerspruch: 

43/60 BAnz. Nr. 79 
vom 26. April 1960 

Rationalisierungs- 

B 4-522112- — 

rechtswirksam 

56/61 BAnz. Nr. 166 

gemeinschaft betreffend 

E-200/61 

geworden; eingetragen 

vom 5. Juli 1961 ; 

die Verwendung ge- 
normter Bierflaschen 
§ 5 Abs. 1 

1 

und 207/63 

ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 78 

Änderung: 

74/61 BAnz. Nr. 162 
vom 24. August 1961; 
Eintragungen: 

91/61 BAnz. Nr. 207 
vom 26. Oktober 1961; 
96/61 BAnz. Nr. 231 
vom 1. Dezember 1961; 
Änderung: 

84/ 63 BAnz. Nr. 217 
vom 22. November 1963 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 

B 4-95/59 

— 

rechtswirksam I — 

§ 6 Abs. 1 



geworden j 

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Holz 

Buchenfaserholz- 

B 3-531200- 



Erlaubnis abgelehnt; 24/59 BAnz. Nr. 103 

kollegenhilfe 

H- 10/58 


unanfechtbar geworden vom 3. Juni 1959; 

§ 5 Abs. 2 



79/^60 BAnz. Nr. 111 


vom 11. Juni 1960 


110 



Deutscher Bundestag ■ — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2370 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
Vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 



Papiei 

r- und Pappewaren 


1 

Interessengemeinschaft 

B 3-561100- 

_ 

rechtwirksam 

7/58 BAnz. Nr. 93 


der deutschen 

C-234/58 


geworden; eingetragen 

vom 17. Mai 1958; 


Tapetenfabrikanten 

und 119/61 


ins Kartellregister 

Eintragung: 


§ 3 



Abt. A, Bd. I, Nr. 10 

38/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
Änderung: 

61/58 BAnz. Nr. 225 
vom 22. November 1958; 
Eintragung: 

23^59 BAnz. Nr. 96 
vom 23. Mai 1959 
Änderung: 

65 61 BAnz. Nr. 153 
vom 11. August 1961; 
Eintragung: 

94/61 BAnz. Nr. 227 
vom 25. November 1961 

nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 




2 

Exportkartell 

B 3-115/58 

— 

rechtswirksam 



§ 6 Abs. 1 



geworden 




Kunststofferzeugnisse 


1 

Gesamtuinsatzrabatt- 

B 3-585111- 



rechtswirksam 

1 29/63 BAnz. Nr. 90 


Vereinbarung für 

C- 134/63 


geworden; eingetragen 

vom 15. Mai 1963; 


Kunststoffabflußrohre 



ins Kartellregister 

55/63 BAnz. Nr. 170 


und -formstücke 
§ 3 



Abt. A, Bd. II, Nr, 6 

vom 12. September 1963 

2 

Hersteller von 

B 3-585114- 

_ 

rechtliche und wirt- 

36/63 BAnz. Nr, 111 


Kunststoffrohren 
§ 5 Abs. 2 und 3 

J- 149/63 


schaftliche Prüfung 

vom 21. Juni 1963 

3 

Rabatt- und Kon- 

B 3-587538- 

_ 

rechtswirksam 

46/59 BAnz. Nr. 160 


ditionenvereinbarung 

D-l 71/59, 


geworden; eingetragen 

vom 22. August 1959; 


für Polyesterlichtplat- 

200/60, 


ins Kartellregister 

Eintragung: 


ten und -bahnen 

165/61, 


Abt. A, Bd. l, Nr. 23; 

79/59 BAnz. Nr. 246 


§§ 2 und 3 

67/62 


vorläufige Suspendie- 

vom 23. Dezember 1959; 



und 130/63 


rung einzelner Ver- 

Änderungen: 





tragsbestimmungen 

80/59 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1959; 
87/59 BAnz. Nr, 7 
vom 13. Januar I960; 
21/60 BAnz. Nr. 31 
j vom 16. Februar I960; 

Eintragung: 

1 63/60 BAnz. Nr. 98 

I vom 21. Mai I960; 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Sachstand 


Gummi- und Asbestwaren 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 


Änderungen: 

94/60 BAnz. Nr. 150 
vom 6. August 1960; 
109/60 BAnz. Nr. 204 
vom 21. Oktober I960; 
Eintragung: 

112/60 BAnz. Nr. 211 
vom 1. November I960; 
Änderung: 

127/60 BAnz. Nr. 3 
vom 5. Januar 1961; 
Widerspruch: 

1/61 BAnz. Nr. 8 
vom 12. Januar 1961; 
Eintragung: 

40/61 BAnz. Nr. 70 
vom 12. April 1961; 
Änderungen: 

57/61 BAnz. Nr. 126 
vom 6. Juli 1961; 

80/61 BAnz. Nr. 183 
vom 22. September 1961 ; 
Eintragungen: 

83/61 BAnz. Nr. 193 
vom 6. Oktober 1961; 
101/61 BAnz. Nr. 245 
vom 21. Dezember 1961 ; 
13/62 BAnz. Nr. 29 
vom 10. Februar 1962; 
29/62 BAnz. Nr. 80 
vom 26, April 1962; 
67/62 BAnz. Nr. 150 
vom 10. August 1962; 
Änderung: 

26/63 BAnz. Nr. 96 
vom 25. Mai 1963; 
Eintragung: 

43/63 BAnz. Nr. 117 
vom 29. Juni 1963 


1 Hersteller von 

B 3-591000- 



rechtswirksam 

1 Fahrzeug-Luftreifen 

C-231/59, 


geworden; eingetragen 

|§ 3 

20/62 


ins Kartellregister 

1 

und 243/62 

i 

Abt. A, Bd. I, Nr. 27 


85/59 BAnz. Nr. 6 
vom 12. Januar I960; 
Eintragung: 

40/60 BAnz. Nr. 75 
vom 20. April I960; 
Änderungen: 

19/62 BAnz. Nr. 39 
vom 24. Februar 1962; 
44/62 BAnz. Nr. 110 
vom 13. Juni 1962; 
91/62 BAnz. Nr. 229 
vom 5. Dezember 1962; 
17/63 BAnz. Nr. 49 
vom 12. März 1963 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Karlellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
Vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Sachstand 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 


Gesamtumsatzrabatt- 

1 

B 3-592100- 

kartell für technische 

C-179/60 

Gummiwaren 


§ 3 

1 

Gesamtumsatzrabatt- 

i 

B 3-592150- 

kartell für endlose 

C-241/60 

Gummikeilriemen des 


1 technischen Bedarfs i 


1 § 3 1 



rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 63 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 68 


105/60 BAnz. Nr. 183 
vom 22. September I960; 
3/61 BAnz. Nr. 13 
vom 19. Januar 1961 

12i/60 BAnz. Nr. 241 
vom 14. Dezember 1960; 
28/61 BAnz. Nr. 59 
vom 24. März 1961 


Lederwaren und Schuhe 


1 Konditionenkartell 
der Deutschen 
Schuhindustrie 
§ 2 


B 2-625000- 
B-117/61, 
202/61, 
162/62 
und 235/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 75 


47/61 BAnz. Nr. 93 
vom 17. Mai 1961 ; 
Eintragung: 

76/61 BAnz. Nr. 178 
vom 15. September 1961 ; 
Änderung: 

79/61 BAnz. Nr. 181 
vom 20. September 1961 ; 
Eintragung: 

99/61 BAnz. Nr. 234 
vom 6. Dezember 1961; 
Änderungen: 

80/62 BAnz. Nr. 201 
vom 20. Oktober 1962; 
1/63 BAnz. Nr. 10 
vom 16. Januar 1963; 
Eintragungen: 

6/63 BAnz. Nr. 17 
vom 25. Januar 1963; 
23/63 BAnz. Nr. 80 
vom 27. April 1963 


Textilien 


1 


2 


Textilveredlung 

Geschäftsstelle 

West e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 2-630510- 
J-350/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

Bergischer Färber- und 
Bleicherverband e. V. 
Textilveredlung 
Wuppertal 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 2-630510- 
J-351/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 


35/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
Änderung: 

32/60 BAnz. Nr. 63 
vom 31. März I960; 
Ablehnung: 

11/61 BAnz. Nr. 28 
vom 9. Februar 1961 

34/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1958; 
Änderung: 

33/60 BAnz. Nr. 63 
vom 31. März 1960; 
Ablehnung: 

12/61 BAnz. Nr. 28 
vom 9. Februar 1961 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

! Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtcs 
Nr. im Bundesanzeigei 

3 

Verein der Deutschen 
Baumwollstück- 
veredler e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 2-630511- 
J-349/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

39/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958; 
Änderung: 

31/60 BAnz. Nr. 63 
vom 31. März I960; 
Ablehnung: 

10/61 BAnz. Nr. 28 
vom 9. Februar 1961 

4 

Vereinigung der 
Seidenstück- 
veredier e. V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 2-630515- 
J-352/58 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

40/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958; 
Änderung: 

34/60 BAnz. Nr. 63 
vom 31. März I960; 
Ablehnung: 

13/61 BAnz. Nr. 28 
vom 9. Februar 1961 

5 

Stoff druck-Konvention 
§ 2 

B 2-630700- 
B -86/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 8, Nr. 49 

39/60 BAnz. Nr. 75 
vom 20. April I960; 

88/60 BAnz. Nr. 134 
vom 15. Juli 1960 

6 

Rabattkartell 

der Kalikofabrikanten 

§ 3 

B 2-630910- 
C-326/58 


zurückgenommen 

! 

36/58 BAnz. Nr. 159 
vom 21 August 1958; 
63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 1958 

7 

Rabattkartell 

der Kalikofabrikanten 

§ 3 

1 

i 

1 

B 2-630910- 
C-564/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen ^ 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 8 

63/58 BAnz. Nr. 227 
vom 26. November 1958; 
Änderung: 

69/58 BAnz. Nr. 247 
vom 24. Dezember 1958; 
Eintragung: 

12/59 BAnz. Nr. 56 
vom 21. März 1959 

8 

Konditionenkartell 
der Deutschen 
Baumwollspinnerei e.V. 

§ 2 

B 2-633110- 
B-408/58 

i 

1 

i 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 4 

33/58 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1958; 
60/58 BAnz. Nr. 221 
vom 15. November 1958 

9 

Zusatzkartell zum 
Konditionenkartell 
der Deutschen 
Baumwollspinnerei 
§ 2 

i 

B 2-633110- 
B-252/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 69 

6/61 BAnz. Nr. 17 
vom 25. Januar 1961; 
48/61 BAnz. Nr. 94 
vom 18. Mai 1961 

10 

Übereinkunft 

der Kammgarnspinner 

§2 j 

B 2-633300- 
B- 16/59 

! 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 11 

7/59 BAnz. Nr. 31 
vom 14. Februar 1959; 
25/59 BAnz. Nr. 104 
vom 4. Juni 1959 

11 

Rationalisierungs- 
kartell von Spinnereien 
des Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V 
§ 5 Abs. 1 

B 2-633500- 
E-585/58 ! 

1 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 1 Nr. 5 

1 

52/58 BAnz. Nr. 197 
vom 14. Oktober 1958; 
71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 
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Lfd. 

Nr. 

Bozeidinuiig 
des Kartells; 
Kcirtellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
Vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

B e k a n 11 1 m a ch u n g 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundcsanzciger 

12 

Verband Deutscher 
Eisengarnfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 2-633790- 
J -3 11/58 

ja 

zurückgenommen 

45/59 BAnz. Nr. 159 
vom 21. August 1959; 
41/61 BAnz. Nr. 70 
vom 12. April 1961 

13 

K 0 n d i L i o n e nk a r t e 1 1 
von Spinnereien des 
Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V. 

§ 2 

B 2-633549- 
B-88/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt, A, Bd. 11, Nr. 4 

30/63 BAnz. Nr. 92 
vom 17. Mai 1963; 

53/63 BAnz. Nr. 168 
vom 10. September 1963 

14 

Konditionenkartell 
der deutschen 
Baumwollzwirnerei 
§ 2 

B 2-633910- 
B-84/60 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 50 

38/60 BAnz. Nr. 73 
vom 14. April I960; 

87/60 BAnz. Nr. 133 
vom 14. Juli 1960 

15 

Konvention der 
Deutschen Seidenstoff- 
und Samtfabrikanten 
§ 2 

B 2-637200- 
B-134''59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. b^Nr. 19 

30/59 BAnz. Nr. 118 
vom 25. Juni 1959; 
Änderung: 

35/59 BAnz. Nr. 128 
vom 9. Juli 1959; 
Eintragung: 

60/59 BAnz. Nr. 203 
vom 22, Oktober 1959 

16 

Deutsche Tuch- und 
Kleiderstoffkonvention 
§ 2 

; B 2-637200- i 
B- 144 59 

j 

1 


rechtswirksam i 

geworden; eingetragerJ 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 17 

1 

36/59 BAnz. Nr. 129 
vom 10. Juli 1959; 

58/59 BAnz. Nr. 199 
vom 16. Oktober 1959 

17 

Konvention der Baum- 
wollweberei und ver- 
wandter Industrie- 
zweige 
§ 2 

B 2-637200- 
B- 164 59 


1 rechtswirksam 
geworden; eingetragen 

1 ins Kartellregistcr 

Abt. A, Bd. I, Nr. 22 

44 59 BAnz. Nr. 157 
vom 19. August 1959; 
74/59 BAnz. Nr. 233 
vom 4. Dezember 1959 

18 

Konvention Deutscher 
Futterstoffwebereien 
§ 2 

B 2-637240- 
B-133/59, 
9360 
und 22/63 

j 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 18 

29/59 BAnz. Nr. 118 
vom 25. Juni 1959; 
Änderung; 

34/59 BAnz. Nr. 128 
vom 9. Juli 1959; 
Eintragungen: 

59/59 BAnz. Nr. 203 
vom 22. Oktober 1959; 
44/60 BAnz. Nr. 81 
vom 28. April 1960; 

38/63 BAnz. Nr. 113 
vom 25. Juni 1963 

19 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

B 2-637280- 
D-260/58 

1 

i 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 1 

2 '58 BAnz. Nr. 44 
vom 5. März 1958; 

5/58 BAnz. Nr. 87 
vom 8. Mai 1958 

20 

Konvention der 
Deutschen 

Schirmstoffwebereien 
§§ 2 und 3 

B 2-637700- 
i D- 119/60 : 

! 

i 

1 ^ 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

1 Abt. A, Bd. I, Nr. 55 

50 '60 BAnz. Nr. 93 
vom 14. Mai I960; 

99 60 BAnz. Nr. 164 
vom 26. August 1960 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartcllart 


21 


Konvention der 
Deutschen Heimtextil- 
Industrie e. V. 

§ 2 


! 

Kartell- 


Aktenzeichen 

vertrag | 
nach § 106 

Sachstand 

1 

i 

Abs, 2 


B 2-637800- 


rechtswirksam 


B-164/60, 
32/62, 33/62 
und 

130-132/62 


22 


Deutscher Wirker- und 
Strickerkonvention 
§ 2 


B 2-639000- 
B-248/59 


geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. 1, Nr. 61 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 30 


I 


nicht bekanntgemacht: 


23 


24 


Normen- und 
Typenabsprache 
§ 5 Abs. 1 

B 2-310/58 


zurückgenommen 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-100/58 

— 

zurückgenommen 

1 Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-44/63 


rechtswirksam 

geworden 



Bekleidung 

Kartellvereinigung 

1 Bekleidungsindustrie 

1 § 2 ! 

B 2-640000- 
B- 13/60 


rechtswirksain 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 31 

Fachkariell der Herren- 1 
' und Knaben-Ober- 
bekleidungsindustrie | 

; 

B 2-641100- i 
B- 17/60 i 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 35 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtcs 
Nr. im Bundesanzeiger 


98/60 BAnz. Nr, 155 
vom 13. August I960; 
Eintragung: 

120/60 BAnz. Nr. 236 
vom 7. Dezember I960; 
Änderungen: 

22/62 BAnz. Nr. 42 
vom 1. März 1962; 
(22/62) BAnz. Nr. 61 
vom 28. März 1962; 
Rücknahme 
der Änderungen: 

42/62 BAnz. Nr. 106 
vom 6. Juni 1962; 
Änderungen: 

63/62 BAnz. Nr. 144 
vom 2. August 1962; 
Eintragung: 

87/62 BAnz. Nr. 220 
vom 20. November 1962 

2/60 BAnz. Nr. 11 
vom 19, Januar I960; 
Eintragung: 

47/60 BAnz. Nr. 90 
vom 11. Mai I960; 
Änderung: 

3^64 BAnz. Nr. 15 
vom 23. Januar 1964 


7/60 BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar 1960 
64/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 

11/60 BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar 1960 
68/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

3 

Fachkartell Damenober- 
bekleidungsindustrie 
(Bundesgebiet) 

§ 2 

B 2-641200- 
B- 15/60 

— 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 33 

4 

Faclikartell der Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie (Berlin-West) 

§ 2 

B 2-641200- 
B- 16/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 34 

5 

Kartellverband 

Berufs- und Sport- 
bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-641400- 
B-14/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 32 

6 

Fachkartell der 

Wäsche- und 
weiblichen Berufs- 
bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-642000- 
B-21/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 39 

7 

Fachkartell der Mieder- 
und Leibbinden- 
industrie 
§ 2 

B 2-642500- 
B-20/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 38 

8 

Wirtschaftliche 
Vereinigung Deutscher 
Krawattenfabrikanten 
§ 2 

B 2-644100- 
B- 19/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. L Nr. 37 

9 

Fachkartell 

Hosenträger- und 
Gürtelindustrie 
§ 2 

B 2-644400- 
B- 18/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 36 

10 

Konditionenkartell der 
Pelzbekleidungs- 
industrie 
§ 2 

B 2-646500- 
B- 189/63 

' • 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


Hauptgebiets- und 

B 2-681100- 

ja 

zurückgenommen 

Gebietskonventionen 
der Handelsmühlen; 
Mühlengemeinschaften 
der handwerklichen 
Mühlen 
§ 4 

GG-23/58 



Kartelle der Mühlen; 

1 

; B 2-681100- 

— 

zurückgenommen 

Antrag der Mühlen- 
konvention Saarland 

1 G- 199/60 


1 

1 

§ 4 



1 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundosanzeiger 


9 / 6 O BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar I960; 
66/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 

10/60 BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar I960; 
67/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 

8/60 BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar I960; 
65/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 

15/60 BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar I960; 
72/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 


14/60 BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar I960; 
71/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 

13/60 BAnz, Nr. 21 
vom 2. Februar I960; 
70/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 

12/60 BAnz. Nr. 21 
vom 2. Februar I960; 
69/60 BAnz. Nr. 101 
vom 27. Mai 1960 

79/63 BAnz. Nr. 207 
vom 6. November 1963 


13/59 BAnz. Nr. 63 
vom 3. April 1959; 
85/62 BAnz. Nr. 214 
vom 10. November 1962 


104/60 BAnz. Nr. 176 
vom 13. September I960; 
85/62 BAnz. Nr. 214 
vom 10. November 1962 
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Lfd, 

Nr, 

3 

4 

5 


6 

7 


n i c h 
8 

9 

10 


j Bezeichnung 

! des Kartells; 

Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 

V ertrag o v, , i 

^ . c iAr Sachstand 

nach § 106 

Abs. 2 : 

! 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundesanzeiger 

Konvention der Brot- 
und Backwaren- 
industrie Hessen 
§§ 2 und 3 

B 2-681710- 
D-213'62 

— Rabaltkartell zurück- 

■ 

genommen; 

; Konditionenkartell 
■ rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregistcr 

Abt. A, Bd. I, Nr. 94 

96/62 BAnz. Nr. 241 
vom 21. Dezember 1962; 
19/63 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1963 

Nordbutter GmbH 
§ 5 Abs. 2 

B 2-683131- 
H-228/59 

— zurückgenommen 

: 

90/60 BAnz. Nr. 144 
vom 29. Juli 1960; 

14 '61 BAnz. Nr. 30 
vom 11. Februar 1961 

Backhefe- 
Konvention e. V. 

§ 2 

B 2-687351- 
B- 149/61 
und 25/62 

— rechtswirksam 

geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
i Abt. A, Bd. k Nr. 76 

! 

i 

59/61 BAnz. Nr. 129 
vom 8. Juli 1961; 
Eintragung: 

82/61 BAnz. Nr. 193 
vom 6. Oktober 1961; 
Änderung: 

21/62 BAnz. Nr. 41 
vom 28. Februar 1962; 
Eintragung; 

33/62 BAnz. Nr. 97 
vom 22. Mai 1962 

Rabatt- und 
Konditionenkartell der 
Markenspirituosen- 
industrie 
; §§ 2 und 3 

B 2-687500- ^ 
D-88/61 

— zurückgenommen 

' 45/61 BAnz. Nr. 86 

1 vom 5. Mai 1961 ; 

63/61 BAnz. Nr. 149 
vom 5. August 1961 

! ! 

Sektkellereien , 

Henkell & Co und 
j Matheus Müller KGaA 
§ 3 

! 

B 2-687715- 
C-286/58 
und 240/61 

— 1 rechtswirksam 

'geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. k Nr. 2 

1 

! 

12 58 BAnz. Nr. 123 
vom 2. Juli 1958; 
Eintragung: 

49/58 BAnz. Nr. 190 
vom 3. Oktober 1958; 
Änderung: 

93/61 BAnz. Nr. 216 
vom 9. November 1961; 
Eintragung: 

12/62 BAnz. Nr. 23 
vom 2. Februar 1962 

t bekanntgemacht: 



Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-199 58 

ja rechts wirksam 

geworden 

— 

Exportkarlell 
§ f) Abs. I 

B 2-228 61 

' rechts wirksam 
■ geworden 

- 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-240^59 ' 

' rechtswirksam 
geworden 

1 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

j 

1 Sdchstancl 

Bekanntmachung 

1 des Bundeskartellamtos 
Nr. im Bnndesanzeiger 




Tabakwaren 


1 

Interessengemeinschaft 

B 2-691100- 


rechtswirksam 

58/61 BAnz. Nr. 128 


derZigarettenhersteller 

C-153 61 


geworden; eingetragen 

vom 7. Juli 1961 ; 


(IGZ) 



ins Kartellregister 

84/61 BAnz. Nr. 196 


§ 3 



Abt. A, Bd. I, Nr. 77 

vom 11. Oktober 1961 

2 

Gemeinschaft der 

B 2-697100- 



rechtswirksam 

66/59 BAnz. Nr. 211 


Deutschen Rauch- und 

C-2 18/59 


geworden; eingetragen 

vom 3. November 1959; 


Kautabak-Hersteller 



ins Kartellregister 

82/60 BAnz. Nr. 117 


§ 3 



Abt. A, Bd. b Nr. 43 

vom 22. Juni 1960 




Bauwirtschaft 


nicht b e k a n n t g c m a c h t : 




1 

Exportkartell 

B 2-333/58 

— 

Verfahren eingestellt, 

— 


§ 6 Abs. 1 



nachdem infolge 
Beschlusses der 
Kartellmitglieder 
aufgelöst 




Handel und Handelshilfsgewerbe 



(ohne genossenschaftliche Organisationsformen) 




Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 

B 1-532/58 

— 

rechtswirksam 

— 


§ 6 Abs. 1 



geworden 


2 

Importkartell 

B 1-1471/58 

— 

abgegeben an die 

. — 


§ 7 



Hohe Behörde 




Handel mit Eisen und Stahl 


1 

Unternehmen des 

B 1-711170- 

- 

Konditionen verein- 

65/59 BAnz. Nr. 210 


Röhrendirekthandels 

D-238/59 


barung rechtswirksam 

vom 31. Oktober 1959; 


§§ 2 und 3 



geworden; 

Änderungen: 





Widerspruch gegen 

72/59 BAnz. Nr. 225 





Rabattregelung 

vom24. November 1959; 





unanfechtbar 

83/59 BAnz. Nr. 249 





geworden; eingetragen 

vom 30. Dezember 1959; 





ins Kartellregister 

Widerspruch: 


i 

i 

1 


Abt. A, Bd. I, Nr. 87 

4/60 BAnz. Nr. 14 
vom 22. Januar I960; 
Eintragung: 

84/62 BAnz. Nr. 214 
vom 10. November 1962 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnunq 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sdchstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamteis 

Nr. im Bundesanzeiger 

nicht Ijokanntgemacht; 




2 

Rationalisierungs- 
kartell 
§ 5 Abs. 2 

B 1-46/60 

— 

zurückgenommen 

— 

3 

Konditionenkartell 
§ 2 

B 1-75/61 

— 

zurückgenommen 

— 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-117/63 

■ 

rechtliche 

und wirtschaftliche 
Prüfung 



Handel mit Schnittholz^ Sperrholz und sonstigem bearbeitetem Holz 

1 

Importgemeinschaft 
Grubenholz 
§ 7 

B 3-718900- 
L-227/58 
und 7/61 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 83 

21/61 BAnz. Nr. 39 
vom 24. Februar 1961; 
Eintragung: 

31/62 BAnz. Nr. 91 
vom 12. Mai 1962; 
Änderung: 

73/63 BAnz. Nr. 203 
vom 29. Oktober 1963 


Handel mit Erzeugnissen der Landwirtschaft, Fischerei, Nahrungs- und 

Genußmittelindustrie 

1 

Kieler Fischgroß- 
handels GmbH & Co KG 
§ 5 Abs. 2 

B 2-711810- 
H-39/59 


Verfahren eingestellt, 
nachdem wettbewerbs- 
beschränkende 
Vertragsbestimmung 
aufgehoben 

77/59 BAnz. Nr. 242 
vom 17. Dezember 1959; 
77/61 BAnz. Nr. 179 
vom 16. September 1961 

2 

FLEUROP 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 2-712860- 
J-359/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 3 

2/61 BAnz. Nr. 12 
vom 18. Januar 1961; 
Eintragung: 

46/63 BAnz. Nr. 145 
vom 8. August 1963; 
Änderung: 

92/63 BAnz. Nr. 239 
vom 24. Dezember 1963 

3 

Rabattvereinigung der 
am Import von frischen 
norwegischen Stör- und 
Vaarheringen 
beteiligten Firmen 
§ 3 

B 2-718100- 
C- 122/58 


zurückgenommen 

3/58 BAnz. Nr. 83 
vom 2. Mai 1958; 

41/58 BAnz. Nr. 162 
vom 26. August 1958 
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Lfd. 

Nr. 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 



Kartell- 

Aktenzeichen 

vertrag 
nach § 106 

1 

Abs. 2 


j B-ekanntmachung 
Sach stand des Bundeskartellamtes 

j Nr, im Bundesanzeiger 


Dienstleistungen 


1 

Touropa OHG/ 

B 3-717100- 

i 

Erlaubnis erteilt; 


Scharnow-Reiscn 

H- 166/61 


urianfechLbar 


GmbH KG 


i 

geworden; eingetragen 


§ 5 Abs. 2 

I 

1 



ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I. Nr. 86 


81/61 BAnz. Nr. 186 
vom 27. September 1961 ; 
75/62 BAnz. Nr. 169 
vom 6. September 1962 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


2 ! 

Rationalisierungs- 

Bayern 

— 

rechtliche 


kartell 

5898 -II/6b- 


und wirtschaftliche 


§ 5 Abs. 2 

55052 


Prüfung 


Handwerk 

Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, chemische und Reinigungsgewerbe 


1 

Lieferbedingungen- 

B 3-721607- 

— 

rechts wirksam 


Gemeinschaft deutscher 

B-15/59 


geworden; eingetragen 


Färbereien und 



ins Kartellregister 


Chemischreinigungs- 
betriebe 
§ 2 

1 


Abt. A, Bd. I, Nr. 15 


31/59 BAnz. Nr. 119 
vom 26. Juni 1959; 
52/59 BAnz. Nr. 189 
vom 2. Oktober 1959 


Glas-, Papier-, keramische und sonstige Gewerbe 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


1 

Rationalisierungs- 

kartell 

B 3-4/59 

— 

zurück genommen 


§ 5 Abs. 2 





G enossenschaf ten 


Holland-Export- 

B 3-730000- 

genossenschaft 

K-51/60 

Bayerisches 

Fichtenholz, Beiers 
Vurenhout eGmbH 
§ 6 Abs. 2 



zurückgenommen 


30/60 BAnz. Nr. 62 
vom 30. März I960; 
95/62 BAnz. Nr. 240 
vom 20. Dezember 1962 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 

Aktenzeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 
des Bundeskartellamte's 
Nr. im Bundesanzeiger 


Kulturelle Leistungen 

(ohne Filmwirtschaft) 


Konditionenkartell 
des Vereins für 
Verkehrsordnung 
im Buchhandel 
§ 2 


B 4-745100- 
B-207/62 
und 140/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I Nr. 89 


71/62 BAnz. Nr. 164 
vom 30. August 1962; 
Eintragung: 

88/62 BAnz. Nr. 224 
vom28. November 1962; 
Änderungen: 

27/63 BAnz. Nr. 88 
vom 11. Mai 1963; 
33/63 BAnz. Nr. 102 
vom 5. Juni 1963; 

41/63 BAnz. Nr. 115 
vom 27. Juni 1963; 
48/63 BAnz. Nr. 147 
vom 9. August 1963; 
93/63 BAnz. Nr. 1 
vom 3. Januar 1964; 
2/64 BAnz. Nr. 10 
vom 16. Januar 1964 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Konditionenkartell 
§ 2 

B 4-140/62 

— 

zurückgenommen 



Filmwirtschaft 


t b e k a n n t g e m a c h t : 




Konditionenkartell 
§ 2 

B 4-162/59 

— 

zurückgenommen 


Exportkartell 
§ 6 Abs. 2 

B 4-160/59 

ja 

zurückgenommen 

■— 

Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, Fischerei und Jagd 

Exportvereinigung 

Österreich 

B 2-789300- 
K-76/59 


zurückgenommen 

21/59 BAnz. Nr. 88 
vom 12. Mai 1959; 

§ 6 Abs. 2 




90/61 BAnz. Nr. 207 
vom 26. Oktober 1961 

t b e k a n n t g e m a c h t : 




Importkartell 
§ 7 

B 2-149/58 


zurückgenommen 
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Ltd. 

Nr, 


Bezeichnung 
des Kartells; 
Kartellart 


Aktenzeichen 


Kartell- 
Vertrag 
nach § 106 
Abs. 2 


Sachstand 


Bekanntmachung 
des Bundeskartellamtcs 
Nr. im Bundesanzeiger 


Geld-, Bank- und Börsenwesen 


1 


Koiiditioiieiikarteli des 

B 3-809000- 


rechts wirksam 

Pfandkreditgewerbes 

B- 189/60 


geworden; eingetragen 

§ 2 

und 140/62 


ins Kartellregister 




Abt. A, Bd. I, Nr. 65 


107/60 BAnz. Nr. 197 
vom 12. Oktober I960; 
Eintragung: 

23/61 BAnz. Nr. 41 
vom 28. Februar 1961; 
Änderung 
und Eintragung: 

20/63 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1963 
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IL Wettbewerbsbeschränkungen in den Ausnahmebereichen 

Seit dem 1. Januar 1958 sind beim Bundeskartellamt 18 Anmeldun- 
gen nach § 99, 11 Anmeldungen nach § 100, 88 Anmeldungen nach 
§102 und 33 039 Anmeldungen nach § 103 eingegangen. 

Im übrigen wird wegen der Wettbewerbsbeschränkungen in den 
Ausnahmebereichen auf die Ausführungen im Ersten Abschnitt ver- 
wiesen. 


III. Preisbindungen und Preisempfehlungen 
1. Preisbindungen 

Im Jahre 1963 haben weitere 105 Unternehmen Preisbindungen 
angemeldet; 47 Unternehmen haben ihre Anmeldungen zurückgezo- 
gen. Die Zahl der preisbindenden Unternehmen hat sich somit um 
58 auf 1181 erhöht. Die gesamten angemeldeten Verkaufseinheiten 
sind bei 53 294 Zugängen und 55 921 Rücknahmen — davon allein 
30 323 für Kraftfahrzeug-Ersatzteile — um 2627 auf 159 112 gefallen. 
Von den angemeldeten Verkaufseinheiten entfallen 44 931 auf Kraft- 
fahrzeug-Ersatzteile sowie -Zubehör und 114 181 auf andere Erzeug- 
nisse. 


2* Preisempfehlungen 

Vertikale Preisempfehlungen für Markenwaren haben im Jahre 
1963 weitere 163 Unternehmen angemeldet. 11 Unternehmen haben 
ihre Anmeldungen zurückgenommen. Die Zahl der preisempfehlen- 
den Unternehmen hat sich somit um 152 auf 530 erhöht. Die Gesamtzahl 
der preisempfohlenen Verkaufeinheiten hat sich bei 10 473 Zugängen 
und 2671 Rücknahmen um 7802 auf 28 619 erhöht. Auf Kraftfahrzeug- 
Ersatzteile sowie -Zubehör entfallen 5489 Verkaufseinheiten und auf 
andere Erzeugnisse 23 130. 

Die Zahl der Unternehmen, die sowohl Preisbindungen als auch 
Preisempfehlungen angemeldet haben, hat sich um 43 auf 110 erhöht, 
die Zahl der von ihnen angemeldeten preisgebundenen Verkaufsein- 
heiten hat um 24 auf 8309, die der preisempfohlenen Verkaufsein- 
heiten um 583 auf 2501 zugenommen. 80 Unternehmen haben für 
gleichartige Waren Preisbindungen (2130 Verkaufseinheiten) und 
Preisempfehlungen (1274 Verkaufseinheiten) angemeldet. 4 Unter- 
nehmen haben ihre sämtlichen Preisbindungen (293 Verkaufseinhei- 
ten) zurückgenommen und Preisempfehlungen (649 Verkaufseinheiten) 
angemeldet; 3 Unternehmen haben hingegen ihre sämtlichen Preis- 
empfehlungen (43 Verkaufseinheiten) zurückgenommen und Preis- 
bindungen (55 Verkaufseinheiten) angemeldet. Schließlich haben 13 
Unternehmen zum Teil ihre Preisbindungen (124 Verkaufseinheiten) 
zurückgenommen und Preisempfehlungen (89 Verkaufseinheiten) 
sowie 4 Unternehmen zum Teil ihre Preisempfehlungen (38 Ver- 
kaufseinheiten) zurückgenommen und Preisbindungen (64 Verkaufs- 
einheiten) angemeldet. 

In der nachstehenden Tabelle sind die Preisbindungen und -emp- 
fehlungen nach den Meldenummern des Systematischen Warenver- 
zeichnisses für die Industriestatistik aufgeführt. 
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Tabelle D 


Zahl der bestehenden Preisbindungen und -empfehlungen, 
aufgeschlüsselt nach Warenklassen und Warenarten 
unter Verwendung der Meldenummern 
des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik 
(Ausgabe 1957 und Ergänzungslieferungen) 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehiungen 

Lfd. 

Nr. 

Warenklassen ijnd Warenarten 

stand: 

31. Dezember 1963 

Stand; 

31 . Dezember 1963 



- - - - 

Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen -) 

; nisse 

nehmen “) 

nisse 

1 

Erzeugnisse des Steinsalzbergbaues und der 
Salinen 

21 55 10, 21 58 10 und 21 59 40 

3 

4 

3 

5 



(3) 

(4) 

(3) 

(5) 

2 

Kraft- und Leuchtstoffe 

22 14 10, 31, 33, 71 und 79 

5 

17 





(7) 

(36) 

(-) 

(-) 

3 

Schmieröle und sonstige öle 

22 15 13, 17, 19 und 99 

4 

13 

3 
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(7) 

(80) 

(3) 

1126) 

4 

Schmierfette 

22 16 15 

1 

13 

2 

55 



(1) 

(13) 

(2) 

(55) 

5 

Propan — Butan 

22 18 57 





_ 



(1) 

(5) 

(-) 

(-) 

6 

Quarzsand (gemahlen), sonstige Erden 
! und Mineralien 

25 21 22, 25 27 90 

3 

11 

2 

5 



(3) 

(11) 

(-) 

(-) 

7 

Kalk und Gips 

25 32 20, 25 33 34 und 77 

3 

10 


_ 



(3) 

(10) 

(-) 

(-) 

8 

Krampen und Drahtschlaufen 

30 17 94 

1 

22 





(1) 

(22) 

(-) 

(-) 

9 

Gleitschutz-, Traktoren- 
und ähnliche Ketten 

30 22 40, 60 und 90 

2 

677 

2 

721 



(2) 

(677) 

(2) 

(721) 

10 

Feld- und Gartengeräte 

30 24 19, 41 und 51 

3 

303 

1 

1 



(3) 

(302) 

(-) 

(-) 

11 

Holzbe- und -Verarbeitungsmaschinen 

32 17 13 bis 59 und 32 31 09 

1 

i 

29 


„ 



i (1) 

; (29) 

(-) 

(-) 


Die Angaben in den Klammern enthalten die Vergleichszahlen nach dem Stand vom 31. Dezember 1962. 

-) Eine Anzahl von Unternehmen hat Preisbindungen oder/und Preisempfehlungen für mehrere Warenarten ange- 
meldet. Während bei den im Textteil unter 1. und 2. aufgeführten Gesamtzahlen Jedes anmeldende Unternehmen 
aber nur einmal gezählt wurde, erscheinen in der Aufstellung eine Reihe von Unternehmen mehrfach, soweit 
sie nämlich für verschiedene Warenarten jeweils Preisbindungen oder Preisempfehlungen angemeldet haben. 
Die Summe der Unternehmen in der Aufstellung ist daher größer als die im Textteil aufgeführten Gesamtzahlen. 
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Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 0 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- ^ 

Erzeug- 



nehmen -) 

nisse 

nehmen '0 ' 

nisse 

i 

1 

12 j Maschinen- und Präzisionswerkzeuge für die 






Metall- und Werkstoffbearbeitung 

32 18 09, 79 

1 

19 





( 1 ) 

( 19 ) 

(-) 

(-) 

13 

Autogengeräte und -maschinen 

32 19 40 

1 

5 





( 1 ) 

( 5 ) 

(-) 

(-) 

14 

Klima-Anlagen und -Apparate 

32 32 70 



1 

6 



(-) 

(-) 

(1) 

( 6 ) 

15 

Haushaltskühlschränke und Tiefkühltruhen 
über 250 1 

32 33 21, 23 und 28 



1 

10 



(-) 

(-) 

(1) 

( 10 ) 

16 

I leizungsumwälzungspumpen 

32 34 41, 47 und 50 

3 

351 

1 

2 



( 3 ) 

(351) 

(-) 

(-) 

17 

Raupenschlepper für den Erdbau 

32 36 81 



2 

22 



(-) 

(-) 

( 2 ) 

( 17 ) 

18 

Gelandegängige Erdbaugeräte 

32 36 85 



1 

5 



(-) 

(-) 

(1) 

( 5 ) 

19 

Sonstige Landmaschinen und Zubehör 

32 41 09 und 99 

2 

22 

_ 




( 2 ) 

( 22 ) 

(-) 

(-) 

20 

Dreirad- und Vierradschlepper 
(Ackerschlepper) 

32 44 45, 47 und 49 



2 

18 



(-) 

(— ) 

( 2 ) 

(12) 

21 

Raupenschlepper 

32 44 75 und 79 



2 

102 



(-) 

(-) 

( 2 ) 

(90) 

22 

Anlagen für die chemische Reinigung 

32 52 91 



1 

8 



(-) 

(-) 

( 1 ) 

(8) 

23 

Groß- und Schnellwaagen 

32 54 23 und 98 

2 

126 





( 2 ) 

( 126 ) 

(-) 

(-) 

24 

Kleinhebezeuge 

32 56 09 bis 29 

1 

47 





( 2 ) 

( 82 ) 

(-) 

(-) 

25 

Stapler mit elektromotorisch betriebenem 
Hubmechanismus 

32 56 53 







( 1 ) 

( 2 ) 

(-) 

(-) 

26 

Büromaschinen und Zubehör 

32 64 08 bis 90 

14 

393 

4 

120 



( 13 ) 

( 385 ) 

( 5 ) 

(117) 

27 

Nähmaschinen 

32 67 11 bis 45 



1 

16 



(-) 

(-) 

(1) 

(16) 
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1 

T fd 

1 a r e n k 1 a s s e n und W a r e n a r t e n 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

; Stand: 

; 31. Dezember 1963 h 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand; 

31. Dezember 1963 h 

i 

Unter- j Erzeug- 

1 nehmen -) nisse 

1 

Unter- ! Erzeug- i 

nehmen -) j nisse 


1 

28 

1 

Untergestelle für industrielle Nähmaschinen 

32 67 94 


1 

1 

1 

2 



(-) 

(-) 

(1) 

(2) 

29 

Armaluren 

32 73 13 bis 80 

5 

2462 





(5) 

(2526) 

(-) 

(-) 

30 

Wälzlager aller Art 

32 77 10 



1 

4728 



(~) 

(-) 

(1) 

(4728) 

31 

Personenkraftwagen und Kleinomnibusse 

33 11 11 bis 80 

18 

202 

3 

45 



(19) 

(189) 

(1) 

(9) 

32 

Kombinationskraftwagen 

33 12 10 bis 40 

8 

22 


_ 



(10) 

(21) 

{-) 

(-) 

33 

Liefer- und Lastkraftwagen 

33 13 10 bis 50 

8 

34 


_ 



(10) 

(81) 

(-) 

(-) 

34 

Omnibusse 

33 15 10 und 20 




_ 



(2) 

(3) 

(-) 

(-) 

35 

Krafträder 

33 17 11 bis 19 

1 

8 

2 

14 



(1) 

(11) 

(1) 

(5) 

36 

Motorfahrräder 

33 17 30 

1 

1 

1 

6 



(1) 

(1) 

(-) 

(-) 

37 

Mopeds 

33 17 40 

1 

6 

1 

7 



(1) 

(6) 

(1) 

(6) 

38 

Motorroller 

33 17 51 und 59 

2 1 

10 

1 

4 



(2) 1 

(8) 

(1) 

(4) 

39 

Fahrgestelle für Kraftwagen 

33 19 11, 13 und 17 

1 

2 





(2) 

(8) 

(-) 

(-) 

40 

Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge 

33 31 bis 33 35 

20 

44 931 

7 

5489 



(20) 

(53 630) 

(5) 

(4960) 

41 

Einzel- und Ersatzteile für Karosserien 

33 41 09 

1 

7 





(1) 

(7) 

(-) 

(-) 

42 

Anhänger-Fahrzeuge 
(ohne Fahrrad-Anhänger) 

33 45 10 bis 90 



1 

5 



(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

43 

Fahrräder (ohne solche mit Hilfsmotor und 
ohne Spielfahrräder) zweirädrig 

33 51 11 








M 

(1) 

(8) 

44 

Fahrräder mit Hilfsmotor 

33 51 30 

1 

1 






(1) 

(1) 

(-) 

1 (-) 
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Lfd. 

Nr. 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand; 

31, Dezember 1963 9 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

Preisempfehlungen 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 
j nisse 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

45 

Kleintransformatoren und Stromrichter 



1 

i 

1 

1 


36 12 10, 36 13 51 

1 

3 

1 

! 1 

22 



(1) 

(3) 

i (1) 

(22) 

46 

Schaltfeider 






36 22 71 

— 

— 

— 





(1) 

(1) 

(-) 

(-) 

47 

Elektrowerkzeuge und Zubehör 






36 31 09 bis 50 

1 

16 

— 





(1) 

(16) 

(-) 

(-) 

48 

Elektrophysikalische Geräte 






36 33 99 

— 

— 

1 

1 



(-) 

(-) 

(l) 

(1) 

49 

Elektrische Dentalöfen und Zubehör 






36 34 09 und 60 

2 

5 







(2) 

(5) 

(-) 

(-) 

50 

Elektrowärmegeräte und Zubehör 






36 36 09 bis 64 

5 

24 

7 

45 



(5) 

(30) 

(7) 

(40) 

51 

Elektromotorische Wirtschaftsgeräte und 






Zubehör 






36 37 09 bis 71 

14 

88 

8 

55 



(16) 

(94) 

(7) 

(57) 

52 

Kombi-Küchen (Kühlschrank, Elektroherd, 






Spülbecken) 






36 38 00 

— 

■ — 

1 

1 



(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

53 

Elektrische Kühlschränke und Kühltruhen bis 






250 1 



1 



36 38 09 bis 49 

1 

2 

4 ' 

24 



(-) 

(-) 

(4) 

(23) 

54 

Elektrische Leuchten: 





! 

Zwecklcuchten und Zubehör 





1 

36 41 09, 10 und 30 

2 

11 

1 

2 



(2) 

(10) 

(1) 

(2) 

55 

Wohnraumleuchten 






36 41 40 

1 

6 

. — 

— 



(1) 

(6) 

(-) 

(-) 

56 

Elektronenblitzgeräte, 






Batterie- und Dynamoleuchten 






36 41 71 und 79 

7 

66 

— 

— 



(6) 

(50) 

(-) 

(-) 

57 

Elektrische Glühlampen 






36 44 1 1 bis 60 

10 

4852 

2 

17 



(10) 

(5110) 

{-) 

(-) 

58 

Entladungslampen und Zubehör 



1 

1 



36 47 09 bis 81 

9 

641 

1 

— 



(9) 

(635) 


(-) 

59 

Geräte und Einrichtungen der 


j 




Drahtnachrichtentechnik 



1 



36 51 90 

1 

169 1 

1 j 

2 

i 


(1) 

(169) i 

1 

i 

(1) 

1 

(2) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/2370 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

W a r e n k 1 ci s s e n und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31, Dezember 1963 0 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen 

nisse 

nehmen 0 

nisse 

60 

Rundfunkgeräte und Musiktruhen 

3661 21, 25, 31, 35, 41, 45 und 60 

6 

59 

2 

11 



(6) 

(62) 

(2) 

(12) 

61 

Fernsehgeräte und Kombinationen 

36 61 71 und 75 

2 

5 

1 

10 



(2) 

(10) 

(2) 

(25) 

62 

Sonstige Hochfrequenzgeräte und Zubehör für 
Rundfunk- und Fernsehempfangsgeräte 

36 61 09, 92 und 99 

2 

8 





(2) 

(15) 

(1) 

(6) 

63 

Elektronische Tonaufnahme- und 
Wiedergabegeräte 

36 63 33, 34, 35, 41, 45 und 49 

8 

51 

2 

28 



(7) 

(37) 

(1) 

(5) 

64 

Mikrophone, Tonabnehmer, Kopfhörer, Laut- 
sprecher, Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für 
elektroakustisdie Geräte 

36 63 09, 50, 61, 65 und 75 

5 

76 

4 

95 



(4) 

(67) 

(1) 

(26) 

65 

Schallplatten (bespielt) 

36 63 81 

5 

114 





(5) 

(94) 

(-) 

(-) 

66 

Elektronenröhren 

36 65 80 

1 

2 





(1) 

(2) 

(-) 

(-) 

67 

Bauelemente der Fernmelde- und 






Hochfrequenztechnik: Übertrager 

36 67 35 

1 

10 





(1) 

(10) 

(-) 

(-) 

68 

Elektrische Meß-, Prüf- und Steuerungsgeräte 
36 71 00 bis 36 77 00 

4 

34 





(4) 

(33) 

(-) 

(-) 

69 

Elektromedizinische Röntgeneinrichtungen 
und -apparate 

36 81 11 und 14 

3 

173 





(3) 

(173) 

(-) 

(-) 

70 

Röntgenröhren und Röntgenzubehör 

36 81 17 und 19 

6 

277 


7 



(6) 

(277) 

{-) 

{-) 

71 

Apparate für Wärme- und Lichttherapie 

36 81 41 



1 

7 



(-) 

(-) 

(1) 

(7) 

72 

Elektrische Schwerhörigenapparate 

36 81 80 



1 

31 



(-) 

(-) 

(1) 

(19) 

73 

Sonstige elektromedizinische Geräte und 
Einrichtungen 

36 81 90 

1 

1 





(1) 

(1) 

(-) 

(-) 

74 

Brennkohlen für Bogenlampen 

36 82 60 

1 

138 





(1) 

(138) 

(-) 

(-) 
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Drucksache I\ /2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


1 

1 


Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 

[ 


Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd 1 

W a r e n k 1 ci s s c n und Warenarten 

Stand: | 

Stand: 

Nr. 1 

31. Dezember 1963 h 

31. Dezember 1963 0 

) 


1 

Unter- i 

( 

Erzeug- i 

Unter- 

Erzeug- 


1 

nehmen“) | 

nisse j 

nehmen -) 

nisse 

j 

75 

1 

Elektrische Betriebsausrüstungen für 
Kraftfahrzeuge 

36 86 09, 50 und 90 

1 

7 





(1) 

(7) 

(-) 

(-) 

76 

Sonnenbrillen 

37 11 51 

1 

36 





(1) 

(36) 

(-) 

(-) 

77 

Brillenfutterale aller Art 

37 1 1 60 

1 

41 





(1) 

(41) 

(-) 

(-) 

78 

Werkstattgeräte für Augenoptiker sowie Zu- 
behör, Einzel- und Ersatzteile für die Augen- 
optik 

37 1 1 09 und 90 

1 

21 





(1) 

(19) 

(-) 

(-) 

79 

Mikroskope und Lupen sowie Zubehör 

37 13 09, 11 und 40 

4 

1000 





(4) 

(995) 

(-) 

(-) 

80 

Ferngläser, Fernrohre und Zubehör 

37 15 09, 11, 15 und 77 

8 

296 

2 

25 



(7) 

(289) 

(1) 

(7) 

81 

Optische Meßinstrumente sowie Zubehör 

37 17 09, 19, 50 und 90 

2 

613 

1 

2 


i 

(3) 

(752) 

(1) 

(2) 

82 

Sonstige optische Erzeugnisse 

37 19 09, 10, 20, 30 und 50 

2 

177 






(4) 

(149) 

(-) 

(-) 

83 

Objektive für Foto-, Projektions- und 
Kinoapparate 

37 21 10 

12 

330 

3 

402 



(11) 

(298) 

(2) 

(20) 

84 

Fotoapparate 

37 21 40 

19 

364 

1 

2 



(16) 

(306) 

(1) 

(2) 

85 

Kameragehäuse ohne Optik 

37 21 50 

3 

44 





(3) 

(48) 

(-) 

(-) 

86 

Foto-Neben- und Zusatzapparate, Fotokopier- 
maschinen, Fotolaborgeräte 

37 21 60, 70 und 80 

9 

141 

2 

82 



(10) 

(139) 

(-) 

(-) 

87 

Fotobedarf, Belichtungsmesser sowie Zubehör, 
Einzel- und Ersatzteile 

37 21 09, 91 und 95 

1 

! 

1708 

6 

41 



(17) 

(1556) 

(3) 

(43) 

88 

Projektions- und Kinogei äte 

37 25 11 bis 45 

i 

25 

471 

3 

11 



(24) 

(378) 

(1) 

! (1^ 

89 

Projektionswände, Filmbe- und Verarbeitungs- 
geräte, Zubehör, Einzel- und Ersatzteile 

37 25 09, 60 und 90 

26 

809 

4 

i 

33 



(25) 

(867) 

(2) 

(8) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 


I Zahl der bestehenden i Zahl der bestehenden 
Preisbindungen j Preisenipfehlungen 


Lfd. 

W a r e n k 1 a s s e n und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 ü 

31. Dezember 1963 Ü 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen -] 

nisse 

nehmen -) 

nisse 

90 

Zoichenmaschinen und -tische 

37 52 30 



1 

11 



(-) 

( ) 

( 1 ) 

( 11 ) 

91 

Zeichen- und Kartenmeßgeräte 

37 52 55 



1 

36 



(-) 

(-) 

( 1 ) 

( 35 ) 

92 

Mathematische Instrumente 

37 52 70 



1 

3 



(-) 

(-) 

( 1 ) 

( 3 ) 

93 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Zeichen- 
und mathematische Instrumente 

37 52 09 



1 

41 



(-) 

(--) 

( 1 ) 

( 41 ) 

94 

Präzisionswaagen und Zubehör 

37 53 09 und 10 

1 

84 





( 1 ) 

(84) 

(-) 

(-) 

95 

Lehrmittel und Laborgeräte 

37 55 1 1 

1 

7 





( 1 ) 

( 7 ) 

(-) 

(-) 

96 

Ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Ge- 
räte sowie Zubehör, Einzel- und Ersatzteile 

37 63 09, 40, 50 und 70 

3 

49 





( 3 ) 

( 45 ) 

(-) 

(-) 

97 

Andere medizinische und sanitäre Geräte, An- 
lagen und Einrichtungen sowie Zubehör, Ein- 
zel- und Ersatzteile 

37 65 09, 10, 30 und 40 

2 

562 


1 



( 2 ) 

( 560 ) 

(-) 

(-) 

98 

Erzeugnisse der Orthopädie-Mechanik 

37 67 11, 21, 23, 27, 30 und 90 

3 

37 

2 

11 



( 3 ) 

( 36 ) 

( 1 ) 

( 5 ) 

99 

Kleinuhren 

37 71 11 bis 90 

15 

4930 

43 

3681 



( 15 ) 

( 5156 ) 

( 24 ) 

( 1682 ) 

100 

Großuhren 

37 73 11 bis 95 

6 

1712 

7 

1550 



( 5 ) 

( 2946 ) 

( 1 ) 

( 344 ) 

101 

Kurzzeitmesser 

37 75 17 

1 

18 

1 

32 



( 1 ) 

( 12 ) 

(-) 

(-) 

102 

Pistolen und Revolver 

38 11 90 

1 

6 





( 1 ) 

( 6 ) 

(-) 

(-) 

103 

Sport- und Jagdgewehre 

38 13 30 bis 70 

3 

50 





( 2 ) 

( 48 ) 

(-) 

(-) 

104 

Schießbedarf für Handelswaffen 

38 19 10, 50 und 70 

4 

445 

i 

! 





( 5 ) 

(507) 

(-) 


105 

Öfen und Zubehör 

38 31 09, 11 bis 13 

22 

1017 






( 23 ) 

( 996 ) 

(-) 

(-) 
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Drucksache IV/ 2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd 

W a r e n k 1 a s s e n und W a r e n a r l e ’i 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 Ü 

31. Dezember 1963 9 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen -) 

nisse 

nehmen -) 

nisse 

106 

Herde und Zubehör 

38 31 09, 21 bis 39 

4 

67 

4 

37 



(5) 

(134) 

(3) 

(43) 

107 

Geräte und Bedarfsartikel aus Stahlblech für 
Haus- und Landwirtschaft 

38 41 11 bis 17 

5 

45 

1 

61 



(5) 

(47) 

(1) 

(61) 

108 

Sonstige Geräte für die Konserven- und 
Getränkeindustrie 

38 41 39 

1 

( ) 

1 


(-) 

109 

Lager- und Transportbehälter aus Stahlblech 

l ) 


\ ) 


38 43 54 und 65 

1 

3 

1 

1 



(1) 

(3) 

(1) 

(1) 

110 

Tische, Stühle, Bänke aus Stahlblech, auch 
Spültische 

38 44 74 



1 

(--) 

3 

(-) 

111 

Stahlrohrmöbel 




38 45 13 und 19 

3 

21 

1 

13 



(3) 

(13) 

(!) 

(13) 

112 

Haushalt- und Küchengeräte und Bedarfs- 
artikel aus NE-Metallblechen 

38 46 1 1, 17 und 60 

6 

116 

1 

103 



(6) 

(123) 

(1) 

(103) 

113 

Spezialbedarfsartikel 

38 48 30, 64 und 80 

2 

3 

2 

6 



(2) 

(3) : 

(2) 

(6) 

114 

Feinblechpackungen 

38 49 11 und 91 

1 

i 

15 





(2) 

(15) 

(-) 

(-) 

115 

Fahrrad-, Kraftrad- und Kraftwagen-Einzelteile 
38 56 00, 38 61 59, 38 64 90 und 38 67 00 

1 

25 

1 

5 



(1) 

(47) 

(2) 

(9) 

116 

Schneidwaren 

38 71 11 bis 90 

9 

42 

4 

20 



(8) 

(36) 

(3) 

(10) 

117 

Bestecke und Tafelhilfsgeräte 

38 74 10 und 50 

1 

1992 

5 

97 



(1) 

(1966) 

(-) 

(-) 

118 

Küchenmaschinen und verwandte Geräte 

38 81 19 und 90 

3 

9 

1 

1 



(3) 

(9) 

(1) 

(1) 

119 

Haushalts-, Personenwaagen und Zubehör 

38 81 51, 54 und 59 

4 

29 

1 

1 



(4) 1 

(28) 

(1) 

(1) 

120 

Handrasenmäher 

38 81 60 1 

1 

10 





(1) j 

(10) ; 

{-) 

(-) 

121 

Tafelgeräte 

38 82 10 

1 i 

i 

3601 ! 





(1) 1 

(3165) ' 

j 

(-) 

(-) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 




Zdhl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

P 1 e i s e mp f e h 1 u ng en 

Lfd. 

W d 1 e n k 1 d s s e n und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 0 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen ‘^) 

nisse 

nehmen 2) 

nisse 

122 

Galanteriewaren 

38 82 09 und 20 

9 

169 





(8) 

(129) 

(-) 

(-) 

123 

Taschen- und Tischfeuerzeuge 

38 82 31 und 35 

7 

372 

1 

81 



( 7 ) 

(430) 

(1) 

( 146 ) 

124 

Sonstige Brenner für Lampen sowie Metall- 
waren für den Hausgebrauch 

38 82 50 und 90 

2 

35 





(2) 

(35) 

(-) 

(-) 

125 

Heizapparate und Kocher für flüssige 
Brennstoffe 






38 82 70 

2 

11 

— 





(2) 

(11) 

(-) 

(-) 

126 

Büro- und Schreibgeräte 

38 83 15, 19 und 80 

4 

17 

3 

18 



(6) 

(30) 

(3) 

(18) 

127 

Haushalt- und gewerbliche Drahtwaren 

38 84 31 bis 90 

5 

12 

1 

4 



(5) 

(12) 

(-) 

(-) 

128 

Metallfolien, Dosen, Hülsen und sonstige 
Metallkapseln 

38 85 11, 50 und 79 

4 

11 

1 

4 



(2) 

(6) 

(1) 

(4) 

129 

Metallkurzwaren 

38 87 11 bis 90 

5 

503 

1 

1 


i 

(5) 

(502) 

(1) 

(1) 

130 

Füllhalter, Kugelschreiber u. ä. 

38 88 10 bis 95 

13 

600 

2 

5 



1 (14) 

(570) 

(1) 

(1) 

131 

Blechscheren und ähnliche Scheren zum 
Schneiden von Metall 

38 95 30 

{ \ 

(-) 

1 

(_) 

2 

(-) 

132 

Feilen und Raspeln 

( — ] 


38 95 50 

1 

5 

— 





( 1 ) 

(5) 

(-) 

(-) 

133 

Schneidstähle und Ziehwerkzeuge 

38 96 10 und 40 

2 

1386 





(2) 

(1386) 

(-) 

(-) 

134 

Montagewerkzeuge 

38 97 16 

1 

6 





(1) 

(6) 

(-) 

(-) 

135 

i Vorgearbeitete Teile für Anreiß-, Meß- und 

1 sonstige Werkzeuge 
: 38 99 90 



1 

29 



(-) 

(-) 

(1) 

(29) 

136 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Musik- 
werke, Saiten-, Blas- und sonstige Kleinmusik- 
instrumente 

39 20 08 und 09 



3 

413 


1 

(-) 

(H 

(-) 

(-) 


133 



Drucksache lV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 Ü 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen 

nisse 

nehmen -) 

nisse 

137 

Musikwerke 

39 21 00 

(-) 

(-) 

1 

(-) 

24 

(-) 

138 

Saiten aller Art 

39 22 90 

1 

253 





(1) 

(253) 

(-) 

(-) 

139 

Schlag-, Effekt- und Signalinstrumente 

39 23 00 

{ — ) 

( ) 

3 

(-) 

510 

(-) 

140 

Blasinstrumente 


V } 


39 24 00 

f ) 


5 

{ \ 

462 

(-) 

141 

Mund- und Handharmonikas 

39 25 10 und 50 

(-) 

\ ) 

( \ 

1 

(-) 

155 

(-) 

142 

Einzel- und Ersatzteile für Spielwaren 

V ) 


39 30 09 

2 

97 

1 

3 



(2) 

(92) 

(1) 

(3) 

143 

Blech- und Metallspielwaren 

39 31 00 

15 

2160 





(14) 

(1811) 

(-) 

(— ) 

144 

Holzspielwaren 

39 32 00 

8 

735 

1 

44 



(8) 

(726) 

(1) 

(44) 

145 

Musik- und Sportspielwaren 

39 33 10 bis 49 

5 

27 

1 

8 



(5) 

(38) 

(-) 

(-) 

146 

Stoff- und Fellspielwaren 

39 34 00 

3 

883 





(3) 

(878) 

(-) 

(-) 

147 

Puppen und deren Teile 

39 35 00 

1 

170 





(1) 

(159) 

(-) 

(H 

148 

Papier-, Pappe- und Massespielwaren 

39 36 00 

8 

759 





(7) 

(741) 

(-) 

(-) 

149 

Sonstige Spielwaren 

39 37 10 und 90 

16 

1478 





(15) 

(1359) 

(-) 

(-) 

150 

Zubehör für Turn- und Sportgeräte 

39 40 09 

6 

84 





(6) 

(69) 

(-) 

(-) 

151 

Geräte für Tennissport 

39 42 50 

1 

7 





(4) 

(13) 

M 

(~) 

152 

Geräte für Eis- und Wintersport 

39 44 00 

4 

58 





(4) 

(48) 

(-) 

(-) 

153 

Geräte für Schwimm- und Wassersport 

39 47 00 

1 

20 





(1) 

(20) 

1 

1 

1 

(-) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 


Lfd. 

Nr. 

W a r e n k 1 ci s s e n \\ n cl W a r e n a r l e n 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1963') 

Zahl der bestehenden 

Pi eisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1963') 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

154 

Uhrenarmbänder aus Gold, Platin oder Platin- 






beimetallen und -plattierungen 






.39 .52 15 und 16 

5 

112 

4 

85 



(5) 

(103) 

(1) 

(1) 

155 

Mode- und Phantasieschmuck 






39 55 10 und 30 

5 

86 

3 

21 



(5) 

(80) 

(1) 

(12) 

156 

Lohnveredclungsarbeiten : 






Anfertigung von Farbbildern 






40 00 96 

— 

— 

1 

22 



(-) 

(-) 

(1) 

(22) 

157 

Phosphorverbindungen 






41 31 90 

— 



1 

6 



(-) 

(-) 

(1) 

(6) 

158 

Düngemittel für Topf- und Gartenpflanzen 






41 34 00 

3 

9 

2 

3 



13) 

(9) 

(2) 

(5) 

159 

Verdichtete technische Gase (Gaspatronen) 






41 51 40 

1 

3 

— 

— 



(1) 

(2) 

(-) 

(-) 

160 

Frostschutzmittel 






42 12 29 

— 

— 

— 

— 



(1) 

(3) 

(-) 

(-) 

161 

Essigsäure 






42 12 41 

3 

6 

— 

— 



(3) 

(6) 

(-) 

(-) 

162 

Lösungsmittel und Weichmacher | 






42 22 26, 39 und 90 ! 

3 

7 

1 

5 



(3) 

(7) 

(1) 

(5) 

163 1 

Pharmazeutische Chemikalien 






43 1 1 00 

4 

7 

2 

2 

i 


(3) 

(6) 

(1) 

(1) 

164 

Desinfektionsmittel 






43 12 00 

4 

28 

4 

43 



(4) 

(30) 

(4) 

(43) 

165 

Vitamine und Hormone 






43 14 00 

1 

9 

— 

— 



(1) 

(9) 

(-) 

(~) 

166 

Antibiotika 






43 16 90 

1 

3 

— 

— 



(1) 

(5) 

(-) 

(-) 

167 

Human-pharmazeutische Spezialitäten 






43 21 10 und 90 

84 

5358 

8 

28 



(81) 

(5197) 

(8) 

(27) 

168 

Drogen sowie Extrakte pflanzlicher und 






tierischer Herkunft 






43 32 00 

8 

172 

2 

37 



(7) 

(169) 

(2) 

(37) 

169 

Homöopatische und biochemische Präparate 






43 34 00 

3 

27 

— 

— 



(3) 

(27) 

(-) 

(-) 
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Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




Zdlil der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

Warenklasscn und Warenarten 

j Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 9 

31. Dezember 1963 9 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen 9 

nisse 

nehmen “) 

nisse 

170 

Dentalmedizinische und dentaltechnische 
Erzeugnisse 

43 42 10 und 90 

7 

91 





(7) 

(88) 

(-) 

(-) 

171 

Veterinär-pharmazeutische Erzeugnisse 

43 45 90 

2 

3 

2 

148 



(2) 

(3) 

(2) 

(148) 

172 

Sonstige chemisch-pharmazeutische 

Erzeugnisse 

43 49 00 

11 

62 

3 

18 



(11) 

(73) 

(2) 

(15) 

173 

Künstliche Süßstoffe 

43 61 10 und 50 

3 

15 





(3) 

(12) 

(-) 

(-) 

174 

Künstlerfarben aller Art 

44 1 1 83 



_ 

1 

30 



(-) 

(-) 

(1) 

(30) 

175 

Kunststoffe aus abgewandelten Naturstoffen 

45 22 11 und 19 

2 

11 

1 

2 



(2) 

(11) 

(-) 

(-) 

176 

Kunstharze und plastische Massen 
(Polymerisationsprodukte) 

45 33 40 und 90 

2 

24 





(2) 

(20) 

(-) 

(-) 

177 

Sonstige Kunststoffe 

45 39 00 

1 

7 





(1) 

(6) 

(-) 

(-) 

178 

Schmalfilme, Packfilme, Roll- und Kleinbild- 
filme, Planfilme und sonstige Filme 

45 41 13, 14, 15, 16 und 19 

10 

2320 

2 

42 



(9) 

(2099) 

(2) 

(49) 

179 

Röntgenfilme 
.45 41 17 

7 

578 





(7) 

(535) 

{-) 

(-) 

Tao 

Fotografische Platten 

45 41 30 

5 

224 

1 

55 



(4) 

(296) 

(1) 

(55) 

181 

Fotografische Papiere 

45 41 50 

11 

2395 

1 

14 



(11) 

(2881) 

(1) 

(8) 

182 

Fotochemische Materialien 

45 41 71, 75 und 90 

10 

1435 

2 

85 



(10) 

(1381) 

(2) 

(72) 

183 

öl-, Leim- und Wasserfarben, Lacke 

46 1 1 1 1 bis 75 und 99 

7 

77 

2 

15 



(7) 

(78) 

(2) 

(14) 

184 

Spachtelkitte 

46 11 91 

2 

3 

O 

2 



(2) 

(3) 

(2) 

(2) 

185 

Verdünnungen 

46 13 11 

1 

2 





(1) 

(2) 

(-) 

(-) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 




Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Lfd. 

Nr. 

Warenklassen uind Warenarten 

Stand: 

31. Dezember 1963 i) 

Stand: 

31. Dezember 1963 



Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 


186 

Blei-, Färb- und Kopierstifte sowie Minen, 
Schreibkreiden und Signierstifte 

46 15 11, 14 und 17 

5 

105 





(5) 

(104) 

(-) 

(-) 

187 

Tinten und sonstiger chemischer Bürobedarf 

46 15 50, 90 und 99 

5 

31 





(6) 

(42) 


(-) 

188 

Kolophonium 

46 31 40 

1 

6 





(1) 

(6) 

(-) 

(-) 

189 

1 Klebestoffe und Bindemittel 

46 34 31, 48, 50 und 90 

5 

28 

1 

4 



(6) 

(29) 

(1) 

(4) 

190 

Feinseifen und Körperpflegemittel-Geschenk- 
packungen 

46 41 00 

24 

350 

2 

7 



(25) 

(298) 

(2) 

(7) 

191 

Feinseifen 

46 41 11 

75 

547 

7 

17 



(65) 

(514) 

(6) 

(16) 

192 

Kernseifen 

46 41 12 

3 

6 

1 

5 



(4) 

(6) ; 

(1) 

(5) 

193 

Seifenflocken 

46 41 15 







(1) 

(1) 

(-) 

(-) 

194 

Rasierseife und Rasiercreme 

46 41 31, 35 und 39 

27 

68 

2 

2 



(25) 

(69) 

(2) 

(2) 

195 

Haarwaschmittel 

46 41 61, 64 und 67 

26 

178 

6 

18 



(25) 

(146) 

(5) 

(12) 

196 

Waschmittel für Grob-, Bunt- und Feinwäsche 
46 41 71 und 75 

10 

90 

4 

37 



(9) 

(74) 

(3) 

(32) 

197 

Sonstige Waschhilfs- und Reinigungsmittel 

46 41 41, 50, 79, 80 und 90 

14 

55 

1 

4 



(10) 

(46) 

(1) 

(4) 

198 

Wasserenthärtungsmittel 

46 44 10 



1 

5 



(1) 

(2) 

(1) 

(5) 

199 

Rostlösemittel, Schleifpasten und sonstige 
Reinigungs- und Putzmittel 

46 44 50, 70 und 90 

26 

142 

14 

61 



(27) 

(138) 

(10) 

(38) 

200 

Autowasch- und Pflegemittel 

46 44 81 und 89 

6 

89 

1 

3 



(5) 

(81) 

(-) 

(-) 

201 

Alkoholische Duft- und Hygiene-Wässer 

46 47 10 

72 

1486 

8 

92 



(66) 

(1361) 

(8) 

(87) 
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Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




Zahl der bestehGriden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

W a r e n k 1 ci s s e n und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 10630 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen -) 

nisse 

nehmen -) 

nisse 

202 

Parfüms 

46 47 20 

38 

780 





(37) 

(751) 

(-) 

(-) 

203 

Kopf- und Haarwasser, Haarfestlegemittel 

46 47 31 und 35 

54 

445 

8 

30 



(50) 

(398) 

(6) 

(17) 

204 

Hautcremes und -emulsionen 

46 47 40 

77 

1244 

8 

67 



(72) 

(1075) 

(9) 

(62) 

205 

Zahnpflegomittel 

46 47 50 

20 

79 

2 

5 



(18) 

(73) 

(2) 

(4) 

206 

Gosichtspuder und sonstiger Puder 

46 47 61 und 69 

48 

273 

4 

30 



(43) 

(245) 

(4) 

(36) 

207 

Schönheitspflegemittel 

46 47 70 

42 

615 

1 

12 



(41) 

(532) 

(-) 

(--) 

208 

Sonstige Körperpflegemittcl 

46 47 90 

61 

567 

9 

70 



(57) 

(496) 

(9) 

(64) 

209 

Zündwaren 

46 51 41, 47 und 70 

2 

8 

1 

2 

i 


(2) 

(8) 

(1) 

(2) 

210 ; 

1 

Saaten- und Pflanzenschutzmittel, 1 

Schädlingsbekämpfungsmittel 1 

46 61 10, 50 und 90 

4 

14 

7 

47 



(2) 

(10) 

(5) 

(35) 

211 

Konservierungsmittel bei Lebensmitteln 

46 64 10 

7 

20 





(7) 

(20) 

(-) 

(-) 

212 

Textilhilfsmittel 

46 67 10 

4 

15 

2 

12 



(4) 

(15) 

(1) 

(12) 

213 

Schuhcreme und Schuhpflegemittel 

46 71 51 und 59 

4 

25 

4 

6 



(5) 

(25) 

(2) 

(10) 

214 

Kerzen, Bohnerwachs, andere Fußbodenpflege- 
mittel und sonstige Wachswaren 

46 71 40, 61, 69 und 90 

12 

192 

9 

47 



(11) 

(188) 

(7) 

(37) 

215 

Sonstige technische, pflanzliche und tierische 
öle, Fette und Fettsäuren 

46 75 90 



1 

7 



(-) 

(-) 

(1) 

(7) 

216 

Offset-Fixiermittel 

46 89 00 

2 

3 





(2) 

(3) 

(-) 

(-) 

217 

Dachpappe 

46 91 50 

1 

6 




j 

1 

(1) 

(6) 

(-) 

(-) 


i 


138 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 0 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen 

nisse 

nehmen “) 

nisse 

218 

Sonstige chemisch-technische Erzeugnisse 

46 99 00 

7 

20 





(?) 

( 20 ) 

(-) 

(-) 

219 

Haushaltgeräte aus Porzellan, undekoriert 

51 11 10 

1 

39 





( 1 ) 

( 44 ) 

(-) 

(-) 

220 

Dentalporzellan und künstliche Zähne 

51 21 00 

4 

59 





(4) 

( 57 ) 

(-) 

(-) 

221 

Dentalporzellanmasse 

51 25 00 

3 

113 





( 3 ) 

( 113 ) 

(-) 

(-) 

222 

Haushaltgeräte aus Feinsteinzeug 

51 32 10 und 50 

(1) 

53 





1 

( 59 ) 

(-) 

(-) 

223 

Figuren aus Steingut 

51 36 10 und 50 

1 

881 





(1) 

( 881 ) 

(-) 

(-) 

224 

Chemische und chemisch-technische Erzeug- 
nisse aus Porzellan und Sinter-Feinkeramik 

51 65 51 und 90 

2 

43 





( 2 ) 

( 43 ) 

(-) 

(-) 

225 

Kachelöfen, Baukeramik und sonstige 
feinkeramische Erzeugnisse 

51 75 10 und 51 89 00 

1 

7 





( 2 ) 

(?) 

(-) 

(-) 

226 

Keramische Schleifscheiben und andere 
Schleifmittel 

51 91 11 und 51 95 99 

2 

2 





( 2 ) 

( 2 ) 

(-) 

(-) 

227 

Tafelglas gefärbt und sonstiges Spezial- 
Flachglas 

52 11 42, 43 und 99 

3 

34 

j 




( 3 ) 

(34) 

(-) 

(-) 

228 : 

! 

Konservenglas, Haushalts- und Wirtschafts- 
glas, gepreßtes Bleikristall, weiße Flaschen 

52 21 14, 21, 22, 23, 42, 45 und 49 

4 

858 





(4) 

( 803 ) 

(-) 

(-) 

229 

Hohlglas für Laboratorien und Krankenpflege 
52 21 55 

2 

2523 





( 2 ) 

(2523) 

(-) 

(-) 

230 

Einkoch-Thermometer, Isolierflasdien und 
-gefäße 

52 31 13 und 20 

2 

3 

1 

2 



( 2 ) 

( 2 ) 

(1) 

( 2 ) 

231 

Sperrholzplatten 

53 61 80 

3 

6 





( 3 ) 

( 5 ) 

(-) 

(-) 

232 

Bauelemete aus Holz 

54 1 1 90 

1 

64 





( 1 ) 

( 64 ) 

(-) 

(-) 
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Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Lfd. 

Nr. 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

31. Dezember 1963^) 

Stand: 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 


233 

Wohn- und Schlafzimmermöbel 

54 21 10 und 20 



2 

456 



(-) 

(-) 

(1) 

(262) 

234 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz 

54 22 10, 21, 36, 48, 49, 55 und 70 

3 

537 

2 

70 



(3) 

(537) 

1 

(59) 

235 

Büromöbel aus Holz 

54 23 12, 13, 14, 15 und 19 

2 

39 

(1) 

45 



(2) 

(44) 

(1) 

(48) 

236 

Wandverkleidungen aus Holz 

54 24 40 

1 

4 





(1) 

(4) 

(-) 

(-) 

237 

Musikschränke und -frühen für Rundfunk- und 
Fernsehempfangsgeräte, Plattenspieler und 
-schränke 

54 26 15 

1 

7 





(1) 

(7) 

{-) 

(-) 

238 

Stiele und Rundstäbe aus Holz 

54 43 00 

1 

13 

_ 




(1) 

(13) 

(-) 

(-) 

239 

Tabakpfeifen 

54 47 51 

1 

41 

_ 




(1) 

(41) 

(-) 

(-) 

240 

Haushaltartikel aller Art aus Holz 

54 49 00 

1 

4 





(1) 

(5) 

(-) 

(-) 

241 

Zeichen- und Malgeräte 

54 51 40 


_ 

1 

2 



(-) 

(-) 

(1) 

(2) 

242 

Pinsel, Bürsten und Besen 

5466 11, 39, 41, 47, 49, 51, 55, 60, 66 und 81 

19 

114 

5 

21 



(18) 

(112) 

(5) 

(16) 

243 ! 

Linters, gebleicht 

55 29 00 

1 

2 





(1) 

12) 

(-) 

(-) 

244 

Holzfreies Schreibpapier 

55 32 65 

2 

21 





(2) 

(21) 

(-) 

(-) 

245 

Toilettenpapier 1 

55 34 80 

1 

6 





(1) 

(6) 

(-) 

(-) 

246 

Fein- und Normalpapier sowie maschinenge- 
strichenes Papier 

55 39 39 und 59 

1 

14 





(1) 

(14) 

(-) 

(-) 

247 

Filterpapier 

55 39 84 

1 

809 





(1) 

(773) 

(-) 

(~) 

248 

Zellstoffwatte 

55 39 87 

1 

1 


\ 



(-) 

(-) 

(-) 

(-) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2370 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

Warenklassen und Warenarten 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 0 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen 0 

nisse 

nehmen 

nisse 

249 

Sonstiges gestrichenes Papier und Karton 

55 71 19 

3 

73 





(3) 

(73) 

(-) 

(-) 

250 

Tapeten und Tapetenborten aus Papier 

56 1 1 00 

30 

6676 





(1) 

(19) 

(-) 

(-) 

251 

Imprägniertes und gummiertes Papier 

56 15 10 und 40 

2 

5 





(2) 

(5) 

(-) 

(-) 

252 

Papierwaren für technische Zwecke 

56 15 70 

1 

8 





(t) 

(8) 

(-) 

(-) 

253 

Erzeugnisse der Lohn- und Verlagsbuch- 
binderei 

56 21 00 

1 

39 

1 

2 



(1) 

(39) 

(1) 

(2) 

254 

Geschäftsbücher, System-Buchungsmittel und 
Bürohilfsmittel 

56 25 10, 20 und 30 

1 

9 

3 

430 



(1) 

(9) 

(3) 

(428) 

25? 

Lernmittel 

56 25 30 

1 

4 





(1) 

(4) 

(-) 

(-) 

256 

Briefumschläge 

56 33 10 

1 

4 





(1) 

(4) 

(-) 

(-) 

257 

Papierausstattungen 

56 33 50 

3 

98 

2 

24 



(3) 

(98) 

(2) 

(14) 

258 

Zellstoffwattewaren und Krepp-Papierwaren 

56 34 00, 10 und 50 

15 

99 

2 

11 



(13) 

(99) 

(1) 

(8) 

259 

Siegelmarken, Etiketten 

56 35 40 



1 

124 



(-) 

(-) 

(1) 

(114) 

260 

Abplättmuster und Schnittmuster 

56 35 60 

1 

758 





(1) 

(758) 

(-) 

(-) 

261 

Abreißrollen, Einschlagpapier und sonstige 
Erzeugnisse aus Papier und Pappe 

56 36 00 und 56 39 00 

11 

65 

4 

20 



(10) 

(59) 

(4) 

(20) 

262 

überzogene Kartonagen aller Art und 
Hartpapierwaren 

56 42 50 und 56 44 00 

1 

5 





(1) 

(5) 

(-) 

(-) 

263 

Bücher 

57 13 0. 

4 

8 



264 


(4) 

(8) 

(-) 

(-) 

Kunstdruckblätter und -karten 

57 15 0. 

2 

19 






(2) 

(19) 

(-) 

(-) 
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Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Lfd. 

Nr. 

Warenklassen und Warenarten 

j 

Stand: 

31. Dezember 1963 ^) 

Stand: 

31. Dezember 1963 ^) 


1 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

I 

Unter- | Erzeug- 
nehmen ") ! nisse 

1 


265 

Sonstige Druckereierzeugnisse 

57 16 0. 

3 

123 





(3) 

(123) 

(-) 

(-) 

266 

Kunststoffteile für den dentalen Bedarf, für 
Feinmechanik und Optik 

58 14 33, 35, 80, 85, 92 und 99 

5 

38 





(5) 

(38) 

(-) 

(-) 

267 

Konfektionsmaterial aus Kunststoffen 

58 17 16, 31, 51, 70, 79, 80 und 91 

12 

400 

2 

5 



(12) 

( 371 ) 

( 2 ) 

(3) 

268 

Verpackungsmittel aus Kunststoffen 

58 25 14, 36, 46, 61, 66, 81, 91 und 96 

5 

68 

2 

2 



(5) 

(68) 

( 2 ) 

(2) 

269 

Schaumstofferzeugnisse 

58 31 54, 58 und 99 

5 

43 


_ 



(4) 

( 35 ) 

(-) 

(-) 

270 

Kunststofferzeugnisse für den Haushalt und 
täglichen Bedarf 

58 42 14, 24, 30, 31, 34, 39, 54, 80, 84 und 94 

12 

744 

4 

9 



(11) 

(706) 

(4) 

( 6 ) 

271 

Schläuche und Profile aus Kunststoff 

58 51 21, 24, 27 und 97 

5 

37 

1 

1 



(5) 

( 37 ) 

(1) 

( 1 ) 

272 

Fußbodenbeläge aus Kunststoff 

58 55 21 

1 

3 


_ 



(1) 

(3) 

(-) 

(-) 

27.3 

Plastikfolien 

58 73 91 und 95 

1 

1 





(1) 

(1) 

(-) 

(-) 

274 

Möbel und Möbelteile, Badewannen, Wasch- 
becken u. ä. aus Kunststoff 

58 75 44 und 54 

1 

31 





(1) 

( 35 ) 

(-) 

(-) 

275 

: Dekorationsartikel und sonstige Kunststoffteile 
58 75 85, 91, 94 und 99 

4 

! 

12 

1 

6 



(4) 

(12) 

(1) 

(6) 

276 

^ Magnettonbänder (unbespielt) 

1 58 75 7. 



2 

116 


1 

(-) 

(-) 

(2) 

( 130 ) 

277 

Personenwagendecken 

59 12 51 

10 

2244 




1 

( 10 ) 

(2018) 

(-) 

(-) 

278 

Personenwagenschläuche 

59 12 54 

10 

391 





( 10 ) 

(386) 

(-) 

(-) 

279 

Kraftrad- und Personenwagenbänder 

59 12 70 

2 

2 





(2) 

(2) 

(-) 

(-) 

280 

Lastwagendecken 

59 13 11 und 21 

10 

1403 





( 10 ) 

(1326) 

(-) 

(-) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Ltd. 

\'/ a r c 11 k 1 a s s c n und W a r e n a r t e n 

Stand: 

Stand: 

Nr. 

31. Dezember 1963 ') 

31. Dezember 1963 9 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen -) 

nisse 

nehmen -) 

nisse 

281 

Lastwagens chläuchc 






59 13 14 und 24 

10 

486 

— 

— 



(10) 

(483) 

(-) 

(-) 

282 

Ackei Schlepper- und Ackermaschincndocken 

59 13 31 und 41 

8 

526 





(8) 

(508) 

(-) 

(-) 

283 

Ackerschlepper- und Ackermaschinenschläuche 
59 13 34 und 44 

8 

360 





(8) 

(353) 

(-) 

{-) 

284 

Industriekarren- und Schubkarrendecken 

59 13 51 und 61 

6 

61 





(6) 

(60) 

(-) 

(-) 

285 

Industriekarren- und Schubkarrenschläuche 

59 13 54 und 64 

6 

49 





(6) 

(49) 

(-) 

(-) 

286 

Ackerwagendecken 

59 13 71 

7 

61 





(7) 

(61) 

(-) 

(-) 

287 

Ackerwagenschläuche 

59 13 74 

6 

50 





(7) 

(58) 

(-) 

(-) 

288 

Lastwagen- und sonstige Reifenbänder 

59 13 81 und 89 

10 

224 





(10) 

(224) 

(-) 

(-) 

289 

Reifenzubehör und Kleinflickzeug 

59 19 10 

1 

226 





(1) 

(226) 

(-) 

(-) 

290 

Maschinenschnüre und -schlauche 

59 21 10 1 

1 

4 

i 




(1) 

(4) 

(-) 

(-) 

291 

Andere Schläuche 

59 21 20 

4 

255 





(4) 

(255) 

(-) 

(-) 

292 

Falzdoseiiringe, Einkochringe und 
Süßmostkappen 

59 21 32, 33 und 35 

3 

14 





(3) 

(14) 

(-) 

(-) 

293 

Treibriemen 

59 21 40 

1 

2 





(1) 

(2) 

(-) 

(-) 

294 

Keilriemen 

59 21 50 

8 

4568 





(8) 

(4568) 

(-) 

(-) 

295 

Fußboden- und Wandbelag sowie sonstige 
technische Freihand- und Formartikel 

59 21 93 und 99 

1 

4 

14 

1 

1 



(4) 

(14) 

(1) 

(1) 

296 

Chirurgische Weichgummi waren 

59 22 10, 31, 32, 34 und 55 

6 

35 

1 

1 



(4) 

(32) 

(1) 

(1) 

297 

Gummibällc und Innenblasen für Bälle 

59 22 71 

2 

3 



_ 



(-) 

{-) 

(-) 

(-) 
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Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


LM. 

Nr. 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 Ü 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 Ü 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

298 

Gummipuppen und deren Teile 






59 22 75 

1 

138 



— 



(2) 

(154) 

(-) 

(-) 

299 

Sonstige Spielwaren aus Gummi 






59 22 79 

2 

223 

— 

— 



(3) 

(259) 

(-) 

(-) 

300 

Gummierte Stoffe 






59 25 00 



— 

1 

6 



(-) 

(-) 

(1) 

(6) 

301 

Sonstige Konfektionsartikel und Weichgummi- 






waren 






59 26 90, 59 27 30 und 90 

3 

4 

1 

3 



(3) 

(5) 

(1) 

(3) 

302 

Hochdruckdichtungsplatten sowie Ringe, Rah- 






men und Formstücke aus It-Platten 






59 66 10 und 50 

2 

26 

1 

26 



(2) 

(24) 

(-) 

(-) 

303 

Sattler- und Feinsattlerwaren aus Leder 






62 14 40 und 70 

12 

137 

3 

14 



(11) 

(152) 

(3) 

(15) 

304 

Feintäschner- und Galanteriewaren aus Leder 






62 15 90 

4 

81 

1 

10 



(5) 

(85) 

(-) 

(-) 

305 

Feinsattler- und Feintäschnerwaren aus 






Austauschstoffen 






62 19 15, 50 und 90 

5 

41 

3 

4 



(4) 

(33) 

(3) 

(4) 

306 

Sportstiefel 






62 51 50 

— 


1 

9 



(-) 

(-) 

(1) 

(29) 

307 

Lederstraßenschuhe 






62 53 10, 30, 50 und 70 

1 

936 

5 

418 



(1) 

(2340) 

(5) 

(515) 

308 

Sandalen und Lederoberteile und sonstiges 






Schuh werk 






62 55 10 und 90 

1 

3 

1 

4 



(1) 

(3) 

(1) 

(10) 

309 

Schuhbestandteile aus Leder und 






Einlegesohlen 






62 59 00 

2 

59 

1 

3 



(2) 

(59) 

(1) 

(3) 

310 

Veredelte Textilien 






63 05 1 1 und 63 07 50 

2 

11 

— 

— 



(2) 

(11) 

(-) 

(-) 

311 

Bunte Maschinenstrickgarne (Kammgarn) 






63 33 61 

1 

2 



— 



(1) 

(2) 

(-) 

(-) 

312 

Nähgarn (Hanf) 






63 35 32 

3 

6 



— 



(3) 

(6) 

(-) 

(-) 

313 

Näh- und Stopfmittel, Handstridc- und 






Handarbeitsgarn 






63 38 11 bis 75 

12 

263 

3 

11 



(13) 

(269) 

(2) 

(9) 


144 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksache IY/2370 


Lfd. 

Nr. 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 ^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 h 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

314 

Verbandmittei, Mull und Watte 






63 51 11 und 30 

4 

21 

1 

1 



(3) 

(16) 

(1) 

(1) 

315 

Bänder, Gurte, Flechtartikel, Posamenten- 






artikel aller Art 






63 52 11, 15, 51, 55 und 90 

6 

408 

1 

4 



(6) 

(429) 

(-) 

(-) 

316 

Schnüre, Bindfaden und Kordeln 






63 53 50 

3 

161 

— 

. — . 



(3) 

(161) 

(-) 

(-) 

317 

Spinnstoffwaren der Grobgarnindustrie und 






sonstige Spinnstoffwaren 






63 58 00 und 63 59 00 

4 

35 

— 

— 



(4) 

(35) 

(-) 

(-) 

318 

Fertiggewebe für Bekleidung und Leibwäsche 






63 72 28, 29, 61 und 71 

2 

11 

2 

7 



(2) 

(11) 

(1) 

(5) 

319 

Futterstoff 






63 72 44, 45 und 46 

1 

3 

— 

— 



(-) 

(-) 

(-) 

(-) 

320 

Haus-, Bett- und Tischwäschestoff sowie Frot- 






tiergewebe und Dekorationsstoff aus sonsti- 






gern Material 






63 73 11, 19, 21 und 89 

10 

509 

8 

302 



(11) 

(347) 

(7) 

(139) 

321 

Schlaf- und Reisedecken 






63 74 11, 12 und 15 



— 

1 

4 



(-) 

(-) 

(1) 

(4) 

322 

Samt und Plüsch aus Baumwollgespinst 






63 76 1 1 

1 

2 

— 

— 



(1) 

f2) 

(-) 

(-) 

323 

Teppiche 






63 78 11, 12, 14 und 19 

5 

193 

3 

38 



(5) 

(187) 

(2) 

(31) 

324 

Kaschiertes Gewebe 






63 78 50 

2 

23 

— 

— 



(1) 

(21) 

(-) 

(-) 

325 

Sonstiges Gewebe 






63 79 10 und 81 

1 

50 

— 

— 



(1) 

(50) 

(-) 

(-) 

326 

Undichte Vorhangstoffe 






63 81 99 

1 

15 

— 

— 



(1) 

(15) 

(-) 

(-) 

327 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für 






Männer 






63 93 11, 14, 17 und 19 

4 

404 

1 

2 



(3) 

(469) 

(1) 

(2) 

328 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für 






Frauen und Mädchen 






63 93 31, 32, 33, 34, 37 und 39 

8 

547 

2 

216 



(9) 

(714) 

(2) 

(219) 

329 

Oberbekleidung für Kleinkinder und Erstlings- 






bekleidung (gewirkt oder gestrickt) 






63 93 50 und 71 

4 

204 

1 

10 



(4) 

(70) 

(1) 

(1) 
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Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 



Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 


' Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

1 stand; 

Stand: 

Nr. 

W a r e n k 1 a s s e n u n d W a r c n a r t c n | 31 , Dezember 1963 ') 

31. Dezember 1963 h 


1 1 

i Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 


nehmen 

nisse 

nehmen “) 

nisse 


330 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für 
Männer und Knaben 

63 95 11, 15, 17 und 19 

17 

1281 

5 

355 



(20) 

(1439) 

(5) 

(347) 

331 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für 

Frauen und Mädchen 

63 95 51, 54, 57 und 59 

32 

4838 

6 

234 



(34) 

(4428) 

(5) 

(194) 

332 

Herrenstrümpfe und Socken 

63 97 14 und 17 

10 

271 

6 

46 



(13) 

(499) 

(4) 

(38) 

333 

Knaben- und Mädchenstrümpfe und -Söckchen 
63 97 41 und 49 

5 

67 

2 

69 



(5) 

(95) 

(1) 

(58) 

334 

Frauenstrümpfe 

63 97 71, 72, 74, 75, 76, 77 und 78 

32 

1036 

7 

68 



(32) 

(1108) 

( 3 ) 

(5) 

335 

Bade-, Strand- und Sportbekleidung und 
sonstige Wirk- und Strickwaren 

63 99 40, 51, 55, 59 und 90 

7 

529 

5 

46 



(8) 

(568) 

(3) 

(30) 

336 

Oberbekleidung für Männer und Knaben 

64 11 30 

1 

10 

1 

2 



(-) 

(-) 

(1) 

(10) 

337 

Oberbekleidung für Frauen und Mädchen 

64 12 30 und 50 



2 

29 



(-) 

(-) 

(2) 

(29) 

338 

Sport-, Strand- und Badebekleidung 

64 16 60, 70, 80 und 90 

9 

649 





(8) 

(1072) 

(-) 

(-) 

339 

Lederkopfbedeckungen 

64 17 60 


_ 



_ 



(1) 

( 3 ) 

(-) 

(-) 

340 

Leibwäsche für Männer und Knaben 

64 21 10, 20 und 90 

5 

42 

6 

15 



(3) 

(5) 

(5) 

(12) 

341 

Leibwäsche für Frauen und Mädchen 

64 23 10, 20, 50 und 90 

7 

965 

1 

3 



(6) 

(501) 

(1) 

( 3 ) 

342 

Mieder, medizinische Leibbinden u. ä. 

64 25 10, 30, 50 und 90 

12 

831 

2 

13 



(11) 

(819) 

(1) 

(5) 

343 

Haus-, Bett- und Tischwäsche 

64 27 10, 21, 25, 70 und 90 

4 

98 

2 

19 



(2) 

(12) 

(2) 

(19) 

344 

Kopfbedeckungen für Männer und Knaben 

64 31 13, 15, 17 und 51 

11 

75 

1 

11 



(11) 

(54) 

(1) 

(11) 

345 

Kopfbedeckungen für Frauen und Mädchen, 
sonstige Kopfbedeckungen 

64 35 51 und 64 39 00 

1 

7 





(2) 

(9) 

(-) 

(-) 
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Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

Nr. 


Stand: 

Stand: 

Warenklassen und Warenarten 

31. Dezember 1963 ^) 

31. Dezember 1963 h 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen -) 

nisse 

nehmen -) 

nisse 

346 

Hosenträger, Ärmelhalter, Sockenhalter 

64 44 30, 50 und 70 

2 

20 

1 

4 



(2) 

(20) 

(1) 

(4) 

347 

Taschenschirme für Damen und Herren 

64 47 40 und 50 

4 

93 







(4) 

(114) 

(-) 

(-) 

348 

Sonstiges Bekleidungszubehör 

64 49 90 

4 

20 

_ 





(5) 

(24) 

(-) 

(-) 

349 

Steppdecken, Reformunterbetten und 
verwandte Artikel 

64 54 12, 60 und 90 



1 

144 



(-) 

(-) 

(1) 

(144) 

350 

Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 

68 11 12 bis 79 

25 

129 

16 

73 



(24) 

(127) 

(15) 

(71) 

351 

Nährmittel 

68 13 10 bis 90 

62 

963 

20 

184 



(60) 

(864) 

(17) 

(103) 

352 

Stärke und Kartoffeltrocknungserzeugnisse 

68 15 11 bis 59 

12 

33 

3 

3 



(10) 

(33) 

(3) 

(3) 

353 

Brot, Pumpernickel, Knäckebrot usw. 

68 17 11 

13 

207 

55 

845 



(9) 

(188) 

(47) 

(694) 

354 

Kleingebäck und Feingebäck 

68 17 15 und 50 

12 

34 

26 

263 


i 

(12) 

(32) 

(23) 

(224) 

355 

Verbrauchszucker und Kandis 

68 21 30 und 50 

3 

27 

2 

9 



(2) 

(18) 

(1) 

(?) 

356 1 

Verarbeitetes Obst und Gemüse 

68 24 1 1 bis 59 

31 

807 

20 

228 



(29) 

(740) 

(10) 

(138) 

357 

Obstpektin 

68 24 95 und 99 

3 

8 





(3). 

(8) 

(-) 

(-) 

358 

Süß waren: Dauerbackwaren 

68 27 11 bis 19 

17 

818 

12 

142 



(17) 

(806) 

(9) 

(133) 

359 

Kakaoerzeugnisse 

68 27 21 bis 29 

22 

66 

6 

12 



(22) 

(64) 

(3) 

(3) 

360 

Massive Schokolade 

68 27 31 

32 

734 

11 

95 



(31) 

(705) 

(4) 

(35) 

361 

Gefüllte Schokolade 

68 27 33 

23 

203 

8 

45 



(21) 

(201) 

(4) 

(23) 

362 

Pralinen 

68 27 35 

23 

1013 

5 

49 



(22) 

(955) 

(5) 

(58) 
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Drucksache IV/2370 


Deutscher Bundestag — ■ 4. Wahlperiode 




Zahl der bestehenden 

Zahl der bestehenden 



Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

Lfd. 

Nr. 


Stand: 

Stand: 

Warenklassen und Warenarten 

31. Dezember 1963 0 

31. Dezember 1963 0 



Unter- 

Erzeug- 

Unter- 

Erzeug- 



nehmen 

nisse 

nehmen 

nisse 

363 

Schokoladenerzeugnisse sonstiger Art 

68 27 39 

10 

194 

7 

150 



(9) 

(127) 

(5) 

(133) 

364 

Karamellen, Kaugummi, Dragees, Fondant u. ä. 
68 27 41 bis 48 

20 

238 

15 

243 



(15) 

(237) 

(12) 

(237) 

365 

Rohmassen, Kunsthonig, Eispulver, Speiseeis 

68 27 49 bis 67 

8 

25 

14 

136 



(8) 

(25) 

(14) 

(130) 

366 

Bearbeitete und entrahmte Milch, Weich- und 
Frischkäse, sonstige Milcherzeugnisse 

68 31 11 bis 99 

6 

12 

6 

24 



(6) 

(16) 

(4) 

(12) 

367 

Dauermilch und Milchpräparate 

68 35 11 bis 70 

14 

97 

7 

41 



(12) 

(90) 

(6) 

(26) 

368 

Rohe öle, Speiseöle zum Verbrauch 

68 41 11 und 40 

8 

16 






(8) 

(15) 

(-) 

(-) 

369 

Margarine 

68 44 10 

10 

29 

1 

1 



(10) 

(26) 

(-) 

(-) 

370 

Platten- und Kunstspeisefette 

68 44 50 

3 

6 

__ 





(3) 

(6) 

(1) 

(11) 

371 

Fleisch und Fleischwaren 

1 68 51 10 und 39 

1 

4 

4 

42 



(1) 

(4) 

(2) 

(39) 

372 

Wurstwaren 

68 51 31 

1 

4 

3 

33 



(1) 

(4) 

(-) 

(-) 

373 

Fleisch-, Wurst- und Mischkonserven, Fleisch- 
salate und -extrakte 

68 51 51, 54, 57, 71 und 75 

12 

166 

7 

240 



(9) 

(129) 

(3) 

(34) 

374 

Marinaden, Ölpräserven, Fischkonserven und 
sonstige Fischerzeugnisse ^ 

68 55 21, 22, 24 und 29 

10 

156 

4 

25 



(10) 

(142) 

(2) 

(17) 

375 

Tiefgefrorene Fische und sonstige Erzeugnisse 
aus Fischen, Schal- und Krustentieren 

68 55 25 und 29 



5 

37 



(-) 

(-) 

(4) 

(30) 

376 

Kaffeemittel 

68 61 10 bis 90 

5 

21 

3 

12 



(5) 

(22) 

(3) 

(13) 

377 

Kaffee und Kaffee-Extrakte 

68 65 10 und 40 

19 

360 

10 

88 



(19) 

(344) 

(7) 

(67) 

378 

Tee und teeähnliche Erzeugnisse 

68 65 71 und 75 

22 

304 

6 

57 



(21) 

(287) 

(5) 

(45) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2370 


Lfd. 

Nr. 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 Ü 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 Ü 

Lfnter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

379 

Vollbier 






68 71 51 und 55 

6 

16 

1 

1 



(6) 

(19) 

(1) 

(1) 

380 

Backhefe und sonstige Hefe 






68 73 51 und 58 

2 

2 

3 

3 



(2) 

(2) 

(-) 

(-) 

381 

Spirituosen-Geschenkpackungen 






68 75 00 

9 

53 

2 

6 



(9) 

(49) 

(-) 

(-) 

382 

T rinkbr anntweine 






68 75 10, 30, 50 und 90 

54 

777 

29 

342 



(48) 

(766) 

(17) 

(163) 

383 

Liköre 






68 75 70 

31 

592 

20 

356 



(31) 

(597) 

(11) 

(120) 

384 

Verarbeitete Weine: 






Geschenkpackungen (Weine) 






68 77 00 

3 

13 

— 

— 



(2) 

(10) 

(-) 

(-) 

385 

Dessertweine 






68 77 11 

28 

144 

11 

32 



(28) 

(139) 

(6) 

(13) 

386 

Traubenschaumweine 






68 77 15 

13 

216 

5 

48 



(12) 

(207) 

(2) 

(26) 

387 

Weinähnliche Getränke 






68 77 50 

3 

3 

— 

— 



(3) 

(3) 

(-) 

(-) 

388 

Mineralbrunnen und Limonaden 






68 79 10, 50 und 80 

2 

4 

2 

4 



(2) 

(4) 

(-) 

(-) 

389 

Essig und Essenzen 






68 81 10 und 51 

9 

33 

2 

2 



(9) 

(30) 

(2) 

(2) 

390 

Senf und Mayonnaise 






68 81 30 und 60 

7 

46 

2 

8 



(7) 

(43) 

(1) 

(2) 

391 

Grundstoffe für alkoholfreie und alkoholische 






Getränke 






68 81 55 

2 

62 

1 

1 



(2) 

(62) 

(1) 

(1) 

392 

Gewürze 






68 81 70 

4 

144 

— 

— 



(5) 

(174) 

(-) 

(-) 

393 

Mischfutter und sonstige Futtermittel 






68 91 71, 72 und 90 

5 

26 

2 

27 



(4) 

(26) 

(2) 

(20) 

394 

Zigaretten 






69 11 00 

14 

167 

— 

— 



(14) 

(157) 

(-) 

(-) 

395 

Rauchtabak 






69 71 11 und 15 

2 

67 

— 

— 



(2) 

(59) 

H) 

(-) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Lfd. 

Nr. 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 0 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

31. Dezember 1963 0 

Unter- 
nehmen 0 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

396 

Küken 






78 15 00 

2 

2 

— 

— 



(2) 

(2) 

(-) 

(-) 

397 

Honig 






78 17 00 

7 

34 

1 

13 



(7) 

(35) 

(1) 

(13) 

398 

Saaten- und Pflanzgut 






78 58 00 

10 

92 

1 

1 



(10) 

(76) 

(2) 

(245) 




159 112 


23 130 


Insgesamt 


(161 739) 


(20 817) 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2370 


Tabelle E 


IV. Lizenzverträge 

Zusammenfassende Übersicht über Anträge nach § 20 Abs. 3 — auch in Verbindung mit § 21 — 

a) beim Bundeskartellamt 




Sach stand 

GegGnstand der Verträge 

Zahl der 

rechtliche 

Erlaubnis 

erteilt 

Eildubiiis abgelelint 


Verträge 

und Wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Rechtsmittel 

eingelegt 

unanfechtbar 

geworden 

zurück- 

genommen 

Patente 

97 

53 

30 

— 

— 

14 

c 


97 

41 

t 

37 

— 

— 

0 

19 

Betriebsgeheimnisse 

34 

1 

27 

— 

. — 

6 


5 

— 

1 

— 

— 

3 


39 

2 

28 

— 

— 

9 

Gebrauchsmuster 

1 

1 

— 



— 

1 

1 

Sortenschutzrechte 

— 

— 

— 

■ — , 

— 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


132 

54 

57 

1 



21 


5 

— 

8 

. — 

_ 

8 


13? 

43 

65 

— 

— 

29 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Patente 

1 

1 


1 

1 

— 

— 

— 

Betriebsgeheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gebrauchsmuster 

— 

— 

— 

— 

— 

*■ — ■ 

Sortenschutzrechte 

— 

■ — ■ 

— 

— 

— 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 

— 

— 

— 


. — 


1 

1 



1 

1 








151 








Drucksache IV/ 2370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Tabelle F 


Nach Wirtschaftszweigen aufgegliederte Übersicht 
über Anträge nach § 20 Abs. 3 — auch in Verbindung mit § 21 — 

a) beim Bundeskartellamt 


i 1 

Sachstand 

Gegenstand 
der Verträge 

Zahl der 
Verträge 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis abgelehnt 

zurück- 

genom- 

men 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 
Nr. im Bundes anzeiger 
im Berichtszeitraum 

Rechts- 

mittel 

-eingelegt 

unan- 

fechtbar 

geworden 


Steine und Erden 



2 

1 

— 

— 

— 

1 


Patente 

— 

— 

— 

— 

— 


— 


2 

1 

' — 

' — 

— 

1 



Erzeugr 

Patente 

lisse der 2 

1 

1 

iiehereien 

und Kalt\ 

1 

1 

valzwerke 

und der 5 

5tahlverfoi 

rmung 

Patente 

1 1 

1 

5 

Jtahlbauer: 

1 

1 

Zeugnisse 

— 

— 

— 


Maschinenbauerzeugnisse 



66 

47 

13 



— 

6 

54/63 BAnz. Nr. 169 

Patente 

— 

— 

6 

— 

■ — 

2 

vom 


66 

39 

19 



8 

11. September 1963; 
65/63 BAnz. Nr. 190 

vom 

10. Oktober 1963; 
74/63 BAnz. Nr. 204 

vom 

30. Oktober 1963; 
75/63 BAnz. Nr. 204 

vom 

30. Oktober 1963; 
76/63 BAnz. Nr. 204 
vom 

30. Oktober 1963; 
77/63 BAnz. Nr. 204 

vom 

30. Oktober 1963 



5 

— 

3 

1 

— 

2 


Betriebsgeheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


5 

— 

3 

— 

— 

2 



Elektrotechnische Erzeugnisse 


1 

1 


1 

1 


Betriebsgeheimnisse 
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Sachstand 


Gegenstand 
der Verträge 

Zahl der 
Verträge 

1 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

Erlaubnis 

Erlaubnis abgelehnt 

zurück- 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

erteilt 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unan- 

fechtbar 

geworden 

men 

Nr. im Bundesanzeiger 
im Berich tsizeitraum 


Feinmedianische und optische Erzeugnisse; Uhren 


Patente 

3 

3 

1 

2 

1 

3 

— 

— 

— 

21/63 BAnz. Nr. 68 
vom 6. April 1963 

Betriebsgeheimnisse 

1 

1 

— 

— 

— 


1 

1 

— 

Betriebsgeheimnisse 

1 

1 

Eisen-, 

Blech- un 

1 

1 

d Metallw 

^aren 

— 

— 

Patente 

2 

2 

— 

Pharmaz 

:eutika 

— 

2 

2 

— 

Betriebsgeheimnisse 

2 

1 

3 

— 

2 

2 

— 

— 

1 

1 

— 

Patente 

1 

1 

1 

1 

Kunsts 

toffe 

— 

■ — 

— 

Patente 

1 

1 

Chemis 

;di-technis( 

che Erzeuc 

pisse 

1 

1 

— 

Betriebsgeheimnisse 

12 

1 

13 

1 

1 

9 

9 

— 

— 

2 

1 

3 

— 

Patente 

Schnitth 

1 

1 

olz, Sperr] 

1 

holz und s 

onstiges b 

earbeitete 

s Holz 

1 

1 

— 

Patente 

3 

3 

Pai 

3ier- und 1 

2 

2 

?appewarc 


1 

1 

— 

Patente 

1 

1 

K 

unststoffei 

1 

1 

[Zeugnisse 



— 

— 
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Sachstand 


Gegenstand 
der Verträge 


Zahl der '^e*tlidie 

Verträge ' Erlaubnis 

^ schalt- , 

TV erteilt 

lidie 

Prüfung 


Erlaubnis 

abgelehnt 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unan- 

fechtbar 

geworden 


.. T Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 
ge om- Bundes anzeiger 

im Berichtszeitraum 


Gummi- und Asbestwaren 


Betriebsgeheimnisse 

1 

1 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 


15 

1 

Textilien 

10 1 — 


4 


Patente 

— 

— 

* — 



— 

1 

— 


15 

— 

10 

— 

— 

5 



13 

— 

11 

— 

— 

2 


Betriebsgeheimnisse 

13 

— 

11 ^ 

— 

— 

2 

— 


1 







— , 

1 


Gebrauchsmuster 



— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 

• — ■ 

— 

— 

— 

1 



Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


Betriebsgeheimnisse 


b) bei den Landeskartellbehörden 





Steine und Erden 




Patente 

1 

— 

1 

— 








1 

— 

1 


— 
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Tabelle H 


V. Wettbewerbsregeln 

Übersicht über die Anträge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 

nach § 28 Abs. 3 


a) beim Bundeskartellamt 








Sach 

stand 

Wirtschafts- und 
B'erufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbsregeln 

Akten- 

zeichen 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar ^ 

geworden ^ 5 

Rechts-mittel 
eingelegt ^ 

zu rü ck g e n o,mm en 

gelöscht 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

1. Wirtschafts- 
Vereinigung 
Ziehereien 
und Kalt- 
walzwerke 

Wettbewerbs- 

regeln 

B 5-300000- 
Y-23/61 


X 





27/60 BAnz. Nr. 43 
vom 3. März I960; 

19/61 BAnz. Nr. 34 
vom 17. Februar 1961 

2. Fachverband 
der Schäl- 
mühlen- 
industrie 
e. V. 

Wettbewerbs- 

regeln 

B 2-681 100- 
Y-224/61 

X 






87/61 BAnz. Nr. 206 
vom 25. Oktober 1961; 
Änderung: 

22/63 BAnz. Nr. 73 
vom 18. April 1963 

3. Verband der 
diätetischen 
Lebens- 
mittel-Indu- 
strie e. V. 

Grundsätze 
eines lauteren 
Wettbewerbs 

B 2-681360- 
Y-1 67/58 

X 






55/58 BAnz. Nr. 211 
vom 1. November 1958; 
Änderung: 

81/63 BAnz. Nr. 210 * 

vom 9. November 1963 

4. Haupt- 
verband der 
Deutschen 
Bauindustrie 
e. V. 

Wettbewerbs- 

regeln 

B 2-70 1000- 
Y-245/59 


X 





115/60 BAnz. Nr. 221 

vom 

15. November I960; 
Änderung: 

65/62 BAnz. Nr. 147 
vom 7. August 1962; 
Eintragung: 

28/63 BAnz. Nr. 88 
vom 11. Mai 1963 

5. Verband der 
Flüssiggas- 
Großbetriebe 
e. V. 

Wettbewerbs- 
regeln des 
Verbandes der 
Flüssiggas- 
Großvertriebe 
e. V. 

B 1-711130- 
Y-222/63 

X 






88/63 BAnz. Nr. 244 
vom 17, Dezember 1963 

6, Fachverband 
des 

Deutschen 
Linoleum- 
handels e. V. 

Wettbewerbs- 
und Schieds- 
gerichts- 
ordnung 

B 3-712610- 
Y-13/60 





X 


13/58 BAnz. Nr, 125 
vom 4. Juli 1958 

7. Zentralver- 
band des 
Kraftfahr- 
zeughandels 
und -gewer- 
bes e. V. 

Wettbewerbs- 

regeln 

B 5-712730- 
Y-36/62 


X 

teil- 

weise 


X 

teil- 

weise 



23/62 BAnz. Nr. 52 
vom 15. März 1962; 

24/63 BAnz. Nr. 84 
vom 7. Mai 1963 
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Wirtschafts- und 
Derufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbsregeln 

Akten- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Antrag 

abgelehnt 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung des 
Bundeskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

8. Bundesver- 
band des 
Deutschen 
Kohlen- 
einzel- 
handels e. V. 

Wettbewerbs- 
regeln des 
Deutschen 
Kohleneinzel- 
handels 

B 1-712880- 
Y-55/60 


X 





Antrag: 

19/59 BAnz. Nr. 76 
vom 22. April 1959; 
Antrag: 

67/59 BAnz. Nr. 211 
vom 3. November 1959; 
Eintragung: 

17/60 BAnz. Nr. 25 
vom 6. Februar 1960 

9. ADW Ver- 
band Deut- 
scherwerbe- 
agenturen 
und Wer- 
bungsmittler 
e. V. 

Berufsgrund- 
sätze für Wer- 
bungsmittler 
und Werbe- 
agenturen 

B 3-716400- 
Y-215/60 





X 


5/61 BAnz. Nr. 16 
vom 24. Januar 1961; 
(5/61) BAnz. Nr. 28 
vom 5. Februar 1961 
(Berichtigung); 

44/61 BAnz. Nr. 85 
vom 4. Mai 1961 

10. Wirtschafts- 
verband 
Versiche- 
rungsver- 
mittlung 

Wettbewerbs- 

regeln 

B 3-716620- 
Y-305/63 

X 






87/63 BAnz. Nr. 233 
vom 14. Dezember 1963 

1 1 . Ring Deut- 
scher Makler 
für Immo- 
bilien, Hypo- 
theken und 
Finanzierun- 
gen (RDM), 
Bundes- 
verband 

Wettbewerbs- 

regeln 

B 3-7 16700- 
Y- 120/62 


X 





57/62 BAnz. Nr. 124 
vom 5. Juli 1962; 

59/63 BAnz. Nr. 178 

vom 

24. September 1963 

12. Börsen- 
verein des 
Deutschen 
Buchhandels 

e. V. 

Wettbewerbs- 

regeln 

(Abschnitt III 
der Verkehrs- 
und Verkaufs- 
ordnung) 

B 4-745000- 
Y- 10/60 

X 






40/59 BAnz. Nr. 139 
vom 24. Juli 1959 

13. Verband der 
Verleger 
von Kunden- 
zeitschriften 
e. V. 

Wettbewerbs- 

regeln 

B 4-745100- 
Y- 13/60 





X 

1 

7/61 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1961; 
Änderung: 

25/62 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1962; 
Rücknahme: 

69/62 BAnz. Nr. 131 
vom 11. August 1962 


Je ein nicht bekanntgemachter Antrag aus den Wirtschaftsgruppen „Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 
Uhren" und „Chemische Erzeugnisse" ist zurückgenommen worden. 

Je ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus den Wirtschaftsgruppen „Elektrotechnische Erzeug- 
nisse" und „Einzelhandel" vor. Sie befinden sich in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 


156 




Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/2370 


b) bei den Landeskartellbehörden 


1 

Akten- 

zeichen 


Sachstand 

Wirtschafts- und 
Beruf svereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbsregeln 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

Ant 

abgel 

(Ti 

'S “ 

£ M 

ö 9 

2 ^ 

Ö <D 
tj) 

Rechtsmittel g'jg 

eingelegt ^ 

ö 

01 

B 

H 

0 

Ö 

01 

(-1 

0 

N 

gelöscht 

Bekanntmachung des 
Bundcskartellamtes 

Nr. im Bundesanzeiger 

14. Bund Deut- 
scher Fliesen“ 
geschälte — 
Landes- 
verband 
Rheinland 
Westfalen 
e. V. 

Wettbewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2 - 73 - 
16/8 


X 

\ 




2/61 BAnz. Nr, 84 
vom 3. Mai 1961; 

2/62 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1962 

15. Verband der 
Brauereien 
von Nieder- 
sachsen e. V. 

Wettbewerbs- 

regeln 

Nieder- 

sachsen 

I/l (PK) b- 
22.22 


X 





Antrag: 

1/62 BAnz. Nr. 55 
vom 20. März 1962; 
Antrag: 

1/63 BAnz. Nr. 149 
vom 14. August 1963; 
Eintragung: 

2/63 BAnz. Nr. 214 

vom 

15. November 1963 
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Tabelle J 


VI. Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 


Verfahren vor dem Bundeskartellamt 




Sachstand 




Verfügung 
der Kartellbehörde 

Verfahren eingestellt 


Grundlegende 

Zahl der 

rechtliche 





an Landes- 





Bestimmung 

Verfahren 

und Wirt- 



nachdem 


kartell- 


schaftliche 

Prüfung 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

beanstan- 

deter 

Mißbrauch 

abgestellt 

aus 

anderen 

Gründen 

Behörde 

abgegeben 


§ 11 

5 

8 

13 

2 

— 

1 

— 

2 

A 

— 


6 

— 

1 

— 

4 

6 

■ — 

§ 12 

44 

9 

— 

— 

12 

23 




6 

— 

— 

— 

1 

2 

. — 


50 

12 

— 

— 

13 

25 

— 

§ 17 

563 *) 

197 

11 

2 

108 

245 S) 




1192) 

— 

1 

. — 

24 

55 

— 


682 

237 

12 

1 

132 

300 

— 

§ 18 

102 

28 

1 

1 

12 

54 

6 


26 


— 

— 

2 

18 

3 


128 

31 

1 

1 

14 

72 

9 

§ 20 

4 



— 



3 

1 



Abs. 3 

4 

— 

— 


3 

1 

— 

§ 21 

— 

— 



— 


— 

§ 22 

76 

20 

— 

— 

8 

48 




15 

— 

— 

• — 

1 

15 

— 


91 

19 

— 

— 

9 

63 

— 

§ 102 

76 

1 

— 

— 

— 

75 



Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 

und 3 

76 

1 

— 

— 

— 

75 

— 

§ 104 in Ver- 

70 

29 

— 

— 

6 

32 

3 

bindung mit 

— 

— 

— 

■ — 

1 

1 


§ 99 Abs. 2 

70 

27 

— 

— 

7 

33 

3 

§ 104 in 

10 

0 

— 

— 

— 

2 

2 

Verbindung 

1 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

mit § 100 

11 

5 


— 

2 

2 

2 

§ 104 in 1 

9 

2 

— 

. — 

. — 

1 

6 

Verbindung 

1 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

mit § 103 

10 

1 

— 

■ — 

— 

3 

6 


959 

294 

12 

4 

149 

483 

17 


176 

— 

1 

— 

31 

97 

3 


1 135 

339 

13 

3 

180 

580 

20 


davon 17 Antragsverfahren 
davon 10 Antragsverfahren 

®) davon 3 unter Zurückweisung eines Antrages nach § 17 
h davon 2 unter Zurückweisung eines Antrages nach § 17 
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Tabelle K 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




Sachstand 


Zahl 


Verfügung 
der Kartellbehörde 

Verfahren 

eingestellt 

abgegeben 


rechtliche 







Grundlegende 







der 

und Wirt- 



nachdem 




Bestimmung 

Ver- 

fahren 

schaft- 

liche 

Prüfung 

unan- 

fechtbar 

geworden 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

bean- 

standeter 

Miß- 

brauch 

abgestellt 

aus 

anderen 

Gründen 

an andere 
Landes- 
kartell- 
behörde 

an 

Bundes- 

kartell- 

amt 

§ 11 

5 

5 

— 

— 

— 


5 

5 

— 

— 

§ 12 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

§ 18 

51 

9 

— 



16 

24 



2 


12 

— 

— 

— 

3 

12 

. — 

1 


63 

5 

— 

— 

19 

36 

— 

3 

§ 20 

Abs. 2 

3 

3 

— 

— 

— 

— 

3 

3 

— 

— 

§ 21 

1 

1 

i 

— 

— 

■ 

1 

1 

— 

— 

§ 22 

1 9 

/i 

i 

— 

— 

1 

5 

— 

3 

A 


13 

— 

— 

— 

1 

5 


4 

7 

§ 102 

4 







1 

3 





Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

und 3 

4 

— 

— 

— 

1 

3 

— 

— 

§ 104 

9 

4 

— 



2 

3 





in Verbindung mit 

— 

— 

— 

— 

— 

3 1 

— 1 

— 

§ 99 Abs. 2 

9 

1 

— 

— 

2 

6 

— 

— 

§ 104 

3 



— 



1 

2 





in Verbindung mit 

— 

• — 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 

§ 100 

3 

— 

— 

-- 

1 

2 

— 

— 

§ 104 

26 

8 

1 

1 

4 

IQi) 

— 

3>) 

in Verbindung mit 

15 

— 

— 

• — 

5 

2 

. — . 


§ 103 

41 

16 

1 

1 

9 

121) 

— 

3‘) 


111 

21 

1 

1 

25 

56 1) 



8‘) 


31 

— 

■ — 

• — 

8 

27 

. — 

5 


142 

22 

1 

1 

33 

73 1) 

— 

13») 


davon 1 Verfahren teilweise 
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Tabelle L 


VII. Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtsdiafts- oder 
Berufsvereinigung 




Sachstand 




Verfügung 
der Kartell- 
behörde 

Verfahren eingestellt, 
nachdem Antrag- 
steller aufgenommen 

Antrag 

abgelehnt 

d 

abgegeben 

Kartellbehörde 

Zahl der 
Anträge 
nach § 27 

rechtliche und 
wirtschaftliche 
Prüfung 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Antrag 

zurückgenomme 

an Landes- 
kartellbehörde 

an Bundes- 
kartellamt 

Bundeskartellamt 

27 

1 

28 

4 

3 

— 

4 

1 

5 

3 

— 

9 

1 

10 

4 

— 


2 

3 

1 

3 


4 

— 

Landeskartellbehörden 

18 

o 

3 

1 

— 

7 

1 

1 

2 

— 

6 

— 

— 


z 

20 

4 

1 

— 

7 

— 

6 

— 

— 
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Tabelle M 


VIIL Verfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 




Sachstand 



Ö 


Bußgeld 

festgesetzt 

Bußgeldantrag 

abgelehnt 

Verfahren 

eingestellt 

abgegeben 

Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl 

der 

Ver- 

fahren 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüf 

Bußgeldantrag 

gestellt 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsbeschwerde 

eingelegt 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsbeschwerde 

eingelegt 

nachdem bean- 
standetes Ver- 
halten aufgegeben 

aus anderen 
Gründen 

an Landes- 
karteilbehörde 

nach § 27 

Abs. 3 OWiG 

§ 1 

950 

290 

1 

— 

— 

— 



124 

482 

53 




148 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

29 

113 

8 




1 098 

287 

1 

— 

— 

1 

— 

153 

595 

61 

— 

§ 15 

126 

47 

— 

— 

— 




37 

41 

1 




13 

— 

— 

— 

— 


— 

12 

11 

4 




139 

33 

— 


— 


— 

49 

52 

5 

— 

§ 20 Abs. 1 

309 

61 

— 

— 

— 

— 



138 

110 






23 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 

23 

23 

. — 




332 

38 

— 

— 

— 

— 

— 

161 

133 

— 

— 

§ 21 

197 

7 

35 

— 

— 

— 

— 

— 

66 

95 

1 

— 


t 

204 

30 

— 

— 

— 


— 

7 

73 

5 

100 

1 

— 

§ 25 

76 

20 

— 

— 

— 





18 

32 

6 




24 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

12 

1 

— 


100 

26 

— 

— 

— 

— 

— 

23 

44 

7 

— 

§ 26 Abs. 1 

63 

17 

1 

— 

— 





14 

23 

8 




15 

— 

— 

1 

— 

— 

. — 

3 

10 

4 

— 


78 

15 


1 

— 

— 

— 

17 

33 

12 

— 

§ 26 Abs. 2 

281 

59 

— 

— 







50 

161 

11 




80 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

16 

56 

1 

■ — 


361 

66 


— 

— 

— 

— 

66 

217 

12 

— 

§ 38 Abs. 2 Satz 2 

398 

118 

— 

— 

— 





142 

127 

10 

1 


148 

— 

— ; 

— 

— 

- — 

— 

63 

42 

1 

. — 


546 

160 

1 

— 

— 

— 

— 

205 

169 , 

11 

1 

§ 39 Abs. 1 Nr. 1 

1 

1 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

■ — 

§ 39 Abs. 1 Nr. 2 

2 

1 

3 

E 

— 

1 ' — 

— 

— 

— 

2 

2 

1 

1 

— 

— 


2 403 

648 

2 

. — 

— 





■ 591 

1 071 

90 

1 


459 

— 

— 

1 

— 

1 

— 

158 

273 

19 

— 


2 862 

656 

1 

1 

— 

1 

— 

749 

1 344 

109 

1 
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Tabelle N 


Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl 
der Ver- 
fahren 

Sachstand 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

Bußgeldantrag gestellt 

Bußgeld | 

festgesetzt 

Bußgeldantrag 

abgelehnt 

Verfahren 

eingestellt 

abgegeben 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsbeschwerde 

eingelegt 

unanfechtbar 

geworden 

RechUbeschwerde 

eingelegt 

nachdem beanstan- 
detes Verhalten 
aufgegeben 

aus anderen 

Gründen 

an Bundes- 
kartellamt 

an andere Landes- 
kartellbehörde 

nach § 27 

Abs. 3 OWiG 

§ 1 

937 

69 

1 

159 

— 

55 



148 

444 

48 

5 

8 


75 

— 

— 

— 

■ — 

. — 

— 

19 

56 

6 

2 

1 


1 012 

59 

2 

159 

— 

55 


167 

500 

54 

7 

9 

§ 15 

41 

1 n 

4 


1 

— 

— 

— 

4 

c 

24 

8 

— 

— 


lU 

51 

3 


1 

— 

— 


O 

9 

D 

30 

8 

— 

— 

§ 20 Abs. 1 

302 

Q 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

108 

a. 

97 

c 

94 

— 

— 


o 

310 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0 

114 

3 

102 

94 

— 

— 

§ 21 

42 

Ä 

— 

— 

— 

— 

— 


19 

1 

14 

9 

— 

— 


4 

46 



— 

— 

— 

— 

1 

20 

o 

17 

9 

— 

— 

§ 25 

56 

9 

— 

1 

— 

— 

— 

10 

35 

1 

— 

— 


17 

, — . 

— 



— 

— 

. — 

3 

11 

1 

— 

2 


73 

8 

1 

1 

— 

— 

— 

13 

46 

2 


2 

§ 26 Abs. 1 

53 

4 

— 



_ 

— 

— 

10 

36 

3 

— 

— 


11 

— 

— . 

— 

— 

— 

• — 

4 

4 

— 

— 

■ — 


64 

7 

— 

— 

— 

— 

— 

14 

40 

3 

— 

— 

§ 26 Abs. 2 

56 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

38 

8 

— 

— 


16 

— 

. — . 

— 

— 

— 

■ — 

6 

9 

1 

— 

— 


72 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

10 

47 

9 

— 

— 

§ 38 Abs. 2 

283 

27 

— 

3 

1 

1 

• — 

97 

109 

42 

3 

— 

Satz 2 

34 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

8 

37 

2 

1 

— 


317 

12 

1 

4 

— 

1 

— 

105 

146 

44 

4 

— 

§ 39 Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nr. 1 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

• — 

— 

— 

■ — 


— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 * — 

— 

§ 39 Abs. 1 



- — 

— 

- — • 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nr. 2 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 


' 


— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


■ 




1 770 

122 

1 1 

164 

1 

56 

— 

400 

797 

213 

8 

8 


175 





1 

— 

— 

— 

52 

131 

10 

3 

3 


1 945 

95 

1 4 

165 

— 

56 

— 

452 

928 

223 

11 

11 
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Tabelle O 


IX. Rechtsmittel 

1. Verwaltungsverfahren 
Einsprüche 




Sachstand 

Entscheidende 

Kartell- 

behörde 


Einspruch 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

Einspruchs- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 


Zahl der 
Einsprüche 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

auf Grund 
veränderten 
Sachverhalts 

aus anderen 
Gründen 

anhängig 


427 

100 

109 

3 

156 

25 

34 

Bundes- 

kartellamt 

70 

12 

11 

— 

38 

13 

— 


497 i) 

112 

120 

3 

194 

38 

30 

Landes- 

39 

7 

8 

1 

23 

— 

— 

kartell- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

behörden 

392) 

7 

8 

1 

23 

— 

— 


davon 400 Einsprüche gegen Kostenentscheidungen 
2) davon 25 Einsprüche gegen Kostenentscheidungen 


Tabelle P 


Beschwerden 


Entscheidende 

Kartell- 

behörde 

Zahl der 
Beschwerden 
nach § 62 
Abs. 1 

Sachstand 

Beschwerde 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

Beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

auf Grund 
veränderten 
Sach- 
verhalts 

aus 

anderen 

Gründen 


112 

39 

16 


3 

1 

53 

Bundes- 








kartellamt 

19 

5 

13 

- — • 

1 

— 

— 


13P) 

44 

29 

— 

4 

1 

53 


4 

2 

1 




1 

Landes- 








kartell- 

— 

— 

1 

! 

— 

— 

_ 

behörden 2) 









4 

2 

2 






davon 55 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

In einem weiteren Fall wurde eine Unterlassungsbeschwerde zurückgenommen. 
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Tabelle Q 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 






Sachstand 



Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Entscheidung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

Bundes- 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

kartellamt 









1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 


7 

— 

2 

2 

— 

1 

1 

2 

Beteiligte 

2 

— 


— 

— 

1 

— 


9 

— 

2 

2 

— 

1 

4 


In einem weiteren Fall wurde eine Niditzulassungsbeschwerde vom Bundesgerichtshof zurückgenommen. 


Tabelle R 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 






Sachstand 



Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

Entscheidung 

aufgehoben 

oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 









Landes- 

kartell- 

_ 












behörden 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Beteiligte 

1 

— 

— 

— 

— 

— 



1 

— 

— 

■ — ” 

— 

— 

1 
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Tabelle S 


2. Bußgeldverfahren 


Reditsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Eingelegt durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 

Bundeskartellamt 

— 

— 

— 


■ ■ 

— 

Betroffene 








— 




Tabelle T 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 


4 

— 

1 

. — 

3 

— 

Landeskartellbehörden 

— 

— 

— 

— 


— 


4 

— 

1 

— 

3 

— 


35 

2 

24 

— 

8 

1 

Betroffene 

— 

— 

1 

— 

— 

— 


35 

2 

25 

— 

8 

— 
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X. Sonstige Zahlen und Angaben 

Während des Berichtszeitraumes sind beim Bundeskartellamt 26 800 
Eingänge und 26 946 Ausgänge gezählt worden. 

1124 Vertreter und Rechtsberater von Unternehmen und Verbänden 
suchten das Bundeskartellamt zu Besprechungen auf. 
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Organisationsplan 

des 

Bundeskartellamtes 

(Stand: Januar 1964) 


Präsident 

Dr. Günther 


Vizepräsident 

Dr. Rauschenbach 


Referat 

Verwaltung 

Regierungs- 

rat 

Schünemann 


Referat 

Recht 

Leitender 
Regierungs- 
direktor 
Dr. Koenigs 


Register 


Referat 

Internatio- 
nale Wett- 
bewerbs- 
beschrän- 
kungen 

Regierungs- 

direktor 

Winter 


Beschlußabteilungen 

1. Abteilung | 2. Abteilung 3. Abteilung 4. Abteilunig 5. Abteilung 


Bergbauliche 
Erzeugnisse, 
Mineralöl- 
erzeugnisse 
und Kohlen- 
wertstoffe, 
Steine und 
Erden, Eisen 
und Stahl (Er- 
zeugnisse der 
Hochofen-, 
Stahl- und 
Warmwalz- 
werke sowie 
der Schmiede, 
Preß- und 
Hammerwerke) , 
NE-Metalle und 
-Metallhalb- 
zeug (ein- 
schließlich Edel- 
metalle und 
deren Halb- 
zeug), Gießerei- 
erzeugnisse, 
Wasser- und 
Energie- 
versorgung 


Leder, Leder- 
waren und 
Schuhe, Texti- 
lien, Beklei- 
dung, Erzeug- 
nisse der Ernäh- 
rungsindustrie, 
Tabakwaren, 
Bauwirtschaft 
und Wohnungs- 
unternehmen, 
Bauhandwerk 
(nur Bauhaupt- 
gewerbe), Land- 
und Forstwirt- 
schaft, Garten- 
und Weinbau, 
Fischerei und 
Jagd 


Chemische 
Erzeugnisse 
einschließlich 
Düngemittel, 
Schnittholz, 
Sperrholz und 
sonstiges bear- 
beitetes Holz, 
Holzwaren 
(einschließlich 
Erzeugnisse aus i 
natürlichen ^ 
Schnitz- und 
Formstoffen), 
Holzschliff, 
Zellstoff, Papier 
und Pappe, 
Papier- und 
Pappewaren, 
Druckerei- 
erzeugnisse, 
Lichtpaus- und 
verwandte | 
Waren, Kunst- i 
stofferzeug- 
nisse, Gummi- 
und Asbest- 
waren, Hand- 
werk (ohne 
Bauhandwerk 
— nur Bau- 
haupt- 
gewerbe — ), 
Sonstige Dienst- 
leistungen, 
Freie Berufe, 
Verkehrs- und 
Fernmelde- 


Elektro- 
technische 
Erzeugnisse, 
Feinkeramische 
Erzeugnisse, 
Glas- und 
Glaswaren, 
Kulturelle 
Leistungen, 
Filmwirtschaft, 
Geld-, Bank- 
und Börsen- 
wesen, Ver- 
sicherungen, 
Lizenzverträge 
nach §§ 20 
und 21 GWB 


Erzeugnisse 
der Ziehereien 
und Kaltwalz- 
werke und der 
Stahl- 
verformung, 
Stahlbau- 
erzeugnisse, 
Maschinenbau- 
erzeugnisse, 
Landfahrzeuge 
(ohne Elektro- 
fahrzeuge), 
Wasserfahr- 
zeuge, Luftfahr- 
zeuge (ein- 
schließlich 
Flugbetriebs-, 
Rettungs-, 
Sicherheits- und 
Bodengeräte), 
Fein- 
mechanische 
und optische 
Erzeugnisse, 
Uhren, Eisen-, 
Blech- und 
Metallwaren, 
Musikinstru- 
mente, Spiel- 
waren, Turn- 
und Sportge- 
räte, Schmuck- 
waren, bearbei- 
tete Edelsteine 


Gegenüber dem Handel und Flandelshilfsgewerbe, den Genossenschaften und 
hinsichtlich der Wettbewerbsregeln richtet sich die Zuständigkeit nach den 

Wirtschaftszweigen. 

Alle Sachentscheidungen, Stellung der Anträge und Vertretung vor den OLG 
und vor dem Bundesgerichtshof in Bußgeldsachen 


Direktor 

beim 

Bundes- 

kartellamt 

Lanzenberger 


Leitender 

Regierungs- 

direktor 

Mülder 


Direktor 

beim 

Bundes- 

kartellamt 

Hertel 


Direktor 

beim 

Bundes- 

kartellamt 

Bandasch 


Direktor 

beim 

Bundes- 

kartellamt 

Kazmeyer 


Einspmchs- 

abteilung 


Alle Ent- 
scheidungen 
über Ein- 
sprüche 
gegen Ent- 
scheidungen 
der Beschluß- 
abteilungen 


Direktor 

beim 

Bundes- 

kartellamt 

Dr. Ewald 


Abteilung 

Wirtschafts- 

beobachtung 

und 

Betriebs- 

prüfungen 

NN 


Referat 1 

Grundsatz- 
und Quer- 
schnitts- 
fragen 
Oberregie- 
rungsrat 
Dr. Griesbach 


Referat 2 

Marktunter- 

suchungen 

Regierungs- 

rat 

Dr. Becker 


Referat 3 

Markt- 

beobachtung 

Regierungs- 

rat 

Dr. Bonner 


Referat 4 

Betriebe und 
Unter- 
nehmen 

Dr. Dürr- 
hammer 
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